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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in G e 
1. 


Zur Auslegung des § 104 Biff. 2 86. 


Der Vormund des wegen Geiſteskrankheit durch amts⸗ 
gerichtlichen Beſchluß vom 29. Okt. / 5. Nov. 1908 end⸗ 
mündigten Kls., der am 8. Januar 1906 mit der Beklagten 
die Ehe geſchloſſen hat, hat gegen die Bekl. Klage auf Nichtig⸗ 
erklärung der Ehe erhoben mit der Behauptung, der Kl. ſei 
ſchon zur Zeit der Eheſchließung geſchäftsunfähig geweſen. 
Die Klage iſt abgewieſen worden. 

Aus den 

Gründen 
des Berufungsurteils: 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt davon ab, ob 
der Kl. zur Zeit der Eheſchließung, Januar 1906, geſchäfts⸗ 
unfähig war, d. h. — da $ 105 Abi. 2 BGB. nicht in 
Betracht kommt — ob er ſich „in einem die freie Willens⸗ 
beſtimmung ausſchließenden Zuſtand krankhafter Störung 
der Geiſtestätigkeit “ befunden hat. 

Der in dieſer Richtung dem Kl. obliegende Beweis iſt 
nicht erbracht und nicht zu erbringen. 

1. Es mag ſein, daß der Kl. ſich ſchon zur fraglichen 
Zeit in einem „Zuſtand krankhafter Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit“ befunden hat (ganz zweifellos iſt dies vielleicht 
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nicht, ſofern das im Entmündigungsverfahren erſtattete Gut⸗ 
achten des Sachverſtändigen K. ſagt: „Nach Erledigung des 
Zivilprozeſſes Bl. — kam Frhr. v. M. nach langen Kämpfen 
wieder mehr zur Ruhe. Seine gehobene Stimmung äußerte 
ſich in Heiratsplänen. Mit ſeiner Verheiratung — beginnt 
eine neue Epoche in ſeinem Leben“). Aber nach dem klaren 
Wortlaut des Geſetzes hat ein ſolcher Zuſtand krankhafter 
Störung der Geiſtestätigkeit nur dann Geſchäftsunfähigkeit 
zur Folge, wenn er die freie Willensbeſtimmung 
ausſchließt. 

2. Das OLG. hat denn auch ſchon ausgeſprochen !): 
„Auch angeſichts des 8 104 Ziff. 2 BGB. gilt der ſchon 
früher angenommene Satz, daß nicht jede Art und jeder 
Grad von Geiſteskrankheit die Handlungsfähigkeit der be⸗ 
treffenden Perſon aufhebt“. Und es iſt weiterhin auch daran 
feſtzuhalten, daß „insbeſondere einzelne, nach beſtimmten 
Richtungen hin auftretende Wahnideen, die von der Medizin 
als Geiſteskrankheit bezeichnet werden, die Handlungsfähigkeit 
nur auf den Gebieten und in den Fällen ausſchließen, die durch 
ſie beeinflußt werden“, daß alſo nicht — wie die Medizin anzu⸗ 
nehmen geneigt iſt — eine Perſon entweder ſchlechthin handlungs⸗ 
fähig oder ſchlechthin handlungsunfähig iſt, vielmehr möglicher⸗ 
weiſe in gewiſſem Umfang, nach gewiſſen Richtungen handlungs⸗ 
unfähig, im übrigen aber handlungsfähig iſt, weil ihre freie 
Willensbeſtimmung eben nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen tft, 
ſondern nur etwa in gewiſſen Richtungen, ſoweit z. B. die 
betreffende Perſon von Zwangsvorſtellungen oder Wahn⸗ 
ideen beeinflußt wird; diesfalls iſt eben die freie Willens⸗ 
beſtimmung in den von der geiſtigen Erkrankung nicht be⸗ 
rührten Gebieten nicht — alſo nicht in vollem Umfang — 
„ausgeſchloſſen“ und daher inſoweit die betr. Perſon nicht 
handlungsunfähig ). 


1) S. Württ J. 14 ©. 60. 
) Vgl. Württ J. 4 S. 17 ff.; S. 49 ff.; RG. in Seuff A. 51 
Nr. 89; Staudinger, Komm. zum BGB. 5.6. Aufl. Anm. 4, g zu 
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Auf dieſem Standpunkt ſteht auch ein Urteil des RG. 
vom 13. April 1905), worin es ausführt: der die Ge: 
ſchäftsfähigkeit an ſich aufhebende Dauerzuſtand geiſtiger 
Störung ſetze jedenfalls voraus, daß der Kranke in ſeinem 
Denken, Wollen und Handeln infolge einer geiſtigen Anomalie, 
gleichviel auf welchem Grund ſie beruhe, nach allgemeiner 
Lebensauffaſſung auf einer ſo niedrigen geiſtigen Stufe ſtehe, 
daß ſein Handeln ſo wenig Beachtung verdiene als das eines 
Kindes unter 7 Jahren ); Geiſteskrankheiten ſeien in ihren 
verſchiedenen Formen verſchieden in ihren Wirkungen auf 
die Verſtandestätigkeit, das Willensvermögen und das Gemüt; 
bei Hyſterie (die in jenem Rechtsſtreit in Betracht kam) be⸗ 
ſchränke ſich die Trübung des Intellekts meiſt auf den Kreis 
der durch dieſes Leiden hervorgerufenen Empfindungen, Er⸗ 
regungen und Vorſtellungen; die Fähigkeit der Bekln. zur 
Beſorgung der wirtſchaftlichen Angelegenheiten ihres Haus: 
weſens, zur Ueberwachung des Geſchäftsbetriebs in Abweſen⸗ 
heit ihres Manns, ihre Bemühungen, deſſen Verhältnis mit 
einer gewiſſen Frauensperſon zu löſen und ihn zu ſeiner 
Pflicht zurückzuführen, ſowie die entſchiedene Wahrung ihrer 
Rechte als Ehefrau beweiſen, daß ſie nur auf dem Ge⸗ 
biet krank ſei, auf dem ſie durch die Treuloſigkeit ihres 
Mannes ſchwere Kränkungen erlitten und ſtarken Anreiz er⸗ 
fahren habe. | | 

3. Das Gutachten des Sachverſtändigen K. vom 6. Ok⸗ 
tober 1908, das — ſoweit es nicht von dem in Ziff. 2 dar⸗ 
gelegten rechtlichen Standpunkt abweicht — das Berufungs⸗ 
gericht ſeiner Beurteilung zu Grund legt, kommt zu dem 
Schluß: der jetzige Kl. leide an einer chroniſchen Geiſtes⸗ 
krankheit, die ſeit Jahren einen ſo hohen Grad erreicht habe, 
daß er zur Beſorgung ſeiner Angelegenheiten in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit nicht imſtand ſei. Daraus ergibt ſich nicht, daß 
5 104; Dernburg: das bürg. Recht — 3. Aufl. 8 63 II; — a. A.: 
Planck: Komm. zum BGB. 3. Aufl. Anm. 2 Abſ. 3 zu § 104. 

1) Seuff. Bl. f. RA. Bd. 70 S. 674 — 75. 
) Vgl. hiezu RG. bei Gruchot 49 S. 882. . 
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dieſer Zuſtand ſchon im Januar 1906 in gleicher Intenſität 
beſtanden hat, insbeſondere aber nicht, daß die Geiſteskrank⸗ 
heit des Klrs. ſeinen Entſchluß zur Eheſchließung oder dieſe 
ſelbſt beeinflußt hat. Das Gutachten ſpricht von dem „Miß⸗ 
trauen“, der „Selbſtüberſchätzung“ und insbeſondere von 
dem „Verfolgungswahn“ (der „Verfolgungsidee“) des Klrs. 
als den Symptomen ſeiner Geiſteskrankheit, die ſich nach 
dem Gutachten hauptſächlich in der Tatſache ſeiner Neigung 
zum Prozeſſieren und in der Art ſeines Prozeſſierens äußert. 
Auch das im Berufungsverfahren vorgelegte Gutachten des 
Med. Rats Dr. R. ſagt: das Krankheitsbild des Klrs. habe 
ſich „in intereſſanter Weiſe dem der Querulantenverrücktheit“ 
genähert. Es mag hienach vielleicht anzunehmen ſein, daß, 
ſoweit Rechtsſtreitigkeiten des Klrs. in Frage kommen, er 
ſchon ſeit Jahren von Wahnideen und Zwangsvorſtellungen 
beeinflußt war, und es mag deshalb ſeine Handlungsfähig⸗ 
keit auf dieſem Gebiet für die letzten Jahre vor der 
Entmündigung zweifelhaft erſcheinen. Daraus folgt aber 
keineswegs, daß auch die Eheſchließung des Klrs., die 
nicht in das eben bezeichnete Gebiet fiel, durch ſeine — wie 
unterſtellt wird, auch damals vorhandene — geiſtige Er⸗ 
krankung beeinflußt, daß auch auf dieſem Gebiet ſeine freie 
Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen war. 

4. Prüft man nun die Handlungsweiſe des Kls., ſoweit 
ſie ſich auf ſeine Eheſchließung bezieht, wobei namentlich die 
an ſeine nachherige Frau gerichteten Briefe in Betracht 
kommen, ſo ergibt ſich Folgendes. 

a) Der Kl. hat keine Neigungs⸗, ſondern eine Vernunft⸗ 
Heirat geſchloſſen. Man kann mit der kläg. Darſtellung 
davon ausgehen, daß ſein Hauptzweck war, einen (männ⸗ 
lichen) Erben zu erzeugen, und daß ihn dabei das Be: 
ſtreben leitete, ſein Vermögen (großenteils Fideikommißgüter) 
nicht an Seitenverwandte fallen zu laſſen. Daß in gleicher 
Weiſe nicht ſelten geiſtig völlig geſunde Perſonen verfahren, 
daß zu ſolchen oder ähnlichen Zwecken alle möglichen Mittel 
in Bewegung geſetzt werden, iſt bekannt (man denke z. B. 
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an den Kwilecki'ſchen Kindesunterſchiebungsprozeß). Aus 
den Motiven, die (anſcheinend) den Kl. bei ſeiner Ehe⸗ 
ſchließung tatſächlich geleitet haben, läßt ſich alſo auf eine 
Handlungsunfähigkeit des Kls. keineswegs ſchließen. Der 
Umſtand, daß nicht eine innige Lebensgemeinſchaft vom Kl. 
angeſtrebt geweſen ſein mag, iſt ſelbſtverſtändlich dafür nicht 
ſchlüſſig, daß der Kl. für das Weſen der Ehe in dem Maß 
kein Verſtändnis gehabt hat, daß er in dieſer Beziehung als 
handlungsunfähig zu gelten hätte: unzählige Ehen werden 
ja lediglich mit Rückſicht auf äußere Verhältniſſe, und ohne 
daß die Beteiligten eine „innige Lebensgemeinſchaft“ in der 
Ehe erwarten oder erſtreben, geſchloſſen, ohne daß es des⸗ 
halb jemandem einfällt, an der Handlungsfähigkeit der 
Betreffenden zu zweifeln. 

b) Was aber die erwähnten Briefe des Kls. an ſeine 
nachherige Frau anlangt, die einen Einblick in ſeinen da⸗ 
maligen Geiſtes⸗ und Seelenzuſtand geſtatten, ſo laſſen ſie 
in keiner Weiſe erkennen, daß ſein auf die Eheſchließung 
bezügliches Handeln durch Wahnideen, Zwangsvorſtellungen 
oder dergl. beeinflußt war; ſie geben das Bild eines eigen⸗ 
artigen, aber keineswegs unverſtändigen oder unvernünftigen 
Mannes; Intellekt, Wille und Gefühl zeigen hier keine Spur 
krankhafter Störung, die vielleicht auch damals vorhandene 
krankhafte Prozeßſucht ſpielt in keiner Weiſe herein. Niemand 
würde auf Grund dieſer — doch durch einen längeren Zeit⸗ 
raum ſich hinziehenden — Briefe und des ganzen Ver⸗ 
haltens des Kls. in feiner Ehe⸗Angelegenheit bis zur Ehe⸗ 
ſchließung auf den Gedanken kommen, man habe es hier mit 
einem Geiſteskranken zu tun, mit einem Mann, bei dem die 
freie Willensbeſtimmung zufolge krankhafter Störung der 
Geiſtestätigkeit ausgeſchloſſen ſei. (Dies wird näher darge⸗ 
legt und ſodann fortgefahren:) 

c) Laſſen aber die Motive, die Gefühlsäußerungen und 
die verſtandesmäßigen Erwägungen des Kls., ſoweit ſie ſich 
auf ſeine Eheſchließung beziehen, einen geiſtigen Defekt, ins⸗ 
beſondere eine die freie Willensbeſtimmung ausſchließende 
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Störung der Geiſtestätigkeit nicht erkennen, war vielmehr, 
wie die angeführten Schriftſtücke ergeben, zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung „die richtige Erfaſſung der Erſcheinungen der 
Außenwelt und vernunftmäßige Ueberlegung“ ), ins be⸗ 
ſondere hinſichtlich der für die Eheſchließung 
maßgebenden Verhältniſſe, ſoweit erſichtlich, 
keineswegs ausgeſchloſſen (wenn ſie auch in anderer Rich— 
tung getrübt geweſen ſein mag), ſo läßt ſich der dem Kl. 
obliegende Beweis, daß er bei ſeiner Eheſchließung geſchäfts— 
unfähig i. S. des § 104 Ziff. 2 BGB. geweſen ſei, nicht 
als erbracht anſehen, wie denn auch ſeine Geſchäftsfähigkeit 
damals von keiner Seite beanſtandet und von den Gerichten 
um jene Zeit (insbeſondere in dem Urteil des I. Zivilſenats dieſes 
OLG. vom 17. März 1905 mit eingehender Begründung) 
bejaht worden iſt. 

Urt. des III. Zivilſenats vom 7. Nov. 1911 i. S. 

v. Münch g. v. Münch. 


2. 


Mann kommt ein Schuldner in Leiſtungsverzug, der 

eine nach dem Kalender beſtimmte Friſt infolge eines 

vam Gläubiger zu vertretenden Umſtands nicht ein⸗ 
halten kann? 

Hierüber iſt in den 

Gründen 
eines Berufungsurteils geſagt: 

Es kann ſich zunächſt die Frage erheben, ob, wenn ein 
Werk zu einem nach dem Kalender beſtimmten Zeitpunkt 
abzuliefern iſt, die Fertigſtellung aber durch den Beſteller 
verzögert wird, ſich die Ablieferungsfriſt einfach um den 
Zeitraum verlängert, während deſſen der Beſteller das Werk 
verzögert hat, und ob dann die neue Lieferungszeit ebenfalls 
wieder ein Kalendertermin i. S. des § 284 Abſ. 2 BGB. 


1) Vgl. Staudin ger: Komm. zum BGB. 5./6. Aufl. Anm. 4, d 
zu 8 104. 
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iſt oder nicht ). 

Die Frage iſt zu verneinen. Es iſt nirgends im Geſetz 
beſtimmt und auch nicht aus allgemeinen Grundſätzen abzu⸗ 
leiten, daß ſich bei einer derartigen Verzögerung durch den 
Gläubiger die Leiſtungsfriſt des Schuldners um den ent⸗ 
ſprechenden Zeitraum verlängert. Das Geſetz beſtimmt viel⸗ 
mehr nur, und zwar ausdrücklich, daß der Schuldner inſo⸗ 
lange nicht in Verzug kommt, als er durch einen Umſtand 
an der Leiſtung gehindert wird, den er nicht zu vertreten 
hat. § 285 BGB. Wie lange dies der Fall iſt, iſt jeweils 
nach den obwaltenden Umſtänden zu beurteilen, es kann 
dieſer Zeitraum länger oder kürzer ſein, als die urſprüng⸗ 
lich beſtimmte Lieferungsfriſt. 

Daß aber dann bei der neuen Lieferungszeit nicht mehr 
von einem Kalendertermin im Sinne des § 284 Abſ. 2 BGB. 
die Rede ſein kann, wie auch die obenerwähnte Entſcheidung 
des RG. annimmt, ergibt ſich aus dem Ausgeführten von 
ſelbſt. Die Kommentare von Planck) und Staudinger“) 
ſind der Anſicht, daß bei einer notwendigen Mitwirkung des 
Gläubigers der Schuldner inſolange nicht in Verzug komme, 
als der Gläubiger die betreffende ihm obliegende Handlung 
nicht vorgenommen habe und daß der Schuldner dann, wenn 
der Gläubiger das Seinige getan habe, wegen des Unter⸗ 
bleibens ſeiner Leiſtung für die Zukunft von dem Zeit⸗ 
punkt an hafte, in welchem das Unterbleiben von ihm zu 
vertreten ſei, jedoch ohne daß es einer Mahnung bedürfe, 
wenn eine ſolche ſchon vorher erfolgt ſei, oder wenn eine 
Zeit nach dem Kalender beſtimmt ſei. 

Letzterer Anſicht ſcheint auch der Komm. von Reichs⸗ 
gerichtsräten (vgl. zu § 285) zu ſein. 

Auch dieſer Anſicht vermag ſich der Senat nicht in 
vollem Umfang anzuſchließen. Vielmehr erſcheint nach dem 


1) Vgl. die Entſch. des RG. vom 19. Jan. 1910 in Sörgel, Rechtſpr. 
Jahrg. 1910 zu § 284 Nr. 6, die erſteres bejaht, letzteres aber verneint. 
) 3. Aufl. zu § 284 Ziff. 7 und 7b. 

2) 5./6. Aufl. zu 8 285 Bem. 1 Abſ. 2 u. 3 u. $ 284 Bem. I. 2, c. 
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Wortlaut und Sinn des Geſetzes folgender Standpunkt ge⸗ 
rechtfertigt. | 

Wenn der Gläubiger die ihm obliegende Mitwirkung 
zur Leiſtung des Schuldners nicht zur rechten Zeit vornimmt, 
jo wird der dem Schuldner gejegie Leiſtungstermin hin⸗ 
fällig und der Schuldner kommt mit dem Eintritt des⸗ 
ſelben nicht in Verzug, ſofern ihm die Leiſtung zu dieſem 
Termin infolge der Nichtmitwirkung des Gläubigers, alſo 
eines Umſtands, den er nicht zu vertreten hat, unmöglich 
geworden iſt: §S 285 BGB. Er kommt auch in Zukunft 
inſolange nicht in Verzug, als er nach dieſem Termin die 
Leiſtung nach der Lage der Umſtände ohne ſein Verſchulden 
nicht bewirken kann. Es muß ihm eine angemeſſene Friſt 
zur Herſtellung des Werkes vergönnt werden. Vorher iſt 
ſeine Leiſtung nicht fällig. Mit dem Zeitpunkt, in welchem 
er dann ohne ſchuldhaftes Zögern die Leiſtung bewirken 
kann, wird ſie erſt fällig. Der urſprünglich beſtimmte 
Kalendertermin iſt wirkungslos geworden, wie eine vor Ein⸗ 
tritt der Fälligkeit erfolgte Mahnung wirkungslos iſt. Es 
muß alſo in einem ſolchen Fall nach Eintritt der Fälligkeit 
eine Mahnung erfolgen, um den Verzug des Schuldners 
herbeizuführen, oder es muß ein neuer Kalendertermin feſt⸗ 
geſetzt ſein, der in der Zeit nach Eintritt der Fälligkeit liegt. 

Zwiſchenurteil des III. Zivilſenats vom 21. Nov. 1911 

i. S. Mayer g. Kumpf u. Reis. 


3. 


Enthält die Klage auf Herausgabe bei Eigentums⸗ 

vorbehalt eine Rürktrittserklärung? — Unzuläſfigkeit 

des Rücktritts ſeitens des im Annahmeverzug befind⸗ 
lichen Glänbigers. 


Der Bekl. hatte am 4. Februar 1909 von den Pferde- 
händlern F. u. S. ein Pferd um 725 Mk. gekauft. Davon 
waren 350 Mk. binnen acht Tagen, der Reſt in einem 
Vierteljahr zu zahlen. Das Eigentum behielten ſich F. u. S. 
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bis zur gänzlichen Bezahlung des Kaufpreiſes vor. Nach⸗ 
dem der Bekl. die erſten 350 Mk. ſowie weitere 200 Mk. be⸗ 
zahlt hatte, traten im Mai 1910 F. u. S. ihre Forderung 
gegen den Belln. ſowie — durch Abtretung des Anſpruchs 
auf Herausgabe des Pferds — das Eigentumsrecht an dem 
Pferd dem Kläger ab. Dieſer hatte wegen einer anderen 
Forderung im Dezbr. 1909 einen Vollſtreckungstitel erw irkt, 
wegen deſſen er einen Pfändungsverſuch gemacht, jedoch das 
gepfändete Pferd — eben das obengenannte — auf Inter⸗ 
vention von F. u. S. freigegeben hatte. Nach Abtretung 
der Anſprüche von F. u. S. ging Kl. wiederum mit Pfän⸗ 
dungsverſuchen vor, welche indeſſen daran ſcheiterten, daß 
die von dem Schuldner angerufenen Gerichte annahmen, das 
Pferd gehöre zur Kompetenz. 

Die von dem Kl. im Juni 1910 erhobene Klage auf 
Herausgabe des Pferds wurde abgewieſen aus folgenden 

Gründen: 

Nach Inhalt der Vertragsurkunde vom 4. Februar 1909 
haben ſich die Verkäufer des Pferds das Eigentum bis zur 
Zahlung des Kaufpreiſes vorbehalten. In einem ſolchen 
Falle iſt gemäß § 455 des BGB. im Zweifel anzunehmen, 
daß die Uebertragung des Eigentums unter der aufſchieben⸗ 
den Bedingung vollſtändiger Zahlung des Kaufpreiſes er⸗ 
folgt und daß der Verkäufer zum Rücktritte von dem Ver⸗ 
trage berechtigt iſt, wenn der Käufer mit der Zahlung in 
Verzug kommt. Für eine abweichende Auslegung liegt im 
vorliegenden Fall kein Grund vor. Die Verkäufer ſind alſo 
bis zur Abtretung ihres Eigentumsanſpruchs an den Kl. 
Eigentümer des Pferdes geblieben und der Kl. iſt durch die 
Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe des Pferdes und 
durch die Einigung über den Uebergang des Eigentums 
gemäß § 931 in Verbindung mit $ 929 des BGB. Eigen- 
tümer des Pferds geworden. Er blieb Eigentümer des 
Pferdes, bis der Bekl. den Kaufpreis vollſtändig zahlte; mit 
vollſtändiger Zahlung des Kaufpreiſes ging gemäß § 158 
Abſ. 1 des BGB. das Eigentum auf den Bekln. über. 
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Inwieweit der Bekl. zum Beſitze des Pferds berechtigt war, 
hing von dem zwiſchen ihm und den Verkäufern beſtehenden 
Vertragsverhältnis ab. Es iſt als Vertragsabſicht der Be⸗ 
teiligten zu unterſtellen, daß der Bekl. ſolang zum Beſitze 
des Pferdes berechtigt ſein ſollte, als er ſeinen Verbindlich⸗ 
keiten aus dem Kauf nachkam oder wenigſtens ſeinerſeits 
das tat, was zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeiten erforder⸗ 
lich war. Wenn alſo der Bekl. dem Kl. als dem Rechts⸗ 
nachfolger der Verkäufer Zahlung des Kaufpreiſes ange⸗ 
boten hat, der Kl. aber im Verzuge der Annahme war, ſo 
war der Kl. nicht berechtigt, Herausgabe des Pferdes zu 
verlangen. Nun hat am 5. Auguſt 1910 der Bekl. dem 
Kl. den Betrag angeboten, der bei der Abtretung der Kauf⸗ 
preisforderung der Verkäufer an den Kl. als Reſt der Kauf⸗ 
preisſchuld des Befln. berechnet worden war. Dadurch daß 
er den Betrag nicht angenommen hat, iſt der Kl. gemäß 
§ 293 des BGB. in Verzug gekommen. 

Nur dann wäre dies nicht der Fall, wenn zur Zeit des 
Angebots des Bkln. die Verkäufer oder der Klr. bereits vom 
Vertrage zurückgetreten geweſen wären. In dieſem Fall 
wäre gemäß § 346 des BGB. der Bekl. verpflichtet, den 
Verkäufern oder dem Kl. als ihrem Rechtsnachfolger das 
Pferd zurückzugeben, für die Ueberlaſſung der Benutzung 
hätte er den Wert zu vergüten, Nutzungen, die er von dem 
Pferde gezogen hätte, hätte er nach Maßgabe des § 347 
herauszugeben oder zu vergüten, der Kl. aber als Rechts⸗ 
nachfolger der Verkäufer hätte die vom Bekln. gemachten 
Zahlungen zurückzuerſtatten und Verwendungen, die der Bekl. 
auf das Pferd gemacht hätte, nach Maßgabe des § 347 zu 
erſetzen. (Hiebei kann unterſtellt werden, daß mit der abge⸗ 
tretenen Kaufpreisforderung und mit dem abgetretenen An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe des Pferdes auch das Recht aus 
§ 455 BGB. vom Vertrag zurückzutreten, auf den Kl. über⸗ 
gegangen ſei.) Zufolge der oben angeführten Auslegungs⸗ 
regel des $ 455 war der Kl. — obwohl die Verkäufer in 
der Vertragsurkunde ſich den Rücktritt nicht vorbehalten 
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hatten — als berechtigt anzuſehen, von dem Vertrage zurück⸗ 
zutreten, wenn der Bekl. mit der Zahlung in Verzug kam. 
Dieſer Fall war eingetreten, denn der Bekl. hatte den Reſt⸗ 
kaufpreis nicht gemäß dem Vertrag bezahlt und es mußte 
ein Vollſtreckungsbefehl gegen ihn ergehen. Aber der Rück⸗ 
tritt erfolgt gemäß $ 349 durch Erklärung gegenüber dem 
anderen Teile. Eine ſolche Erklärung iſt in der Klage auf 
Herausgabe des verkauften Gegenſtands an ſich nicht zu 
finden ). Die Klage auf Herausgabe des verkauften Gegen⸗ 
ſtandes kann insbeſondere in einem Falle, wie der vor⸗ 
liegende, wo die Verkäufer ſich das Eigentum vorbehalten 
hatten, auch lediglich als Geltendmachung des Eigentums⸗ 
vorbehalt3 ſich darſtellen. 

Zwar nach $ 5 des Geſetzes vom 16. Mai 1894 be⸗ 
treffend die Abzahlungsgeſchäfte gilt es als Ausübung des 
Rücktrittsrechts, wenn der Verkäufer auf Grund des ihm 
vorbehaltenen Eigentums die verkaufte Sache wieder an ſich 
genommen hat (ob auch wenn es nicht ſoweit gekommen iſt, 
daß er ſie an ſich genommen hat, ſondern nur die Erklärung 
vorliegt, er wolle ſie wieder an ſich nehmen, iſt hier nicht 
zu unterſuchen). Aber die Vorſchriften des Abzahlungs⸗ 
geſetzes finden im vorliegenden Falle keine Anwendung, 
denn es liegt nicht der Fall vor, daß der Kaufpreis in Teil⸗ 
zahlungen berichtigt werden ſollte (vgl. § 1 des Geſetzes), 
ſondern die kleinere Hälfte des Kaufpreiſes ſollte alsbald, 
nämlich binnen acht Tagen nach dem Vertragsabſchluß, und 
die andere, größere Hälfte ſollte binnen eines Vierteljahrs 
bezahlt werden, ohne daß eine Zerlegung des geſtundeten 
Kaufpreiſes in Raten beſtimmt geweſen wäre. 

Dafür, daß der Kl. durch die Erhebung der Klage auf 
Herausgabe des Pferdes den Rücktritt vom Vertrag hätte 
erklären wollen, liegen keine ſicheren Anhaltspunkte vor. Es 
kommt in Betracht, daß an dem Kaufpreiſe nur noch der 
Betrag von 209 Mk. 24 Pfg. rückſtändig war, daß nicht 
mit Sicherheit vorauszuſehen war, in welcher Höhe der 


1) Zu vgl. RG. 7, 147; 11. 10. 04 JW. 05, 18; 22. 3. 07 JW. 315. 
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Wert der Ueberlaſſung der Benutzung und der Umfang oder 
Wert der herauszugebenden oder zu vergütenden Nutzungen 
feſtzuſtellen war, daß andererſeits ſicher war, daß im Falle 
eines Rücktritts an ſich der Kl. die geleiſteten Zahlungen in 
Höhe von 550 Mk. zurückzuerſtatten und die gemachten Ver⸗ 
wendungen nach Maßgabe des § 347 zu erſetzen hatte. Es 
iſt nicht ohne weiteres anzunehmen, daß der Kl. dieſe aus 
einem Rücktritt ſich ergebenden Verpflichtungen auf ſich 
nehmen wollte. Es kommt hinzu, daß nach den Verſuchen 
des Kls. vom Januar 1910 und vom Mai 1910, durch 
Pfändung des Pferds Befriedigung für ſeine Forderung 
auf Grund des Vollſtreckungsbefehls vom Dezember 1909 
zu erlangen, in der Tat die Annahme naheliegt, es ſei ihm 
auch bei Erhebung der Klage vom Juni 1909 nur um Ber: 
wirklichung dieſer Forderung zu tun geweſen. 

Mit dem Schreiben vom 10. Auguſt 1910 hat der Ver⸗ 
treter des Kls. ausdrücklich den Rücktritt erklärt, aber da⸗ 
mals war der Bekl. nicht mehr mit der Zahlung im Verzug, 
denn er hatte den Betrag, der von ihm gefordert worden 
war, dem Kl. angeboten. Wenn er damals nicht auch gleich 
ausdrücklich erklärt hat, daß er bereit ſei, die Zinſen und 
Koſten zu zahlen, und nicht auch gleich dieſe Nebenleiſtungen 
tatſächlich angeboten hat, ſo iſt dies unerheblich, denn es iſt 
nicht erſichtlich, daß er eine Zahlungsaufforderung betreffs 
dieſer Nebenleiſtungen unter Angabe der Beträge erhalten 
habe. Der Kl. war alſo zur Zeit der Abgabe der Erklärung 
vom 10. Auguſt 1910 nicht mehr berechtigt von dem Ver⸗ 
trage zurückzutreten. Die Erklärung iſt daher wirkungslos. 

Urt. des I. Zivilſenats v. 7. April 1911 U. 48/1911. 


4. 


Obligatoriſcher oder dinglicher Bertrag in Bezug auf 
ein Liegenſchaftsrecht? — Unterzeichnung einer nicht 
geleſenen Urkunde. 


Um die Herſtellung einer Waſſerleitung für den Weiler B. 
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zu ermöglichen, überließ der Bekl. durch privatſchriftl. Ver⸗ 
trag eine ihm gehörige Quelle den Intereſſenten und ver⸗ 
pflichtete ſich überdies, den gleichen Betrag wie zwei andere 
Beteiligte zu bezahlen, wenn er die gleiche Waſſermenge wie 
dieſe erhalte. Er weigert ſich ſeinen Anteil zu bezahlen, in⸗ 
dem er Ungültigkeit des Vertrags wegen Formmangels geltend 
macht und die Urkunde im Irrtum über ihren Inhalt unter⸗ 
ſchrieben zu haben behauptet. 
Aus den Gründen: 

Es iſt feſtzuſtellen, daß die Beteiligten durch den Ver⸗ 
trag eine Geſellſchaft im Sinn der 88 705 ff. BGB. bilden 
wollten, indem ſie ſich gegenſeitig verpflichtet haben, die Er⸗ 
reichung des gemeinſamen Zwecks der Errichtung der Waſſer⸗ 
leitung in der durch den Vertrag beſtimmten Weiſe zu fördern, 
insbeſondere die vereinbarten Beiträge zu leiſten. Eine ſolche 
Geſellſchaft in den Formen des bürgerlichen Rechts zu gründen, 
war zuläſſig !). Eine öffentlich⸗ rechtliche Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaft liegt nicht vor?). Dieſe Geſellſchaft bedurfte keiner Form. 

Es konnten ſich die Beteiligten aber auch zu den einzelnen 
im Vertrag feſtgelegten Leiſtungen formlos verpflichten. Es 
iſt anzunehmen, daß die Beteiligten ſich zunächſt obli ga⸗ 
toriſch zu den von ihnen im Vertrag vorgeſehenen Leiſtungen 
verpflichten wollten und daß ſie daneben ausſprachen, es 
ſolle — ſoweit es ſich bei ihren Abmachungen um Grund: 
dienſtbarkeiten handle — Eintragung im Grundbuch er⸗ 
folgen. Der Ausdruck in Ziffer 3 des Vertrags „dieſes 
Servitut“ beweiſt nicht, daß die Beteiligten damals nur 
einen dinglichen Vertrag ſchließen wollten. Dieſer Ausdruck, 
der ſich übrigens nicht nur auf die in Ziffer 2 enthaltenen 
Verpflichtungen, ſondern auch auf die in Ziffer 1 vereinbarte 
Ueberlaſſung der Quelle beziehen ſollte, kann ohne Zwang 
dahin ausgelegt werden, daß zunächſt obligatoriſche Ver⸗ 
pflichtungen auf Beſtellungen von Grunddienſtbarkeiten ein⸗ 


1) Vgl. Begründung zum Waſſergeſetz, bei Haller S. 201. 
) Vgl. über dieſe: Art. 67 ff. des Waſſergeſetzes. 


14 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


gegangen werden ſollten und daß die Beteiligten zugleich 
ausſprachen, es ſollen dieſe Grunddienſtbarkeiten auch wirk⸗ 
lich eingetragen werden. Aber ſelbſt wenn die Parteien in 
erſter Linie an Eingehung eines dinglichen Vertrags ge⸗ 
dacht haben ſollten, ſo müßte angenommen werden, daß ſie 
ſich dabei auch obligatoriſch binden wollten und es wäre 
ſelbſt in dieſem Fall dieſe letztere Bindung gültig. Denn 
es muß unterſtellt werden, daß es den Parteien damals 
mit ihrem Vertrag ernſt war und daß, wenn ſie die ſtärkere 
Wirkung nicht erzielen konnten, ſie ſich jedenfalls mit der 
ſchwächeren Wirkung begnügen wollten. Die obligatoriſche 
Verpflichtung zur Beſtellung einer Dienſtbarkeit kann aber 
formlos übernommen werden !). Uebrigens bedarf auch der 
dingliche Vertrag, die Einigung, keiner Form. Derſelbe 
wird häufig genug ſogar ſtillſchweigend abgeſchloſſen, 
nur ſind die Beteiligten an die Einigung erſt dann gebunden, 
wenn eine der Vorausſetzungen des § 873 Abſ. 2 BGB. 
erfüllt iſt. Für den vorliegenden Fall genügt es aber, feſt⸗ 
zuſtellen, daß die Beteiligten evtl. jedenfalls eine obligatoriſche 
Bindung erzielen wollten und daß dieſe gültig war. Dies 
trifft auch für die in Ziffer 2 ausgeſprochene Verpflichtung 
zu unentgeltlicher Abgabe des Platzes für das Reſervoir zu. 
Auch dieſe Verpflichtung wird von der Bezeichnung in 
Ziffer 3 „dieſes Servitut“ umfaßt, es kann daher ſehr wohl 
angenommen werden, daß die Beteiligten damals nicht an 
die Abgabe des Platzes zu Eigentum, ſondern eben auch an 
Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit gedacht haben. Sollte 
aber auch dieſer Teil des Vertrags nach § 313 BGB. un⸗ 
gültig ſein, ſo müßte doch angenommen werden, daß die 
Beteiligten den Vertrag im übrigen trotzdem eingegangen 
hätten, denn die Ueberlaſſung des Platzes für das Reſer⸗ 
voir war gegenüber dem weiteren Inhalt des Vertrags etwas 
Untergeordnetes. Falls inſoweit die beabſichtigte Bindung 


1) Vgl. Staudinger zu 8 873 B, I, 1, a mit e Turnau⸗ 
Förſter III. Aufl. zu § 873. 
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nicht erzielt worden wäre, jo wäre zweifellos in dieſer Rich⸗ 
tung irgend eine andere Regelung getroffen worden. 

Danach muß der Vertrag an ſich als rechtsgültig an⸗ 
geſehen werden und durch die Berufung auf ihn wird die 
Klage begründet. 

Was nun die Anfechtung des Vertrags wegen Irr⸗ 
tums betrifft, ſo bringt Bekl. im einzelnen vor, er habe die 
Unterſchrift im Vertrauen darauf abgegeben, daß die Urkunde 
das enthalte, was er früher mit dem Schultheißen bezw. 
dem Kl. beſprochen habe, nämlich daß er — Bekl. — die 
Quelle unentgeltlich abgeben ſolle, daß ihm aber dann die 
Leitung unentgeltlich bis ans Haus in B. gemacht werde 
und er nur noch ſpäter Waſſerzins zahlen müſſe. 

Nach der Rechtſprechung kann der Unterzeichner einer 
Urkunde regelmäßig mit dem Einwand, er habe die Urkunde 
nicht geleſen, nicht gehört werden. Wer eine Urkunde un⸗ 
geleſen unterſchreibt, kennt deren Inhalt nicht, und er weiß, 
daß er den Inhalt nicht kennt, er will die Urkunde unter: 
ſchreiben, obwohl er nicht weiß, was darin enthalten iſt, er 
irrt ſich daher nicht darüber, was der Inhalt ſeiner Er⸗ 
klärung iſt. Seine Erklärung geht eben dahin, das zu 
billigen, was die Urkunde enthält, ſei es, was es ſei. Nur 
ausnahmsweiſe wird hier eine Anfechtung zugelaſſen, nämlich 
dann, wenn eine argliſtige Täuſchung über den Inhalt der 
Urkunde vorliegt oder aber wenn der Betr. auf Grund voran⸗ 
gegangener Verhandlungen, an die ſich die Unterzeichnung 
der Urkunde anſchließt, der Meinung ſein konnte, die Ur⸗ 
kunde enthalte nur das, was zuvor beſprochen wurde!). 

Der Grund, warum in einem ſolchen Fall die Anfech⸗ 
tung zugelaſſen wird, iſt der, daß in dieſen Fällen das unter⸗ 
laſſene Durchleſen verzeihlich iſt, denn wenn jemand nach 
mündlicher Abſprache, bei der man zu einem beſtimmten Er⸗ 
gebnis gelangt iſt, eine Urkunde über den Inhalt der Ab⸗ 
ſprache vorgelegt erhält, darf er darauf bauen, daß die 

1) Vgl. Staudinger zu 8 119 Ziff. V. 3; Württ JJ. 15 S. 1; 
RG. 62. 205; JW. 08. 327; 09. 214; Recht 13, 1965. 3291. 
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Urkunde die Abſprache auch wirklich enthält. Wenn er hier 
die Urkunde nicht lieſt, ſo tut er dies in berechtigtem Ver⸗ 
trauen auf den Gegenkontrahenten und ſoll, wenn er in 
dieſem Vertrauen getäuſcht worden iſt, nicht darunter leiden 
müſſen. 

Urt. des II. Zivilſenats v. 23. März 1911 U. 690/1910. 


5. 


Haftung einer Stadtgemeinde für einen Schaden, der 
durch eine von der vorgeſetzten Behörde anßer Wir⸗ 
kung geſetzte, einen beſtimmten Gewerbebetrieb be⸗ 
ſchrünkende ortspolizeiliche Berfügung entſtanden if. 


Das Stadtſchultheißenamt Sch. hat mit Zuſtimmung 
des Gemeinderats eine ortspolizeiliche Verfügung erlaſſen, 
durch welche das Spielen von Orcheſtrions, elektriſchen 
Klavieren und anderen laut (in der Nachbarſchaft weithin 
hörbar) ſpielenden Inſtrumenten mit mechaniſchem Antrieb 
auf beſtimmte Stunden eingeſchränkt wurde. Dieſe Ver⸗ 
fügung iſt vom Oberamt für vollziehbar erklärt worden und 
wurde dann mehrfach öffentlich bekannt gemacht. Die Ver⸗ 
fügung wurde in der Folge durchgeführt, nach mehr als ein⸗ 
jährigem Beſtehen aber von der zuſtändigen Kreisregierung 
außer Wirkſamkeit geſetzt, da ſie formell und materiell un⸗ 
geſetzlich ſei. 

Die gegen die Stadtgemeinde Sch. von mehreren Wirten 
erhobene Schadenerſatzklage iſt abgewieſen worden. 

Aus den 

Gründen: 

Mit Recht nimmt der Vorderrichter an, daß die Kläger 
die von ihnen erhobenen Anſprüche jedenfalls auf die SS 31. 
89 BGB. und auf § 831 BGB. nicht ſtützen können. Die 
88 31. 89 BGB. handeln von der Verantwortlichkeit der 
Organe einer Korporation in Ausübung privatrechtlicher 
Vertretungsmacht!) und eine Verantwortlichkeit in dieſer 
9) gl. Staudinger zu 8 31 Ziff. 11 und zu 8 839 Ziff. 14 a. 
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Richtung kommt hier nicht in Betracht. § 831 BGB. aber 
kommt nur zur Anwendung, wenn es ſich um einen Schaden 
handelt, den eine von einem Andern zu einer Verrichtung 
beſtellte Perſon geſtiftet hat, nicht aber dann, wenn der 
Schaden durch den betr. Auftraggeber ſelbſt angerichtet 
wurde. Der letztere Fall läge aber hier vor, da der Schaden 
durch die geſetzlichen Vertreter der Bekln. innerhalb ihrer 
Vertretungsmacht geſtiftet worden ſein ſoll und da ein 
ſolcher Schaden als ein durch die Bekl. ſelbſt geſtifteter 
Schaden zu gelten hätte ). 

In II. Inſtanz ſtützen die Kl. ihre Klage denn auch 
ausſchließlich auf die Beſtimmungen der §8§ 823 Abſ. 1 und 
8 839 BGB., verglichen mit Art. 202 und 204 AGBGB. 
und dieſe Beſtimmungen können in der Tat allein in Frage 
kommen. 

Die Klage iſt jedoch nicht begründet, da die oben er⸗ 
wähnten Beſtimmungen eine ſchuldhafte Schadenszufügung 
vorausſetzen, eine ſolche aber nicht nachgewieſen iſt. 

Die Kl. gründen ihre Klage ſowohl darauf, daß der 
Gemeinderat und der Stadtvorſtand eine formell und materiell 
ungültige polizeiliche Verfügung erlaſſen haben, als auch 
darauf, daß die letztere trotz ihrer Ungültigkeit von dem 
Stadtvorſtand durchgeführt worden ſei. Eine vorſätz⸗ 
liche Pflichtverletzung behaupten die Kl. nicht, eine ſolche 
iſt auch nach Lage der Sache ausgeſchloſſen, es kann ſich 
vielmehr nur darum handeln ob eine fahrläſſige Schadens⸗ 
zufügung vorliegt. 

Bei der Erlaſſung der polizeilichen Verfügung hat der 
Gemeinderat mitgewirkt, hier kommt daher auch eine 
Fahrläſſigkeit dieſes Organs in Frage, bei der Vollziehung 
war dagegen der Stadtvorſtand allein beteiligt. 

Eine Fahrläſſigkeit des Gemeinderats iſt jedoch zu 
verneinen. Die Mitglieder des Gemeinderats durften ſich 
bei Beantwortung der Frage, ob ſie ihre Zuſtimmung zu der 


1) Vgl. Staudinger zu $ 831 Ben. 6c. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 1. 2 
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polizeilichen Verfügung geben ſollen, bezüglich der Zuläſſigkeit 
einer derartigen Verfügung auf ihren Stadtvorſtand, einen 
höhergeprüften Verwaltungsbeamten, verlaſſen; eine jelb- 
ſtändige Nachprüfung der hier in Betracht kommenden Fragen 
konnte ihnen nicht zugemutet werden; wenn ſie eine ſolche 
nicht vornahmen oder wenn ſie in Uebereinſtimmung mit dem 
Stadtvorſtand bei Prüfung dieſer Frage zur Bejahung der 
Zuläſſigkeit kamen, ſo haben ſie die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt nicht verletzt. Ihre Haftung ſcheidet alſo aus. 

Was aber die Verantwortlichkeit des Stadtvorſtands 
betrifft, ſo iſt hier der Maßſtab eines pflichtgetreuen 
Durchſchnittsbeamten anzulegen und zu fragen, ob er 
bei Zugrundelegung dieſes Maßſtabs ſeine Pflicht verletzt hat, 
bezw. es iſt, ſoweit §S 823 Abſ. 1 BGB. in Frage kommt, 
zu prüfen, ob er bei ſeinem Vorgehen die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt außer acht gelaſſen hat. Es kommt 
hier auch in Betracht, ob die maßgebenden geſetzlichen 
Beſtimmungen, welche Stadtſchultheiß R. für anwendbar 
erachtet hat, völlig klar und beſtimmt ſind oder ob nicht 
vielmehr Unklarheiten und Zweifel hinſichtlich ihrer Trag- 
weite beſtehen. Denn eine Verletzung einer klaren und be⸗ 
ſtimmten Geſetzesvorſchrift durch einen Beamten bedeutet 
eine Fahrläſſigkeit, während eine ſolche zu verneinen iſt, wenn 
es ſich um die Anwendung unklarer, zweideutiger und lüden- 
hafter Beſtimmungen handelt ). Es iſt auch zu berückſich⸗ 
tigen, daß es ſich hier um einen Stadtvorſtand handelt, 
alſo um einen vielbeſchäftigten, durch vielerlei Aemter und 
Funktionen in Anſpruch genommenen Beamten, der auch in 
einer kleineren Stadt, wie dies Sch. iſt, vielfach nicht die 
Zeit hat, ſich ganz eingehend und erſchöpfend mit einem 
Gegenſtand zu beſchäftigen. 

Zieht man dieſe Geſichtspunkte in Betracht, ſo muß 
nach der ganzen Sachlage eine Fahrläſſigkeit des Stadtvor⸗ 

1) Vgl. auch Staudinger 8 839 Ziff. 5 b 8, Komm. von Reichs⸗ 


gerichtsräten zu § 839 Ziff. 4 u. z. B. RG. 59. 381; 60. 392, JW. 
1906. 533, 162 6; 1909. 114. 
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ſtands ſowohl bei Erlaſſung als bei Durchführung der 
polizeilichen Verfügung verneint werden. 

Es iſt hier zunächſt hervorzuheben, daß der Erlaſſung 
der Verfügung ein Schriftwechſel mit dem Oberamt Sch. 
vorausging, in welchem der Stadtſchultheiß die Erlaſſung 
einer bezirkspolizeilichen Verfügung über den frag⸗ 
lichen Gegenſtand angeregt hatte. Hierauf hat ihn das 
Oberamt nicht etwa darauf hingewieſen, es beſtehen Be⸗ 
denken oder Anſtände bei Erlaſſung einer derartigen Ver— 
fügung, das Oberamt hat vielmehr nur das Bedürfnis 
der Erlaſſung einer bezirkspolizeilichen Verfügung verneint 
und dem Stadtvorſtand die Erlaſſung einer ortspolizeilichen 
Verfügung direkt, ſogar unter Mitteilung eines Vorgangs 
in einer anderen Gemeinde, anheimgeſtellt. Dies war für 
den Stadtſchultheißen um ſo wichtiger, als das Oberamt 
ſeine unmittelbare Aufſichtsbehörde iſt, welche ungeſetzliche 
Anordnungen außer Kraft ſetzen mußte !). Das Oberamt 
hat die Verfügung ſpäter auch für vollziehbar erklärt und 
in der Folge ſtets daran feſtgehalten, daß dieſelbe rechts 
gültig ſei. Der Stadtvorſtand kann ſich ferner noch auf 
weitere Städte berufen, in welchen ähnliche Verfügungen er: 
gangen ſind, ſo Stuttgart, Kaiſerslautern, Hall. Denſelben 
Standpunkt, wie das Oberamt, haben, was gleichfalls zur 
Entlaſtung des Stadtſchultheißen dient, auch das Schöffen- 
gericht Sch. und die Strafkammer E. angenommen, welche 
die Gültigkeit der Verfügung gleichfalls formell und materiell 
geprüft haben. Auch der Strafſenat des OLG. hat — was 
für die ſpätere Zeit in Betracht kommt — nicht ausgeſprochen, 
daß die Verfügung materiell ungültig ſei, er hat vielmehr 
nur auf gewiſſe Bedenken hingewieſen, die nach Anſicht des 
Strafſenats der Erlaſſung einer ſolchen Verfügung in Be- 
ſchränkung auf die Wirte entgegenſtehen möchten. Hiezu 
iſt ferner darauf hinzuweiſen, was ebenfalls für die ſpätere 
Zeit nicht unwichtig iſt, daß auch die Kreisregierung ſelbſt 


1) Vgl. Art. 56 PolStröGeſ. 
2* 
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nicht etwa von Anfang an den Standpunkt eingenommen 
hat, die polizeiliche Verfügung ſei zweifellos ungültig, daß 
ſie vielmehr zunächſt ein Gutachten des Medizinalkollegiums 
einholte und bei Außerkraftſetzung der Verfügung am 
31. Juli 1909 nur die formelle Ungültigkeit feſtſtellte, ſich 
aber über die materielle Seite nicht ausſprach. Dies war 
geeignet, in dem Stadtvorſtand den Glauben zu erwecken, 
als ob materiell gegen die Verfügung nichts einzuwenden ſei. 

Aus dem Dargelegten ergibt ſich, daß über die hier in 
Betracht kommenden Fragen Meinungsverſchiedenheiten und 
Zweifel beſtehen, daß ſomit jedenfalls nicht eine Außeracht⸗ 
laſſung klarer und zweifelsfreier Beſtimmungen vorliegt. 

Es laſſen ſich aber auch gegen die Ausführungen, wie 
ſie die Kl. unter Benutzung der von der Kreisregierung in 
ihrem Erlaß vom 9. März 1910 niedergelegten Anſchauungen 
gegeben haben, Bedenken geltend machen, welche die Zweifel⸗ 
haftigkeit der hier in Betracht kommenden Fragen ebenfalls 
ergeben und welche eine Fahrläſſigkeit des Stadtſchultheißen 
gleichfalls ausſchließen. 

Was zunächſt die materielle Seite der Verfügung 
betrifft, jo iſt die Behauptung aufgeſtellt, daß § 360 Ziff. 11 
des StGB. die Materie des ruheſtörenden Lärmes, bezw. 
des Lärmes erſchöpfend regle. Dies iſt aber beſtritten. Zwar 
iſt dies die Anſicht des preußiſchen Kammergerichts, aber 
z. B. das OLG. Jena iſt anderer Anſicht ). 

§ 366 Ziff. 10 StGB. ferner ſoll deshalb hier nicht an⸗ 
gewendet werden können, weil dieſe Beſtimmung nur die 
Ruhe auf den Straßen im Auge habe. Allein es läßt 
ſich immerhin die Anſchauung vertreten, daß ein von den 
Häuſern aus auf die Straßen dringender Lärm einem auf den 
Straßen verurſachten Lärm gleichſtehe und daß deshalb auch 
§ 366 Ziff. 10 hier Anwendung finden könne. Dieſe Be: 
ſtimmung iſt denn auch ſchon auf Handlungen zur Anwen⸗ 
dung gebracht worden, welche innerhalb der Häuſer vor⸗ 


1) Vgl. Gewerbearchiv B. VIII (von 1909) S. 536 ff. 
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genommen werden, welche aber nach außen zu wirken geeig⸗ 
net find ). 

Was ſodann die Anwendbarkeit des Art. 32 Abſ. 1 
Ziff. 5 des PolStrGeſ. anlangt, jo wird hier geltend ge— 
macht, daß dieſe Beſtimmung zu einem Vorgehen gegen die 
Wirte allein nicht berechtige und daß die letzteren in ihrem 
Gewerbebetrieb nur inſoweit beſchränkt werden dürfen, als 
dies die Gewerbeordnung zulaſſe. Allein ob die erſtere 
Unterſcheidung gemacht werden kann, iſt immerhin fraglich. 
Es hat z. B. der Strafſenat des OLG. ?) ausgeſprochen, daß 
unter dem allgemeinen Ausdruck „Anordnungen“ in Art. 32 
Ziff. 5 „ebenſowohl zu allgemeiner Geltung beſtimmte Ver⸗ 
ordnungen oder Verfügungen als für einen beſchränk⸗ 
ten Kreis oder einen einzelnen Fall beſtimmte Weiſungen 
begriffen erſcheinen können“. Es iſt auch dieſe Unterſcheidung 
mindeſtens im Geſetz ſelbſt nicht gemacht und daß ſie ſonſt 
etwa in der Rechtſprechung oder der Praxis der Verwal⸗ 
tungsbehörden bezw. in der Literatur zu unbeſtrittener Gel⸗ 
tung gelangt ſei, iſt nicht behauptet und mußte jedenfalls 
dem Stadtſchultheißen nicht bekannt ſein. 

Die Beſtimmungen der Gewerbeordnung aber mußte 
der Stadtſchultheiß nicht unbedingt als entgegenſtehend an⸗ 
ſehen. § 1 der Gewerbeordnung betrifft nur die Zulaſſung 
zum Gewerbebetrieb, beſeitigt aber nicht ſolche Vorſchriften, 
welche die Ausübung des Gewerbes im Intereſſe der öffent⸗ 
lichen Ordnung regeln?). Auch die §§ 33 a und 33 b GewO. 
greifen hier nicht entſcheidend durch. Mindeſtens mußte ſie 
Stadtſchultheiß R. nicht als durchgreifend erachten. Es ſind 
ſchon vielfach Entſcheidungen, insbeſondere des preußiſchen 
Oberverwaltungsgerichts, ergangen, welche es für zuläſſig 
erklären, daß in einen beſtehenden Gewerbebetrieb durch 


1) Vgl. Schickler, PolStrRecht und Polizeiſtrafverfahren (4. Aufl.) 
S. 88. 

2) In der Entſch. Württ J. 15. 66 ff. 

3) Vgl. Kammergericht und OLG. Dresden im Gewerbearchiv B. VII 
(1908) S. 86. S. 237. | 
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polizeiliche Einzelanordnungen dann eingegriffen wird, wenn 
dies die Rückſicht auf die Geſundheit der Nachbarn erfordert. 
Es hat ſich hiebei zumeiſt um die Frage der Zuläſſigkeit 
der Entwicklung von Lärm bezw. von Geräuſchen gehandelt; 
hiebei wurde ſtets auf die Einzelumſtände Rückſicht genom⸗ 
men, aber die Zuläſſigkeit des Eingriffs trotz der Be⸗ 
ſtimmungen der Gewerbeordnung bejaht. Zwar ſind dieſe 
Enrſcheidungen regelmäßig auf die Beſtimmung in $ 10 
Titel 17 Teil II des Allgemeinen preußiſchen Landrechts 
geſtützt worden, welche für Württemberg nicht in Betracht 
kommt. Aber aus dieſen Entſcheidungen kann doch der 
Schluß gezogen werden, daß die betr. Beſtimmungen der 
GewO. nicht unbedingte Gültigkeit beanſpruchen können, und 
wenn Stadtſchultheiß R. dieſe Anſicht für richtig gehalten 
hat, jo kann hierin eine Fahrläſſigkeit nicht gefunden werden ). 

Auch die anderen von der Kreisregierung herangezogenen 
Bedenken, a) die Verhältniſſe ſeien nicht bei allen derartigen 
Muſikwerken gleich gelegen, es komme vielmehr auf den 
einzelnen Fall an, eine allgemeine Verfügung ſei deshalb 
nicht am Platz geweſen, b) die beteiligten Wirte hätten zu⸗ 
vor gehört werden müſſen, und c) der Ausdruck „weithin 
hörbare“ Muſikinſtrumente ſei nicht beſtimmt genug, können, 
wenn ſie zutreffen ſollten, nicht für ſo zwingend angeſehen 
werden, daß ihre Nichtbeachtung eine Fahrläſſigkeit dar⸗ 
ſtellen würde. Beſtimmte geſetzliche Vorſchriften hierüber be⸗ 
ſtehen nicht und auch ſonſt iſt nichts in der Richtung an⸗ 
geführt worden, daß es ſich hier etwa um allgemein 
anerkannte und bekannte Grundſätze handeln würde. 

Treten ſo die von den Kln. in Uebereinſtimmung mit 
der Kreisregierung geltend gemachten Bedenken mindeſtens, 
was die ſubjektive Seite betrifft, zurück, ſo liegen auf der 


1) Solcherlei Entſcheidungen finden ſich im Gewerbearchiv B. III 
S. 191, B. IV S. 5, B. VI S. 368. 372. 549, B. VIII S. 1. 7. 175. 
529. 589; ſpeziell die Entſcheidungen B. III S. 191 und B. IV S. 5 
beſchäftigen ſich mit Verboten der hier in Frage ſtehenden Art, wobei 
z. B. in der letztgenannten Entſcheidung das Verbot beſtätigt worden iſt. 
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anderen Seite auch abgeſehen von dem ſchon Ausgeführten 
hinreichende Gründe vor, welche das Vorgehen des Stadt⸗ 
ſchultheißen zu rechtfertigen geeignet ſind. 

Daß der Betrieb einer Wirtſchaft, in welcher ein Orcheſtrion 
aufgeſtellt iſt, das dazu beſtimmt iſt, ein ganzes Orcheſter 
zu erſetzen, für die Nachbarſchaft äußerſt läſtig werden kann, 
iſt bekannt. Es iſt auch Erfahrungstatſache, daß Wirte und 
Gäſte vielfach auf die Bedürfniſſe und Wünſche der Nach⸗ 
barſchaft wenig Rückſicht nehmen, vielmehr ihr eigenes In⸗ 
tereſſe, bezw. was die Gäſte anlangt, deren Vergnügen allem 
anderen voranſtellen. Es iſt weiter nicht zu bezweifeln, daß, 
wie dies ja auch Dr. Sch. und das Medizinalkollegium an⸗ 
erkannt haben, das ſtundenlang fortgeſetzte Spiel eines 
Orcheſtrions oder eines ähnlichen Inſtruments geeignet iſt, 
bei den Perſonen, welche dasſelbe andauernd anzuhören 
gezwungen ſind, Geſundheitsſtörungen und Schädigungen 
hervorzurufen, namentlich da es ſich hiebei vielfach um Per⸗ 
ſonen handelt, die angeſtrengt geiſtig arbeiten müſſen, und 
da vielfach dieſelben Stücke bis zum Uebermaß wiederholt 
werden. Wenn der Stadtſchultheiß danach einem in dieſer 
Richtung zweifellos möglichen Mißbrauch vorbeugen wollte, 
ſo war dies ein durchaus berechtigtes Streben, zu deſſen 
Verwirklichung er ſich umſomehr als berechtigt anſehen 
konnte, als ihm durch Art. 63 Abſ. 2 der GemO. — ähn⸗ 
lich, wie früher durch §S 14 des Verwaltungsedikts — die 
Pflicht auferlegt iſt, für Aufrechterhaltung der Ordnung zu 
ſorgen und ſich der Gemeindeangehörigen anzunehmen. Und 
zu dieſem Zweck eine allgemeine polizeiliche Verfügung zu 
erlaſſen, konnte er ſich nach dem Wortlaut des Art. 32 
Abi. 1 Ziff. 5 PolStrGeſ. wohl für befugt anſehen. 

Hienach kann eine Fahrläſſigkeit des Stadtvor⸗ 
ſtands bei Erlaſſung der Verfügung nicht feſtgeſtellt wer- 
den. (Sodann wird ausgeführt, daß auch bei der Publi— 
kation und Durchführung eine Fahrläſſigkeit des Stadtſchult⸗ 
heißen R. nicht vorlag.) 

Urt. des II. Zivilſenats vom 7. April 1911 U. 74/1911. 
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6. 


Zur Frage der Haftung des Staats für Kunſtfeh ler 
der in einem ſtaatlichen Krankenhaus funktionierenden 
Aerzte. 


Der Kläger hat ſich am 3. Sept. 1908 in der chirurg. 
Klinik in Tübingen, in die er auf Grund einer Einweiſung 
der W.ſchen Fabrikkrankenkaſſe ſeinem Wunſch entſprechend 
zu dieſem Zweck aufgenommen war, einer Drüſenoperation 
unterzogen, die der Bekl. M. unter Aufſicht des Bekl. Bn. 
vorgenommen hat. Kl. behauptet, bei dieſer Operation habe 
ihm der Bekl. M. den die rechte Schulter verſorgenden Nerv 
durchſchnitten, und verlangt von den beiden Bekl. Erſatz des 
ihm hiedurch erwachſenen Schadens auf Grund des 8 823 
BGB. 

Mit Urteil vom 5. April 1909 hat die 3K. des KLG. 
Tübingen die Klage abgewieſen auf Grund des Einwands 
der Bekl., der Staat hafte vor ihnen. Im Berufungsver⸗ 
fahren iſt dieſer Einwand verworfen worden aus folgenden 

Gründen: 

I. Die Klage iſt auf 88 823, 839 BGB. geſtützt, nicht 
auf Vertrag; ſie läßt ſich auch, wie die ZK. zutreffend aus⸗ 
geführt hat, nicht auf Vertrag ſtützen. 

II. Die Berufungsbegründung geht ſelbſt — mit Recht — 
davon aus, es handle ſich bei den Bekln. um die Verletzung 
einer ihnen dem Kl. gegenüber obliegenden Amtspflicht. 
Kl. kann fie daher nach $ 839 BGB. wegen des ihm an- 
geblich durch ſie zugefügten Schadens, da er ihnen nur 
Fahrläſſigkeit vorwirft, nur in Anſpruch nehmen, wenn er 
nicht auf andere Weiſe Erſatz zu verlangen vermag, d. h. 
im vorliegenden Fall, wenn nicht der Staat (Fiskus) für 
den Schaden aufzukommen hat. In dieſer Richtung genügt 
es aber, wenn Kl. dartut, daß der Staat nicht verpflichtet 
iſt, ihn zu entſchädigen; denn dann trifft eben eine etwaige 
Entſchädigungspflicht die Bekl.; daß der Staat nicht frei⸗— 
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willig, ohne Rechtspflicht, ihn zu entſchädigen geneigt iſt, 
braucht Kl. nicht nachzuweiſen. 

III. Falls die Bekln. als zu der in Rede ſtehenden 
Verrichtung beſtellt (i. S. des §S 831 BGB.) anzuſehen find, 
iſt die etwa an ſich begründete Haftpflicht des Staats nach 
Abſ. 1 Satz 2 dieſer Geſetzesbeſtimmung ausgeſchloſſen. 
Die Bekln. wollen und können natürlich ihrerſeits nicht be⸗ 
haupten, bei ihrer Auswahl ſei der Staat nicht mit der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt verfahren. Das Gegenteil 
iſt vielmehr ohne weiteres als erwieſen anzuſehen, weil davon 
auszugehen iſt, daß bei der in Rede ſtehenden Auswahl die 
beſtehenden Vorſchriften eingehalten worden ſind und dieſe 
eine ſorgfältige Auswahl der betreffenden Aerzte verbürgen. 
Eine „Leitung“ der Ausführung der in Frage ſtehenden 
Verrichtung — der Operation — durch den Staat (ein den 
Bekln. vorgeſetztes ſtaatliches Organ) kommt nicht in Frage; 
eine ſolche Leitung liegt dem Staat überhaupt nicht ob. 

IV. Allerdings kann ſich ein Geſchäftsherr, dem die 
„Leitung“ in betreff der einzelnen in Betracht kommenden 
Verrichtung nicht obliegt, aus 8 823 BGB. haftbar machen, 
indem er die nach Lage der Sache gebotene Aufſicht oder 
Ueberwachung unterläßt. In dieſer Richtung wäre aber 
in einem Rechtsſtreit mit dem Staat der Kl. beweispflichtig. 
Es läßt ſich aber nicht annehmen und iſt auch von den Bekl. 
nicht behauptet, daß der Kl. eine derartige Behauptung mit 
Erfolg aufſtellen könnte. Insbeſondere läßt ſich ein Ver⸗ 
ſehen der vorgeſetzten Behörde nicht — wie die 3K. als 
möglich unterſtellt — in der Richtung annehmen, daß die 
Bekl. in betreff der Notwendigkeit, vor Vornahme einer 
derartigen Operation den Kranken über die mit der Operation 
verbundenen Gefahren zu belehren, nicht gehörig unterwieſen 
worden ſind. Denn eine Verpflichtung der vorgeſetzten Be: 
hörde (des Staats) zu einer ſolchen Unterweiſung iſt nicht 
anzuerkennen. Bei der großen Mannigfaltigkeit der Fälle 
läßt ſich eine allgemein, für jeden Fall gültige Regel in 
betreff der Belehrung des zu Operierenden über die Ge— 
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fahren der Operation nicht aufſtellen; alles muß in dieſer 
Beziehung der Gewiſſenhaf tigkeit und dem Takt des Arzts 
der richtigen Würdigung des Einzelfalls anheimgeſtellt bleiben. 
Da nun zudem im gegenwärtigen Rechtsſtreit kein Teil be⸗ 
hauptet, den Staat treffe in betreff der Unterweiſung der 
Bekln. über die Pflichten ihres Berufs ein Verſchulden, ſo 
kann keine Rede davon fein, die Klage gegen die Bekln. mit 
der Begründung abzuweiſen, die Möglichkeit für ihn, durch 
Nach weis eines dem Staat zur Laſt fallenden Verſchuldens 
vom Staat Erſatz zu erlangen, ſei nicht ausgeſchloſſen: 
denn nach der ganzen Sachlage iſt nicht abzuſehen, wiefern 
dem Kl. der Beweis eines ſolchen Verſchuldens ſollte ge⸗ 
lingen können. 

V. Der Staat haftet aber auch dem Kl. nicht gemäß 
85 89, 31 BGB. Keiner der Bekln. iſt ein verfaſſungs⸗ 
mäßig berufener Vertreter des Staats. In betreff des Bekln. 
Dr. M. iſt dies ohne weiteres klar; er war ja lediglich 
behufs ſeiner weiteren Ausbildung oder der Lebendiger⸗ 
haltung und Auffriſchung ſeiner Kenntniſſe und Fertigkeiten 
im Fach der Chirurgie an die chirurgiſche Univerſitätsklinik 
kommandiert. Der Bekl. Dr. Bn. iſt allerdings Oberarzt 
an dieſer Klinik und als ſolcher der Stellvertreter des Vor— 
ſtands. Aber „verfaſſungsmäßig berufener Vertreter“ des 
Staats in betreff der Angelegenheiten dieſer Klinik iſt eben 
deren Vorſtand !) der (erite) Profeſſor der Chirurgie; der 
Oberarzt iſt — wenn er auch auf einer höheren Stufe 
ſtehen mag, als die im „Organiſchen Statut für die kliniſche 
Anſtalt“ vom 9. Januar 1840 in § 4 erwähnten Aſſiſtenz⸗ 
ärzte — ein in erſter Linie zur Unterſtützung des Vor⸗ 
ſtands angeſtellter Gehilfe und als ſolcher nicht ein „ver- 
faſſungsmäßig berufener Vertreter“ des Staats ?), mag ihm 


) Vgl. hiezu Württ J. 17 S. 134. 

2) Wenigſtens nicht, ſofern er nicht in Vertretung des Vorſtands 
bei deſſen Verhinderung (3. B. durch Krankheit) die Leitung der Ge— 
ſchäfte der Klinik führt, vielmehr eben bei einzelnen Operationen ohne 
Mitwirkung des Vorſtands tätig iſt. — Anm. des Einſenders. 
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auch die Vertretung des Vorſtands obliegen, ſeine Anſtellung 
durch den Staat erfolgen und ſein Wirkungskreis durch 
ſtaatliche Vorſchriften geregelt ſein ). 

VI. Nach all dem kann der Kl. — wenn überhaupt — 
nur von den Bekln. Erſatz des angeblich erlittenen Schadens 
verlangen. Der Einwand der Bekln., Kl. hätte (zunächſt) 
gegen den Staat Klage erheben ſollen, trifft daher nicht zu. 

Zwiſchenurteil des III. Zivilſenats vom 26. Okt. 1909 

i. S. Heffele g. Meißner u. Gen. 


7. 


n Art. 42, 43 letzter Abſatz des Geſetzes über die 
Gebündebrandverſicherung vam 14. Mürz 1853 und 
§ 2 der K. BG. vom gleichen Tag. 


Nach Art. 42 Abſ. 1 des Geſ. über die Gebäudebrandver⸗ 
ſicherung vom 14. März 1853 wird, wer für ein nach den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes der Verſicherung bei der 
Landesanſtalt unterworfenes Gebäude von einer anderen 
Anſtalt oder Geſellſchaft eine Verſicherung gegen Brand⸗ 
ſchaden erwirbt, mit einer Geldſtrafe bis zu 500 fl. belegt. 
Abſ. 2 beſtimmt: „Außerdem iſt“, wenn das doppelt ver⸗ 
ſicherte Gebäude zur Zeit des Erkenntniſſes verbrannt iſt, 
„der Entſchädigungsanſpruch an die Gebäudebrandverſiche— 
rungsanſtalt als verwirkt zu erklären“. 

Art. 43: „Ueber die vorbezeichneten Uebertretungen wird 
von dem Verwaltungsrat in erſter und von dem K. Ge⸗ 
heimen Rat — in letzter Inſtanz erkannt.“ 

Nach dem letzten Abſatz des Art. 1 des Geſ. wird 
„über die Zuläſſigkeit der Mitverſicherung von — Zube— 
hörden der Gebäude — durch Verordnung das Nähere be— 
ſtimmt werden“; §S 2 der K. VO. vom 14. März 1853 be⸗ 
ſtimmt, welche Gegenſtände mit einem Gebäude als Zube— 
hörden „zu verſichern find“. Die Strafbeſtimmung des 


1) Vgl. RG. 62 Nr. 11 S. 36; Rſpr. OLG. 14 Nr. 1, a, 8; 
Warneyers Jahrb. 1908 Ziff. 5 zu 8 31 BGB. 
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Art. 42 Abſ. 1 iſt gemäß Art. 49 des Geſ. betr. Aenderungen 
des Polizeiſtrafrechts vom 27. Dez. 1871 in Kraft geblieben; 
zur Aburteilung des Vergehens ſind die Strafkammern zu⸗ 
ſtändig. 

Bei einem Brand vom 11. Mai 1910 im Anweſen des 
Kls. iſt eine ein Zubehörſtück des Anweſens bildende Schrot⸗ 
mühle mitverbrannt. Dieſe hatte der Kl. am 8. Juli 1907 
bei der Württ. Privatfeuerverſicherungsgeſellſchaft mit ſeiner 
übrigen Fahrnis gegen Feuersgefahr verſichert, ferner aber 
im Dezember 1908 (angeblich auf Veranlaſſung eines Reviſions⸗ 
beamten der Bekl.) bei der Bekln. Dieſe verweigerte nach 
dem Brand vom 11. Mai 1910 die Vergütung des durch 
Zerſtörung der Schrotmühle entſtandenen Schadens auf 
Grund des angeführten Art. 42, weil die Maſchine verbots⸗ 
widrig doppelt verſichert ſei. 

Kl. hat nun Klage erhoben mit dem Antrag: feſtzu⸗ 
ſtellen, die Bekl. ſei ſchuldig, dem Kl. nach Wiederherſtellung 
der Schrotmühle 235 Mk. zu bezahlen. 

Dieſem Antrag gemäß iſt im Berufungsverfahren er⸗ 
kannt worden, nachdem die Strafkammer in H. den Kl. in 
betreff der Beſchuldigung eines Vergehens i. S. des Abſ. 1 
des Art. 42 a. a. O. (wegen Verjährung der Strafver⸗ 
folgung) außer Verfolgung geſetzt hatte. 

Aus den 

Gründen 
des Berufungsurteils: 

I. Die vom Kl. bezweifelte Rechtsgültigkeit des § 2 
der K. VO. vom 14. März 1853 iſt nicht zu beanſtanden: 
der in Abſ. 1 des Art. 1 des Gef. vom 14. März 1853 
ausgeſprochene Grundſatz des Geſetzes geht dahin, daß alles, 
was bei der Gebäudebrandverſicherungsanſtalt verſichert wer— 
den kann, auch dort verſichert werden muß; wenn nun 
im letzten Abſatz des Art. 1 geſagt iſt, über die Zuläſſigkeit 
der Mitverſicherung von Zubehörden werde durch Verord— 
nung das Nähere beſtimmt werden, ſo iſt damit ausgedrückt, 
daß eine Verordnung beſtimmen ſolle, ob und inwieweit Zu— 
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behörden von Gebäuden mit dieſen verſichert werden dürfen 
und damit zugleich müſſen. Der $ 2 der BO. iſt 
alſo durch dieſe Geſetzesbeſtimmung gedeckt, hält ſich in deren 
Rahmen. 

II. Ob die in Abſ. 2 des Art. 42 des Geſ. vom 14. März 
1853 vorgeſehene „Verwirkung“ eine Strafe (Nebenſtrafe) 
darſtellt (in welchem Fall nach $ 6 EGStGB. nicht mehr 
auf ſie erkannt werden dürfte !) und zwar auch von einer 
Verwaltungsbehörde nicht, da der $ 6 auch für die Fälle 
des § 2 Abi. 2 EGStGB. gilt), oder eine polizeiliche, im 
Intereſſe der Bekln. getroffene Maßnahme, iſt wohl nicht 
unzweifelhaft, kann aber unerörtert bleiben, weil die Klage 
von einem andern Geſichtspunkt aus begründet erſcheint. 

III. Es iſt nämlich davon auszugehen, daß die in Abſ. 2 
des Art. 42 vorgeſehene Verwirkung nur zugleich mit einer 
auf Grund des Abſ. 1 dieſes Artikels erfolgenden Beſtrafung 
und von derſelben Behörde, die die Strafe verhängt, ausge⸗ 
ſprochen werden darf. 

Hiefür ſpricht die Faſſung des Geſetzes, wonach im Fall 
einer Doppel verſicherung neben einer Geldſtrafe „außerdem“ 
die Verwirkung ausgeſprochen werden ſoll, und über beides 
(nach Art. 43) eine und dieſelbe Behörde (der Ver⸗ 
waltungsrat der Bekl. in erſter, der K. Geheime Rat in 
letzter Inſtanz) entſcheiden ſollte; es iſt daher die Anſicht 
Schickers ? abzulehnen, wonach zufolge des Uebergangs 
der Zuſtändigkeit für die Aburteilung des in Abſ. 1 des 
Art. 42 behandelten Vergehens auf die Strafkammern der 
Landgerichte die zuvor einheitliche Zuſtändigkeit zum Aus⸗ 
ſpruch der in Abſ. 1 und Abſ. 2 des Art. 42 vorgeſehenen 
Rechtsfolgen einer Doppelverſicherung ſich in der Weiſe ge: 
ſpalten hätte, daß der Ausſpruch über die Verwirkung beim 
Verwaltungsrat der Belln. geblieben wäre. 


1) Vgl. Olshauſen: Komm. zum StGB. — 8. Aufl. — Anm. 3 zu 
Teil I Abſchnitt 1. | 

2) Württ. Polizeiſtrafrecht — 2. Aufl. — Anm. 2 zu Art. 49 
Ziff. 5. | 


30 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Hiegegen ſprechen auch aufs entſchiedenſte innere Gründe: 
nach der Abſicht des Geſetzes ſoll augenſcheinlich die Ver⸗ 
wirkung des Abſ. 2 des Art. 42 ſich an eine Verurteilung 
auf Grund des Abſ. daſelbſt anſchließen (vergl. das Wort 
„außerdem“): wenn keine Verurteilung erfolgen kann, die 
ein ſchuldhaftes Handeln vorausſetzt (da es ſich um 
ein Vergehen handelt), ſoll und kann auch keine Ver⸗ 
wirkung eintreten. Hätte nun aber der Verwaltungsrat der 
Bekln. ganz ſelbſtändig über die Frage der Verwirkung zu 
entſcheiden, ohne Rückſicht darauf, ob eine Verurteilung des 
Doppelverſicherers auf Grund des Abſ. 1 des Art. 42 er⸗ 
folgt oder zu erwarten iſt, ſo könnte es leicht geſchehen, daß 
einerſeits der Strafrichter nicht auf Strafe erkennt, weil 
er ein Verſchulden des Doppelverſicherers verneint, anderer— 
ſeits der Verwaltungsrat der Belln. eine Verwirkung aus⸗ 
ſpricht. Eine derartige Diskrepanz von Entſcheidungen kann 
aber nicht im Sinne des Geſetzes liegen. Der Ausſpruch 
des Verwaltungsrats der Bekln., Kl. habe den Anſpruch gegen 
die Bekl. verwirkt, iſt daher ohne rechtliche Bedeutung. 

IV. Hätte nun im vorliegenden Fall die mit der Sache 
befaßte Strafkammer eine Verurteilung des Kl. auf Grund 
des Abſ. 1 des Art. 42 und daneben die in Abſ. 2 vorge⸗ 
ſehene Verwirkung ausgeſprochen, ſo wäre die Klage unbe— 
gründet. Nun hat aber im Gegenteil die Strafkammer den 
Kl. in betreff der Anſchuldigung eines Vergehens i. S. des 
Abſ. 1 des Art. 42 außer Verfolgung geſetzt und es ſteht 
hienach feſt, daß eine Verwirkung i. S. des Abſ. 2 des 
Art. 42 von dem nach dem oben Geſagten hiezu allein zuſtän⸗ 
digen Strafrichter nicht ausgeſprochen wird. Aus welchem 
Grund es zu einer Verurteilung des Doppelverſicherers aus 
Abſ. 1 des Art. 42 im einzelnen Fall nicht kommt, iſt gleich⸗ 
gültig, weil eben das Geſetz, wie bemerkt, dahin zu verſtehen 
iſt, daß die Verwirkung nur im Anſchluß an eine Verur— 
teilung ausgeſprochen werden kann. 

V. Nach dem Gef. vom 14. März 1853 iſt eine Doppel⸗ 
verſicherung zwar verboten, aber, wie Art. 42 Abi. 2 
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beweiſt, nicht nichtig; die Regel des § 134 BGB. greift 
daher nicht Platz. 

Was nun die Folgen einer ſolchen Doppelverſicher ung 
anlangt, fo iſt zunächſt ſo viel außer Zweifel, daß der Ver: 
ſicherte ſeinen Schaden nur einmal erſetzt verlangen kann. 
(Es wird ſodann ausgeführt, daß nach dem maßgebenden 
gemeinen Recht die Klage gegen die Bekl. begründet iſt.) 

Urt. des III. Zivilſenats vom 30. Dezember 1911 i. S. 

Graf gegen Gebäudebrandverſicherungsanſtalt. 


8. 


Stempelpflichtigkeit des Einbringens in eine offene 
Handelsgeſellſchaft (Tarif zum Reichsſtempelgeſetz vom 
15. Juli 1909 Ziff. 11 lit. a und b). 


In dem zwiſchen den Geſellſchaftern A. und M. T. am 
15. Jana 1910 - schriftlich abgeſchloſſenen Geſelſchaftsver⸗ 
trag iſt in § 3 beſtimmt: zum Vermögen der Geſellſchaft 
gehöre u. a. „die Sacheinlage des Geſellſchafters A. T.“ 
beſtehend aus Gebäuden und ſonſtigen Grundſtücken, die die 
Geſellſchaft ſchon übernommen habe und die auf die Geſell— 
ſchaft übertragen ſeien; „die Geſellſchaft hat folgende, teil- 
weiſe auf den Grundſtücken hypothekariſch ſichergeſtellte Schuld⸗ 
verbindlichkeiten des einlegenden Geſellſchafters übernommen“ 
(folgt eine Aufzählung dieſer Verbindlichkeiten in Höhe von 
24 858 Mk.), die fie zur Zahlung übernehme; der Wert der 
Sacheinlage werde — einſchließlich eines dem A. T. ſchon 
früher von M. T. gegebenen Darlehens von 2500 Mk. — 
auf 35358 Mk. feſtgeſetzt, jo daß nach Abzug der Schulden 
ſich ein Mehrbetrag des Werts der Sacheinlage von 8000 Mk. 
ergebe. 

Laut Urkunde vom 29. Juli 1909 „verkauft“ A. T. an 
die Klin. die oben bezeichneten Grundſtücke; in Ziff. 1 der 
Bedingungen iſt geſagt: „der Kaufſchilling beträgt 32 000 Mk. 
und iſt durch Verrechnung bezahlt“. Die Auflaſſung ſand 
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am 6. Oktober 1909 ſtatt. Dabei wurde ein Auflaſſungs⸗ 
ſtempel aus 32 000 Mk. mit 213 Mk. 40 Pfg. angeſetzt; eine 
Beſchwerde der Klin. hiegegen hat das K. Steuerkollegium 
mit Beſcheid vom 9. März 1910 zurückgewieſen. 

Die auf Zurückerſtattung der bezahlten 213 Mk. 40 Pfg. 
gerichtete Klage iſt zum Betrag von 164 Mk. 28 Pfg. ab⸗ 
gewieſen und nur zum Betrag von 49 Mk. 12 Pfg. iſt ihr 
entſprochen worden aus folgenden 

Gründen: 

Mit dem Reichsgericht und dem erſten Zivilſenat dieſes 
Oberlandesgerichts) iſt davon auszugehen, daß eine nach 
Inkrafttreten des Reichsſtempelgeſetzes (1. Auguſt 1909) er⸗ 
folgte Auflaſſung ſteuerpflichtig iſt, auch wenn das Kauſal⸗ 
geſchäft vor dem 1. Auguſt 1909 vorgenommen worden war. 
Dem erſten Zivilſenat?) iſt auch darin beizutreten, daß das 
Einbringen von Grundſtücken in eine offene HG. nicht 
ſtempelpflichtig iſt nach Ziff. 11 lit. b RStG. 

Es kann aber ſtempelpflichtig ſein, ſofern es unter eine 
andere Nummer des Tarifs als Ziff. 11 lit. b fällt, ins⸗ 
beſondere alſo, wenn es im Weg des Kaufs erfolgt, alſo 
Ziff. 11 lit. a zutrifft. Die Begründung der die Grund— 
ſtücksübertragung betreffenden Tarifbeſtimmungen!) jagt zu 
Ziff. 12 (11 des Geſ.) lit. b: „Als entgeltliche Veräußerung⸗ 
verträge ſind anzuſehen und daher ſchon nach lit. a zu ver⸗ 
ſteuern: Verträge, durch die jemand einer Geſellſchaft bei 
ihrer Entſtehung oder ſpäter Grundſtücke gegen Entgeld 
überläßt“ (aber auch die Ueberlaſſung von Grundſtücken 
gegen Gewährung von Geſellſchafts rechten 
unterſcheide ſich, obwohl in der Form des Geſellſchaftsver⸗ 
trags erſcheinend, von den erwähnten Rechtsgeſchäften nicht, 
„jedenfalls bei den eine ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit dar⸗ 
ſtellenden Geſellſchaften “). 


1) Urt. v. 29. Jan. 1910 i. S. Leicht g. Fiskus. 

2) S. Rſpr. OLG. 21 Nr. 6, b, 8. 

3) Reichstagdruckſachen J. Seſſion der 12. Legislaturperiode 1909 
Anl. Bd. 256 Nr. 1456 S. 13. 
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Seit eine Plenarentſcheidung des Reichsgerichts!) aus⸗ 
geſprochen hat: das Einbringen von nicht in Geld beſtehen⸗ 
dem Vermögen in eine AG. gegen Gewährung von 
Aktien ſei kein vom Geſellſchaftsvertrag unterſchiedenes 
Rechtsgeſchäft und daher nicht als Kauf oder Hingabe an 
Zahlungsſtatt ſtempelpflichtig, wird unterſchieden zwiſchen 
Einbringen von Grundſtücken gegen Gewährung 
von Geſellſchafts rechten und Uebernahme von Grund: 
ſtücken durch die Geſellſchaft gegen anderweite Gegen⸗ 
leiſtungen (Barzahlung, Schuldübernahme): ſolche Ueber: 
nahmen find beſondere, neben dem Geſellſchaftsvertrag her: 
gehende Rechtsgeſchäfte und als ſolche, ſoweit eine Tarif⸗ 
beſtimmung auf ſie zutrifft, ſtempelpflichtig?). Eine Be⸗ 
ſonderheit des preuß. Stempelgeſ. liegt hier nicht vor; die 
Unterſcheidung ergibt ſich vielmehr aus der rechtlichen Natur 
der betr. Rechtsgeſchäfte und hat daher auch beim Reichs⸗ 
ſtempelgeſetz Platz zu greifen; die Entſcheidung des I. Zivil⸗ 
ſenats?) verneint denn auch nur die Stempelpflicht von Ein⸗ 
bringen in eine offene HG. „gegen Einräumung von Ge— 
ſellſchaftsrechten“ und betont, daß die Rechtslage nach dem 
RStG. dieſelbe ſei wie nach dem preuß. Stempelgeſetz. 

Daß insbeſondere bei offenen HG. und den Geſellſchaften 
des BGB. zwiſchen Einbringen und Uebernahme in 
dem oben bezeichneten Sinn zu unterſcheiden iſt, unterliegt 
keinem Zweifel“). Ueberläßt alſo, wie im vorliegenden Fall, 
ein Geſellſchafter der Geſellſchaft ein Grundſtück gegen Bar⸗ 
zahlung oder Uebernahme von Schulden (Hypotheken), ſo 
liegt ein nach Ziff. 11 lit. a RStG. ſtempelpflichtiges Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft (Kauf) vor; dabei kommt es lediglich auf 
den Inhalt des betr. Rechtsgeſchäfts und nicht darauf an, 
9 RG. Bd. 2 Nr. 80. 

2) S. für das preuß. Stempelgeſ.: (außer Heinitz: Komm.) RG. 68 
Nr. 46; Rſpr. OLG. 11 Nr. 18, h (Kammergericht), Staub: Komm. 
zum HGB. 8./9. Aufl. Anm. 19 u. 24 zu § 186. 

3) Rſpr. 21 Nr. 6, b, 8. 

) S. Staub, a. a. O., Stand. Komm. zum BGB. 3./4. Aufl. 
Anm. VIII zu 8 706. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 1. 3 
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zu welchem Zweck dieſe rechtsgeſchäftliche Form gewählt 
worden iſt; gleichgültig iſt auch, ob und inwieweit die Schuld⸗ 
oder Hypothekenübernahme die Rechte der Gläubiger berührt. 

Die Entſcheidung des LG. iſt daher im Grundſatz richtig; 
nur kann aus dem Betrag von 2500 Mk., der von den Ge⸗ 
ſellſchaftern als „Bareinlage des M. T.“ behandelt worden 
iſt, keine Stempelabgabe erhoben werden, ſondern nur aus 
dem Betrag von 24858 Mk. 

Urt. des III. Zivilſenats vom 21. Februar 1911 i. S. 

Trautmann g. Fiskus. 
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B. in Strafjaden. 
1. 


Berfehlung wider Art. 51 des Waſſer geſetzes 
(Ueberſtanung). 


Der Angekl. iſt Eigentümer einer mit einem Waſſer⸗ 
nutzungsrecht und einer Stauanlage verſehenen Mühle auf 
Markung R. Auf das Stauwehr derſelben hat der Müller 
K. einen Streifen Raſenſtücke und einen Balken aufgeſetzt 
und iſt hiedurch eine Ueberſtauung eingetreten und zwar iſt 
das Waſſer in dem an das Wehr angrenzenden Mühlweiher 
etwa 35 cm höher geſtanden, als die zuläſſige Stauhöhe 
beträgt. Hiewegen aus Art. 107 Z. 3, Art. 51 Waſſergeſ. 
vom 1. Dez. 1900 beſtraft, hat der Angekl. Reviſion einge— 
legt die zur Aufhebung des Urteils und Zurückverweiſung 
führte. 

Aus den Gründen: 

Die Reviſion muß für begründet erachtet werden, ſo⸗ 
fern ſie Verletzung des materiellen Rechtes behauptet und 
insbeſondere geltend macht, es ſei von dem angefochtenen 
Urteil zu Unrecht die Täterſchaft des Angekl. hinſichtlich 
eines Vergehens gegen 8 107 Z. 3 des Waſſergeſetzes an⸗ 
genommen worden. Die Strafkammer hat dieſe Annahme 
darauf geſtützt, daß der Angekl. gemäß Art. 51 des Waſſer⸗ 
geſetzes für die willkürliche Ueberſtauung als Eigentümer der 
Mühle haftbar ſei. Der Art. 51 ſpricht indeſſen nicht von 
dem Eigentümer ſondern dem Beſitzer einer Stauanlage 
und, wie den Motiven zum erſten Entwurf eines Waſſerge⸗ 
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ſetzes vom 21. April 1895 zu entnehmen iſt, — Vhdlgn der 
Kammer der Abgeordneten 1895 Beil. Bd. III Seite 152 Abſ. 3 
zu Art. 40 — kann der Beſitzer im Sinne des Art. 51 zwar 
der Eigentümer, er kann aber auch der Nutznießer, Pächter 
oder Mieter ſein. Entſprechend dem Art. 51 hatte die Straf⸗ 
beſtimmung in Ziff. 3 des Art. 107 im erſten Entwurf ge⸗ 
lautet: „Der Beſitzer einer Stauanlage, welcher uſw. zuwi— 
derhandelt“. Bei der Beratung in der Kammer der Abge— 
ordneten erſchien indeſſen der Ausdruck „Beſitzer“ als zu 
eng und unbeſtimmt; auch die wie erwähnt in den Motiven 
enthaltene Auslegung daß der Ausdruck „Beſitzer“ den Eigen⸗ 
tümer, den Nutznießer, den Pächter und den Mieter um⸗ 
faſſe, erſchien nicht ausreichend und es wurde die jetzige, 
auch in den zweiten Entwurf des Waſſergeſetzes vom 18. 
März 1899 übernommene Faſſung der Ziff. 3 des Art. 107 
beſchloſſen und damit zum Ausdruck gebracht, daß neben dem 
Beſitzer und je nach den Umſtänden auch mit Ausſchluß des⸗ 
ſelben eine von ihm aufgeſtellte Perſon als Täter inbetracht 
zu kommen habe und daß für Täterſchaft ſowie Teilnahme 
lediglich die allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätze maßge⸗ 
bend ſein ſollen. 

Vhdlgn der Kammer der Abgeordneten 1895 Beil. 
Bd. III Seite 121, daſelbſt 1895—1899 Beil. Bd. IX 
Seite 264; daſelbſt 1895 — 1898 Prot. Bd. VII Seite 4816 
und 4905; Vhdlgn der Kammer der Standesherrn 1899 
bis 1900 Seite 61 und 691. Das angefochtene Urteil läßt 
nun nicht erſehen, ob und in welcher Weiſe der Angekl. an 
der in Frage ſtehenden Zuwiderhandlung gegen Art 51 des 
Waſſergeſetzes beteiligt iſt; es ſpricht nur davon, daß der 
Müller K. von dem Angekl. zum Betrieb ſeines Anweſens 
d. h. ſeiner Mühle aufgeſtellt war, und in dem Urteil des 
Schöffengerichts, auf deſſen tatſächliche Feſtſtellungen die 
Strafkammer Bezug nimmt, iſt geſagt: „der Angekl. betreibt 
die ihm gehörige Mühle nicht ſelbſt, ſondern bedient ſich zur 
Verwaltung der Mühle des Zeugen K., dem er die Mühle 
unentgeltlich zur Benützung überlaſſen hat“. Es bleibt al— 
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ſo die Möglichkeit offen, daß der Angekl. die Mühle und 
ihren Betrieb in einer Weiſe dem Müller K. übergeben hat, 
daß ſeine ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit überhaupt ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. 

Aber auch wenn dies nicht der Fall, wenn vielmehr 
anzunehmen iſt, daß die Mühle von dem Angekl. ſelbſt be⸗ 
trieben wird und der Müller K. von ihm nur zur Leitung 
des Betriebes beſtellt iſt, ſo läßt das angefochtene Urteil 
nicht erkennen, ob die Strafkammer bei der Verurteilung des 
Angekln. von zutreffenden rechtlichen Geſichtspunkten ausge⸗ 
gangen iſt. Da die Ausübung eines Gewerbes in Frage 
ſteht, hätte in dieſem Falle die Vorſchrift des §S 151 Gew. O. 
vgl. mit 8 144 daſ. zur Anwendung zu kommen, vgl. Land⸗ 
mann, Kommentar zur Gew. O. § 151 Note 2; Nieder, 
Waſſergeſetz Seite 372, Haller, Waſſergeſetz Seite 299, Ver⸗ 
fügung des Miniſteriums des Innern, betreffend den Voll⸗ 
zug des Waſſergeſetzes, vom 16. November 1901 (Reg.⸗Bl. 
S. 379) § 139. — Nach dieſer Vorſchrift aber wäre der 
Angekl. nur ſtrafbar, wenn die Zuwiderhandlung mit ſeinem 
Vorwiſſen begangen wäre oder wenn er bei der nach den 
Verhältniſſen möglichen eigenen Beaufſichtigung des Betriebs 
oder bei der Auswahl oder der Beaufſichtigung des Betriebs⸗ 
leiters es an der erforderlichen Sorgfalt hätte fehlen 
laſſen. 5 

In der gegen den Angekl. zur Anwen dung gekommenen 
Strafbeſtimmung — Art. 107 Ziff. 3 Satz 1 — ſind end⸗ 
lich verſchiedene Tatbeſtände enthalten; in dem angefochtenen 
Urteil fehlt aber die Feſtſtellung, nach welchem derſelben die 
Verurteilung des Angekln. erfolgt iſt. 

Dem Ausgeführten zufolge war die Reviſion für be— 
gründet zu erachten. 

Urteil des Strafſenats vom 28. Febr. 1910 in der 

Strafſache gegen S. Sch. v. M. wegen Verfehlung ge: 

gen das Waſffergeſetz. 
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2. 


Die Koſtenentſcheidung in der Rechtsmittelinſtanz. 


Die Angekl. iſt vom Schöffengericht M. von der An⸗ 
klage eines Vergehens der gefährlichen Körperverletzung — 
begangen an ihrer vorehelichen Tochter H. — freigeſprochen 
und die Staatskaſſe zur Tragung der Koſten des Verfahrens 
ſowie der der Angekln. erwachſenen notwendigen Auslagen 
verpflichtet worden. Auf Berufung der Amtsanwaltſchaft, 
welche lediglich gegen die Uebernahme der der Angekln. er⸗ 
wachſenen notwendigen Auslagen, insbeſondere der Vertei⸗ 
digungskoſten auf die Staatskaſſe ſich richtete, hat das Be⸗ 
rufungsgericht das ſchöffengerichtliche Urteil im Koſtenpunkt 
dahin abgeändert, daß die Angekl. die ihr erwachſenen not⸗ 
wendigen Auslagen ſelbſt zu tragen habe und ferner wurden 
ihr die Koſten des Rechtsmittels zugeſchieden, welche letztere 
Entſcheidung auf die Beſtimmungen des $ 505 StPO. ge⸗ 
ſtützt wurde. Auf Reviſion der Angekln. wurde das Urteil 
aufgehoben, inſoweit durch dasſelbe die Koſten der Berufungs⸗ 
inſtanz der Angekln. auferlegt wurden, und dieſe Koſten ſo⸗ 
wie die der Reviſionsinſtanz wurden auf die Staatskaſſe über⸗ 
nommen. 

Aus den Gründen: 

Die rechtliche Zuläſſigkeit der auf die Koſtenentſcheidung 
beſchränkten Reviſion begegnet keinem Bedenken. Denn einer⸗ 
ſeits kann das Rechtsmittel der Reviſion in Strafſachen, 
nachdem die StPO. eine Beſtimmung der Art wie fie der 
§ 99 der CPO. enthält, nicht kennt, auf die Entſcheidung 
über den Koſtenpunkt beſchränkt werden und anderſeits ſteht 
vorliegend der Reviſion, inſofern ſie gegen ein in der Be⸗ 
rufungsinſtanz ergangenes landgerichtliches Urteil gerichtet 
iſt, die Beſtimmung des 8 380 der StPO. nicht entgegen. 
Die Vorſchriften der StPO. über die Verbindlichkeit zur 
Tragung und Erſtattung der durch ein Strafverfahren ver: 
urſachten Koſten enthalten keineswegs lediglich Normen über 
das Verfahren ſondern wie in Theorie und Praxis aner— 
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kannt, materielles Prozeßrecht; als Normen materiell recht⸗ 
licher Natur ſind ſie dem Reviſionsangriff in dieſer Inſtanz 
an ſich nicht entzogen, aber ſie ſind es inſoweit, als es ſich 
hiebei um ſolche Vorſchriften handelt, in welchen die Art 
der Entſcheidung in das freie richterliche Ermeſſen geſtellt 
und dem erkennenden Gericht die bloße Ermächtigung zu 
einer gewiſſen Verfügung erteilt iſt. Wo immer es im Er⸗ 
meſſen des Gerichts ſteht, ob es von einer Befugnis Gebrauch 
machen will oder nicht, ſtellt die auf dieſer Grundlage er⸗ 
gangene Entſcheidung keine Geſetzes verletzung dar und fie 
bleibt inſoweit der Nachprüfung des Reviſionsrichters ent⸗ 
zogen. Dies trifft vorliegend auf denjenigen Teil der an⸗ 
gefochtenen Koſtenentſcheidung des Berufungsgerichts zu, 
nach welchem die rechtskräftig freigeſprochene Angekl. die ihr 
erwachſenen notwendigen Auslagen ſelbſt zu tragen hat und 
die anders lautende Verfügung des Schöffengerichts, derzu⸗ 
folge dieſe Auslagen der Staatskaſſe auferlegt wurden, auf⸗ 
gehoben worden iſt. Denn dieſe Entſcheidung beruht auf 
der Beſtimmung des $ 499 Abſ. 2 StPO., wonach im Fall 
der Freiſprechung des Angekln. die dieſem erwachſenen not⸗ 
wendigen Auslagen der Staatskaſſe auferlegt werden können; 
der Ausſpruch des Vorrichters, von dieſer Ermächtigung kei⸗ 
nen Gebrauch zu machen und die Staatskaſſe mit der frag⸗ 
lichen Erſtattungspflicht nicht zu belaſten, kann nicht mit der 
Reviſion angefochten werden. 

Anders verhält es ſich mit dem weiteren Teil der an- 
gefochtenen Koſtenentſcheidung, wonach der Angelln. die Ko⸗ 
ſten des Verfahrens II. Inſtanz zugeſchieden wurden. Mit 
Recht ſieht die Reviſion hierin einen Verſtoß gegen die 
Vorſchrift des §8 499 Abſ. 1 StPO., welche beſtimmt, daß 
einem freigeſprochenen Angeſchuldigten nur ſolche Koſten auf: 
zuerlegen ſind, welche er durch eine ſchuldbare Verſäumnis 
verurſacht hat. Eine ſolche Verſäumnis ſteht hier nicht in 
Frage und handelt es ſich ſomit nur darum, ob die gebie— 
tende Vorſchrift, daß einem Freigeſprochenen, abgeſehen von 
ſelbſtverſchuldeten Verſäumniskoſten, die Koſten des Verfah⸗ 
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rens nicht auferlegt werden dürfen, auch für das Verfahren 
in der Rechtsmittelinſtanz gilt. Dieſe Frage iſt, ſoweit in 
§ 505 für letzteres Verfahren nicht ausdrücklich ein anderes 
vorgeſchrieben iſt, zu bejahen. Zu den Koſten des Verfah⸗ 
rens gehören allgemein auch diejenigen eines eingelegten 
Rechtsmittels, Entſch. RG. Stfſ. XVIII 348, nur enthält 
in Beziehung auf letztere der $ 505 StPO. die Sonder⸗ 
vorſchrift, daß fie denjenigen treffen, welcher das Rechts⸗ 
mittel erfolglos eingelegt oder zurückgenommen hat, ſowie 
daß bei teilweiſem Erfolg des Rechtsmittels das Gericht die 
Koſten angemeſſen verteilen kann und daß bei Einlegung 
des Rechtsmittels durch die Staatsanwaltſchaft die dem An⸗ 
gekl. erwachſenen notwendigen Auslagen auf die Staatskaſſe 
übernommen werden können. Hienach iſt in § 505 über die 
Verbindlichkeit zur Tragung der Koſten eines Rechtsmittels 
nur für die erwähnten Fälle eine Beſtimmung getroffen und 
zwar eine zwingende für den Fall der Erfolgloſig keit und 
der Zurücknahme des Rechtsmittels, eine fakultative für die 
zwei weiteren vorgenannten Fälle und es iſt keine ſpezielle 
Vorſchrift für den Fall gegeben, daß das Rechtsmittel durch⸗ 
aus von Erfolg geweſen iſt. Hier haben deshalb die allge— 
meinen Vorſchriften des 8 497 Abſ. 1 bezüglich des zu 
Strafe Verurteilten und des § 499 Abſ. 1 bezüglich des 
Freigeſprochenen wieder in Geltung zu treten und es wird 
ohne Grund vereinzelt in der Literatur von einer vorhan— 
denen Geſetzeslücke für den letzterwähnten Fall geſprochen, 
welche dazu nötige, ſolche Koſten entweder dem Gegner des 
Beſchwerdeführers, alſo auch einem Freigeſprochenen, trotz 
dem er das Rechtsmittel nicht eingelegt hatte, zuzuſcheiden 
oder ganz außer Anſatz zu laſſen. 

Zu einer ſolchen Auffaſſung gibt der § 505 keinen recht⸗ 
lichen Anhalt, nötigt insbeſondere aber auch nicht die Ent— 
ſtehungsgeſchichte des § 505, welcher feine jetzige Faſſung 
in Abweichung vom Entwurf durch die Beſchlüſſe der Reichs— 
tags⸗Juſtizkommiſſion erhalten hat. Dieſe hat insbeſondere 
lediglich im Intereſſe des Angekl. (vgl. Hahn, Materialien 
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zur StPO. Bd. I S. 730, 731, 1077) den dritten Satz mit 
der Ermächtigung des Gerichts zur Koſtenverteilung bei teil⸗ 
weiſem Erfolg des Rechtsmittels eingefügt, wie auch den 
Abſ. 2 des § 499, welcher das Gericht zur Uebernahme der 
notwendigen Auslagen des Angekln. auf die Staatskaſſe er⸗ 
mächtigt. Aus der Einſchaltung jenes dritten Satzes folgt 
aber nicht wie das Berufungsgericht annimmt, daß bei vol- 
lem Erfolg des Rechtsmittels das Gericht die ſämtlichen 
Koſten des Rechtsmittelverfahrens dem Gegner in jedem 
Fall aufbürden kann. Dies iſt bei einer durch die Staats⸗ 
anwaltſchaft verfolgten Strafſache nur möglich, wenn in dieſer 
der Gegner der das Rechtsmittel einlegenden Staatsanwaltſchaft 
zu Strafe verurteilt worden iſt. Der gebietende Kardinalſatz 
des Strafprozeßrechts, daß der Freigeſprochene, abgeſehen 
von der hieher nicht berührenden Ausnahme, keine Koſten 
des Verfahrens zu tragen hat, konnte und wollte nicht ſtill⸗ 
ſchweigend vom Geſetzgeber für die Rechtsmittelinſtanz außer 
Wirkung geſetzt werden; die für letztere in $ 505 gegebenen 
Sondervorſchriften ſind ſtreng in ihrem Wortlaut als Son⸗ 
derbeſtimmungen auszulegen und ſie dürfen nach anerkannter 
Rechtsregel nicht verallgemeinert und auf nicht darunter be⸗ 
griffene Fälle nicht ausgedehnt werden. Hiezu kommt daß 
nach § 59 Gerichtskoſtengeſetzes in Strafſachen nur die recht3- 
kräftig erkannte Strafe den Maßſtab für die Höhe der einen 
Teil der Koſten des Verfahrens bildenden Gerichtsgebühren 
aller Inſtanzen gibt und demgemäß auch bezüglich der Ge— 
bühren für die Rechtsmittel die Entſcheidung in der Sache 
ſelbſt maßgebend bleibt. Eben dieſe Sachentſcheidung, vor— 
liegend die Freiſprechung der Angekln., enthebt einen Ans 
gekln. vorweg von der Verpflichtung zur Tragung von Ko— 
ſten eines von der Staatsanwaltſchaft eingelegten Rechts 
mittels, auch wenn dieſes in einem Nebenpunkt der Koſten⸗ 
entſcheidung eine für die Beſchwerdeführerin d. h. die Staats⸗ 
kaſſe günſtigere Entſcheidung herbeigeführt hat. Eine ander: 
weite Auffaſſung wie ſie im Berufungsurteil vertreten wird, 
findet für einen Fall der vorliegenden Art auch in den Be⸗ 
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merkungen des Löweſchen Kommentars zu § 505 StPO. 
keine Stütze, woſelbſt die Fälle der Rechtsmitteleinlegung 
durch den Angekln., ſodann durch den Staatsanwalt zugunſten 
und zuungunſten des erſteren auseinander gehalten ſind und 
der im Berufungsurteil verwertete Satz ſich auf ein vom 
verurteilten Angekln. eingelegtes Rechtsmittel offenſichtlich 
bezieht, überdies die Anwendbarkeit der allgemeinen Rechts⸗ 
norm des § 497 StPO. im Fall eines vom Staatsanwalt 
zuungunſten des Angefln. eingelegten Rechtsmittels ausdrück⸗ 
lich hervorgehoben und hiemit folgerichtig auch die Anwend⸗ 
barkeit des § 499 für das Rechtsmittelverfahren anerkannt ift. 

Nun iſt vorliegend die Angekl. ſchon in erſter Inſtanz 
rechtskräftig freigeſprochen und die hiemit nach dem Geſetz 
von ſelbſt gegebene Uebernahme der Koſten des Verfahrens 
I. Inſtanz auf die Staatskaſſe rechtskräftig ausgeſprochen 
worden. Die vom Staatsanwalt eingelegte Berufung wurde 
ausdrücklich auf die Erſtattungspflicht der Staatskaſſe für 
die notwendigen Auslagen der Angekln. beſchränkt und vom 
Berufungsgericht rechtlich einwandfrei gemäß 8 499 Abſ. 2 
StPO. der erſtinſtanzliche Ausſpruch dieſer Erſtattungspflicht 
aufgehoben. Eine Reviſionsbeſchwerde hiegegen iſt nach 
Obigem unzuläſſig. Die Koſten der Berufungsin⸗ 
ſtanz können der Angekln., eben weil ſie freigeſprochen iſt 
und auch die Berufung nicht eingelegt hat, nach den pro— 
zeßlichen Normen nicht auferlegt werden; ſie müſſen alſo auf 
die Staatskaſſe übernommen werden, obgleich die Staatsan⸗ 
waltſchaft mit ihrem auf einen Nebenpunkt der Koſtenent⸗ 
ſcheidung erſter Inſtanz beſchränkten Rechtsmittel vollen Er⸗ 
folg erzielt hat vgl. Entſch. RG. Bd. 18 S. 349, Bd. 30 
S. 128. Denn eine Berechtigung, ſie dem freigeſprochenen 
Gegner ſolchenfalls aufzubürden, iſt im Geſetz nicht anerkannt 
und ſie außer Anſatz zu laſſen, läuft praktiſch auf dasſelbe 
hinaus und iſt prinzipiell mit der Vorſchrift des § 496 
StPO. nicht wohl vereinbar, wonach jedes Urteil darüber 
Beſtimmung treffen muß, von wem die Koſten des Verfah⸗ 
rens zu tragen ſind. 
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Demgemäß iſt das angefochtene Urteil aufzuheben, in⸗ 
ſoweit es die Koſten der Berufungsinſtanz der Angekln. zu: 
geſchieden hat und ohne daß eine Zurückverweiſung notwendig 
wird auszuſprechen, daß dieſe Koſten die Staatskaſſe zu 
tragen hat. 

Urteil des Strafſenats vom 16. März 1908 in der 

Strafſache gegen Luiſe Z. in St. wegen Körperverletzung. 


3. 


Bnr Auslegung des Begriffes öffentliches Amt. 


Wie das Reichsgericht unter Hinweis auf die Vorar⸗ 
beiten zu den §88 31, 132 und 359 StGB. wiederholt aus⸗ 
führte, iſt unter „öffentlichem Amt“ im Sinn der $$ 31 und 
132 nur diejenige Stellung zu verſtehen, vermöge deren je⸗ 
mand dazu berufen iſt, im Dienſte des Reichs oder im 
unmittelbaren oder mittelbaren Dienſte eines Bundesſtaats 
als Organ der Staatsgewalt für die Durchführung 
der Zwecke des Staates tätig zu fein, vgl. Entſch. RG. X. 
199, XXXII. 434. Von dieſer Auffaſſung, die der Straf⸗ 
ſenat auch bisher ſchon vertreten hat, abzugehen liegt kein 
Anlaß vor. Gerade wegen der erwähnten Begrenzung des 
Begriffes „öffentliches Amt“ wie fie ſich aus den Vorarbei- 
ten ergibt, iſt es unerheblich, wenn der ſtaatsrechtliche Be⸗ 
griff des öffentlichen Amtes vielfach weiter gefaßt und hier— 
unter allgemeiner ein durch das öffentliche Amt begrenzter 
Kreis von Geſchäften öffentlichen Charakters verſtanden wird. 
Wenn ſich auch die Begriffe Amt und Beamter, wie zuzu⸗ 
geben iſt, nicht vollſtändig decken (vgl. hiezu StGB. § 31 
Abſ. 2 und § 359 am Ende), jo wäre doch ſchwer ver— 
ſtändlich, warum der Geſetzgeber, wenn er auch die von 
öffentlich⸗rechtlichen Korporationen wie Berufsgenoſſenſchaften, 
Ortskrankenkaſſen und dergl. verliehenen Aemter als öffent- 
liche Aemter hätte gelten laſſen wollen, die Träger dieſer 
Aemter nicht unter die in $ 359 StGB. aufgeführten „Be⸗ 
amten“ aufgenommen hat. Zwar find nach § 359 Advoka— 
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ten und Anwälte nicht als Beamte anzuſehen, obwohl die 
Advokatur und Anwaltſchaft in 8 31 Abſ. 2 zu den öffent⸗ 
lichen Aemtern gezählt werden; allein dies erklärt ſich ohne 
weiteres daraus, daß Advokaten und Anwälte um dieſen 
ihren Beruf ausüben zu können, einer Anſtellung von irgend 
welcher Seite nicht bedürfen. Unter dieſen Umſtänden kann 
von einer Ausdehnung der Vorſchrift des §S 31 Abſ. 2 auf 
die durch bürgerlich-rechtlichen Dienſtvertrag 
angeſtellten „Beamten“ der Berufsgenoſſenſchaften keine 
Rede ſein; dies umſoweniger als dieſe Verbände dadurch, 
daß ſie beſtimmte, ihnen von der Reichsgeſetzgebung zuge— 
wieſene öffentlich-rechtliche Aufgaben zu erfüllen haben, nicht 
ſelbſt zu ſtaatlichen Anſtalten werden. 

Demnach hat der Beſchuldigte O., wenn er ſich auch dem 
Polier R. als „Gerüſtkontrolleur von der Baugewerksbe— 
rufsgenoſſenſchaft“ vorſtellte, ſich nicht mit der Ausübung 
eines öffentlichen Amtes im Sinne des $ 132 StGB. be- 
faßt, und Anhaltspunkte dafür, daß ſich der Beſchuldigte 
einer andern ſtrafbaren Handlung ſchuldig gemacht habe, 
liegen nicht vor. Hienach war die Beſchwerde der Staats— 
anwaltſchaft wider den die Eröffnung des Hauptverfahrens 
wegen Vergehens nach $ 132 StGB. ablehnenden Straf— 
kammerbeſchluß als unbegründet zu verwerfen. 

Beſchluß des Strafſenats vom 24. Januar 1910 in der 

Strafſache gegen den Maurer E. O. in St. wegen 

Amtsanmaßung. 


4. 


1. Ber Strafantrag eines Vertreters. 
2. Bum Begriff einer wiſſentlich nnwahren Angabe. 


Aus den Gründen: 

Die Reviſion beſtreitet das Vorliegen eines ordnungs- 
mäßigen Strafantrags (UWGeſetz § 12 Abſ. 1) und rügt 
Verletzung des § 4 dieſes Geſetzes, ſie iſt aber nicht be— 
gründet. 
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1) Was die Frage des Strafantrags betrifft, fo ſtellt 
die Strafkammer einwandfrei feſt, daß der I. Vorſitzende F. 
den II. Vorſitzenden K. beauftragt hat, den Strafantrag für 
ihn, F., durch den Anwalt des württ. Bundes für Handel 
und Gewerbe ſtellen zu laſſen. Rechtsanwalt N. hat denn 
auch auf Grund der ihm von K. ausgeſtellten Vollmacht den 
Strafantrag Namens des Bundes, eines eingetragenen Vereins 
und zugleich Verbandes im Sinne $ 1 Abſ. 1 UWGeſ. ge⸗ 
ſtellt. Dieſer ganze Hergang entſprach dem Willen des I. 
Vorſitzenden, wie er dem II. Vorſitzenden gegenüber erklärt 
worden war. Daß K. bei Unterzeichnung der Vollmacht 
„in Vertretung“, und zwar in Vertretung des I. Vorſitzen⸗ 
den F., gehandelt hat, ergibt ſich deutlich aus dem von ihm 
gemachten Beiſatz „i. V.“. Dieſer Vermerk läßt, wenn K. 
ſeinem Namen auch die Bezeichnung „II. Vorſitzender“ beige⸗ 
fügt hat, zur Genüge erkennen, daß nicht ſowohl eine aus 
§ 5 Abſ. 2 der Satzung abgeleitete Vertretung des Bundes 
durch den II. Vorſitzenden, als vielmehr der Vollzug des 
vom I. Vorſitzenden erteilten Auftrags, für die Stellung des 
Strafantrags durch Rechtsanwalt N. Sorge zu tragen, beabſich⸗ 
tigt war. Auf dieſe Weiſe konnte aber der I. Vorſitzende, 
auch wenn ein „Verhinderungsfall“ im Sinne des § 5 
Abſ. 2 Satz 2 der Satzung nicht vorlag, die Stellung des 
Strafantrags herbeiführen. Denn die Satzung enthält dar⸗ 
über, wie der I. Vorſitzende Willenserklärungen von der Art 
der hier fraglichen abzugeben habe, keine Beſtimmung, und 
§ 5 Abſ. Satz 2 darf vernünftigerweiſe nicht dahin ausge⸗ 
legt werden, daß der I. Vorſitzende, den Fall der Verhin⸗ 
derung nach § 5 Abſ. 2 Satz 2 ausgenommen, überhaupt 
nicht befugt ſei, Willenserklärungen wie die hier in Rede 
ſtehende durch einen Bevollmächtigten abgeben zu laſſen. Daß 
die von K. unterzeichnete Vollmacht ihrem Inhalt nach den 
Rechtsanwalt N. zur Stellung des Strafantrags Namens 
des Bundes ermächtigt hat, kann nicht zweifelhaft ſein. 

Die Ordnungsmäßigkeit des Strafantrags iſt demnach 
nicht zu beanſtanden. 


46 Eutſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


2. Auch im übrigen war der Auffaſſung der Strafkam⸗ 
mer beizutreten. Zunächſt geht der Angriff der Reviſion 
auf die rechtliche Feſtſtellung des Berufungsgerichts, der An⸗ 
gekl. habe über die Bezugsquelle von Waren (bezw. über 
die Art des Warenbezugs) wiſſentlich unwahre und zur Irre— 
führung geeignete Angaben gemacht, fehl. Es iſt ein in 
Lehre und Rechtſprechung anerkannter Grundſatz, daß der⸗ 
artige unwahre uſw. Angaben namentlich auch durch ver— 
ſteckte oder verſchleierte Anführung von Umftänden 
erfolgen kann. Wenn die Strafkammer davon ausgeht, daß 
die in den Zeitungsanzeigen, auf dem Ladenſchild und in 
den Schaufenſterplakaten angebrachte Bezeichnung „Konkurs⸗ 
maſſenverkauf“ ſür ſich allein im vorliegenden Falle (mit 
Rückſicht auf die große Menge anderer nachzuſchiebender, 
nicht zur Konkursmaſſe gehöriger Waren, die der Angekl. 
mitzuverkaufen von vornherein beabſichtigt und am 19. Nov. 
1908 teilweiſe ſchon beſtellt gehabt habe) eine unwahre und 
zur Irreführung geeignete Angabe tatſächlicher Art darſtelle, 
ſo iſt ihr hierin nur beizutreten. Ein Rechtsirrtum iſt in 
dieſer Beziehung nicht erſichtlich; die Annahme der Strafkam— 
mer, der Angekl. habe mit dem am 19. November 1908 
angebrachten Schild über dem Ladeneingang und mit den 
Plakaten an oder in den Schaufenſtern wirklich nur einen 
Konkursmaſſeausverkauf d. h. einen Verkauf nur von ſolchen 
Waren, die aus einer Konkursmaſſe oder vielleicht auch aus 
mehreren Konkursmaſſen ſtammen, angekündigt, läßt einen 
Verſtoß gegen materielles Recht gleichfalls nicht erkennen. 
Derartige reklameartige Mitteilungen an die Allgemeinheit 
ſind in der Tat, was die Frage betrifft, ob unterſchiedlos 
alles darin Enthaltene oder nur ein Teil davon als dem 
Publikum mitgeteilt zu gelten habe, nicht vom Standpunkte 
des aufmerkſamen Beobachters, ſondern von demjenigen des 
gelegentlich vorüberkommenden, keine beſondere Aufmerkſam⸗ 
keit aufwendenden Beſchauers zu beurteilen. Von dieſem 
Geſichtspunkt aus iſt es weder ſprachlich noch logiſch un— 
richtig, wie die Reviſion meint, wenn gewiſſe beſonders klein 


B. in Strafſachen. 47 


und unauffällig gehaltene Beiſätze, die ihrem Inhalte nach 
für die Entſchließung der Kaufluſtigen von Bedeutung ſein 
könnten, als neben anderen, in auffälligen Schriftzeichen 
wiedergegebenen und daher jedem Beſchauer in die Augen 
ſpringenden Schlagworten verſchwindend und darum 
als nicht vorhanden aufgefaßt werden. Im übrigen 
hat die Strafkammer unter Bezugnahme auf den aus der 
Photographie der Plakate ſich ergebenden Befund einwand- 
frei feſtgeſtellt, daß der Beiſatz „und Ergänzungswaren“ auf 
dem Schild und den Plakaten in beſonders kleiner und un⸗ 
auffälliger Schrift gehalten geweſen und deshalb jedenfalls 
der großen Mehrheit der Beſchauer entgangen ſei. Ueber 
den Bildungsgrad und die Urteilsfähigkeit des in Frage 
kommenden Publikums ſich auszuſprechen hatte der Beru— 
fungsrichter nicht nötig: es verſteht ſich von ſelbſt, daß ſich 
die Beſchauer und ebenſo die Beſucher des Ladens aus den 
verſchiedenartigſten Elementen zuſammenſetzten. Weiter hat 
die Strafkammer einwandfrei feſtgeſtellt, daß der Angekl. 
des erwähnten Eindrucks der Aufſchriften „Konkursmaſſen⸗ 
ausverkauf und Ergänzungswaren“ auf die große Mehrheit 
der Beſchauer ſich von Anfang an bewußt war und gerade 
um dieſen falſchen Eindruck hervorzurufen, die kleinen Buch⸗ 
ſtaben bei dem Zuſatz „und Ergänzungswaren“ auf dem 
Schild und den Plakaten gewählt hat. Inſoweit liegt alſo 
das Erfordernis der wiſſentlich unwahren und zur Irrefüh— 
rung geeigneten Angabe tatſächlicher Art (im Sinne des § 4 
UWGeſ.) vor. 

Dasſelbe gilt aber auch — nach den Feſtſtellungen, 
welche die Strafkammer bezüglich des weiteren Inhalts der 
Schaufenſterplakate getroffen hat — von den in kleinen 
Buchſtaben gehaltenen Wörtern „bis“ und „reduziert“ im 
Verhältnis zu den durch auffallende Schrift hervorgehobenen 
„alle Waren“ und „50% “. Denn auch bei dieſer, die Preis⸗ 
bemeſſung betreffenden Ankündigung geht der Berufungs- 
richter ohne erſichtlichen Rechtsirrtum davon aus, daß das 
Publikum in ſeiner großen Mehrheit die beiden klein gehal— 
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tenen Wörter (von denen es insbeſondere auf das unauf— 
fällig unterſtrichen geweſene Wörtchen „bis“ ankommt) über⸗ 
ſehen habe und daher der Meinung geweſen ſei, alle in dem 
Laden zu verkaufenden Waren ohne Ausnahme ſeien um die 
Hälfte ihres Wertes oder früheren Verkaufspreiſes feil, letz⸗ 
teres aber, dies ſtellt die Strafkammer feſt, ſei bei einem 
erheblichen Teil der Waren nicht der Fall geweſen. Auf 
dieſer Grundlage gelangt die Strafkammer zu der weiteren, 
der Anfechtung durch die Reviſion entzogenen tatſächlichen 
Feſtſtellung, der Angekl. habe durch die Schaufenſterplakate 
eine Täuſchung des Publikums dahin beabſichtigt, als ob 
alle in dem Laden verkäuflichen Waren um 50% reduziert 
ſeien. 

Urteil des Strafſenats vom 17. Januar 1910 in der 

Strafſache gegen H. Pr. in St. wegen unlauteren Wett⸗ 

bewerbs. 


5. 


Hausfriedensbruch bei mittelbarer Täterſchaft. 


Der Angeklagte hat den Geſellen W. veranlaßt, in die 
Werkſtätte des Eichmeiſters B. zu gehen, um in deſſen Ab⸗ 
weſenheit einige zur amtlichen Eichung von Fäſſern beſtimmte 
Brenneiſen zu holen und um dann mit letzteren ſelbſt koſten⸗ 
los auf neuen Fäſſern den Litergehalt einzubrennen; W. hat 
die Brenneiſen ohne bei B. anzufragen geholt im guten 
Glauben, daß B. mit der Wegnahme auch ohne beſondere 
Erlaubnis einverſtanden ſei, während der Angekl. gut wußte, 
daß der Eichmeiſter B. keineswegs damit einverſtanden war 
und es gegen deſſen Willen verſtieß, wenn jemand ſei es 
wer es wolle in ſeiner Abweſenheit zwecks Holens der 
Brenneiſen die Werkſtätte betrete und dem Angekl. ermög⸗ 
liche, Fäſſer koſtenlos zu eichen. Auf Grund der Feſtſtellung, 
daß er widerrechtlich in die Gefchäftsräume eines anderen 
zwar nicht perſönlich eingedrungen, dieſes Tatbeſtandsmerk⸗ 
mal aber durch die Mitwirkung eines gutgläubigen Dritten 
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verwirklicht habe, wurde der Angekl. wegen Hausfriedens⸗ 
bruchs verurteilt und ſeine hiegegen eingelegte Reviſion ver⸗ 
worfen wie folgt: 

Anbelangend das Erfordernis des Eindringens, iſt an 
mehreren Stellen des angefochtenen Urteils feſtgeſtellt, daß 
der Angekl. ohne Befugnis und entgegen dem ihm bekannten 
Willen des verfügungsberechtigten Eichmeiſters als des In⸗ 
habers der Werkſtätte den Geſellen W. veranlaßt hat, in 
Abweſenheit des erſteren und ohne deſſen Erlaubnis zwecks 
Abholens der Brenneiſen die Werkſtatt zu betreten, ſowie 
daß W. hiebei völlig gutgläubig gehandelt und eine Er⸗ 
laubnis des B. angenommen hat. Wie bei anderen Be⸗ 
gehungsdelikten greifen auch beim Vergehen des 8 123 StGB. 
die allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätze über Täterſchaft 
Platz und zwar auch jene über die jog. mittelbare Täter: 
ſchaft, nach denen auch derjenige Täter iſt, der die Handlung 
durch Benützung fremder körperlicher Tätigkeit ausführt, ſei 
es daß der andere eine unzurechnungsfähige oder gutgläubige 
Perſon iſt, welche lediglich die Stelle eines Werkzeugs ver⸗ 
tritt oder daß der andere zwar bewußt rechtswidrig handelnd 
doch des ſelbſtändigen Täterwillens entbehrt. Daß der Vor⸗ 
richter dieſe Grundſätze verkannt habe, iſt nicht erſichtlich. 
Zwar könnten ſich Bedenken in der Richtung ergeben, ob 
nicht eine Verwechſlung inſofern vorliegt, als nicht ſowohl 
im Betreten der Werkſtätte, als vielmehr im unbefugten 
Abholen der Brennwerkzeuge das Tatbeſtandsmerkmal des 
Eindringens geſehen worden ſei. Dies wäre unzweifelhaft 
rechtsirrig, ſofern der Umſtand, daß der Eintretende mit 
ſeinem Eintritt einen widerrechtlichen Zweck verfolgt, für ſich 
allein noch nicht den Eintritt zu einem widerrechtlichen Ein⸗ 
dringen macht. Allein aus dem Geſamtinhalt der Urteil3- 
gründe kann unbedenklich gefolgert werden, daß der Vor⸗ 
richter nach den beſonderen Umſtänden des Falles den 
widerrechtlichen Zweck des Holens der Brenneiſen bei Feſt⸗ 
ſtellung des Tatbeſtandsmerkmals des Eindringens eben als 
Beweismoment dafür verwertet hat, daß eine Ein⸗ 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 1. 4 
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willigung des Inhabers der Werkſtätte zu deren Betreten 
durch W. oder durch den Angekl. nicht vorhanden und der letztere 
als Täter ſich deſſen wohl bewußt war. Regelmäßig wird 
in den Fällen, in denen ein Recht zum Betreten fremder 
Wohn⸗ oder Geſchäftsräume nicht beſteht, die Verfolgung 
eines unerlaubten Zwecks, zu deſſen Erreichung die fremden 
Räume ungefragt betreten werden ſollen, die Einwilligung 
des Berechtigten zu ſolchem Betreten ausſchließen und dem 
Täter auch notwendig zum Bewußtſein bringen, daß er die 
fremden Räume ſo nur gegen den Willen des Berechtigten 
betreten könne. Wenn alſo der Tatrichter wie vorliegend 
erkennbar aus dem unerlaubten Zweck des Eindringens in 
die Werkſtatt objektiv und ſubjektiv zur Annahme eines 
widerrechtlichen Eindringens im Sinn des Geſetzes gelangte, 
ſo kann dieſe Schlußfolgerung nicht als rechtsirrtümlich an⸗ 
geſehen werden. Ob ſie tatſächlich gerechtfertigt war, kann 
vom Reviſionsgericht nicht nachgeprüft werden. 

Urteil des Strafſenats vom 21. Febr. 1910 in der 

Strafſache gegen J. B. in G. wegen Hausfriedens⸗ 

bruchs. 


6. 


Die Berfagung des Schutzes des 5 193 HIGB. gegen⸗ 
über einem eine angebliche Straftat Anzeigenden. 


Nach der Feſtſtellung in dem angefochtenen Urteil, durch 
welches der Angekl. wegen eines gegenüber dem Privat⸗ 
kläger verübten Vergehens der Beleidigung zu Geldſtrafe 
verurteilt wurde, war bei der K. Amtsanwaltſchaft E. ein 
anonymer, wie feſtſteht, vom Angekl. verfaßter Brief einge⸗ 
laufen mit der Mitteilung, daß nach den Ausſagen des 
Mehlburſchen des Prͤlägers jeder Bauer, der zum Korn— 
gerben komme, vom Prͤläger um 20 Mk. betrogen werde, 
inſofern im Gerbzylinder Löcher ſeien, durch welche die 
Körner in den ſchwarzen Staub fallen, worauf ſpäter die 
Körner vom Staub geputzt werden und in der Mühle Ver⸗ 
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wendung finden. Das auf Grund des Briefes entſprechend 
dem Verlangen des Verfaſſers gegen den PrKläger einge⸗ 
leitete Betrugsverfahren hat mit Einſtellung geendet. 

Aus den Gründen: 

Wenn die Strafkammer in dem Vorwurfe, daß der 
Prͤl. ſeine Mehlkunden in der dargelegten Weiſe betrogen 
habe, die Behauptung einer Tatſache erblickt, die geeignet 
iſt, den PrKl. verächtlich zu machen und in der öffentlichen 
Meinung herabzuwürdigen und wenn ſie hernach annimmt, 
daß ſich der Angekl., der den Beweis der Wahrheit des 
Vorwurfs zu erbringen nicht in der Lage war, an ſich eines 
Vergehens der Beleidigung im Sinne des § 186 StGB. 
gegenüber dem Prͤl. ſchuldig gemacht habe, jo iſt hierin 
ein Rechtsirrtum nicht zu erblicken. Die im Urteil nicht 
ausdrücklich getroffene Feſtſtellung des Bewußtſeins des 
ehrenkränkenden Charakters des Vorwurfs ergibt ſich ohne 
weiteres aus deſſen Inhalt und aus dem ganzen Zuſammen⸗ 
hang der Urteilsgründe. | 

Die Strafkammer hat dem Angeklagten, der den Brief 
nur deshalb geſchrieben haben will, damit die Leute nicht 
mehr betrogen werden, den von ihm angerufenen Schutz des 
§ 193 StGB. verweigert. Sie iſt hiebei von der allgemein 
anerkannten, zutreffenden Erwägung ausgegangen, daß es 
ein ſtaatsbürgerliches Recht jeder Perſon ſei, Straftaten der 
Behörde zur Anzeige zu bringen, und daß der Anzeigende 
hiebei in Wahrnehmung berechtigter Intereſſen handle, wenn 
ſein mit der Anzeige verfolgter Zweck auf die Aufrechter— 
haltung der öffentlichen Ordnung gerichtet ſei, und zwar 
auch dann, wenn neben dieſem Zwecke unlautere Beweg⸗ 
gründe des Anzeigenden einhergehen. Trotzdem aber hat 
die Strafkammer dem Angekl. den Schutz des § 193 StGB. 
verſagt, weil er die frivol aufgebauſchte Anzeige lediglich 
aus Rachſucht erſtattet habe. Dieſe Ausführungen laſſen 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Ein ſolcher wäre dann 
gegeben, wenn der Ausſchluß des § 193 StGB. ausſchließ⸗ 
lich mit der Frivolität der Anzeige, die der Angekl. ohne 
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Erkundigung und ohne den Glauben an ihre Begründung 
und Erweisbarkeit erſtattet habe, begründet worden wäre. 
Denn auch bei ſolcher Sachlage kann der Angekl. das ihm 
vom Recht zuerkannte Intereſſe verfolgen, die Ahndung eines 
ihm zur Kenntnis gekommenen ſtrafbaren Verhaltens herbei⸗ 
zuführen und ſo zur Aufrechterhaltung der Rechtsordnung 
mitzuwirken; die Handlung des Angekl. bleibt in dieſem 
Falle wegen des vom Rechte anerkannten Zweckes ſtraflos, 
ſelbſt wenn der Angekl. durch die Handlung in leichtſinniger 
Weiſe den Ruf des Angezeigten geſchädigt hätte. Dies und 
nicht mehr iſt der Sinn der von der Verteidigung ange⸗ 
rufenen reichsgerichtlichen Entſcheidung Bd. 20 S. 164. 
Allein der Schutz des $ 193 StGB. iſt, wie in jedem 
Fall der berechtigten Intereſſenwahrung, ſo auch bei der 
Erſtattung einer Anzeige nur dann gewährt, wenn der Angefl. 
berechtigte Intereſſen wahrnehmen, alſo mit der Anzeige ſein 
ſtaatsbürgerliches Recht ausüben wollte; er entfällt, wenn 
der Wille des Angekl. bei der Handlung in Wahrheit nicht 
auf die Wahrung dieſes Rechtes, ſondern auf die Erreichung 
anderer Zwecke gerichtet war, wenn der Angekl. alſo im Fall 
der Anzeigeerſtattung nur dem äußeren Anſchein nach eine 
Anzeige machte, ſein Wille und der mit der Anzeige ver⸗ 
folgte Zweck aber gar nicht darauf gerichtet war, eine ftraf- 
bare Handlung zur Kenntnis der Behörde zu bringen, jon- 
dern ausſchließlich darauf, die Rachſucht gegen den Ange⸗ 
zeigten zu befriedigen. Denn in dieſem Fall fehlt der vom 
Rechte anerkannte, die Straffreiheit nach $ 193 StGB. be⸗ 
dingende Zweck. Sache des Vorrichters iſt es zu erforſchen, 
welchen Zweck der Angekl. mit ſeiner Aeußerung verfolgt 
hat. Bei dieſer Tatſachenwürdigung kann die Frivolität 
der Anzeige als Indiz zur Erkenntnis des wahren Willens 
des Angekl. herangezogen werden. Die Strafkammer iſt nun 
nicht bloß auf Grund der von ihr feſtgeſtellten Tatſache, 
daß der Angekl. die ihm von ſeinem Gewährsmann — dem 
vom Prͤl. entlaſſenen Mehlburſchen — gemachten, an ſich 
unzuverläſſigen Mitteilungen in frivoler Weiſe aufgebauſcht 
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hatte, ſondern insbeſondere auch mit Rückſicht auf das feind⸗ 
ſelige Verhältnis der Parteien und die Erwägung, daß es 
dem Angekl. offenbar nicht um die Aufrechterhaltung der 
Rechtsordnung zu Gunſten ihm ganz gleichgültiger Bauern 
zu tun geweſen ſei, zu der Ueberzeugung gelangt, daß es 
dem Angekl. bei der Erſtattung der Anzeige in Wahrheit 
ausſchließlich um die Befriedigung ſeiner Rachſucht gegen 
den ihm verhaßten Prͤl. zu tun geweſen ſei. Dieſe tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen, die auf keinem erſichtlichen Rechts⸗ 
irrtum beruhen, ſind der Nachprüfung der Reviſion entzogen. 
Der hienach feſtgeſtellte ausschließliche Zweck der Anzeige 
iſt aber vom Rechte als ein berechtigter nicht anerkannt; die 
Anzeige ſteht ſomit nicht unter dem Schutze des 8 193 StGB. 
Hienach war die Reviſion zu verwerfen. | 
Urt. des Strafſenats vom 17. Jan. 1910 in der Privat⸗ 
klageſache M. gegen M. in E. 
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II. 
Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichtshofs. 


1. 


Werden von dem politiſchen Gemeindeverband fremde 

Aufgaben auf die Gemeinde übernommen, ſo kann 

dies von den einzelnen Gemeindeſtenerpflichtigen nicht 
im Berwaltungsrechtswege angefochten werden. 


Aus den Gründen: 

I. Von der bürgerlichen Gemeinde N. O. A. C. wird 
ſeit einer langen Reihe von Jahren zur Beſoldung des Orts⸗ 
geiſtlichen ein Beitrag von zuſammen 272 Mk. 57 Pfg. ge⸗ 
leiſtet. Dieſer Beitrag wird alljährlich in den Voranſchlag 
des Gemeindehaushalts eingeſtellt und bildet ſo einen Teil 
der Gemeindeausgaben, welche mit dem ſonſtigen durch die 
Einnahmen nicht gedeckten Aufwand durch Umlage (Gd. 
Art. 127) aufgebracht werden. Während aber früher die 
Staatsforſtverwaltung zur Teilnahme an der unter dem Ge— 
meindeſchaden umgelegten Pfarrbeſoldungsleiſtung nicht heran⸗ 
gezogen worden war, iſt neuerdings infolge einer Ausitel- 
lung anläßlich der Abhör der Gemeindepflegerechnung von 
1906 die Gemeinde dazu übergegangen, die Gemeindeumlage 
unter Einrechnung jener Pfarrbeſoldung auf ſämtliche 
Kataſter und ſo auch auf die der ſtaatlichen Forſtverwaltung 
unterſtehenden Staatsgüter der Markung N. gleichmäßig 
zu verteilen. Da die Forſtverwaltung ſich weigerte, ihren 
ſteuerfußmäßigen Anteil zum Aufwand der Gemeinde für 
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die Pfarrbeſoldung beizutragen, erhob die Gemeinde die 
verwaltungsgerichtliche Klage gegen den Forſtfiskus auf Zah⸗ 
lung der Differenz zwiſchen dem Umlagebetreff bei Einrech⸗ 
nung und bei Nichteinrechnung der in Rede ſtehenden Be⸗ 
ſoldungsleiſtung für die Steuerjahre 1906 bis 1909 in dem 
der Höhe nach unbeanſtandeten Betrage von 101 Mk. 69 Pfg. 

Die K. Kreisregierung R. erkannte mit Urteil vom 
29. Juli 1910 für Recht: 

„Der verklagte Fiskus iſt ſchuldig, der Gemeinde N. 
101 Mk. 69 Pfg. rückſtändige Gemeindeumlage für die 
Rechnungsjahre 1906 bis 1909 je einſchließlich nachzuzahlen 
und die Koſten des Rechtſtreits zu tragen. Die Sportel 
für das Urteil wird auf den Betrag von 10 Mk. feſtgeſetzt. 
Von der Bezahlung derſelben iſt der Fiskus befreit.“ 

Hiegegen hat der Beklagte rechtzeitig und ordnungs⸗ 
mäßig Berufung erhoben mit dem Antrag auf koſtenfällige 
Abweiſung der Klage, während die Klägerin bei ihrem in 
erſter Inſtanz eingenommenen Standpunkt verharrte. 

II. Der Standpunkt des Beklagten geht dahin, es handle 
ſich bei der in Rede ſtehenden Pfarrbeſoldungsleiſtung an⸗ 
erkanntermaßen um einen Aufwand für kirchliche Zwecke, 
der den Aufgaben der politiſchen Gemeinde fremd ſei und 
außerhalb der gemeindlichen Verpflichtungen ſtehe. Die 
Nichtbeteiligung des Staats an der Beſtreitung des kirch⸗ 
lichen Aufwands ſei eine ſelbſtverſtändliche Folge der 
Nichtzugehörigkeit des Fiskus zum Kirchenverband. Jeden⸗ 
falls habe die Staatsforſtverwaltung aus ihrem zur Ge— 
meinde N. ſteuerbaren Vermögen an dem fraglichen Auf⸗ 
wand für kirchliche Bedürfniſſe um deswillen nicht mitzu⸗ 
tragen, weil — wenn auch der Pfarrbeſoldungsbeitrag ſchon 
ſeit langer Zeit aus Gemeindemitteln beigeſteuert werde, doch 
eine rechtliche Verbindlichkeit der bürgerlichen Gemeinde, 
dieſe Laſt zu tragen, nicht anerkannt werden könne; der 
Nachweis hiefür, und insbeſondere der. Beweis einer auf 
Herkommen beruhenden Verpflichtung der Klägerin ſei nicht 
erbracht. 
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Allein mit dieſen Einwendungen vermag der Beklagte 
dem Klaganſpruch gegenüber nicht durchzudringen. Wenn 
auch der Beitrag zu der Pfarrbeſoldung einen Aufwand für 
kirchliche Zwecke darſtellt, ſo handelt es ſich doch — wie 
auch die Staatsforſtverwaltung nicht verkennt — bei dem 
eingeklagten Anſpruch nicht etwa um eine Streitigkeit, welche 
eine Leiſtung für Kirchenzwecke im Sinne des Art. 10 Ziff. 17 
des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes zum Gegenſtand hätte, 
ſondern vielmehr um die Verpflichtung des Beklagten zur 
Zahlung von Gemeindeumlage an die klägeriſche Gemeinde, 
näher um den Umfang dieſer Verpflichtung. Es iſt ohne 
weiteres einleuchtend, daß die jährliche Ausgabe der Klägerin 
für die Pfarrbeſoldung die Höhe der Gemeindeumlage im 
ganzen und damit auch die Steuerſchuldigkeit des Beklagten 
mitbeſtimmt hat. Aber wenn auch der Beklagte ſeine Um⸗ 
lagepflichtigkeit der Klägerin gegenüber an ſich nicht in 
Zweifel zieht und nur gegen die Uebernahme der Pfarrbe⸗ 
ſoldungslaſt ſeitens der Gemeinde als einer Aufwendung 
für kirchliche Zwecke ſich wendet, ſo trifft darum doch zu, 
daß ein Streit über die Beiziehung zu einer Abgabe für 
öffentliche Zwecke der Gemeinde, alſo eine Streitigkeit im 
Sinne des Art. 10 Ziff. 7 des Verwaltungsrechtspflegege⸗ 
ſetzes zwiſchen den Parteien darüber beſteht, in welchem Be⸗ 
trage der Beklagte an der Gemeindeumlage in N. für die 
Jahre 1906 —1909 teilzunehmen geſetzlich verpflichtet tft. 

Wenn der beklagte Fiskus der Klage gegenüber geltend 
macht, daß er als in keinem Kirchenverband ſtehend auch 
keine kirchlichen Koſten zu tragen habe, fo wäre demgegen⸗ 
über zunächſt wiederum darauf hinzuweiſen, daß keine Lei⸗ 
ſtung für kirchliche Zwecke, ſondern eine Steuerleiſtung von 
ihm gefordert wird. Soweit aber der Einwand dahin zu 
verſtehen iſt, daß der Fiskus eine Verpflichtung der poli⸗ 
tiſchen Gemeinde zur Bezahlung jenes Pfarrbeſoldungsbeitrags 
nicht anerkennen könne und deshalb auch feinen jteuerfuß- 
mäßigen Anteil an dem Aufwand beſtreite, iſt er gleichfalls 
nicht begründet. Darauf, ob die klagende Gemeinde zur 
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Tragung der Beſoldungslaſt rechtlich gezwungen werden kann 
und ob der Rechtsgrund der Verpflichtung privatrechtlicher 
oder öffentlich-rechtlicher Natur iſt, kommt es für die gegen⸗ 
wärtige Entſcheidung überhaupt nicht an. Unbeſtritten iſt, 
daß ſchon ſeit Jahren, und ſo auch in dem Zeitraum 1906 
bis 1909 die Gemeinde die Ausgabe für die Pfarrbe⸗ 
ſoldung mit 272 Mk. 57 Pfg. tatſächlich aus Gemeinde⸗ 
mitteln beſtritten, darnach ihren Voranſchlag aufgeſtellt und 
den durch Umlage zu deckenden Fehlbetrag feſtgeſetzt hat. 
Der Gemeindeetat iſt auch jeweils ſamt der vorgeſehenen 
Gemeindeumlage von der Aufſichtsbehörde genehmigt bezw. 
für vollziehbar erklärt worden, und es war demnach die 
Umlage unter gleichmäßiger prozentualer Inanſpruchnahme 
ſämtlicher Kataſter gemäß Art. 5 des Geſetzes vom 8. Auguſt 
1903, betreffend die Beſteuerungsrechte der Gemeinden und 
Amtskörperſchaften in Verbindung mit Art. 3 des Geſetzes 
vom 28. April 1873/8. Auguſt 1903, betreffend die Grund⸗, 
Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer, zu fertigen (Art. 127 GdO.). 
Ein allgemeines Einſpracherecht des einzelnen Steuerpflich⸗ 
tigen dahingehend, daß eine Rechtspflicht der Gemeinde zur 
Uebernahme der einen oder anderen im Voranſchlag enthal⸗ 
tenen Leiſtung nicht erſichtlich ſei und inſoweit der Umlage⸗ 
betreff beanſtandet werde, iſt im Geſetz nicht anerkannt. Des⸗ 
wegen, weil der Beklagte eine rechtliche Verbindlichkeit der 
Klägerin zur Leiſtung des Beſoldungsbeitrags verneinen zu 
können glaubt, iſt er noch nicht berechtigt, die unter Einbe⸗ 
ziehung dieſer Leiſtung berechnete, im übrigen nicht zu be⸗ 
anſtandende Umlageforderung zu verweigern. Die Aufnahme 
der Ausgabepoſten in den Voranſchlag des Gemeindehaus⸗ 
halts und die entſprechende Bemeſſung der Gemeindeumlage 
iſt, vorbehaltlich der Prüfung durch die Aufſichtsbehörde, 
vermöge des Selbſtverwaltungsrechts der Gemeinden Sache 
der Gemeindekollegien. Eine Entſcheidung des Verwaltungs⸗ 
gerichts, wodurch die von den Gemeindekollegien gefaßten 
Beſchlüſſe außer Kraft geſetzt werden, iſt überhaupt nur 
denkbar, wenn und ſoweit es ſich um einen widerrechtlichen 
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Eingriff in die beſondere Rechtsſphäre eines Steuerpflichtigen 
handelt. Davon kann im vorliegenden Fall keine Rede ſein. 
Mit der Etatiſierung einer Ausgabe, die einen dem poli⸗ 
tiſchen Gemeindeverband regelmäßig fremden Aufwand dar⸗ 
ſtellt oder die ſich auf eine in ihrem Beſtand etwa zweifel⸗ 
hafte Verbindlichkeit bezieht, überſchreiten die Gemeindekol⸗ 
legien an und für ſich noch nicht ihre geſetzliche Befugnis. 
Mag hieraus immerhin für die Steuerpflichtigen eine Mehr⸗ 
belaſtung folgen, ſo wird ihnen deshalb nicht ſchon ohne 
weiteres ein widerrechtlicher Nachteil zugefügt. 

Vgl. auch Göz, Verwaltungsrechtspflege S. 108 und 
292/93; Michel, Gemeinde- und Bezirksordnung Art. 125 
Anm. 6 und Art. 196, S. 176 und 296; Württ. Jahr⸗ 
bücher, Bd. 9, S. 384; Bd. 17, S. 398, 401. 

Hienach iſt der Beklagte, ohne daß in eine nähere Er⸗ 
örterung über den Rechtsgrund der Beſoldungsleiſtung der 
Klägerin einzutreten wäre, für verpflichtet zu erachten, an 
dieſer Ausgabe wie an dem ſonſtigen durch Umlage aufzu⸗ 
bringenden Aufwand der Gemeinde anteilsmäßig mitzutragen. 
Daß dem beklagten Staatsfiskus in Beziehung auf die Feſt⸗ 
ſtellung der Gemeindeumlage und ihre Unterausteilung auf 
die einzelnen Kataſter keine bevorzugte Stellung zukommt, 
und daß die Berechnung, auf welche die Klagforderung ſich 
ſtützt, ſeinem ſteuerfußmäßigen Anteil an der Geſamtumlage 
entſpricht, iſt nicht beſtritten. 

III. Im Ergebnis iſt demnach dem Urteil der K. Kreis⸗ 
regierung beizutreten; die Berufung des Beklagten erweiſt 
ſich nicht als begründet. Zufolge ſeines Unterliegens fallen 
ihm auch die Koſten des Berufungsverfahrens zur Laſt 
(85 91, 97 ZivPrOrdn.); ein Sportelanſatz kommt gemäß 
Art. 1 Abſ. 2 des Allg. Sportelgeſetzes vom 28. Dezember 
1899 nicht in Betracht. 

Urteil vom 16. Nov. 1910 in der Berufungsſache des 

württ. Fiskus Bekl. Ber. Kl. gegen die Gde. N. Kl. 

in Ber. Bekl. 
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2. 


Die Genehmigung der Satzung einer zuſammengeſetzten 
Gemeinde durch die Kreisregierung enthält nicht eine 
der Rechtsbeſchwerde unterliegende VNerwaltungsent⸗ 
ſcheidung. 
Aus den Gründen: 

II. Nach Art. 13 Abſ. 1 des Verwaltungsrechtspflege⸗ 
geſetzes entſcheidet der Verwaltungsgerichtshof über Be⸗ 
ſchwerden gegen Entſcheidungen oder Verfügungen der Ver⸗ 
waltungsbehörden, wenn jemand, ſei es eine einzelne Perſon, 
ein Verein oder eine Körperſchaft behauptet, daß die er⸗ 
gangene, auf Gründe des öffentlichen Rechts geſtützte Ent⸗ 
ſcheidung oder Verfügung rechtlich nicht begründet und daß 
er hiedurch in einem ihm zuſtehenden Recht verletzt oder mit 
einer ihm nicht obliegenden Verbindlichkeit belaſtet ſei. Die 
Rechtsbeſchwerde des Art. 13 ſetzt demnach immer voraus 
eine von der Verwaltungsbehörde in Ausübung ihrer Ver⸗ 
waltungstätigkeit getroffene, an beſtimmte Perſonen, Vereine 
oder Körperſchaften gerichtete Entſcheidung oder Verfügung. 
Liegt eine derartige Entſcheidung oder Verfügung nicht vor, 
ſo iſt die Rechtsbeſchwerde unſtatthaft. Dies trifft im vor⸗ 
liegenden Fall zu. Nach Art. 183 Abſ. 2 GdO. werden die 
zur näheren Regelung der Verhältniſſe der zuſammengeſetzten 
Gemeinden aufzuſtellenden Satzungen der Geſamtgemeinde 
durch Beſchluß der Geſamtgemeindekollegien mit Genehmigung 
der Kreisregierung feſtgeſtellt. Die in dieſem Beſchluß ſeitens 
der Gemeindekollegien entwickelte Tätigkeit iſt keine Verwal⸗ 
tungstätigkeit, der Beſchluß iſt keine gegen einzelne Per— 
ſonen, Vereine oder Körperſchaften unmittelbar gerichtete 
Verwaltungshandlung, er ſtellt vielmehr gemäß Art. 8 
Abſ. 2 Gd. eine mit Geſetzeskraft verſehene allgemeine 
Anordnung dar, die von der Gemeinde auf Grund des ihr 
für dieſen Teil vom Staat übertragenen Geſetzgebungsrechts 
erlaſſen worden iſt und einen Teil der Landesgeſetzgebung 
bildet. Dieſe Auffaſſung des Selbſtgeſetzgebungsrechts der 
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Gemeinden iſt insbeſondere auch bei der Beratung der Ge— 
meindeordnung durch die Stände zum unzweifelhaften Aus⸗ 
druck gekommen (Verh. der Kammer der Abg. Beil. Bd. 93 
S. 129 ff., Verh. der Kammer der Standesherren, Prot. 
Bd. 23, S. 484 ff.). Aus demſelben Geſichtspunkt iſt auch 
das den Staatsbehörden bei dieſem Selbſtgeſetzgebungsrecht 
eingeräumte Mitwirkungsrecht, insbeſondere auch das in 
Art. 183 Abſ. 2 GdO. der Kreisregierung eingeräumte Ge⸗ 
nehmigungsrecht aufzufaſſen. Auch bei dieſem handelt es 
ſich demnach nicht um Erlaſſung einer an beſtimmte Per⸗ 
ſonen gerichtete Verwaltungsentſcheidung oder Verfügung, 
ſondern um Erlaſſung einer allgemeinen Verfügung und 
zwar im Rahmen des Selbſtgeſetzgebungsrechts der Gemeinde. 
Auch dieſer Verfügung gegenüber iſt deshalb die Rechtsbe⸗ 
ſchwerde ausgeſchloſſen und zwar auch für die der zuſammen⸗ 
geſetzten Gemeinde angehörigen Teilgemeinden. Denn die 
Gemeindeordnung hat dieſen nur inſofern eine beſondere 
Stellung eingeräumt, als ſie in dem angeführten Art. 183 
Abſ. 2 anordnet, daß die Satzung vor Einholung der Ge- 
nehmigung der Kreisregierung den Vertretern ſämtlicher Teil⸗ 
gemeinden zur Kenntnisnahme mitzuteilen und daß ihnen 
zugleich eine einmonatige Friſt zur Geltendmachung et⸗ 
waiger Einwendungen anzuberaumen ſei. Die Weiterver⸗ 
folgung dieſer Einwendungen im Wege der Rechtsbeſchwerde 
iſt den Teilgemeinden in der Gemeindeordnung jedoch nicht 
eingeräumt und mangels einer beſonderen Beſtimmung aus 
den oben dargelegten allgemeinen Erwägungen auch nicht 
ſtatthaft. 

III. Dem Ausgeführten zufolge war die Beſchwerde als 
unſtatthaft abzuweiſen, wie geſchehen, ohne daß auf die 
ſachlichen und rechtlichen Ausführungen der Beſchwerde⸗ 
führerin näher einzugehen geweſen wäre. Der Beſchwerde⸗ 
führerin wurde nach Art. 69 Abſ. 2 des Verwaltungsrechts⸗ 
pflegegeſetzes in Verbindung mit Tarif Nr. 75 Ziff. 11 des 
allg. Sportelgeſetzes vom 28. Dezember 1899 eine Sportel 
von 30 Mk. angeſetzt. 


1 
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Urteil vom 16. Nov. 1910, Rechtsbeſchwerde der TGde. 
B. H. G. gegen GeſGde. L. O./ A. B., Genehmigung einer 
Gdeſatzung betr. 


3. 


Howeit die Verſagung der Genehmigung der Hatzung 
einer zuſammengeſetzten Gemeinde dem Ermeſſen der 
Kreisregierung anheimgeſtellt if, iſt dagegen die 
Rechtsbeſchwerde unſtatthaft. 


I. Zur näheren Regelung der Verhältniſſe der zuſam— 
mengeſetzten Gemeinde K. O./ A. T. haben die Geſamtge⸗ 
meindekollegien dieſer Gemeinde am 24. Auguſt / 10. Septem⸗ 
ber / 28. November 1908 eine Satzung der Geſamtgemeinde 
aufgeſtellt. In § 9 dieſer Satzung iſt beſtimmt: „Im ein⸗ 
zelnen umfaßt der Wirkungskreis der Organe der Geſamt⸗ 
gemeinde innerhalb des Rahmens der beſtehenden Geſetze 
insbeſondere folgende Angelegenheiten: 20. Die Herſtellung 
und Unterhaltung der beiden Brücken über den N. .. und 
die E. . . und der Straßen vom „Ochſen“ nach dem Bahnhof 
und in der Richtung nach P. und L., inſoweit dies nicht 
von der Amtskörperſchaft geſchieht.“ In § 10 Ziff. 5, $ 12 
Ziff. 3 Buchſt. n. und § 13 Ziff. 2 der Satzung iſt ſodann 
auf die Beſtimmung in $ 9 Ziff. 20 wiederholt Bezug ge- 
nommen. Gegen die Beſtimmung des § 9 Ziff. 20 hat die 
K. Hofdomänenkammer als Vertreterin der Teilgemeinde E. 
unter Berufung auf das Herkommen und das Ueberein⸗ 
kommen zwiſchen der Teilgemeinde E. und der Gemeinde K. 
vom 16. Auguſt 1851 Einwendung erhoben, und es hat die 
K. Kreisregierung, indem fie die Satzung im übrigen ge- 
nehmigte, dieſen Beſtimmungen die Genehmigung verſagt 
mit der Begründung, angeſichts der Einwendung der Teil⸗ 
gemeinde E. liege ein Streit im Sinne von Art. 10 Ziff. 12 
des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes vor, deſſen Austrag den 
Beteiligten im verwaltungsgerichtlichen Verfahren überlaſſen 
bleibe. Die Entſcheidung der Kreisregierung wurde den Ge: 
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ſamtgemeindekollegien von K. am 15. Januar 1910 durch das 
Oberamt eröffnet, worauf die von den Kollegien ordnungs⸗ 
mäßig bevollmächtigten Rechtsanwälte X. X. in T. am 
12. Februar bei dem Oberamt Beſchwerde an das K. Mini⸗ 
ſterium des Innern erhoben. Dieſe wurde durch Beſcheid 
des Miniſteriums vom 4. Auguſt 1910 als unbegründet ab— 
gewieſen mit der Begründung, infolge der Einwendung der 
K. Hofdomänenkammer beſtehe ein Streit zwiſchen der Ge⸗ 
ſamtgemeinde und einer Teilgemeinde im Sinne von Art. 10 
Ziff. 12 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes, über den end⸗ 
gültig die Verwaltungsgerichte zu entſcheiden haben. Wenn 
daher die Kreisregierung die angefochtene Beſtimmung nicht 
genehmigt und den Beteiligten den Austrag der Sache im 
Verwaltungsrechtsweg überlaſſen habe, ſo ſei dies nicht zu 
beanſtanden. Es liege im Intereſſe der Klarſtellung der 
öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſe zwiſchen Geſamtgemeinde 
und Teilgemeinde, daß die Satzung, ſoweit ſie ſich über 
dieſe Verhältniſſe ausſpreche, nicht Beſtimmungen enthalte, 
deren Rechtsbeſtändigkeit von den Beteiligten im Verwaltungs⸗ 
rechtswege möglicherweiſe mit Erfolg angefochten werden könn⸗ 
ten. Dieſe Entſcheidung wurde vom Oberamt den Rechtsan⸗ 
wälten XX. am 20., den Gemeindekollegien zu K. am 21. Auguſt 
eröffnet, am 17. September reichten die Bevollmächtigten 
der Gemeinde die Rechtsbeſchwerde bei dem Oberamt ein 
mit dem Antrag, unter Aufhebung der angefochtenen Ent: 
ſcheidung feſtzuſtellen, daß die Verſagung der Genehmigung 
der angeführten Beſtimmungen der von der Gemeinde K. 
aufgeſtellten neuen Satzung die Beſtimmungen des Art. 174 
Abſ. 2 Gd. verletze und daß die Genehmigung der Satzung 
daher aus den von der Kreisregierung und dem Miniſterium 
angegebenen Gründen nicht verſagt werden dürfe. 

II. Nach Art. 13 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes 
entſcheidet der Verwaltungsgerichtshof über Beſchwerden gegen 
Entſcheidungen oder Verfügungen der Verwaltungsbehörden, 
wenn jemand behauptet, daß die ergangene, auf Gründe des 
öffentlichen Rechts geſtützte Entſcheidung oder Verfügung 
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rechtlich nicht begründet und daß er hiedurch in einem ihm 
zuſtehenden Recht verletzt oder mit einer ihm nicht obliegen⸗ 
den Verbindlichkeit belaſtet ſei. Ausgeſchloſſen iſt dieſe Be⸗ 
ſchwerde, wenn und ſoweit die Verwaltungsbehörden durch 
das Geſetz nach ihrem Ermeſſen zu verfügen ermächtigt ſind. 
Da nun im vorliegenden Fall die Verletzung eines Eigen⸗ 
rechts der Beſchwerdeführerin von ihr ſelbſt nicht behauptet 
wird, auch in Art. 183 Abſ. 2 GdO. die Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung der Satzung einer Geſamtgemeinde ohne beſon⸗ 
dere Vorausſetzungen dem Ermeſſen der Kreisregierung an⸗ 
heimgeſtellt iſt, fo erſchiene die Anrufung des Verwaltungs— 
gerichtshofs gegen die Entſcheidung des Miniſteriums vom 
4. Auguſt d. Is. nach den angeführten allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Rechtsbeſchwerde und die Zuſtändigkeit 
des Verwaltungsgerichtshofes ohne weiteres als unſtatthaft. 
Die Beſchwerdeführerin beruft ſich deshalb auch auf die 
beſondere Vorſchrift des Art. 195 Abſ. 2 Ziff. 1 GdO r, wo 
in Abweichung von Art. 13 des Verwaltungsrechtsp flege- 
geſetzes die Anrufung des Verwaltungsgerichtshofs u. a. für 
den Fall ausnahmsweiſe zugelaſſen iſt, wenn die Genehmigung 
zur Errichtung einer Gemeindeſatzung vom Miniſterium 
unter Berufung auf ihre Geſetzwidrigkeit 
verweigert wird. Dieſer Fall liegt jedoch hier nicht vor. 
Wie ſchon der Wortlaut von Art. 195 Abſ. 2 Ziff. 1 GdO. 
ergibt, ſetzt er voraus, daß die Genehmigung der Satzung 
wegen Widerſpruchs mit einer geſetzlichen Vorſchrift, alſo mit 
irgend einer objektiven Rechtsnorm (Art. 256 Gd.) verſagt 
worden iſt. 

Auf einen ſolchen Widerſpruch gründet ſich aber die an⸗ 
gefochtene Verfügung nicht, fie iſt vielmehr nur jo zu ver: 
ſtehen, daß ſie die Uebernahme der gedachten Verbindlichkeit 
auf die Geſamtgemeinde und die damit herbeigeführte Mit⸗ 
belaſtung der Teilgemeinde E. im Hinblick auf das geltend 
gemachte Herkommen oder Uebe reinkommen vom 16. Auguft 
1851 für unbillig, mindeſtens aber inſolange für unzweck⸗ 
mäßig hält, als nicht über den von der Hofdomänenkammer 
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vorgebrachten Rechtsanſpruch verwaltungsgerichtlich entſchie⸗ 
den iſt. 

III. Dem Ausgeführten zufolge war die erhobene Be⸗ 
ſchwerde als unbegründet abzuweiſen, wie geſchehen. 

Urteil vom 16. Nov. 1910, Rechtsbeſchwerde der Gde. 

K. O. / A. T. betr. Genehmigung einer Gemeindeſatzung. 


4. 


Kapitalſtenerpflicht der Jentralleitung des Wohltätig⸗ 
keitsvereins bezüglich der Zinſen ihres Penſions fonds. 


I. Die Zentralleitung des Wohltätigkeitsvereins hat 
ihren Beamten, welche zwar in Hinſicht auf ihre Gehalts⸗ 
verhältniſſe den Staatsbeamten gleichgeſtellt ſind, aber kein 
Anrecht auf ſtaatlichen Ruhegehalt haben, ihrerſeits für den 
Fall des Eintritts in den Ruheſtand dieſelben Bezüge ver⸗ 
tragsmäßig zugeſichert, welche ihnen zukommen würden, wenn 
ſie penſionsberechtigte Staatsbeamte wären. Als Fonds für 
die Leiſtung ſolcher Ruhegehalte hat die Zentralleitung einen 
Teil ihres Vermögens — 75000 Mk. — beſtimmt in der 
Weiſe, daß die Zinſen daraus, ſowie weitere Zuwendungen 
und ein hiefür beſtimmter jährlicher Staatsbeitrag, ſolange 
ein Penſionierungsfall nicht eintritt, zum Kapital zu ſchlagen 
ſind, bis ſo viele Mittel angeſammelt ſind, daß die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Fonds gewährleiſtet iſt. Dabei wurde aus⸗ 
drücklich feſtgeſetzt, daß, wenn die Beamten der Zentrallei⸗ 
tung ſpäterhin noch in die Klaſſe der penſionsberechtigten 
Staatsbeamten aufgenommen werden ſollten, die Mittel des 
Fonds ihrem urſprünglichen Zweck zurückgegeben und zu 
den wohltätigen Zwecken der Zentralleitung verwendet wer⸗ 
den müſſen. 

Der Fonds, welcher nach der Berechnung der Zentral- 
leitung zu Beginn des Steuerjahrs 1909 auf 151630 Mk. 
ſich belief, hat anerkanntermaßen keinerlei Selbſtändigkeit; 
er bildet einen Beſtandteil des Vermögens der Zentralleitung, 
wird nicht geſondert verwaltet, ſondern nur unter beſonderem 
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Titel in der Rechnung geführt. Er hat auch kein beſonderes 
Statut, den Beamten kommt keine Mitwirkung bei ſeiner 
Verwaltung zu. 

Für die Kapitalerträge dieſes Penſionsfonds in Höhe 
von 5686 Mk. 16 Pfg. nach dem Stand bei der Kapital⸗ 
ſteuerveranlagung auf 1. April 1909 hat die Zentralleitung 
Steuerbefreiung beanſprucht, iſt aber von der Steuerbehörde 
abſchlägig beſchieden worden; auch das K. Finanzminiſterium 
als Beſchwerdeinſtanz hat mit Erlaß vom 24. Auguſt 1910 
die Steuerfreiheit verſagt. Die Rechtsbeſchwerde gegen die 
Miniſterialentſcheidung iſt rechtzeitig und ordnungsmäßig er⸗ 
hoben worden. 

II. Bei Würdigung der Rechtsbeſchwerde geht der Ver— 
waltungsgerichtshof von folgenden Erwägungen aus: 

1. Daß das Kapitaleinkommen des Penſionsfonds nicht 
unter dem rechtlichen Geſichtspunkt des Art. 6 Ziff. 9 des 
Kapitalſteuergeſetzes ſteuerfrei belaſſen werden kann, ſteht 
außer Zweifel; mit Grund hat die Steuerbehörde die gegen⸗ 
teilige Auffaſſung, der ſie anfänglich bei Einführung des 
Geſetzes gefolgt war, ſelbſt verlaſſen. Nach Art. 6 Ziff. 9 
des Kapitalſteuergeſetzes bleiben von der Kapitalſteuer frei 
die unter öffentlicher Verwaltung ſtehenden Stiftungen und 
Anſtalten zur Verſorgung und Unterſtützung von öffentlichen 
Beamten und Dienern, ſowie von deren Angehörigen und 
Hinterbliebenen. Eine derartige Stiftung oder Anſtalt ſteht 
hier aber nicht in Frage. Denn wie ſich aus dem Ausge— 
führten ergibt, handelt es ſich bei dem ſogenannten Penſions⸗ 
fonds nach der eigenen Darſtellung der Beſchwerdeführerin 
gar nicht um ein ſelbſtändiges, durch irgend einen Widmungs⸗ 
akt geſchaffenes Zweckvermögen, um eine zu beſonderer Ver: 
waltung und Verwendung ausgeſonderte Vermögensmaſſe, 
ſondern lediglich um einen ungetrennt vom übrigen Ver— 
mögen, ohne beſondere Verwaltung und Rechnungsführung 
vorhandenen Grundſtocksbeſtandteil der Zentralleitung, — ganz 
abgeſehen davon, daß nach der bisherigen ſtändigen Recht— 
ſprechung des Verwaltungsgerichtshofs nicht ſchon jedes zu 
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beſtimmter Verwendung und Verwaltung tatſächlich ausge— 
ſchiedene Zweckbermögen, ſondern nur ſolche Stiftungen und 
Anſtalten, welche ſelbſtändige Steuerträger gemäß Art. 3 
Ziff. I des Kapitalſteuergeſetzes find, alſo eigene Rechtsper⸗ 
ſönlichkeit beſitzen, auf Grund des Art. 6 des Geſetzes von 
der Kapitalſteuer befreit find. 

Vergl. Württ JJ. Bd. 19 S. 110 und 111; Bd. 20 S. 198 

und 203; Bd. 22 S. 185. 

2. Es kann ſich alſo nur noch fragen, ob der erhobene 
Anſpruch auf Art. 6 Ziff. 12 des Kapitalſteuergeſetzes ge⸗ 
gründet werden kann. Nach dieſer Beſtimmung genießen 
Steuerfreiheit die Zentralleitung des Wohltätigkeitsvereins 
und die mit derſelben verbundenen Bezirks- und Ortswohl⸗ 
tätigkeitsvereine, ferner die auf der Privatwohltätigkeit be⸗ 
ruhenden Stiftungen, Anſtalten und Vereine für milde Zwecke, 
es iſt aber die Befreiung ausdrücklich beſchränkt auf die⸗ 
jenigen Kapitalzinſen und Renten, welche zu den Zwecken 
der Wohltätigkeit wirklich verwendet werden. 

Nun könnten im vorliegenden Fall ſchon darüber Zweifel 
entſtehen, ob der dem Penſionsfonds zugeführte Zinſenertrag 
im Sinne des Geſetzes als für Zwecke der Wohltätigkeit 
beſtimmt gelten könnte. Um eine unmittelbar wohl⸗ 
tätigen Zwecken zukommende Kapitalnutzung handelt es ſich 
zunächſt bloß in dem Falle, wenn die Zinſen für eine der 
zum Aufgabenkreis des Wohltätigkeitsvereins gehörigen Wohl⸗ 
tätigkeitsbeſtrebungen ſelbſt beſtimmt und ihr dienſtbar ge— 
macht werden. Indeſſen, die Steuerverwaltung ſelbſt geht 
davon aus, daß neben einer derartig unmittelbaren Ver— 
wendung für Zwecke der Wohltätigkeit unter Umſtänden auch 
den von einem Verein oder einer Stiftung im Sinne des 
Art. 6 Ziff. 12 des Kapitalſteuergeſetzes für Verwaltungs⸗ 
koſten verausgabten Beträgen der Charakter einer Verwen— 
dung zu Zwecken der Wohltätigkeit beigelegt werden müſſe, 
und einer ſolchen Auslegung des Geſetzes ſtehen gewichtige 
Gründe zur Seite. Doch braucht hierauf für die gegenwär— 
tige Entſcheidung nicht näher eingegangen zu werden. Denn 
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wenn auch in Konſequenz dieſer Auffaſſung neben der Be⸗ 
ſoldung der Beamten auch der Ruhegehalt, welchen der 
Verein ſeinen Angeſtellten gewährt, unter die Verwaltungs⸗ 
koſten gerechnet und der Verwendung für wohltätige Zwecke 
gleichgeſtellt wird, ſo fehlt es doch im vorliegenden Falle 
vor allem daran, daß von dem Kapitalertrag von 5686 Mk., 
für den die Steuerbefreiung beanſprucht wird, auch nur ein 
Teil für jolche; Penſionsleiſtungen aufgebraucht würde oder 
gar ſchon aufgebraucht worden wäre. Das Gegenteil iſt an- 
erkannt, die Zentralleitung hat dieſe Zinſen ganz zum Ka⸗ 
pital geſchlagen, wie ſie denn grundſätzlich, um den in 
der Zukunft an ſie herantretenden Penſionsanſprüchen ihrer 
Beamten gewachſen zu ſein, die Erträge des Penſionsfonds 
weder zu wohltätigen Zwecken noch für ihre ſonſtigen Be⸗ 
dürfniſſe verausgabt, ſondern in ihrem Vermögen zur Ver⸗ 
mehrung des Fonds zurückbehält. Es ſollen durch dieſe 
Anſammlung ſo viel Mittel gewonnen werden, daß die 
Leiſtungsfähigkeit des Fonds für die Zukunft gewährleiſtet 
iſt. Auf dieſe Weiſe aber iſt den Erträgen eine Beſtimmung 
gegeben, welche die Steuerfreiheit ausſchließt, denn damit 
iſt das Gegenteil von dem bezweckt, was das Geſetz in Art. 6 
Ziffer 12 begünſtigen wollte. Nur diejenigen Kapitalerträge, 
welche zu den im Geſetz genannten Zwecken auch wirklich 
verwendet, d. h. verausgabt werden, ſollen der Steuerfreiheit 
teilhaftig werden; diejenigen aber, welche ganz oder bis zu 
einem gewiſſen Teil zur Vermögens vermehrung, zur Kapital⸗ 
verſtärkung angeſammelt werden, gerade nicht. 

Auch das Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 
28. Nov. 1906 — Württ. Bd. 19 S. 100 ff. — ſteht mit dieſer 
Auffaſſung nicht im Widerſpruch. Damals hat es ſich um 
einen kirchlichen Neubaufonds gehandelt, deſſen Kapitalerträge 
inſolange dem Grundſtock zugeſchlagen wurden, bis der Fonds 
ſamt den aufgelaufenen Zinſen zur völligen oder teilweiſen 
Bezahlung der Kirchenbaukoſten hinreichen würde, um als— 
dann als Ganzes für Zwecke des Neubaus Verwendung zu 
finden. Dieſen Kapitalzinſen iſt die Steuerbefreiung zuge— 
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billigt und dabei ausgeſprochen worden (S. 105), es ſei 
nicht erforderlich, daß der Ertrag in dem der Steuerveran⸗ 
lagung vorangehenden Jahr für die im Geſetz genannten 
Zwecke wirklich verwendet worden ſei; es genüge, wenn nac)- 
gewieſen werde oder ſichere Gewähr dafür beſtehe, daß der 
Ertrag dieſe Verwendung finden werde. Nun würde zwar 
nichts im Wege ſtehen, dieſelbe Geſetzesauslegung auch hier 
analog zur Anwendung zu bringen, denn der Umſtand, daß 
es ſich bei jenem früheren Urteil um eine Verwendung für 
kirchliche, nicht für wohltätige Zwecke gehandelt, könnte keinen 
Unterſchied in der rechtlichen Beurteilung begründen (vergl. 
auch Entſcheidung des K. Steuerkollegiums vom 16. Juni 
1908 in Württ. RV. II S. 308, 311). Aber die Haupt⸗ 
vorausſetzung, daß die kapitaliſierten Zinſen zwar nicht ſo⸗ 
fort, ſondern erſt in einem ſpäteren Zeitpunkt ſteuerfreien 
Zwecken zugeführt, alſo tatſächlich verausgabt werden, trifft 
bei den zum Penſionsfonds geſchlagenen Zinſen der Beſchwerde— 
führerin gerade nicht zu. Dieſe Einkünfte werden nicht etwa 
bloß vorläufig angeſammelt, um ſpäterhin zuſammen mit 
dem inzwiſchen angewachſenen Fonds für Penfions- oder 
ſonſtige Zwecke der Zentralleitung wirklich verwendet und 
aufgebraucht zu werden, ſie ſollen im Gegenteil zu einer 
dauernden Verſtärkung des Grundſtocks dienen, damit dieſer, 
je mehr die Fälle der Penſionierung praktiſch werden, deſto 
beſſer in den Stand geſetzt würde, aus ſeinen Einkünften 
den entſtehenden Aufwand zu decken. Es iſt demnach ein- 
leuchtend, daß hier im Gegenſatz zu einer tatſächlichen Ver— 
ausgabung von Kapitalerträgen deren Anſammlung oder 
Admaſſierung, alſo eine dauernde Vermehrung des Vermögens 
der Zentralleitung und damit eine Zweckbeſtimmung beab— 
ſichtigt und erreicht wird, welcher der Geſetzgeber nach dem 
Ausgeführten keine Steuerbegünſtigung zuteil werden laſſen 
wollte. Genau ebenſo verhält es ſich auch mit der von der 
Beſchwerdeführerin angedeuteten, vorerſt noch entfernten Mög— 
lichkeit, daß im Falle ſpäterer Nichtverwendung des Penſions⸗ 
fonds zur Leiſtung von Ruhegehalten für die Beamten 
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deſſen Erträgniſſe (aber nicht der Fonds ſelbſt) zu 
den allgemein wohltätigen Zwecken der Zentralleitung be⸗ 
ſtimmungsgemäß verausgabt werden würden. 

Der Auffaſſung des Finanzminiſteriums, daß es ſich bei 
dem Penſionsfonds der Zentralleitung jedenfalls nach der 
dermaligen Verfügung über deſſen Zinserträgniſſe um eine 
Anſammlung und Zurücklegung, aber nicht um eine wirk⸗ 
liche Verwendung von Zinſen handle, iſt demnach beizutreten. 
Eine Steuerbefreiung aus Art. 6 Ziff. 12 des Kapitalſteuer⸗ 
geſetzes iſt ſomit rechtlich nicht begründet. 

III. Die Rechtsbeſchwerde konnte hienach keinen Erſolg 
haben. Der Beſchwerdeführerin war bei ihrem Unterliegen 
eine Sportel nach Maßgabe des Art. 69 Abſ. 2 des Ver⸗ 
waltungsrechtspflegegeſetzes vom 16. Dezember 1876 anzu: 
ſetzen. 8 
Urteil vom 26. Okt. 1910, Rechtsbeſchw. der Zentral⸗ 
leitung des Wohltätigkeitsvereins Kapitalſteuer betr. 


5. 


Gebändeſtenerpflicht eines ſtüädtiſchen Badgebändes. | 
Gründe: 


I. Die Stadtgemeinde L. hat in den Jahren 1906/08 
zum Betrieb einer Badeanſtalt ein Gebäude errichtet, welches 
vom Bezirksſteueramt mit einem Steueranſchlag von 200 000 Mk. 
zur Gebäudeſteuer mit Wirkung vom Steuerjahr 1909 an 
herangezogen wurde. Die Stadtgemeinde hat ihre Steuer⸗ 
pflicht unter Hinweis auf Art. 2 Ziffer 5 des Geſetzes vom 
28. April 1873/8. Auguſt 1903, betreffend die Grund-, 
Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer (Reg. Bl. S. 344), beſtritten, 
iſt aber mit ihrer Beſchwerde ſowohl von dem K. Steuer⸗ 
kollegium, Abteilung für direkte Steuern (Entſcheidung vom 
13./ 26. Mai 1910), als bei weiterer Verfolgung von dem 
K. Finanzminiſterium mit Erlaß vom 24. Auguſt 1910 ab⸗ 
gewieſen worden. 

In der Rechtsbeſchwerde, die rechtzeitig und ordnung: 
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mäßig erhoben iſt, wird geltend gemacht, das Stadtbadgebäude 
diene öffentlichen Zwecken, ohne dem Eigentümer einen ökono⸗ 
miſchen Nutzen abzuwerfen. Eine der Annehmlichkeit und 
Geſunderhaltung der Einwohnerſchaft dienende Badeanſtalt 
gehöre, wie alle für die Wohlfahrtspflege beſtimmten Ge⸗ 
meindeeinrichtungen, zum Aufgabenkreis der Gemeinden; 
der öffentliche Charakter einer ſolchen Anſtalt werde dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß die Koſten des Baus und Betriebs 
teilweiſe durch Benützungsgebühren gedeckt werden. Auch 
am Vorhandenſein eines ökonomiſchen Nutzens mangle es, 
da das Gebäude aus Wohlfahrtsbeſtrebungen, nicht aus 
Erwerbsgründen gebaut und nicht für wirtſchaftliche Zwecke 
beſtimmt ſei, wie denn die Anſtalt einen jährlichen Zuſchuß 
aus Steuermitteln von derzeit 5000 Mk. erfordere. 

II. Daß die Erſtellung und der Betrieb einer Badeanſtalt 
ſeitens der Beſchwerdeführerin ein Unternehmen zur Förderung 
der Volksgeſundheit und des Gemeindewohls ihrer Einwohner 
darſtellt, kann zugegeben werden, ohne daß daraus die von der 
Beſchwerdeführerin abgeleitete Folgerung der Steuerfreiheit 
für das Badanſtaltsgebäude ſich ergeben würde. Veran⸗ 
ſtaltungen der Gemeinden können öffentlichen Zwecken dienen, 
ohne daß darum der Erwerbszweck und die privatwirtſchaft⸗ 
liche Benützung ſolcher Unternehmungen verneint zu werden 
brauchte. Umgekehrt ſchließt das Vorhandenſein eines ge⸗ 
werblichen, dem Zweck der Gewinnerzielung gewidmeten 
Unternehmens noch keineswegs aus, daß es nicht auch einem 
öffentlichen Intereſſe dient und eben darin zugleich ein 
weſentlicher Zweck des Ganzen gelegen ſein kann. Gemein⸗ 
nützigkeit einer Unternehmung und die Abſicht der Erzielung 
eines privatwirtſchaftlichen (gewerblichen uſw.) Gewinns ſind 
keine Gegenſätze; damit, daß ein Betrieb im öffentlichen 
Intereſſe gelegen ift, wird die wirtſchaftliche Natur des⸗ 
ſelben, auch wenn er von einer Gemeinde geleitet iſt, noch 
nicht in Frage geſtellt, neben der Beförderung öffentlicher 
Zwecke kann bei demſelben Unternehmen die Erzielung eines 
privatwirtſchaftlichen Nutzens hergehen. 
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Daß eine im öffentlichen Intereſſe von Gemeindewegen 
betriebene Veranſtaltung zugleich privatwirtſchaftliche Zwecke 
verfolgen und Gegenſtand eines gewerblichen Unternehmens 
ſein kann, iſt demnach nicht zu bezweifeln. Nun ſtellt eine 
Badeanſtalt, deren Benutzung allgemein gegen Entgelt ge⸗ 
ſtattet wird, an und für ſich ein gewerbliches Unternehmen 
dar; ſie verliert ihren Charakter weder dadurch, daß ſie im 
Eigentum nicht eines beliebigen Privaten, ſondern der Ge⸗ 
meinde ſteht, noch dadurch, daß mit ihrer Errichtung zu⸗ 
gleich geſundheitliche Zwecke verfolgt werden. Selbſt ein 
vorwiegend aus öffentlichem Intereſſe ins Leben gerufenes 
Unternehmen kann privatwirtſchaftlich verwaltet und auf 
Gewinnerzielung, auf ökonomiſchem Nutzen berechnet ſein; 
und nur dann etwa könnte von einem privatwirtſchaftlich 
geleiteten Gemeindeunternehmen nicht mehr die Rede ſein, 
wenn nach den konkreten Verhältniſſen, nach der Art der 
Verwaltung des Betriebes die Beförderung des öffentlichen 
Intereſſes den einzig weſentlichen Zweck, die Erzielung von 
Gewinn dagegen nur eine zufällige und gelegentliche, neben⸗ 
ſächliche Folge bilden würde. 

Vergl. auch Württ. Jahrb. Bd. 20 S. 55 ff., 65; 
Entſch. des Preuß. Oberverwaltungsgerichts in Staatsſteuer⸗ 
ſachen Bd. 12 S. 415. 

So liegt aber die Sache im vorliegenden Fall nicht; 
die tatſächlichen Umſtände, insbeſondere die Aufſtellung des 
Voranſchlags und die dort vorgeſehenen „Bäderpreiſe und 
Gebühren“ laſſen erkennen, daß die Beſchwerdeführerin trotz 
des nicht zu leugnenden öffentlichen Intereſſes an dem Be⸗ 
triebe auf die Erzielung eines angemeſſenen Ertrages aus 
dem Badeunternehmen bedacht iſt; ſie iſt beſtrebt, die An⸗ 
ſtalt im Intereſſe der Gemeinde nach Möglichkeit rentabel 
zu geſtalten, wenn ſie auch im Hinblick darauf, daß die 
Unternehmung zugleich dem Gemeinwohl dient — und jeden⸗ 
falls im Anfang des Betriebs — auf Ueberſchüſſe verzichten 
muß und zur Beſtreitung der Ausgaben, ſoweit ſie durch die 
Betriebseinahmen nicht gedeckt werden, die öffentlichen Ge- 
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meindemittel heranzieht. 

Auch der Umſtand, daß die Gemeinde ſich mit dieſem 
Betrieb gleich anderen privaten Unternehmern am öffent⸗ 
lichen Erwerbsleben beteiligt und letzteren ſogar je nach 
Umſtänden Konkurrenz zu machen in der Lage iſt, gibt einen 
Fingerzeig dafür, daß neben der Beförderung der öffentlichen 
Wohlfahrt das Unternehmen doch auch zugleich — in keineswegs 
untergeordneter Weiſe — auf privatwirtſchaftlichem Erwerb 
gerichtet iſt. Vollends aber zeigt die Art der Einnahmen, 
welche die Anſtalt liefert, daß es ſich unbeſchadet der Förde⸗ 
rung eines öffentlichen Intereſſes um ein privatwirtſchaftlich 
verwaltetes Unternehmen handelt. Die Preiſe, welche die 
Beſchwerdeführerin für die Benützung der Badeeinrichtungen. 
fordert und erhält, haben die Natur einer privatrechtlichen 
Vergütung, nicht einer ſteuerartigen Abgabe, einer öffentlich⸗ 
rechtlichen Benützungsgebühr. (Vergl. Göz, Verwaltungs: 
rechtspflege S. 127 und 294). Die Annahme eines privatwirt⸗ 
ſchaftlichen (gewerblichen) Betriebes iſt ausgeſchloſſen bei 
denjenigen Veranſtaltungen öffentlicher Körperſchaften, deren 
Benutzung nicht auf Grund privatrechtlicher Abmachung, 
ſondern nach Maßgabe des öffentlichen Rechts erfolgt, deren 
Erträgniſſe alſo nicht privatrechtliche Einkünfte, ſondern 
öffentliche, auf Grund der kommunalen Finanzhoheit erlangte 
Beiträge oder Gebühren darſtellen (Art. 2 und 3 des Ge⸗ 
meindeſteuergeſetzes vom 8. Auguſt 1903, Reg. Bl. S. 397). 
Vergl. auch Entſch. des Preuß. Oberverwaltungsgerichts 
Bd. 44 S. 170/172; Bd. 45 S. 158; Bd. 46 S. 156; 
Bd. 52 S. 30/31; ferner Entſch. in Staatsſteuerſachen Bd. 
12 S. 411 und 414. 

Hier aber handelt es fi) um eine Anſtalt, deren Be- 
nützung dem Publikum freigeſtellt iſt und nur auf Grund 
von Privatverträgen angeboten wird; die Einnahmen fließen 
aus den vertragsmäßigen Taxpreiſen, nicht aus der Er⸗ 
hebung von öffentlich-rechtlichen Gebühren. 

Demnach iſt feſtzuſtellen, daß die Badeanſtalt der Be⸗ 
ſchwerdeführerin zwar wohl im öffentlichen Intereſſe für die 
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Gemeindeeinwohner unterhalten, aber doch als privatwirt⸗ 
ſchaftliches Unternehmen, mithin zugleich zu Zwecken des Er⸗ 
werbs eingerichtet iſt und als ſolches auch privatwirtſchaft⸗ 
liches Einkommen, einen ökonomiſchen Nutzen für den Unter⸗ 
nehmer erbringt. Die Vorausſetzung für die Steuerfreiheit 
im Sinne des Art. 2 Ziff. 5 des Geſetzes, daß das Ge⸗ 
bäude zu öffentlichen Zwecken dienen muß, ohne dem Eigen⸗ 
tümer einen ökonomiſchen Nutzen abzuwerfen, iſt alſo nicht 
erfüllt. 

3. Zufolge ihres Unterliegens iſt der Beſchwerdeführerin 
eine Sportel nach Maßgabe des Art. 69 Abſ. 2 des Ver⸗ 
waltungsrechtspflegegeſetzes vom 16. Dezember 1876 an⸗ 
geſetzt worden. 

Urt. vom 23. Nov. 10 Rechtsbeſchw. der Stadtgde. L. 

Veranlagung der ſtädt. Badeanſtalt zur Gebäudeſteuer 

betr. 


6. 


Berechnung der Einkommenſtener aus dem Geſchüfts⸗ 
ertrag eines mit einem inlündiſchen Unternehmen ver⸗ 
bundenen ansländiſchen Geſchüftsbetriebs. 


Gründe: 

1. Die beiden Beſchwerdeführer ſind je zur Hälfte Teil⸗ 
haber der offenen Handelsgeſellſchaft A. und Söhne, Näh⸗ 
ſeidefabrik in B., welche u. a. auch in Italien Zweig⸗ 
niederlaſſungen beſitzt. Bei der Veranlagung auf 1. April 
1909 ergab ſich Meinungsverſchiedenheit darüber, wie der 
aus dem italieniſchen Betrieb erzielte und deshalb gemäß 
Art. 8 Ziff. 1 des Einkommenſteuergeſetzes von der württem⸗ 
bergiſchen Beſteuerung freizulaſſende Anteil am Reingewinn 
des geſchäftlichen Unternehmens zu beſtimmen ſei. Während 
die Beſchwerdeführer, geſtützt auf eine von der Firma ge— 
fertigte beſondere Gewinnberechnung für das außerwürttem— 
bergiſche Zweiggeſchäft, einen Betrag von 51000 Mk. mit⸗ 
hin für jeden Beſchwerdeführer die Hälfte mit 25500 Mk. 
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zum Abzug an ihrem in Württemberg ſteuerpflichtigen ge⸗ 
werblichen Einkommen beanſpruchten, hat die Steuerbehörde 
dieſe beſondere Gewinnberechnung als für die Veranlagung 
maßgebend nicht anerkannt, vielmehr auf Grund einer ſchätzungs⸗ 
weiſen Ermittlung an Stelle der obengenannten 51000 Mk. 
nur einen Betrag von 27653 Mk. als Gewinn der italieni⸗ 
ſchen Filialen angenommen und dementſprechend das ſteuer⸗ 
bare Geſamteinkommen der beiden Beſchwerdeführer feſt⸗ 
geſetzt. Das K. Finanzminiſterium hat im Beſchwerdeweg 
mit Entſcheidung vom 11. Juli 1910 dieſe Behandlungsweiſe 
gebilligt und das ſo gewonnene ſteuerbare Einkommen der 
Beſchwerdeführer beſtätigt. 

2. Die Rechtsbeſchwerde gegen die Miniſterialentſcheidung 
iſt rechtzeitig und ordnungsmäßig erhoben, ſachlich aber nicht 
begründet. 

Nach Art. 8 Abi. 1 Ziff. 1 des Einkommenſteuergeſetzes 
iſt von der Einkommenſteuer u. a. ausgenommen das Ein⸗ 
kommen aus den außerhalb Württembergs betriebenen Ge⸗ 
werben. Hiezu beſtimmt die Miniſterialverfügung vom 
9. Juni 1904 (Reg. Bl. S. 117) in § 9 ergänzend, daß 
wenn ein hienach nicht ſteuerpflichtiger Gewerbebetrieb mit 
einem ſteuerpflichtigen dergeſtalt im Zuſammenhang ſteht, 
daß eine geſonderte Gewinnberechnung nicht ausführbar iſt, 
der Gewinn für den geſamten Betrieb zu berechnen und auf 
die ſteuerpflichtigen und die ſteuerfreien Betriebsſtellen oder Be⸗ 
triebszweige nach dem Verhältnis des Betriebsumfangs unter 
Berückſichtigung der beſonderen Betriebskoſten zu verteilen ſei. 

Die Frage nun, ob im vorliegenden Fall eine geſonderte 
Gewinnberechnung behufs Ermittelung des auf den außer⸗ 
württembergiſchen Betrieb entfallenden Geſchäftsertrags an⸗ 
gängig iſt oder ob es ſich um ein dieſe ausſchließendes, ein⸗ 
heitliches Unternehmen handelt, kann nur in letzterem Sinne 
entſchieden werden. Es beſteht Uebereinſtimmung darüber, 
daß es die Zweigfabriken in Italien nur mit der Vorver⸗ 
arbeitung des Rohmaterials, Winden und Putzen der Roh— 
ſeide, alſo nur mit der Herſtellung von Halbfabrikaten zu 
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tun haben; die in Italien verarbeitete Rohſeide wird in 
dem Zentralgeſchäft in B. zu Nähſeide weiterverarbeitet 
und alsdann von dort aus in den Handel gebracht. Bei 
dieſer Sachlage iſt aber einleuchtend, daß der geſchäftliche 
Reingewinn nur im Ganzen berechnet werden kann. Die 
örtlich getrennten Betriebe ſind derart eng miteinander 
verbunden, und von einander abhängig, daß die Tätigkeit 
am einen Platze ohne diejenige am anderen übehaupt keinen 
Gewinn ergeben würde. Eine Trennung und beſondere Be⸗ 
rechnung des an den einzelnen Betriebsorten erzielten Er⸗ 
trages kann hier deshalb zu keinem richtigen Ergebnis führen, 
weil ohne Produktion oder Fabrikation die Erzielung von 
Gewinnen nicht möglich iſt, andererſeits aber am Fabrikations- 
ort naturgemäß nur Ausgaben und keine Einnahmen ent⸗ 
ſtehen können. Wenn dies ſchon im allgemeinen überall da 
gilt, wo bei einem und demſelben gewerblichen Unternehmen 
die Fabrikation und die Handelstätigkeit ſich auf je ver⸗ 
ſchiedene Betriebsorte verteilen, ſo ganz beſonders hier, wo 
die Tätigkeit in den italieniſchen Zweigniederlaſſungen ſich 
dem Ausgeführten zufolge auf die Herſtellung von ſogenann⸗ 
ten Halbfabrikaten beſchränkt, die, noch ehe der kaufmänniſche 
Vertrieb einſetzen kann, am Sitz der württembergiſchen Haupt⸗ 
niederlaſſung zu fertiger Ware weiterverarbeitet werden 
müſſen. 

Hieran ändert auch nichts, daß die Beſchwerdeführer 
für die italieniſchen Zweiggeſchäfte eine getrennte Buch: 
führung und Gewinnberechnung eingeführt haben; im Gegen- 
teil läßt dieſer Verſuch nur die Unmöglichkeit einer ſolchen 
getrennten Gewinnberechnung um ſo deutlicher ins Licht 
treten. Denn was die Beſchwerdeführer als beſondere Ge— 
winnberechnung anſehen und für die Zwecke der Steuer— 
veranlagung berückſichtigt wiſſen möchten, iſt in Wahrheit 
keine Gewinnberechnung. Es handelt ſich dabei nicht etwa 
um Zuſammenziehung und Gegenüberſtellung von Einnahmen 
und Ausgaben des italieniſchen Betriebs, und ſie kann dies 
nicht ſein, da ja Einnahmen in Italien überhaupt nicht er⸗ 
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zielt werden. Vielmehr beſchränkt ſich jene beſondere Buchungs⸗ 
weiſe darauf, den in Italien tatſächlich verausgabten Löhnen 
und ſonſtigen Betriebsauslagen den Aufwand gegenüberzuſtellen, 
welcher der Firma vermutlich erwachſen wäre, wenn ſie die 
dort verarbeiteten Mengen Seide mit deutſchen Hilfskräften, 
ſtatt von den billigeren italieniſchen Arbeiterinnen hätte ver⸗ 
arbeiten laſſen. Das Ergebnis dieſer Aufſtellung bringt 
nun zwar das Intereſſe zum Ausdruck, welches die Firma 
an der Errichtung und Unterhaltung der italieniſchen Filialen 
hat, iſt aber grundſätzlich verſchieden von dem verhältnis⸗ 
mäßigen Anteil, welchen der außerwürttembergiſche Betrieb 
zu dem Jahresüberſchuß des Geſamtunternehmens während 
der maßgebenden Veranlagungsperiode beigetragen hat. Da- 
mit ſtimmt es überein, wenn die Beſchwerdeführer gelegent⸗ 
lich ſelbſt erklärten, die Erſparnis aus den niedrigeren 
Löhnen in Italien ſei der einzige Grund, weshalb die Firma 
die dortigen Fabriken errichtet habe; irgend einen anderen 
Gewinn haben ſie nicht zur Berechnung gebracht und könnten 
ihn auch gar nicht zur Berechnung bringen. Unter einer ge⸗ 
ſonderten Gewinnberechnung aber, wie ſie die obengenannte 
Vollzugsverfügung im Auge hat, iſt nichts anderes gemeint, 
als die Darſtellung des auf einen beſonderen Betrieb oder 
Betriebszweig in einem Jahre tatſächlich entfallenden Ge— 
ſchäftsüberſchuſſes oder Reingewinns, alſo eine Teilein⸗ 
kommensberechnung nach Maßgabe der Vorſchriften in Art. 13 
des Einkommenſteuergeſetzes. Wie eine ſolche auch im 
Einzelfall beſchaffen ſein mag, jedenfalls darf ſie nicht, wie 
hier, bloß fingierte Lohnſätze und auf der einen Seite über— 
haupt nur Schätzungspoſten enthalten; denn dieſe können 
keine tatſächliche Grundlage für eine Einkommensberechnung 
im Sinne des Art. 13 bilden. 

Handelt es ſich hienach um ein derart einheitliches 
Unternehmen, daß eine beſondere Gewinnberechnung für den 
auf Italien entfallenden Teil des Geſamtbetriebes nicht aus— 
führbar iſt, ſo konnte die Steuerbehörde eine Entſcheidung 
darüber, wie viel von dem angegebenen Geſamtgewinn auf 
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den außerwürttembergiſchen Teilbetrieb zurückzuführen iſt, 
naturgemäß nur mittels Schätzung nach billigem Ermeſſen 
an der Hand der vorliegenden beſonderen Betriebsverhält⸗ 
niſſe gewinnen. Dieſe ſchätzungsweiſe Verteilung des ge⸗ 
ſamten Reingewinns auf die ſteuerpflichtigen und ſteuer⸗ 
freien Betriebsſtellen und das hiebei gewonnene Ergebnis 
iſt aber der Nachprüfung im Rechtsbeſchwerdeverfahren ent⸗ 
zogen. Nach Art. 13 Abſ. 2 des Verwaltungsrechtspflege⸗ 
geſetzes vom 16. Dezember 1876 iſt die Rechtsbeſchwerde 
inſoweit ausgeſchloſſen, als die Verwaltungsbehörden durch 
das Geſetz nach ihren Ermeſſen zu verfügen ermächtigt 
ſind. Namentlich aber ſind gemäß Art. 64 Abſ. 1 des 
Einkommenſteuergeſetzes in bezug auf die Höhe einer Steuer⸗ 
veranlagung ſolche tatſächliche Feſtſtellungen, welche durch 
Schätzung gewonnen werden, der Nachprüfung des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofs entzogen. Die Frage alſo, ob die 
Beſchwerdeführer bei dem von der Steuerbehörde gewähl⸗ 
ten Verteilungsmaßſtab gut gefahren find oder ob die Be- 
rückſichtigung anderer Merkmale nach der Beſonderheit 
dieſes Betriebes zu einem richtigeren Ergebnis hätte führen 
können, muß hier unerörtert bleiben. 

Vergl. auch Urteile des Verwaltungsgerichtshofs in 
Württ. Jahrb. Bd. 21, S. 97, 102; Entſch. des Preuß. 
Oberverwaltungsgerichts in Staatsſteuerſachen Bd. 6 
S. 420 ff., Bd. 9 S. 455. 

3. Die Entſcheidung des K. Finanzminiſteriums iſt 
demnach zu Unrecht angefochten. Zufolge ihres Unterliegens 
iſt den Beſchwerdeführern eine Sportel nach Maßgabe des 
Art. 69 Abſ. 2 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes angeſetzt 
worden. 

Urteil vom 26. Okt. 1910. Rechtsbeſchw. der Firma 

A. u. S. in B. Veranlagung zur Einkommenſteuer betr. 
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Porzeitiges Berlaſſen eines Krankenhauſes hat für 
den Rerficherten das Erlüſchen des Unterſtützungs⸗ 
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anſpruchs für die Baner ſeines eigenmüchtigen Ber- 
haltens zur Folge. 
Gründe. 

I. Der Kläger, welcher an einem tuberkulöſen Geſchwür 
auf der linken Fußſohle erkrankt und ſeit 22. März 1910 
erwerbsunfähig war, bezog von dieſem Tage an die ſtatuten⸗ 
gemäße Krankenunterſtützung ſeitens der beklagten Kaſſe. 
Da er auf den Grund des S 6a Abi. 2 bezw. § 26 a 
Ziff. 2 a des Krankenverſicherungsgeſetzes (8 2412 des Kaſſen⸗ 
ſtatuts) erlaſſenen Kontrollvorſchriften wiederholt zuwider⸗ 
handelte und hiewegen auch zweimal, am 26. April und 
3. Mai 1910 mit Ordnungsſtrafen belegt worden war, verfügte 
der Vorſtandsvorſitzende der Kaſſe gemäß § 7 Abſ. 1 Ziff. 1 
des Geſetzes (8 14 Abſ. 2 des Statuts) ſeine Unterbringung 
im Krankenhauſe. Dieſer Anordnung kam X. H. am 
4. Mai nach und wurde bis 19. Mai im Krankenhaus 
in St. behandelt und verpflegt, indeſſen am letzteren 
Tage auf ſeinen Wunſch vom behandelnden Arzt des Kranken⸗ 
hauſes zu kaſſenärztlicher Behandlung nach Hauſe entlaſſen. 
Dies gab der Kaſſe Veranlaſſung, vom 20. Mai an ihre 
Leiſtungen einzuſtellen; doch ließ ſich der Kläger am 26. Mai 
der Anordnung der Kaſſe entſprechend wiederum ins Spital 
aufnehmen. 

Für die Zeit vom 20. bis 25. Mai 1910, während 
welcher X. H. nach dem Geſagten nicht in Anſtaltsbehand— 
lung ſich befand, lehnte die Kaſſe jede Unterſtützung an ihn 
ab. Sein Anſpruch auf Bezahlung des ſtatutenmäßigen 
Krankengelds für dieſen Zeitraum mit zuſammen 12 Mk. 
50 Pfg. wurde auch von der Aufſichtsbehörde, dem Ge— 
meinderat St., Abteilung für innere und ökonomiſche Ver— 
waltung, mit Beſcheid vom 19. Juli als unbegründet ab— 
gewieſen. Die K. Kreisregierung L. dagegen als Verwal— 
tungsgericht I. Inſtanz entſchied mit Urteil vom 29. Okt. 
1910, daß ihm die Kaſſe das geforderte Krankengeld mit 
12 Mk. 50 Pfg. zu gewähren habe. 

Gegen dieſes Urteil richtet ſich die rechtzeitig und ord— 
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nungsmäßig eingelegte Berufung der Kaſſe; es wird bean⸗ 
tragt, die Klage als unbegründet abzuweiſen. Der Kläger 
hat um koſtenfällige Zurückweiſung der Berufung gebeten. 

II. Daß die Kaſſe im vorliegenden Fall befugt war, 
ihrem erkrankten Mitglied gegenüber, das ſich wiederholt 
gegen die von ihr für das Verhalten der Kranken und die 
Krankenaufſicht erlaſſenen Vorſchriften vergangen hatte, auch 
ohne ſeine Zuſtimmung Spitalbehandlung eintreten zu laſſen, 
iſt nach den geſetzlichen und ſtatutariſchen Beſtimmungen 
(8 7 Abſ. 1 Ziff. 1 in Verbindung mit § 6a Abſ. 2 bezw. 
§ 26 a Ziff. 2 a des Krankenverſicherungsgeſetzes und § 14 
Abſ. 2, 24 Abſ. 12 des Kaſſenſtatuts) nicht zu bezweifeln, 
auch vom Kläger ſelbſt nicht in Abrede geſtellt. Es iſt auch 
allſeitig anerkannt, daß die ungerechtfertigte Ablehnung einer 
geſetzlich zuläſſigen Unterbringung im Krankenhauſe — die 
Weigerung, ſich aufnehmen zu laſſen, ebenſo wie die vor- 
zeitige eigenmächtige Entfernung aus demſelben — den Ver⸗ 
ſicherten für die Dauer ſeines ablehnenden Verhaltens um 
alle ſeine Anſprüche gegen die Kaſſe bringt. (Württ. Jahrb. 
Bd. 19, S. 234; Hahn, Kommentar zum Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſetz 6. Aufl. zu $ 7 Anm. 1f. S. 114; Arbeiterver⸗ 
ſorgung 1910 S. 739). Im vorliegenden Fall beruft ſich 
nun der Kläger für ſeine Forderung darauf, daß feine Ent- 
fernung aus dem Spital am 19. Mai keine eigenmächtige 
und unberechtigte geweſen ſei, da ja der Krankenhausarzt 
ſelbſt ſeinem Wunſche um Entlaſſung willfahrt habe. Dieſe 
Einwilligung ſtehe der Ermächtigung ſeitens der Kaſſen— 
verwaltung gleich, die Kaſſe habe ſie demnach gegen ſich 
gelten zu laſſen, ſodaß er auch während der Unterbrechung 
der Krankenhauspflege vom 20. bis 25. Mai ſeinen An⸗ 
ſpruch auf Krankengeld gegen die Beklagte behalten habe, 
wie denn ſeine Erwerbsunfähigkeit während dieſer Zeit fort— 
gedauert habe. | 

Aber dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten werden. 
Richtig iſt zwar, daß ein Verſicherter, welcher von der Kaſſe 
ſelbſt oder mit ihrer Zuſtimmung aus dem Krankenhaus, in das 
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er eingewieſen war, beurlaubt wird, feinen Kranfengeld- 
anſpruch nicht verliert, da es ſich ja in ſolchem Fall um ein 
ungerechtfertigtes Verlaſſen der Anſtalt nicht handeln kann. 
Es iſt auch nicht zu beſtreiten, daß zu einer ſolchen Beur⸗ 
laubung oder Entlaſſung auch der Krankenhausarzt, ſei es 
auf Grund ausdrücklicher Anordnung, ſei es ſtillſchweigend, 
als von der Kaſſe ermächtigt gelten kann (Hahn a. a. O. 
S. 114; Reger Entſch. Bd. 26 S. 77; 28 S. 232; Arbeiter⸗ 
verſorgung 1910 (S. 770). Aber davon kann keine Rede ſein, 
daß nach den Umſtänden des vorliegenden Falls die Ein- 
willigung der Beklagten zum Austritt des Klägers aus dem 
Spital, wiewohl der Anſtaltsarzt nichts dagegen einzuwenden 
hatte, unterſtellt werden dürfte. Nach dem vorgetragenen 
Sachverhalt iſt die Kaſſe zur Krankenhauseinweiſung deshalb 
geſchritten, weil der Verſicherte ihre Anordnungen in Bezug 
auf das Verhalten während der Krankheit nicht befolgt hatte 
und damit die Befürchtung rechtfertigte, daß er ſeine Ge— 
neſung erſchweren und verzögern würde. War aber dies 
der Grund der Einweiſung, ſo verſteht ſich von ſelbſt, daß 
der Austritt des Klägers aus dem Spital am 19. Mai 
lediglich deshalb, weil der Krankenhausarzt den ferneren 
Aufenthalt in der Anſtalt nach der Art der Krankheit zur 
Heilung nicht für notwendig hielt und deswegen dem Wunſche 
des Patienten, ihn zu entlaſſen, entgegenkam, nicht als eine 
der Kaſſe gegenüber berechtigte, ſie zur Fortreichung des 
Krankengelds verpflichtende Entfernung gelten konnte. Auch 
der Kläger ſelbſt war darüber nicht im Zweifel, daß die 
Einwilligung der Kaſſe zu dieſem Schritte unter gleichzeitiger 
Aufrechterhaltung ihrer Unterſtützungspflicht ihm gegenüber, 
ſolange er noch krank und erwerbsunfähig war, nicht in 
Ausſicht genommen werden konnte. Es iſt aber bei dieſer 
Sachlage auch einleuchtend, daß die Zuſtimmung des Arztes 
zum Austritt aus der Anſtalt im vorliegenden Fall nicht der 
Genehmigung ſeitens der Kaſſe gleichgeſtellt werden kann. 
Wohl mag im allgemeinen hinſichtlich der Entlaſſung eines 
Verſicherten aus dem Krankenhaus der Anſtaltsarzt als der 
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Vertreter der Kaſſe betrachtet werden; dies überall da, wo 
nach ärztlichem Befund ein Patient im Hinblick auf ſeinen 
Zuſtand und die Natur der Krankheit weiterer Spitalhehand⸗ 
lung nicht mehr bedürftig iſt, alſo die Vorausſetzungen, auf 
Grund deren die Einweiſung erfolgt war, in Wegfall ge- 
kommen ſind (vergl. Urteil des Verwaltungsgerichtshofs 
vom 2. Juni 1909 i. S. M. gegen die Ortskrankenkaſſe 
L.; Reger Entſch. Bd. 27, 81; Bd. 28 S. 232; 3. Er⸗ 
gänzungsband S. 78; Arbeiterverſorgung 1910 S. 770). 
Hier aber war die Einweiſungsverfügung ergangen, um die 
Kaſſe dagegen ſicher zu ſtellen, daß der Kranke nicht durch 
ſein ungeeignetes, gebotswidriges Verhalten außerhalb des 
Krankenhauſes ſeine Geneſung erſchwere und hintanhalte. 
Dieſer Einweiſungsgrund beſtand naturgemäß fort, auch 
wenn der Arzt von ſeinem Standpunkt aus keine Einwendung 
gegen die Hausverpflegung an Stelle der Spitalbehandlung 
erhob; er beſtand fort bis zur erfolgten Heilung oder bis 
zu einer anderweitigen Anordnung der maßgebenden Kaſſen— 
vertretung. Die Zuſtimmung des Arztes, der unabhängig 
von der Kaſſe ſelbſt dem Wunſche des Kranken nach Ent— 
laſſung nachkam, kann unter dieſen Umſtänden unmöglich 
als eine auch nur ſtillſchweigend von der Beklagten genehmigte 
angeſehen werden. 

Das vorzeitige Verlaſſen des Krankenhauſes war daher 
trotz der Zulaſſung des Arztes der Kaſſe gegenüber un— 
gerechtfertigt und eigenmächtig, hat aber demnach, wie im 
Gegenſatz zum Unterrichter die Aufſichtsbehörde zutreffend 
annahm, den Unterſtützungsanſpruch des Klägers gegen die 
beklagte Kaſſe für die Dauer ſeines ungerechtfertigten Ver— 
haltens zum Erlöſchen gebracht. 

3. Hienach war unter Abänderung des angefochtenen 
Urteils entſprechend dem Antrag der Berufungsklägerin die 
Klage — ſo wie geſchehen — als unbegründet abzuweiſen. 

Zufolge ſeines Unterliegens fallen dem Kläger Be— 
rufungsbeklagten die ſämtlichen Koſten des Verfahrens in 
beiden Inſtanzen zur Laſt (§S 91 Z3PrO .); der Sportelanſatz 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. X XIV. 1. 6 


— 
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für dieſe Inſtanz ſtützt ſich auf Art. 41 in Verbindung mit 
Art. 51 Abſ. 3 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes. 
Urteil vom 21. Dez. 1910 Ber.⸗Sache der Allg. Orts⸗ 
krankenkaſſe St. Bekl. Ber.⸗Kl. gegen den Schreiner 
G. H. in F. Kl. Ber.⸗Bekl. Anſpruch auf Gewährung 
von Krankengeld betr. 


8. 


Die Berteilnng der Koſten einer mehreren Gemeinden 
gemeinfamen Volksſchule. 


Aus den Gründen: 

IV. Bei der rechtlichen Beurteilung des Falls waren 
folgende Geſichtspunkte maßgebend: 

1. Wie der Unterrichter mit Recht angenommen hat, 
kann der Anſpruch der Klägerin auf einen Vertrag nicht 
geſtützt werden; denn ein Vertrag dahin, daß ſämtliche Schul— 
koſten im Verhältnis von / und ½ zu verteilen ſeien, läßt 
ſich nicht nachweiſen. Die ein ſolches Verhältnis feſtſetzenden 
Beſchlüſſe vom 4. Oktober 1832 und 24. Oktober 1833 be⸗ 
ziehen ſich nur auf einmalige Uebernahme der Koſten des 
Schulhausbaus und enthalten nichts über die dauernden, 
mit dem Schulbetrieb verbundenen Koſten, insbeſondere der 
Auslagen für die Beſoldung des Lehrers. Die Beſchlüſſe 
vom 11. Januar 1832 und 16. März 1832 aber, welche 
ſich allerdings mit ſämtlichen für die Schule erforderlichen 
Leiſtungen und Zahlungen befaſſen, ſetzen ausdrücklich feſt, 
daß ſich die Verteilung dieſer Koſten nach der Seelenzahl 
der beteiligten Orte richten ſolle. Auf dieſe Beſchlüſſe kann 
alſo ein Anſpruch, daß ſämtliche Koſten nach dem Maßſtab 
von /s und 7 umzulegen ſeien, nicht gegründet werden. 
Zudem fehlt dieſen Beſchlüſſen (auch wenn man einen Bei— 
tritt zu ihnen ſeitens der bürgerlichen Kollegien von L. in 
deren anſtandsloſer Zuſtimmung zu den Gemeindepflege— 
rechnungen erblicken wollte) der Nachweis der, ſoweit es 
ſich um Uebernahme dauernder, die geſetzliche Verpflichtung 
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überſteigender Verbindlichkeiten auf die Gemeinde handelt, 
erforderlichen Genehmigung der zuſtändigen Kreisregierung 
(S 66 Ziff. 5 des Verwaltungsedikts, Art. 15 Ziff. 8 des 
Geſetzes vom 21. Mai 1891, betreffend die Verwaltung der 
Gemeinden ꝛc., Art. 190 Abſ. 1 Ziff. 4 und Abſ. 2 der 
Gemeindeordnung vom 28. Juli 1906). 

2. Dagegen kann ſich die Klägerin nach Anſicht des 
Verwaltungsgerichtshofs auf ein Herkommen i. S. des 
Art. 20 des Volksſchulgeſetzes in ſeiner früheren und jetzigen 
Faſſung berufen, wonach der Ort B. mit der Parzelle B. 
zu den in Frage ſtehenden Schulkoſten /, die Gemeinde L. 
mit R. / beizutragen hat. Nach den in I. und II. Inſtanz 
erhobenen Tatſachen kann der Nachweis einer dahin gehen: 
den ſeit dem Jahr 1833 bis zum Jahr 1907 ſich hinziehen⸗ 
den gleichmäßigen Uebung als geführt gelten. Für das Jahr 
1875, hinſichtlich deſſen in dieſer Richtung Zweifel beſtehen 
konnten, iſt durch die eingeforderten Rechnungsakten unzwei⸗ 
deutig dargetan worden, daß das genannte Verhältnis ein⸗ 
gehalten wurde. Hienach wurde nicht mehr für erforderlich 
gehalten, beſondere Unterſuchungen darüber anzuſtellen, wie 
die geringfügigen, ſich auf einige Mark und Pfennige be⸗ 
laufenden ziffermäßigen Abweichungen der Jahre 1885 und 
1895 von dem Maßſtab zu erklären ſind. Dieſe minimalen 
Abweichungen (für das Jahr 1836 beſteht eine wirkliche 
Differenz überhaupt nicht und eine im Jahr 1851 beſtehende 
Differenz wurde im Jahr 1852 wieder ausgeglichen) ver⸗ 
mögen das Ergebnis, daß der genannte Maßſtab dauernd 
zu Grund gelegt wurde, nicht zu ändern. Insbeſondere iſt 
die Behauptung der Beklagten, die Verteilung des Jahres 
1885 entſpreche genau dem Verhältnis der beiderſeitigen 
Seelenzahl, rechneriſch nicht völlig zutreffend, und daher der 
aus den Zahlen gezogene Schluß auf eine bewußte Ab- 
weichung von dem ſonſt eingehaltenen Verhältnis von / 
und ¼ kein ſicherer. Zu dem, was ſich aus den Rech⸗ 
nungsakten ergibt, kommen die weiteren, die dauernde An- 
wendung des Verhältniſſes von / und ½ beſtätigenden Tat- 

6 * 
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ſachen aus den Jahren 1845, 1858,59, 1868 und 1873, 
ſowie die Einräumungen des Schultheißen St. von L. hinzu. 

Daran, daß an der ſtändigen Uebung ſeitens der Ge— 
meinde L. bis zum Beginn des Ende 1905 anläßlich der 
Aufſtellung der Verbandsſatzung ſich erhebenden Streits auf 
Grund der Annahme, der Verteilungsmaßſtab entſpreche dem 
Recht, feſtgehalten wurde, daß alſo in der gleichmäßigen 
langdauernden Uebung ſich die tatſächliche Anerkennung eines 
beſtehenden Rechtsverhältniſſes, einer Rechtsverbindlichkeit, 
für die Beklagte ausdrückt, iſt ein Zweifel nicht möglich. 
Es iſt hiebei allerdings die irrige Meinung mitunterlaufen, 
die Gemeinde ſei vertragsmäßig zur Einhaltung dieſes Maß— 
ſtabs verpflichtet. Daneben mag aber auch, wie nach dem 
Bericht des Verwaltungsaktuars N. vom 22. Januar 1906 
anzunehmen naheliegt, die Anſicht eine Rolle geſpielt haben, 
die Verteilung von /s und ½¼ entſpreche, wenn auch nicht 
ziffermäßig genau und unabänderlich, vielmehr mit zeitwei- 
ligen Schwankungen nach beiden Seiten, doch durchſchnitt— 
lich und im großen Ganzen der beiderſeitigen Einwohner⸗ 
zahl (der „Seelenzahl“ i. S. der Beſchlüſſe von 1832), 
ebenſo der Zahl der beiderſeitigen Familien (Volksſchulgeſetz 
von 1836) und endlich auch der Zahl der beiderſeitigen 
Schulkinder. 

Der ſoeben erwähnte Irrtum kann der Wirkſamkeit des 
Herkommens keinen Eintrag tun. Eine poſitive geſetzliche 
Vorſchrift des württembergiſchen Rechts darüber, daß Jim 
öffentlichen Recht ein auf irrtümlichen Vorausſetzungen be— 
ruhendes Herkommen nicht wirkſam ſein könne, beſteht nicht. 
Sieht man ſich nach Analogien im Privatrecht um, ſo iſt 
im früheren gemeinen Recht die Frage, ob eine auf Irrtum 
beruhende Gewohnheit einen Rechtsſatz, ein Gewohnheits— 
recht erzeugen könne, vielfach behandelt worden. Wenn es 
nun ſchon im gemeinen Recht nicht an gewichtigen Stimmen 
gefehlt hat, die dem Irrtum eine der Bildung von Gewohn— 
heitsrecht ſchädliche Wirkung überhaupt verſagen, 

ſo z. B. Wächter, Württ. Privatrecht Bd. II S. 35 
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Anm. 13. Zizelmann im Archiv für ziviliſt. Praxis 
Bd. 66 S. 394, 396, 400, 468, 
jo iſt weiter zu beachten, daß die einzige Vorſchrift des ge— 
meinen Rechts, auf die die Unmöglichkeit der Entſtehung 
eines Gewohnheitsrechts auf Grund einer rechtsirrtümlichen 
Uebung geſtützt wurde, nämlich die in ihrer Auslegung und 
Tragweite zudem ſehr beſtrittene L. 39 Dig. de legibus 1, 3, 
inzwiſchen mit dem Inkrafttreten des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs ihre Geltung als Geſetzesvorſchrift verloren hat. So— 
dann aber wird auch von den Anhängern der Annahme eines 
ſchädlichen Einfluſſes des Irrtums auf die Bildung von Ge— 
wohnheitsrecht zugegeben, daß ein urſprünglicher Irrtum in 
ſeiner Wirkung abgeſchwächt und ſelbſt beſeitigt werden 
könne durch eine langjährige, Generationen umfaſſende Uebung. 
Vergl. Entſch. des Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. XII 
S. 294, Windſcheid, Pandekten, Anm. 3 zu $ 16. 
Zieht man in Betracht, daß es ſich im vorliegenden 
Fall um eine mehr als 70 jährige gleichmäßige Uebung han: 
delt, die ſich nicht aus ſchließliſch auf Irrtum, ſondern 
daneben, wie anzunehmen, noch auf andere Erwägungen der 
oben angedeuteten Art und auch auf die offenſichtliche Ein- 
fachheit und Zweckmäßigkeit der Unterlaſſuag einer alljähr— 
lichen neuen Feſtſtellung des Verteilungsmaßſtabes gründet, 
ſo kann der fragliche Irrtum als ein dauerndes Hindernis 
für die Bildung eines mit der Zeit gegenſeitige Rechtsver— 
bindlichkeiten der Parteien begründenden und damit einen 
Rechtstitel i. S. des Volksſchulgeſetzes darſtellenden Her: 
kommens nicht angeſehen werden. Dem Herkommen gegen⸗ 
über kann auch die mangelnde Regierungsgenehmigung nicht 
verwertet werden. Denn wenn, wie vorliegend, das Geſetz 
ohne Einſchränkung auf das Herkommen als Rechtstitel ver— 
weiſt, ſo kann das Herkommen in ſeiner Wirkſamkeit nicht 
an das weitere Erfordernis der Regierungsgenehmigung ge— 
knüpft, ſondern es muß dieſes Erfordernis der Natur der 
Sache nach auf die Fälle beſchränkt ſein, in denen es ſich 
nicht um eine tatſächliche, allmählich eine Rechtsverbindlich— 
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keit erzeugende Uebung, ſondern um eine die Uebernahme 
einer dauernden Verbindlichkeit ausdrücklich ausſprechende 
Willensbeſtimmung der zuſtändigen Organe handelt. Hienach 
kann der Geſichtspunkt eines einer poſitiven geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung widerſprechenden Herkommens nicht Platz greifen. 
3. Da mit der Entſcheidung der Frage, nach welchem 
Maßſtab die Schulkoſten zwiſchen den Parteien zu verteilen 
ſind, das Beſtehen eines Rechtsverhältniſſes zwiſchen ihnen 
feſtgeſtellt wird und da die Klägerin angeſichts des entſtan— 
denen Streits ein rechtliches Intereſſe an dieſer Feſtſtellung 
hat, ſo kann gegen die Zuläſſigkeit des geſtellten Antrags 
nach § 256 der Zivilprozeßordnung vergl. mit Art. 72 des 
Verwaltungsrechtspflegegeſetzes vom 16. Dezember 1876 kein 
Bedenken obwalten. Hienach war, da der Anſpruch auch 
ſachlich begründet iſt, wie geſchehen zu erkennen. 
Urteil vom 5. Okt. 1910. Ber.⸗Sache der Gd. G. O. /A. 
S. Kl. Ber.⸗Kl. gegen die Gde. L. O./ A. S. Bell. 
Ber. Bekl. Verteilung von Schulkoſten betr. 


9. 


Einkommenſtenerpflicht der Erben während der Be- 
reinigung des Aachlaſſes. 


Gründe: 

I. Am Nachlaß der am 24. Februar 1909 geſtorbenen 
Frau M. M. Witwe in St., waren die Beſchwerdeführerin 
zu ¼32, deren zwei minderjährige Kinder je zu !ıs als 
Erben beteiligt. Die Bereinigung des Nachlaſſes zog ſich 
bis in den Sommer 1909 hin; nach dem Stand vom 1. April 
1909 belief ſich der Jahresertrag der zum Nachlaß gehörigen 
verzinslichen Kapitalforderungen auf den Betrag von 42 768 Mk. 
69 Pfg. Während nun die Steuerbehörde die Auffaſſung 
vertrat, daß die Beſchwerdeführerin ¼2 dieſes Zinsertrags, 
alſo die Summe von 6682 Mk. entſprechend ihrem eigenen 
Erbteil und demjenigen ihrer Kinder — mit ihrem ſonſtigen 
ſteuerbaren Einkommen auf 1. April 1909 zur Einkommen⸗ 
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ſteuer zu fatieren habe, machte die Beſchwerdeführerin geltend, 
daß der Kapitalertrag desjenigen Teils des Nachlaſſes, 
welcher nach teſtamentariſcher Anordnung der Erblaſſerin 
an die Vermächtnisnehmer auszufolgen war und im Laufe 
des Steuerjahrs 1909 wirklich ausgefolgt wurde, von den 
Erben nicht zu verſteuern ſei; dieſe können bloß für die 
wirkliche Einkommenvermehrung, alſo für den Ertrag der 
ihnen zugefallenen reinen Erbſchaft nach Abzug der Ver— 
mächtniſſe in Anſpruch genommen werden. Begründet wurde 
dieſer Anſpruch mit dem Hinweis darauf, daß der Teſta— 
mentsvollſtrecker bei Verteilung der Maſſe den Vermächt— 
nisnehmern, welche den größeren Teil der Erbſchaft erhalten 
haben, aus den Vermächtnisſummen Zinſe vom Todestag 
an vergütet habe. Die Erben haben demgemäß von den 
entſprechenden Kapitalbeträgen einen Zinsgenuß überhaupt 
nicht gehabt, während andererſeits die Legatare tatſächlich, 
nicht bloß mit Wirkung vom 1. April 1909 an, die Zinſen 
aus den ihnen zugeteilten, zur Erbſchaft gehörigen Wert— 
papieren und Forderungen voll erhalten haben. Wenn die 
Zinſen derjenigen Nachlaßkapitale, welche bei der Ausein— 
anderſetzung an die Vermächtnisnehmer abgegeben worden 
ſeien, bei der Einkommenſteuerberechnung für 1909 außer 
Betracht gelaſſen werden, ſo ermäßige ſich der ſteuerbare 
Betrag des der Beſchwerdeführerin und ihren Kindern zu— 
gefallenen Anteils an den Kapitaleinkünften der Erbſchaft 
von 6682 Mk. auf 2297 Mk., alſo um 4385 Mk. 

Die Beſchwerde gegen die Veranlagung des K. Haupt: 
ſteueramts wurde von dem K. Steuerkollegium, Abteilung 
für direkte Steuern, und dem K. Finanzminiſterium als 
unbegründet verworfen. Die Rechtsbeſchwerde gegen die 
Miniſterialentſcheidung, die rechtzeitig und ordnungsmäßig 
erhoben iſt, kann gleichfalls nicht als begründet erkannt 
werden. | 

II. 1. In der Rechtsbeſchwerde wird vor allem darauf 
hingewieſen, daß nach der Erklärung des Teſtamentsvoll— 
ſtreckers dieſer ſich bei ſinngemäßer Auslegung des letzten 
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Willens der Erblaſſerin zur Auszahlung der Zinſen an die 
Vermächtnisnehmer für verpflichtet gehalten habe. Indem 
die Erben fi) mit dieſer Maßnahme des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers einverſtanden erklärt haben, ſeien ſie überzeugt ge— 
weſen, nicht etwa eine Liberalität zu üben, vielmehr einer 
rechtlichen Verpflichtung Folge zu leiſten. Nach der Be⸗ 
ſtimmung des Teſtaments ſollten zudem diejenigen Erben 
von der Erbſchaft ausgeſchloſſen ſein, die eine Anfechtung 
der letztwilligen Verordnungen oder deren Ausführung unter⸗ 
nehmen würden. Damit ſei dem Teſtamentsvollſtrecker ein 
größerer Spielraum eingeräumt und die Erben verbunden 
geweſen, feine Entſcheidung in derartigen Fragen zu reſpek— 
tieren. Der Abzug der den Vermächtnisnehmern zugebilligten 
Zinſen am ſteuerbaren Ertrag der Nachlaßkapitale ſei hie⸗ 
nach gerechtfertigt; die Vorausſetzung für den Abzug, daß 
es ſich um „nachgewieſenermaßen zu entrichtende Schuldzinſe“ 
handle, — Art. 9 I Ziff. 4 des Einkommenſteuergeſetzes — 
ſei gegeben. 

Aber dieſer Auffaſſung kann nicht entſprochen werden. 
Wenn der Art. 9 I Ziff. 3 des Einkommenſteuergeſetzes 
u. a. den Abzug der von einem Steuerpflichtigen zu ent: 
richtenden Schuldzinſen an ſeinem Roheinkommen ge— 
ſtattet, jo iſt die weſentliche Vorausſetzung für die Abzugs⸗ 
fähigkeit das Beſtehen einer rechtlichen Verpflichtung zur 
Zinszahlung (Göz, Eink. Steuer 2. Aufl. S. 113) zu Be⸗ 
ginn des maßgebenden Steuerjahrs. Dieſe Vorausſetzung 
iſt im vorliegenden Fall nicht erfüllt. Die Erblaſſerin ihrer: 
ſeits hat eine Verzinſung der Vermächtniſſe nicht angeord— 
net; anerkanntermaßen handelt es ſich durchweg nur um 
einfache Geldvermächtniſſe, alſo nicht um Forderungen oder 
ſonſt beſtimmte zum Nachlaß gehörige Wertpapiere, wenn 
auch in einem Falle bei der Vermächtniszuwendung beſtimmt 
iſt, daß zu ſeiner Erfüllung ſichere Forderungen aus dem 
Nachlaß auszuſcheiden ſeien. Die Vorſchrift des § 2184 
BGB., daß dann, wenn ein beſtimmter, zur Erbſchaft ge- 
hörender Gegenſtand vermacht iſt, der Beſchwerte dem Ver— 


Einkommenſteuerpflicht der Erben während der Bereinigung 2. 89 


mächtnisnehmer auch die ſeit dem Anfall des Vermächtniſſes 
gezogenen Früchte herauszugeben hat, konnte im vorliegenden 
Fall, wo nicht beſtimmte Sachen oder Rechte, ſondern ledig— 
lich Gattungsvermächtniſſe in Frage ſtehen, nicht Platz 
greifen. Weder nach dem Teſtament noch nach dem Geſetz 
war hienach den Vermächtnisempfängern neben dem Geld— 
legat auch noch ein Anſpruch auf Zinſen vom Todestag an 
eingeräumt. An dieſer Auslegung des Teſtaments wird auch 
durch die Behandlung, welche der Teſtamentsvollſtrecker den 
Geldvermächtniſſen tatſächlich hat angedeihen laſſen, nichts 
geändert. Zu einer authentiſchen Auslegung des letzten 
Willens mit der Wirkung, daß ein gegenteiliger Sinn des 
Teſtaments, wornach der Wille der Erblaſſerin doch auf Ent— 
richtung von Zinſen aus den Vermächtniſſen gerichtet geweſen 
wäre, im Rechtſtreit maßgebend wäre, war der Teftamentsvoll- 
ſtrecker jedenfalls nicht berufen (RG. 66, 103). Freilich iſt 
damit noch nicht geſagt, daß er nicht gleichwohl bei der Zu— 
billigung von Zinſen an die Legatare ſich im Rahmen ſeiner 
Befugniſſe gehalten hat, daß er zu einer ſolchen Verfügung 
nach Lage der Verhältniſſe auch ohne eine dahingehende 
Anordnung der Erblaſſerin nicht befugt geweſen wäre. Für 
die Entſcheidung der Rechtsbeſchwerde kann dieſe Frage auf 
ſich beruhen bleiben. Mag immerhin dieſe Verfügung des 
Teſtamentsvollſtreckers im Hinblick auf die Beſtimmung des 
§ 2205 Satz 3 BGB., auf die er ſelbſt verweiſt, nicht zu 
beanſtanden und, auch abgeſehen von der Einwilligung der 
Erben, voll wirkſam geweſen ſein, jedenfalls kann nicht ge— 
ſagt werden, daß — zumal nach dem Stand vom 1. April 
1909, der über die Steuerpflicht und den Umfang der Steuer 
entſcheidet — den Vermächtnisnehmern ein rechtlich begrün— 
deter Anſpruch nicht bloß auf das Geldlegat, ſondern darüber 
hinaus auch auf Zinſen vom Todestag ab zuſtand. Deshalb 
können auch ſie nicht für die Zinſen aus den Nachlaßkapi— 
talen, welche ihnen der Teſtamentsvollſtrecker zur Befriedigung 
für ihre Vermächtnisforderung ausmittelte, für 1909 jteuer: 
lich herangezogen werden. Der Rechtsanſpruch auf Zinſen, 
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nicht die tatſächliche Zahlung entſcheidet. Die Erben waren 
demnach weder geſetzlich noch teſtamentariſch zur Zinszahlung 
verpflichtet; der Anſpruch auf die Zinſen aus den zum Nach» 
laß gehörenden Wertpapieren uſw. ſtand am 1. April noch 
ihnen zu. Die Verfügung des Teſtamentsvollſtreckers, wor⸗ 
nach die Zinſen aus den Vermächtnispoſten vom Todestag 
der Erblaſſerin an den Legetaren ausgefolgt wurden, be— 
deutete nicht die Erfüllung einer vorhanden geweſenen recht⸗ 
lichen Verpflichtung. Auch davon, daß etwa die Erben oder 
der Teſtamentsvollſtrecker den Legetaren gegenüber ſich ver- 
tragsmäßig zur Entrichtung von Zinſen verpflichtet hätten 
oder infolge Verzugs Zinſen ſchuldig geworden wären, iſt 
keine Rede; um Verzugsfolgen konnte es ſich ſchon des— 
halb nicht handeln, weil am 1. April noch keine Mahnung 
ſtattgefunden hatte. 

Nach alledem iſt nicht daran zu zweifeln, daß die Steuer: 
pflicht bezüglich des geſamten Ertrags aus den zum Nach— 
laß gehörigen Kapitalwerten einſchließlich der auf die Ver— 
mächtniſſe entfallenden Zinſen für das Steuerjahr 1909 den 
Erben nach Verhältnis ihres erbrechtlichen Anteils oblag 
(vergl. auch Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 19. Fe⸗ 
bruar 1908, Württ. Jahrb. Bd. 20 S. 347). Jedenfalls 
iſt das Verlangen der Beſchwerdeführerin auf Abzug eines 
Teils dieſer Einkünfte gemäß Art. 9 I Ziff. 4 des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes nicht begründet. 

2. Aber auch der weitere Einwand, daß ſich aus Art. 10 
Abſ. 5 des Einkommenſteuergeſetzes eine teilweiſe Befreiung 
von der ihr angeſetzten Einkommenſteuer ergebe, iſt hin— 
fällig. Allerdings iſt dort geſagt, daß feſtſtehende Einnahmen 
aus Kapitalen und Renten nur mit dem mutmaßlichen 
Jahresertrag in Rechuung zu nehmen ſind, wenn nach den 
am 1. April beſtehenden tatſächlichen Verhältniſſen als ſicher 
oder mit überwiegender Wahrſcheinlichkeit in Ausſicht zu 
nehmen iſt, daß ſie mit ihren im Laufe des Jahres kraft 
Rechtsanſpruchs zu erwartenden Beträgen nicht oder nicht 
vollſtändig einbringlich ſind. Aber die Beſchwerdeführerin 
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irrt, wenn ſie dieſe Vorausſetzung im vorliegendem Fall 
ſchon deswegen für gegeben erachtet, weil am 1. April für 
die Erben klar war, daß aus Anlaß der Nachlaßauseinander⸗ 
ſetzung, alſo wohl ſpäteſtens im Lauf der nächſten Monate 
die für die Vermächtnisnehmer beſtimmten Beträge auszu⸗ 
bezahlen waren und damit eine weſentliche Veränderung der 
Einkünfte aus den Nachlaßkapitalien gegenüber dem Stand 
am 1. April ſich ergeben werde. Abgeſehen davon, daß nach 
der eigenen Darſtellung der Beſchwerdeführerin am 1. April 
noch gar nicht entſchieden war, welche der im Nachlaß be— 
findlichen Wertpapiere zur Ausbezahlung der Vermächtniſſe 
verwendet werden und alſo im Laufe dieſes Steuerjahrs aus 
dem Beſitz der Erben in den der Legatare übergehen würden, 
iſt durch den bloßen Beſitzwechſel an der objektiven Ein⸗ 
bringlichkeit dieſer Einkünfte im bisherigen Umfang für die 
dem Wechſel unterworfenen Papiere lediglich nichts geändert 
worden. Nur der Eigentümer oder Forderungsberechtigte 
änderte ſich durch den Uebergang eines Teils der Nachlaß: 
werte in die Hände der Vermächtnisnehmer, die Einbring- 
lichkeit der Zinſen, ihre wirtſchaftliche Sicherheit erfuhr da- 
durch keine Veränderung. Inwieweit derartige Aenderungen, 
welche ein Eigentumswechſel innerhalb eines Steuerjahrs 
für den Veranlagten mit ſich bringt, einen Einfluß auf die 
nach dem Stand vom 1. April feſtgeſtellte Steueranlage aus⸗ 
üben können, und ob die Verringerung der zum Nachlaß 
gehörigen Wertpapiere durch Ausbezahlung der Vermächt⸗ 
nisnehmer im vorliegenden Fall nach Maßgabe der Art. 65, 
67 des Einkommenſteuergeſetzes zu einer nachträglichen Ver⸗ 
änderung der auf 1. April 1909 vorzunehmenden Einſchätzung 
der Erben bezw. der Beſchwerdeführerin wegen Wegfalls 
urſprünglich vorhandener Einnahmequellen im Laufe des 
Steuerjahrs führen kann, iſt hier nicht zu erörtern. Jeden⸗ 
falls iſt die Anwendung des Art. 10 Abſ. 5 des Einkommen— 
ſteuergeſetzes, der dem Ausgeführten zufolge nur gegen die 
wirtſchaftliche Unſicherheit eines Einnahmepoſtens, bei be— 
gründeten Zweifel an der objektiven Einbringlichkeit des: 
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ſelben, Erleichterungen für den Steuerpflichtigen vorſieht 
— zu vergl. insbeſondere Göz, Eink. Steuer 2. Aufl. S. 129 
—, in einem Falle wie dem vorliegenden ausgeſchloſſen. 
III. Die Entſcheidung des K. Miniſteriums iſt demnach 
zu Unrecht angefochten worden. Zufolge ihres Unterliegens 
iſt der Beſchwerdeführerin eine Sportel nach Maßgabe des 
Art. 69 Abſ. 2 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes angeſetzt 
worden. 
Urteil vom 15. Febr. 1911 in der Rechtsbeſchwerdeſach 
der F. M. in St. Veranlagung zur Einkommenſteuer betr. 
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III. 
Mitteilungen des Norſtands der Württ. Anwaltskammer. 


Zn dem Verkehr der Rechtsanwälte mit Rechtsagenten. 


Für dieſe Frage erſcheinen als beachtenswert und ge⸗ 
eignet, den Rechtsanwälten gewiſſe Richtlinien an die Hand 
zu geben, die nachſtehenden Entſchließungen: 

1. des Ehrengerichts der Württ. Anwaltskammer vom 
1. März 1909 in der ehrengerichtlichen Strafſache gegen 
Rechtsanwalt N. N., wegen Berufspflichtverletzung: 

Weiterhin iſt auf Grund der eigenen Einräumungen des 
Angeſchuldigten und auf Grund des Inhalts der beigezogenen 
Akten des K. Amtsgerichts N. N. in den Rechtsſachen N. N. 
dargetan, daß der Angeſchuldigte ſeit dem Jahr 1905 und 
und bis zu Anfang des Jahres 1909 in N. N. in gemein⸗ 
ſchaftlichem Betrieb mit dem Geſchäftsführer des Vereins 
„Kreditreform“ N. N., die Zivilprozeſſe der Mitglieder dieſes 
Vereins vor dem K. Amtsgerichts N. N. in der Weiſe ge— 
führt hat, daß er auf Grund einer mit dieſem Geſchäfts— 
führer getroffenen allgemeinen Vereinbarung die von dieſem 
gefertigten und mit einer auf denſelben lautenden Vollmacht 
eingereichten Klagen vermöge einer weiteren, auf ihn, den 
Angeſchuldigten ſelbſt, ausgeſtellten und ihm von dem Ge— 
ſchäftsführer beſorgten Vollmacht der Partei in der münd— 
lichen Verhandlung vertreten hat, während ſodann die 
Koſtenfeſtſetzungsgeſuche mit den Rechtsanwaltskoſten und 
die Zwangsvollſtreckung wieder von dem Geſchäftsführer 
beſorgt und hiebei in der Regel beide als Prozeßbe— 
vollmächtigte auf Grund der nebeneinander beſtehenden 


94 Mitteilungen des Vorſtands der Württ. Anwaltskammer. 


Prozeßvollmachten aufgeführt werden mußten, und es hat 
der Angeſchuldigte ferner die Prozeßgebühr mit dem Ge⸗ 
ſchäftsführer geteilt, die Verhandlungs⸗ und eine etwaige 
Beweis⸗ und Vergleichsgebühr zwar für ſich in Anſpruch 
genommen, dagegen die Koſtenfeſtſetzungsgebühr dem Ge⸗ 
ſchäftsführer überlaſſen und die Schreibgebühren nach Ver: 
hältnis der Leiſtungen mit ihm geteilt. 

Durch dieſes ſein Verhalten hat der Angeſchuldigte ſeine 
Berufspflicht verletzt und gemäß § 28, 62 RAD. ehren⸗ 
gerichtliche Beſtrafung verwirkt. 

Verſtößt es an und für ſich ſchon gegen die Pflichten 
eines Rechtsanwalts, durch ſein Verhalten in Ausübung des 
Berufs ſich der Achtung würdig zu zeigen, die fein Beruf er: 
fordert, wenn derſelbe mit einem Geſchäftsmann, der die 
Anfertigung von Klageſchriften und die Vertretung von 
Rechtsſachen gewerbsmäßig betreibt, in der Weiſe gemein- 
ſchaftliche Sache macht, daß er ſich generell verpflichtet, die 
von dieſem eingereichten Klagen in der mündlichen Ver⸗ 
handlung zu vertreten, ohne daß der Anwalt ſelbſt irgend» 
welche Kognition hinſichtlich der tatſächlichen und rechtlichen 
Begründung dieſer Klagen ausgeübt hat, ſo erſcheinen ſolche 
Beziehungen um ſo pflichtwidriger, wenn der Anwalt mit 
dem Verfaſſer der Klageſchriften ſich in der Weiſe verbindet, 
daß er demſelben einen Teil der nach der Gebührenord— 
nung ihm, dem Anwalt, zuſtehenden Gebühren, ſowie die 
Einreichung der Feſtſetzungsgeſuche und die Vollſtreckung 
der Urteile überläßt. 

Dieſes Verfahren ſtellt ein fortgeſetztes Unterbieten 
der ſich pflichtgemäß an die geſetzlichen Gebührenvorſchriften 
haltenden übrigen Anwälte und damit einen unlauteren 
Wettbewerb auf dem Gebiete der Ausübung des Anwalts— 
berufes dar. 

Ein ſolches Verhalten iſt aber um ſo bedenklicher, als 
ſolche Abmachungen einen Anreiz für den Geſchäftsführer N. N. 
gebildet haben dürften, die ſämtlichen durch ſeine Hand 
gehenden Mandate dem Angeſchuldigten zuzuwenden. 
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Eine Beeinträchtigung der Standesehre muß aber auch 
darin gefunden werden, daß der Angeſchuldigte durch die 
Uebernahme der Mandate neben dem Geſchäftsführer N. N. 
in eine koordinierte Stellung mit dem letzteren hinſichtlich 
der Prozeßführung getreten iſt. 

Würde allerdings die sub II. behandelte Verfehlung 
einem erſt kurz in der beruflichen Tätigkeit ſtehenden An⸗ 
walt zur Laſt fallen, ſo hätte ſich die Frage erheben können, 
ob nicht aus ſubjektiven Gründen die mißbilligte Ge— 
ſchäftsbehandlung an der Grenze ehrengerichtlicher Straf— 
barkeit liege, während einem bereits ſeit Jahren in der 
Praxis ſtehenden Anwalt die Unwürdigkeit einer ſolchen 
Geſchäftsbehandlung und damit ihre ehrengerichtliche Straf— 
barkeit nicht hätte entgehen dürfen. 

2. des Vorſtands der Württ. Anwaltskammer vom 
3. Juli 1909: 

An Herrn Rechtsanwalt N. N. 

Durch das eingeleitete ehrengerichtliche Ermittlungs- 
verfahren gegen Sie und durch Ihre eigenen Einräumungen 
iſt feſtgeſtellt, daß Sie ſeit längerer Zeit eine ſtändige Ge— 
Ihäftsverbindung mit dem Rechtsagenten N. N. in der Weiſe 
unterhalten haben, daß Sie regelmäßig die von demſelben 
bei den Amtsgerichten N. und N. eingereichten Klagen in 
der mündlichen Verhandlung, früher formell und materiell, 
in der letzten Zeit zwar nicht mehr formell, wohl aber 
materiell als deſſen Subſtitut vertreten haben. Inhaltlich 
der vom K. Amtsgericht N. N. beigezogenen Akten aus den 
Jahren 1906/08 haben Sie, einem Subſtituten gleich, welcher 
aus der Hand der Partei oder ihres bevollmächtigten An— 
walts den Auftrag zur Vertretung der Sache in der münd— 
lichen Verhandlung erhalten hat, nach Maßgabe des § 43 
Abſ. 1 RAG. nur 5/10 der Prozeßgebühr neben der Ber: 
handlungsgebühr auch in den Fällen berechnet, wo Sie ſich 
nach Ihrer eigenen Einräumung infolge der Ihnen bekannt 
gewordenen Beanſtandungen ſeitens einzelner Kollegen direkte 
Vollmachten von der Partei unter Kündigung des Mandats 
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des betreffenden Rechtsagenten haben geben laſſen. 

Wegen dieſer Geſchäftsgebarung wird Ihnen hiemit 
die ernſtliche Mißbilligung des Vorſtands ausgeſprochen 
unter der Verwarnung, daß falls Sie dieſe Geſchäftsver— 
bindung auch weiterhin aufrecht erhalten ſollten, ernſtere 
Maßregeln gegen Sie ergriffen werden müßten. 

Wie einer weiteren Ausführung nicht bedarf, iſt es mit 
der Stellung eines Anwalts nicht vereinbar, wenn er ſich 
in eine geſchäftliche Verbindung mit Rechtsagenten, ja ſogar 
in ein gewiſſes Abhängigkeitsverhältnis zu denſelben info- 
fern einläßt, als er eine Reihe von Mandaten nur der 
Gunſt derſelben zu verdanken hat. 

Von der ehrengerichtlichen Weiterbehandlung der Sache 
hat der Vorſtand lediglich mit Rückſicht darauf Abſtand ge- 
nommen, daß Sie verhältnismäßig erſt kürzere Zeit die an⸗ 
waltliche Tätigkeit ausüben und Sie ſo möglicherweiſe die 
volle Tragweite dieſes Geſchäftsgebarens nicht erfaßt haben. 

Wir erwarten nunmehr aber, daß Sie in Ihrem eigenen 
Intereſſe künftighin jede geſchäftliche Verbindung mit Rechts⸗ 
agenten vermeiden werden. | 

3. der Beſcheid des Vorſtands vom 7. Oktober 1911, 
welcher auf die Anfrage eines Anwalts, wie es mit der 
Gebührenberechnung zu halten ſei, wenn Rechtsagenten, 
welche Klagſchriften eingereicht haben, zur Vertretung dieſer 
Rechtsſachen bei Gericht genötigt, ſich der Hilfe eines Rechts- 
anwalts zu bedienen, dieſem die Vertretung übertragen und 
für die mit Auslagen verbundene Klageinreichung von dem 
Anwalt eine Entſchädigung beanſpruchen, dahin ging: 

Was das Verhältnis zu Rechtsagenten anlangt, ſo wäre 
von vornherein eine Auffaſſung dahin, daß der Rechtsan— 
walt dem Rechtsagenten Hilfe zu leiſten habe und letzterer 
von dem Rechtsanwalt „Entſchädigung“ beanſpruchen könne, 
ſehr zu beanſtanden. Der Rechtsanwalt hat ſeine volle 
Selbſtändigkeit gegenüber dem Rechtsagenten zu wahren, 
insbeſondere aber erſcheint eine Gebührenteilung als un— 
bedingt nicht zuläſſig. 


— ——2 
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Anſpruch des Anwalts gegenüber dem Auftraggeber 
auf Erſatz van Keiſekaſten. 
Gutachten des Vorſtands der Anwaltskammer. 


Einem hierher in Frage kommenden Rechtsſtreite lag 
folgender Sachverhalt zu Grunde: 

Ein am Sitze eines Württembergiſchen Amtsgerichts 
wohnhafter, bei dieſem und dem Landgerichte des Bezirks 
zugelaſſener Rechtsanwalt hatte von einem in Norddeutſch— 
land wohnenden Privatkläger den Auftrag erhalten, ihn in 
einer bei dem betreffenden Amtsgerichte anhängig gewor⸗ 
denen Privatklageſache zu vertreten. Der Privatkläger war 
auf erhobene Widerklage vom Schöffengericht zu Strafe und 
zur Tragung eines Teils der Koſten verpflichtet worden. 
Er erſuchte nun den Anwalt, Berufung einzulegen und alles 
aufzubieten, um ein zufriedenſtellendes Reſultat in zweiter 
Inſtanz zu erreichen. Nachdem auf die eingelegte Berufung 
Termin vor der Strafkammer des Landgerichts anberaumt 
war, teilte der Anwalt dem Privatkläger mit, er ſei zu ſeiner 
Vertretung in der Hauptverhandlung bereit, müſſe aber dann 
verlangen, daß der Privatkläger ihm die Reiſekoſten von 
ſeinem Wohnort nach dem Sitze des Landgerichts tariſ— 
mäßig vergüte. Eine Antwort auf dieſe Zuſchrift hat der 
Privatkläger perſönlich nicht gegeben, nur wurde dem An⸗ 
walt von einem Bureauangeſtellten des Privatklägers mit⸗ 
geteilt, dieſer ſei, weil auf einer Reiſe begriffen, an einer 
Rückäußerung gehindert. Der Rechtsanwalt iſt nun zum 
Termine zweiter Inſtanz, in dem er den Privatkläger wiederum 
vertrat, gereiſt. Die Berufung wurde zurückgewieſen. Der 
Privatkläger weigerte ſich, die ihm von dem Anwalt in 
Gemäßheit des 8 78 RAG. berechneten Reiſekoſten (Tag⸗ 
geld 12 Mk. Ab⸗ und Zugang 6 Mk. ſowie die Fuhrkoſten 
mit 13 Pfg. pro km) zu begleichen. Der Anwalt hat 
darauf dieſe Koſten bei dem Amtsgericht ſeines Wohnſitzes 
gegen ſeine Partei zur Klage gebracht. Das Amtsgericht 
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hat einen Beweis beſchluß erlaſſen über die vom Be: 
klagten aufgeſtellte beſtrittene Behauptung: 

„Nach ſtändiger Rechtsauffaſſung könne ein bei dem dem 
Amtsgerichte übergeordneten Landgericht zugelaſſener, nicht 
am Sitz des Landgerichts wohnhafter Rechtsanwalt die Be⸗ 
zahlung von Reiſekoſten im Sinne des 3 78 RAG0O. für 
Reiſen zu landgerichtlichen Verhandlungen von der eigenen 
Partei nur verlangen, wenn dies ausdrücklich ſtipuliert ſei. 
Dies gelte insbeſondere für Berufungsverhandlungen hin⸗ 
ſichtlich in erſter Inſtanz am Wohnort dieſes Rechtsan⸗ 
walts geführter Prozeſſe“ mit der ſachverſtändigen Aeuße⸗ 
rung des von der Beklagten benannten Vorſtandes der Württ. 
Anwaltskammer. 

Das von dem Vorſtand der Anwaltskammer 
erſtattete Gutachten iſt in ſeinen weſentlichen Punkten 
nachſtehend wiedergegeben: 

„Die Frage, ob der klägeriſche Rechtsanwalt ſich nicht 
nur auf eine Vollmacht, vielmehr auf einen ausdrücklichen 
oder aus den Umſtänden zu folgernden Auftrag ſeines Man⸗ 
danten, ihn in der Hauptverhandlung zweiter Inſtanz zu 


vertreten, nach Lage der Sache berufen kann, unterliegt nicht 


der Beurteilung durch den Vorſtand der Anwaltskammer. 
Daß im Falle der Erteilung eines derartigen Auftrags der 
Anwalt die Reiſekoſten von ſeiner Partei erſtattet verlangen 
darf, unterliegt keinem Zweifel. 

Daß der Kläger ein beim Landgericht zugelaſſener An- 
walt iſt, wird für die Beurteilung der Rechtslage nicht 
weiter in Betracht kommen, denn es handelt ſich ja um die 
Wahrnehmung eines Termins in einer Privatklageſache 
zweiter Inſtanz. Hier hat die lediglich für den Anwalts⸗ 
prozeß vorgeſehene Zulaſſung beim Landgericht keine Be— 
deutung. Die zur Beantwortung geſtellte Frage wird alſo 
zwar nicht nach dem Wortlaut, wohl aber nach dem aus 
der Prozeßlage zu ziehenden Sinne des amtsgerichtlichen 
Beweisbeſchluſſes dahin zu präziſieren ſein, ob ein außerhalb 
des Landgerichtsſitzes wohnender, im Privatklageverfahren 
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als Vertreter aufgeſtellter Anwalt nach ſtändiger Rechtsauf⸗ 
faſſung die Bezahlung der Reiſekoſten für Reiſen zur Be⸗ 
rufungsverhandlung von der eigenen Partei nur dann ver⸗ 
langen könne, wenn dies ausdrücklich ſtipuliert ſei. 

Der Referent des Vorſtands der Anwaltskammer hat, 
um ſich zu vergewiſſern, ob eine derartige ſtändige Rechts⸗ 
auffaſſung behauptet werden könnte, ſich mit einer Anzahl 
von beſchäftigten, am Sitze von Amtsgerichten anſäſſigen 
württembergiſchen Anwälten, welche, unſerer Praxis ent- 
ſprechend, auch an dem Landgericht ihres Bezirks zugelaſſen 
ſind, um Auskunftserteilung gewendet. Zwei im Bezirk des 
Landgerichts Stuttgart wohnende Anwälte haben ſich auf 
den Boden geſtellt, daß eine derartige Rechtsauffaſſung 
beſtehe, ebenſo ein im Bezirk des Landgerichts Ulm und 
ein anderer im Bezirk des Landgerichts Hall anſäſſiger An⸗ 
walt. Dagegen haben im Landgerichtsſprengel Tübingen, 
Rottweil, Heilbronn und Ellwangen niedergelaſſene Rechts- 
anwälte den Beſtand einer derartigen Rechtsauffaſſung ver⸗ 
neint. Es kann alſo nicht einmal behauptet werden, daß 
ſelbſt unter den am Sitz von Amtsgerichten wohnhaften 
Anwälten eine derartige Rechtsauffaſſung allgemein ver⸗ 
breitet ſei. 

Auch dem Vorſtand der Anwaltskammer iſt davon 
nichts bekannt, daß eine ſolche Auffaſſung ſtändig und all⸗ 
gemein ſei. Die Entſcheidung der Frage hinſichtlich der 
Erſtattungspflicht der Reiſekoſten richtet ſich vielmehr nach 
allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen des Bürgerlichen Rechts. 

Auf Grund des S 675 BGB., der auf das Vertrags⸗ 
verhältnis zwiſchen Rechtsanwalt und Partei zweifellos An⸗ 
wendung findet, kommt der 8 670 BGB. für die Erſtattungs⸗ 
pflicht von Reiſekoſten in Betracht. Darnach iſt die Partei 
dann, wenn der Anwalt zum Zwecke der Ausführung ſeines 
Mandats Aufwendungen, hier Reiſekoſten, die er den Um⸗ 
ſtänden nach für erforderlich halten durfte, macht, zum Er⸗ 
ſatze verpflichtet!). Die Entſcheidung aber, ob der Kläger 
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den Umſtänden nach es für erforderlich halten durfte, anſtatt 
einen am Sitze des Landgerichts wohnhaften Anwalt mit 
der Vertretung des Privatklägers in zweiter Inſtanz zu be⸗ 
auftragen, unter Aufwendung von Reiſekoſten den Termin 
ſelbſt wahrzunehmen, iſt reine Tatfrage und unterliegt ledig⸗ 
lich der richterlichen Beurteilung. Sie fällt außerhalb des 
Rahmens des Beweisbeſchluſſes und damit des Gut: 
achtens. 

Darüber, daß der Kläger, wenn er den Umſtänden nach 
die perſönliche Wahrnehmung des Berufungstermins für 
erforderlich halten durfte, für ſeine Reiſekoſten nicht bloß 
die bar verauslagten Beträge, vielmehr die Sätze des 8 78 
RAG. in Anrechnung bringen durfte, kann ein Zweifel 
nicht beſtehen. Denn die Höhe der Reiſekoſten, ob ſie nun 
der Gegenpartei oder der eigenen Partei gegenüber verlangt 
werden, iſt durch den § 78 der RAG. ein- für allemal 
feſtgelegt“. 

In dem Gutachten konnte natürlich nur die rein 
zivilrechtliche Seite des Falls zur Behandlung kommen. 
Der Vorſtand der Anwaltskammer in ſeiner Eigenſchaft als 
disziplinares Aufſichtsorgan hat ſich bei anderen An- 
läſſen auf folgenden Standpunkt geſtellt: 

Ein Anwalt, der zu einem außerhalb ſeines Wohnſitzes 
ſtattfindenden Termine reiſt, bei welchem unter Erſparung 
von Mehrkoſten ein anderer Anwalt ſubſtituiert werden 
könnte, ſei, wenn er Reiſekoſten berechnen wolle, bei gewiſſen⸗ 
hafter Ausübung ſeines Berufs verpflichtet, im Zweifelsfalle 
ſeine Partei vorher auf die erhöhten Koſten hinzuweiſen, 
welche ohne Erſtattungspflicht durch die Gegenpartei infolge 
der Durchführung der Reiſe der eigenen Partei entſtehen 
müßten. Der vorliegende Fall hat allerdings zu einer Be⸗ 
anſtandung nach der disziplinaren Seite hin Anlaß nicht 
geben können. 


unter II und § 78 unter II Ziff. 1, Fürſt⸗Roth NAGO. 1910 
Vorbem. zum V. Abſchnitt Abſ. 1 und § 78 Note 4. 
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IV. 
Abhandlung. 


Die Bfarrhansbaulaf für nen errichtete evangeliſche 
Kirchenſtellen in Altwürttemberg. 
Von Rechtsanwalt Dr. Gößler in Stuttgart. 
(Schluß). 

Mit der in Vorſtehendem vertretenen Rechtsauffaſſung 
ſtimmt auch die Literatur, ſoweit erſichtlich iſt, überein. So 
bemerkt Gaupp a. a. O. § 664: im ehemaligen Herzogtum 
Württemberg habe das allgemeine Kirchengut die Hauptver⸗ 
bindlichkeit zur Herſtellung von Pfarrgebäuden für neu zu 
errichtende Pfarreien gehabt und ſeien die Gemeinden nur 
zur unentgeltlichen Leiſtung von Hand» und Fuhrfrohnen 
verbunden geweſen (vgl. auch Gaupp a. a. O. S 890 An: 
merkung 2); ebenſo führt Sarwey in Württ. Archiv Bd. 7 
S. 330 Note 47 aus: in altwürttembergiſchen Orten liege 
die Baulaſt an den Pfarrhäuſern dem evangeliſchen Kirchen: 
gut und zwar grundſätzlich auch bei neuerrichteten Pfarreien 
ob. Wenn Gaupp und Sarwey hinzufügen: ſeit Einver⸗ 
leibung des allgemeinen Kirchenguts ins Staatsgut ſei dieſer 
Grundſatz bei Neuerrichtung von Pfarreien in der Praxis 
verlaſſen und habe in der Regel die Gemeinde für den er- 
forderlichen Aufwand aufzukommen, ſo iſt hierauf weiter 
unten einzugehen. 

Hervorzuheben iſt hier nur noch: Wie in der Natur der 
Sache liegt und von jeher in Württemberg Gebrauch war, 
gehört zur Dotierung einer Pfarrſtelle die Ausmittelung und 
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Sicherſtellung des Gehalts und die Beſchaffung einer Amts— 
wohnung. Gaupp a. a. O. II, 8$ 624 und 661. Die Be⸗ 
ſchaffung der Amtswohnung hat in der Regel durch Ueber— 
laſſung eines geeigneten Gebäudes zu geſchehen; nur in 
Orten, wo geeignete Wohnungen gemietet werden können, 
z. B. in größeren Städten, kann ſtatt der Ueberlaſſung eines 
Gebäudes eine ausreichende Mietzinsentſchädigung gewährt 
werden, doch hat auch hier ſtets der Grundſatz gegolten, daß 
im Intereſſe des geiſtlichen Amts womöglich ein beſonderes 
Amtsgebäude beſchafft werden ſoll. 

In Uebereinſtimmung mit den ſoeben erörterten Grund— 
ſätzen befand ſich auch die Praxis im alten Herzogtum Würt⸗ 
temberg. Mag es auch vorgekommen ſein, daß Gemeinden, 
um auf den Entſchluß der oberen Kirchenbehörde zur Er— 
richtung einer neuen von einer Gemeinde gewünſchten Kir- 
chenſtelle fördernd einzuwirken, ſich zu freiwilligen 
Leiſtungen verſtanden, im allgemeinen iſt doch daran feſtge— 
halten worden, daß das Allgemeine Kirchengut zur Dotierung 
einer ſolchen neuen Kirchenſtelle verpflichtet ſei. So 
werden in einem Bericht des Kgl. Evang. Konſiſtoriums an 
das Kgl. Miniſterium des Innern und des Kirchen- und 
Schulweſens vom 3. November 1837 eine ganze Reihe ſeit 
der Reformation neu errichteter Pfarreien (Cleverſulzbach 
1592, Freudenſtadt 1602/1604, Degenfeld 1603, Gansloſen 
1683, Ludwigsburg 1719/1720) aufgeführt, bei deren Er: 
richtung nicht die Gemeinde, ſondern das Allgemeine Kirchen- 
gut es war, welches für die Beſoldung der Geiſtlichen zu— 
nächſt in Anſpruch genommen wurde. In einigen wenigen 
anderen Fällen haben die Gemeinden freiwillig kleinere Be— 
ſoldungsteile übernommen. Beſonders charakteriſtiſch ſind 
die in einem weiteren Bericht des Kgl. Evang. Konſiſtoriums 
an das genannte Miniſterium vom 4. April 1837 und im 
bereits erwähnten Bericht vom 3. November 1837 behan⸗ 
delten Fälle der Errichtung neuer Pfarreien in Stuttgart: 
im Jahr 1608 bei Anſtellung eines Helfers an der Hoſpital— 
kirche, 1699 bei Anſtellung eines ſtändigen Vikars in Stutt— 
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gart, im Jahr 1703 bei der zeitweiſen Anſtellung eines 
diaconus extraordinarius. Im Jahr 1608 wies die Stadt 
das wiederholte Anſinnen der herzoglichen Regierung, einen 
Teil der Beſoldung zu übernehmen, unter Hinweis auf die 
Verpflichtung des Kirchenguts und auf die Tatſache, daß 
auch vor der Reformation die Geiſtlichen in Stuttgart vom 
Einkommen des Stifts und der geiſtlichen Verwaltung „ohne 
einige gemeiner Stadt Zutun oder Hilfe“ beſoldet worden 
ſeien, entſchieden zurück und erklärte ſich zur Ueberlaſſung 
eines Hauſes zur Wohnung nur gegen Ausſtellung eines 
Reverſes, daß „ſolches ihm zu einigem praejudicio einigen 
eingewilligter Gerechtigkeit oder in ander Weg weder jetzo 
noch inskünftig nit gereichen ſolle“, bereit; hierauf hat der 
Regent angeordnet, daß das Anerbieten eines Hauſes alzep- 
tiert, die Stadt mit weiterem nicht beſchwert, ſondern die 
Beſoldung von der geiſtlichen Verwaltung übernommen wer: 
den ſolle; auch wurde durch ein Reſkript des Regenten der 
Stadt zugeſichert, daß „ihr ſolche Uebergab (nämlich der 
Wohnung) anderwärts unvorgreiflich ſein ſolle.“ Der im 
Jahr 1699 angeſtellte Vikar wurde lediglich aus dem Kir: 
chengut beſoldet; im Jahr 1766 beantragte das Konſiſtorium 
beim Kirchenrat, einen dritten Vikar auf Koſten des Kirchen⸗ 
guts zu übernehmen, „weil doch die hieſige Stadt in pos— 
sessione ſei, an den Vikariatskoſten nichts zu konkurriren.“ 
Als es ſich im Jahr 1703 um Anſtellung eines diaconus 
extraordinarius handelte und der Stadt ein Beitrag (Kon⸗ 
kurrenz) zum Gehalt zugemutet wurde, erging, nachdem offen⸗ 
bar dieſe Zumutung abgelehnt wurde, eine „hochfürſtliche 
Reſolution“ am 26. März 1703 dahin, daß der Herzog, weil 
die Stadt die Leiſtung nicht freiwillig übernehmen wolle, 
anſtehe, der Stadt ſolche Konkurrenz als ohnedem etwas 
Ungewöhnliches aufzubürden und daß die Beſoldung vom 
Kirchengut gewährt werde. In allen angeführten Fällen hat 
alſo der Regent ſelbſt anerkannt, daß das Kirchengut bei 
Errichtung neuer Stellen zur Beſoldungsleiſtung verpflichtet 
iſt und die Stadt Stuttgart, welche übrigens nur unbedeutende 
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Beiträge leiſtete, dies freiwillig, ohne eine Rechtspflicht tat. 
Sollte je feſtgeſtellt werden können, daß in einigen Fällen 
der herzogliche Kirchenrat den Gemeinden zur Neuerrichtung 
von Pfarrhäuſern Geldſummen unter der Bezeichnung „milde 
Beiträge“ gegeben hat, fo find die in derartigen Fällen ge: 
brauchten Ausdrücke nicht beweiſend; wie bei Schwarz, 
Zehntablöſungsgeſetz Bd. I S. 96 zutreffend bemerkt iſt, 
brachte es „der damalige Kurialſtil mit ſich und war es in 
Deutſchland allgemein Sitte, den Landesherrn und den 
höchſten Landesſtellen gegenüber um ſein Recht zu bitten, 
und die Rechtsgewährung eine Gnade zu nennen“. 

Durch Generalreſkript vom 2. Januar 1806 wurde das 
Allgemeine Kirchengut mit dem Staatsgut vereinigt und hie⸗ 
bei von König Friedrich „die feierlichſte Zuſicherung unter 
ſeinem königlichen Worte gegeben, alle auf den bisher unter 
der Benennung des Geiſtlichen Guts laufenden Fundationen 
haftende Schulden und Obliegenheiten, inſofern ſolche kirch— 
liche, Lehr⸗, Schul⸗ oder andere gemeinnützige Armenanſtalten 
betreffen, wie ſeither auf das genaueſte und pünktlichſte für ſich 
und ſeine Thronfolger zu übernehmen“. 

Durch Art. 77 der Verfaſſungsurkunde vom 25. Sept. 
1819 iſt beſtimmt, daß die abgeſonderte Verwaltung des 
evangeliſchen Kirchenguts des vormaligen Herzogtums Würt⸗ 
temberg wieder hergeſtellt werden ſolle. Solange dieſe Bor: 
ſchrift nicht vollzogen iſt, gilt das Generalreſkript vom 2. 
Januar 1806 noch fort. Durch dieſes Generalreſkript iſt 
der Staat nicht nur verpflichtet, allen „Schulden“ (d. h. 
rechtlichen Verbindlichkeiten) des Kirchenguts gegenüber Drit⸗ 
ten nachzukommen, ſondern er hat hienach überhaupt alle 
„Obliegenheiten“ des bisherigen Kirchenguts gegen die Kir- 
che, alſo alle fundationsmäßigen Zwecke des Kirchenguts, zu 
erfüllen. Zu dieſen fundationsmäßigen Zwecken gehört nach 
dem oben Ausgeführten die Tragung der geſamten Laſt zur 
Dotierung der Pfarrſtellen gemäß dem jeweiligen Bedürfnis 
der Kirche. 

Während nun zwiſchen dem Staat und der Kirche dar— 
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über nie Streit war, daß der Staat bei den zur Zeit der 
Einverleibung des Kirchenguts ins Staatsvermögen bereits 
beſtehenden Pfarreien die Verpflichtung zur Beſoldung des 
Pfarrers und zur Unterhaltung der Pfarrgebäude habe und 
auch bei neuen Kirchenſtellen die Mittel zur Beſoldung des 
Pfarrers vom Staat ſtets gewährt worden find (vgl. Fricker 
und Geßler, Geſchichte der Verfaſſung Württembergs, S. 249), 
pflegte die Staatsfinanzverwaltung nach Einverleibung des 
Kirchenguts unter Widerſpruch der Kirchenbehörde bei neu— 
errichteten Stellen den Standpunkt zu vertreten, daß die Ver⸗ 
pflichtung zur Erbauung des Pfarrhauſes der Gemeinde ob— 
liege und der Staat hiezu nur einen Beitrag gebe. Nach 
den Akten des Königl. Evang. Konſiſtoriums haben, als es 
ſich in den Jahren 1823 ff. um die Erbauung eines Pfarr⸗ 
hauſes in Heslach handelte, der Stadtrat Stuttgart und die 
Vorſteher von Heslach die ihnen angeſonnene Verbindlichkeit 
hiezu beſtritten und geltend gemacht, daß die Pfarrwohnung 
auf Koſten des Kirchenguts zu beſchaffen ſei; die hierauf um 
eine Entſcheidung angegangene Regierung des Neckarkreiſes 
hat am 2. März 1824 ausgeſprochen, daß ein Geſetz, wo— 
nach die Gemeinden die Wohnung des Pfarrers oder ſeines 
Vikars anzuſchaffen hätten, nicht beſtehe; hierauf iſt durch 
königliche Entſchließung vom 5. März 1825 die Erbauung 
des Heslacher Pfarrhauſes aus dem ſtaatlichen allgemeinen 
Baufonds übernommen worden. 

Eine weitere grundſätzliche Erörterung der Frage fand 
in den Jahren 1837 und 1838, als es ſich um die Anſtel— 
lung eines zweiten Helfers an der Stuttgarter Hoſpitalkirche 
und eines ſolchen an der Stuttgarter Leonhardskirche han- 
delte, ſtatt. Das Kgl. Finanzminiſterium vertrat den Stand— 
punkt, die Fundation einer für nötig erkannten neuen Pfarr⸗ 
ſtelle liege zunächſt der Kirchengemeinde, zu deren Vorteil ſie 
errichtet werde, ob, und das Kirchengut oder in deſſen Na⸗ 
men die Staatskaſſe habe nur einen Beitrag hiezu zu geben; 
die hierauf angegangene Stadt Stuttgart lehnte mit Entſchie⸗ 
denheit jede Beitragsleiſtung ab, beſtritt jegliche Rechtspflicht 
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und machte geltend, daß einzig und allein das Kirchengut 
die Verpflichtung habe, die Geiſtlichen zu beſolden; denſelben 
Rechtsſtandpunkt vertrat das Kgl. Evang. Konſiſtorium in 
den oben erwähnten Berichten vom 4. April und 3. Novem⸗ 
ber 1837; das Kgl. Miniſterium des Innern und des 
Kirchen⸗ und Schulweſens hat darauf in einer Note an das 
Kgl. Finanzminiſterium vom 12. Januar 1838 ausgeführt: 
nach Anſicht des Miniſteriums des Innern und des Kirchen— 
und Schulweſens habe weder früher eine Verbindlichkeit der 
Gemeinden zur Dotierung neuer Kirchenſtellen beſtanden, 
noch beſtehe eine ſolche jetzt, vielmehr ſei mit dem Einzug 
der Lokalpfründen zum allgemeinen Kirchengut die auf den- 
ſelben ruhende Laſt zur Dotierung der Pfarrſtellen, insbe— 
ſondere die Baulaſt an den Pfarrhäuſern an das gemeine 
Kirchengut übergegangen, das allgemeine Kirchengut habe 
nach den Beſtimmungen der großen Kirchenordnung für den 
Unterhalt der Geiſtlichen und die Erbauung und Unterhal⸗ 
tung ihrer Amtswohnungen zu ſorgen und zwar gelte dies auch 
bei Neubildungen von Kirchenſtellen. Durch königliche Ent- 
ſchließung vom 20. Juni 1838 wurde die Errichtung der 2 
neuen Pfarreien in Stuttgart und die „Uebernahme ihrer Ge— 
halte nebſt Hauszinsvergütungen auf die Staatskaſſe Namens 
des Kirchenguts“ genehmigt. Eine prinzipielle Entſcheidung 
des Streits erfolgte nicht, insbeſondere iſt die vom Kgl. 
Miniſterium des Innern und des Kirchen- und Schulweſens 
in feiner Note vom 12. Januar 1838 angeregte gutächt⸗ 
liche Aeußerung des Geheimenrats nicht eingeholt worden. 
Der Streit blieb daher zwiſchen der Kirche und der Staats— 
finanzverwaltung offen: es bildete ſich die Praxis, daß die 
Staatsfinanzverwaltung vielfach nur Beiträge zur Erſtellung 
neuer Pfarrhäuſer zur Verfügung ſtellte, Mietzinsentſchädi⸗ 
gungen für neue Kirchenſtellen dagegen wie auch die Beſol— 
dungen ganz auf den Kultetat übernommen wurden. Doch 
wurde offenbar dieſer Grundſatz nicht ſtreng durchgeführt; 
in vielen Fällen hat der Staat bei Neuerrichtung von Stellen 
auch den ganzen Aufwand für Beſchaffung eines Pfarrhauſes 
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beſtritten. Gaupp und Sarw ey haben offenbar dieſe 
erſtere Praxis im Auge, wenn fie, wie oben bemerkt, aus⸗ 
führen, der Grundſatz, daß dem Kirchengut die Baulaſt auch 
bei neuerrichteten Pfarreien obliege, ſei in der Praxis ver: 
laſſen worden und es haben in der Regel die Gemeinden 
für den erforderlichen Aufwand aufzukommen. Uebrigens 
vertritt Gaupp Bd. II, $ 890 Note 2 den Standpunkt, 
daß wenn eine Kirchengemeinde wegen vermehrter Anzahl 
ihrer Mitglieder eines eigenen oder weiteren Kirchendieners 
bedürfe, ſo könne ſie von dem allgemeinen Kirchengut die 
Beſtreitung der Beſoldung desſelben und wenigſtens beträcht⸗ 
liche Beiträge zu den Baukoſten eines Pfarrhauſes anſprechen. 
Jedenfalls find durch die von Gau pp und Sarwey er 
wähnte angebliche Praxis in keiner Weiſe die in der großen 
Kirchenordnung aufgeſtellten und für die Dauer der Ber: 
einigung des Kirchenguts mit dem Staatsgut für den Staat 
maßgebenden Stiftungsbeſtimmungen des Kirchenguts abge: 
ändert oder aufgehoben worden. Eine ſolche Abänderung 
oder Aufhebung hätte ein beſonderes Geſetz erfordert und 
es wäre überdies noch die Zuſtimmung der Kirche, welche 
niemals auf ihr Recht verzichtet hat, erforderlich geweſen. 
Das Recht der Kirche am Kirchengut iſt in Art. 77 der 
Verfaſſungsurkunde ausdrücklich anerkannt; mag man dieſes 
Recht als ein dem Privatrecht oder als ein dem öffentlichen 
Recht angehöriges Sonderrecht auffaſſen (vgl. hierüber 
Gauppa. a. O. Bd. II, $ 887 Note 2 S. 203, § 894 
S. 231, 8 896 S. 241 f.; Mohl, Staatsrecht, 1. Aufl. 
Bd. II S 212 und § 213, 2. Aufl. 8 226; Fricker und 
Geßler, Geſchichte der Verfaſſung Württembergs S. 130; 
Riecke, das evangeliſche Kirchengut des vormaligen Her— 
zogtums Württemberg S. 15), jedenfalls kann der Kirche 
dieſes verfaſſungsmäßig gewährleiſtete Recht an einem Gtif- 
tungsvermögen ohne ihre Zuſtimmung weder beſchränkt noch 
entzogen werden. Auch kann den Kirchengemeinden eine 
ihnen bisher geſetzlich nicht obliegende Pflicht zur Fundierung 
neuer Kirchenſtellen durch eine bloße Verwaltungspraxis nicht 
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auferlegt werden. Höchſtens könnte ſich fragen, ob nicht die 
Verpflichtung des Staats zur Befriedigung neuer kirchlicher 
Bedürfniſſe nur inſoweit beſtehe, als die Einkünfte des Kir⸗ 
chenguts reichen. Es ließe ſich hier auf die Worte der großen 
Kirchenordnung Bl. 414 „ſoweit immer möglich der Kirche 
Anliegen gewandt“ Bezug nehmen und weiter geltend machen, 
daß die Leiſtungspflicht in dem Ertrag des Kirchenguts, 
deſſen Grundſtock erhalten bleiben ſoll, ſeine natürliche Grenze 
finde. Allein in dem Generalreſkript vom 2. Januar 1806 
fehlt eine ſolche Begrenzung der ſtaatlichen Leiſtungspflicht 
und doch hätte eine ſolche, da nach dem Wortlaut des Re⸗ 
ſkripts der Staat ganz allgemein und unbeſchränkt die ftif- 
tungsmäßigen Obliegenheiten des Kirchenguts für kirchliche 
Zwecke übernommen hat, ausgeſprochen werden müſſen. 
Auch iſt eine ſolche Begrenzung zwar bei einer privatrecht⸗ 
lichen Laſt, nicht aber bei einer öffentlich-rechtlichen Laſt 
denkbar. 

Sodann müßte der Staat ſeine Leiſtungsunfähigkeit dar⸗ 
tun, ein Beweis, den er, ſolange er das Kirchengut nicht 
abgeſondert verwaltet, nicht erbringen kann. Werden dem 
Staat die kirchlichen Laſten zu hoch, ſo darf er nur ſeiner 
verfaſſungsmäßigen Pflicht zur Wiederherſtellung der abge— 
ſonderten Verwaltung des Kirchenguts nachkommen; ſolange 
er dies unterläßt und den Zuſtand der Vereinigung des 
Kirchenguts mit dem Staatsgut vorzieht, muß er auch, was 
die dem Kirchengut obgelegenen Laſten anbelangt, für alle 
kirchlichen Bedürfniſſe, insbeſondere auch für neu entſtandene, 
voll und unbeſchränkt aufkommen. 

Art. 1 des Geſetzes vom 19. April 1865 betreffend die 
Ablöſung von Leiſtungen für öffentliche Zwecke beſtimmt, daß 
Leiſtungen für öffentliche Zwecke, namentlich für Kirche, 
Schule, Armenunterſtützung, welche mit dem Beſitze einzelner 
oder verbundener Vermögensgegenſtände als bleibende Laſten 
verknüpft und nicht in den heutigen ſtaatsrechtlichen Ver— 
hältniſſen begründet ſind, auf Verlangen der Berechtigten 
oder der Verpflichteten der Ablöſung unterliegen, daß aber 
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von der Ablöſung nach dieſem Geſetz unter anderem die 
Leiſtungen zu Beſoldungen von Kirchen⸗ und Schuldiener, 
ſowie zur baulichen Unterhaltung von Amtswohnungen der 
Geiſtlichen und deren Zubehörden, welche der Staatsfinanz⸗ 
verwaltung aus irgend einem Rechtsgrunde obliegen, aus⸗ 
geſchloſſen ſind. Artikel 9 des Geſetzes ſchreibt vor: 

„Leiſtungen zu Beſoldungen an Kirchen- und Schuldiener, 
ſowie zur baulichen Unterhaltung der Amtswohnung von 
Geiſtlichen und deren Zubehörden gehen gegen Ueberweiſung 
der von den ſeitherigen Leiſtungspflichtigen zu entrichtenden 
Ablöſungskapitalien ſamt Zinſen auf das Staatskammergut 
über. In Bezug auf die Art der Entrichtung der Beſol⸗ 
dungen und auf die Verwandlung der Naturalien in Geld 
werden dieſe Leiſtungen denſelben Beſtimmungen unterworfen, 
welche für die vom Staat zu entrichtenden derartigen Beſol⸗ 
dungsteile maßgebend ſind.“ 

In den zitierten Beſtimmungen iſt die ſeit der Ein⸗ 
ziehung des Kirchenguts beſtehende Verpflichtung des Staats 
zur Zahlung der Beſoldung der Geiſtlichen der evangeliſchen 
Landeskirche und zur Unterhaltung der Pfarrhäuſer dieſer 
Kirche als eine öffentlich⸗rechtliche Pflicht des Staats geſetz⸗ 
lich anerkannt. Vgl. Württ. Archiv Band 21 Seite 290 
Note 3; Sarwey, öffentliches Recht S. 601; Entſcheidung 
des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 7. April 1904 in Württ. 
Jahrbücher Bd. 17 S. 209. Schon im erſten Entwurf von 
1849 zu dem erwähnten Geſetz und zwar in den Motiven 
zu Art. 11 iſt (vgl. Schwarz, Zehntablöſungsgeſetz Bd. I 
S. 136) geſagt: die auf dem evangeliſchen Kirchengut haf⸗ 
tenden Leiſtungen für Kirchen⸗ und Schulzwecke ſeien keine 
Verpflichtungen gegen Dritte, ſondern es ſeien dieſes die fun⸗ 
dationsmäßigen Ausgaben dieſes Vermögens komplexes, um 
deren Ablöſung es ſich daher nicht handeln könne. Hieran 
iſt auch in den ſpäteren Entwürfen und im Geſetz ſelbſt 
feſtgehalten worden; nur wurde der Grundſatz, daß die auf 
dem evangeliſchen Kirchengut ruhende und auf das Staats⸗ 
gut übergegangene Leiſtungsverbindlichkeit nicht abgelöſt wer⸗ 
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den ſolle, auf Beſoldungen an Kirchen- nnd Schuldiener und 
auf die Verpflichtung zur baulichen Unterhaltung von Amts⸗ 
wohnungen der Geiſtlichen beſchränkt. So kam Art. 1 Abſ. 2 
lit. d des Geſetzes vom 19. April 1865 zuſtande; vol. 
Steinheil, das Geſetz wegen Ablöſung von Leiſtungen 
für öffentliche Zwecke S. 20. Art. 9 des Geſetzes be⸗ 
ſtimmt, daß die auf Inkorporation oder Inkammeration 
von Kirchenvermögen ſich gründenden Verbindlichkeiten zu 
Kirchen⸗ und Schulzwecken, welche nicht dem Staatskammer⸗ 
gut, ſondern Dritten obliegen, in Zukunft gegen Ueber— 
weiſung der Ablöſungskapitalien auf den Staat übergehen 
ſollen. Die Pflicht des Staats zur Beſoldung der Kirchen 
diener und zur Unterhaltung der Amtswohnungen iſt ſo— 
wohl in den Fällen des Art. 1 als in den Fällen des 
Art. 9 als eine abſolute anerkannt; es ſteht dem Staat, jo: 
lange er im Beſitz des Kirchenguts iſt, weder zu, die Laſt 
nach dem Geſetz vom 19. April 1865 etwa gegenüber den 
Kirchengemeinden abzulöſen, noch iſt ihm das Recht des 
Art. 19, ſich durch Abtretung derjenigen Vermögensteile, auf 
deren Beſitz die Leiſtungen haften, der Verbindlichkeit zu ent⸗ 
ledigen, zuerkannt (vgl. Lang, Sachenrecht, 2. Aufl. Bd. II 
§ 148 Anm. 4). Der Staat kann ſich alſo, jedenfalls ſo⸗ 
weit es ſich um Leiſtung der Beſoldung und Amtswohnung 
zu beſtehenden Kirchenſtellen handelt, nicht auf eine etwaige Un⸗ 
zulänglichkeit des Ertrags des Kirchenguts berufen und eine 
ſubſidiäre Heranziehung der Kirchengemeinde zur Tragung 
dieſes Aufwands verlangen. Ueber die Frage, ob in der 
Verpflichtung zur Beſoldung von Geiſtlichen und Unterhal— 
tung der Pfarrhäuſer auch die Verpflichtung zur Erbauung 
etwaiger bei Neuerrichtung von Pfarreien notwendiger Pfarr⸗ 
häuſer enthalten ſei, iſt aus dem Geſetz, ſeinen Motiven 
und den Beratungen nichts zu entnehmen; nur ſoviel dürfte 
außer Zweifel ſein, daß die Verpflichtung des Staats hin⸗ 
ſichtlich der Beſoldungslaſt und der Pfarrhausbaulaſt in dem⸗ 
jenigen Umfang anerkannt werden wollte, als ſie auf dem 
Kirchengut bei deſſen Inkammeration ins Staatsgut lag. 
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Die Beſoldung der Kirchendiener, heißt es in den Motiven 
zu Art. 8 des Entwurfs von 1857 (vgl. Steinheil, Das 
Geſetz wegen Ablöſung von Leiſtungen für öffentliche 
Zwecke, Seite 83 f.), ſoll die Staatsfinanzverwaltung „als 
Inhaberin des Kirchenguts“ tragen. Bedenken könnte höch⸗ 
ſtens erregen, daß das Geſetz nur von baulicher Unterhal⸗ 
tung der Amtswohnungen der Geiſtlichen ſpricht und im 
übrigen z. B. in Art. 4, wie es auch ſchon Art. 31 des 
Zehntablöſungsgeſetzes vom 17. Juni 1849 tut, zwiſchen 
Unterhaltung des Gebäudes und dem Neubau desſelben 
unterſchieden wird. Allein demgegenüber iſt darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß nach dem Kommiſſionsbericht $ 18 S. 1652 (vgl. 
Steinheil S. 115f.) ohne daß von einer Seite wider⸗ 
ſprochen wurde, vom Staat die ganze Beſoldungs- und Pfarr⸗ 
hausbaulaſt übernommen werden ſollte (wie ja ſchließlich 
die Beſchaffung einer geeigneten Wohnung ein Teil der Be⸗ 
ſoldung iſt) und daß den kirchlichen Lokalgemeinden nur die 
Unterhaltung der Kirchen, Kapellen und die Beſtreitung der 
Kultkoſten, ſoweit die Mittel der Stiftungen nicht ausreichen, 
auferlegt werden wollte. Der Grund, warum im Geſetz im 
Gegenſatz zum erſten Entwurf. der Grundſatz der Nichtab⸗ 
lösbarkeit der auf dem Staatsgut ruhenden Verbindlichkeit 
zu Leiſtungen von Kirchen⸗ und Schulkoſten auf die Beſol⸗ 
dungen an Kirchen⸗ und Schuldiener und auf die Verpflich⸗ 
tung zur baulichen Unterhaltung von Amtswohnungen der 
Geiſtlichen eingeſchränkt wurde, war lediglich der, die Ab- 
lösbarkeit der weiteren Leiſtungen, insbeſondere der Leiſtungen 
von Kirchenbau⸗ und Kultkoſten, welche nicht zu den funda⸗ 
tionsmäßigen Ausgaben des Kirchenguts gehörten, feſtzu⸗ 
ſtellen; vgl. Steinheil a. a O. S. 85. 

Durch das ſtaatliche Geſetz betreffend die Vertretung der 
evangeliſchen Kirchengemeinden und die Verwaltung ihrer 
Vermögens angelegenheiten vom 14. Juni 1887 wurde die 
rechtliche Vertretung der Kirchengemeinden und die Verwal⸗ 
tung ihrer Vermögensangelegenheiten durch eigene kirchliche 
Organe feſtgeſtellt und die Ausſcheidung des ortskirchlichen 
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Vermögens und der kirchlichen Stiftungen geregelt. Im An⸗ 
ſchluß an das ſtaatliche Geſetz hat ſodann das kirchliche Ge: 
ſetz betreffend die evangeliſchen Kirchengemeinden vom 29. Juli 
1888 die innerkirchlichen Angelegenheiten geordnet. Zur 
Rechtfertigung der im Geſetz vom 14. Juni 1887 gegebenen 
Vorſchriften über die Ausſcheidung des Ortskirchenvermögens 
und der kirchlichen Stiftungen wird in den Motiven zum 
Entwurf einer Kirchengemeinde- und Synodalordnung, wie 
auch im erſten Entwurf zum Geſetz vom 14. Juni 1887 
(vgl. Motive S. 25, S. 33, S. 53; Steinheil, Geſetze 
und Verfügungen über die Kirchengemeinden S. 38 f., ©. 64f.; 
Göz, Die württ. Geſetze und Verfügungen über die Ver⸗ 
waltung der evang. Kirchengemeinden S. 74 f., S. 169 f., 
S. 179 f.) ausgeführt: auf dem allgemeinen Kirchengut laſten 
kirchliche Ausgaben, welche anderwärts dem örtlichen Kirchen⸗ 
vermögen, der Kirchenfabrik bezw. den Pfründen obliegen; 
die Leiſtungen, welche den evang. Kirchengemeinden Würt- 
tembergs obliegen, ſeien daher in der Regel gering im Ver⸗ 
hältnis zu dem, was in anderen Landeskirchen nach den 
Grundſätzen des Kirchenrechts den Gemeinden auferlegt ſei, 
der Aufwand für die gemeinſchaftlichen Einrichtungen der 
geſamten Landeskirche, für Beſoldungen und Ruhegehalte 
der Geiſtlichen, fürn die Beſchaffung und Erhaltung 
ihrer Wohnungen, werde wenigſtens in der Regel vom Staat 
als Inhaber des Kirchenguts getragen, den Gemeinden ſei 
nach Einführung der Reformation nur das eigentliche Orts⸗ 
kirchenvermögen (der Heilige oder die Fabrik) in ſeinem Be⸗ 
ſtand unverändert geblieben und habe in erſter Linie für 
die Beſtreitung der örtlichen Kultbedürfniſſe und des kirch⸗ 
lichen Bauaufwands gedient, zu den kirchlichen Gebäuden 
gehören zwar auch die Pfarrhäuſer, jedoch nur dann, wenn 
in der ſtiftungsgemäßen Beſtimmung des Ortskirchenver⸗ 
mögens auch die Baulaſt derſelben enthalten ſei, was in 
altwürttembergiſchen Gemeinden ſelten der Fall ſei, weil die 
Pfarrhausbaulaſt in der Regel dem Staat zukomme. Vgl. 
noch den Bericht der ſtaatsrechtlichen Kommiſſion der Kammer 
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der Abgeordneten zum Entwurf des Geſetzes betr. die Kirchen⸗ 
gemeinde⸗ und Synodal⸗Ordnung S. 57 Sp. 1. Auch hier 
iſt alſo anerkannt, daß nach der in Alt⸗Württemberg gewor⸗ 
denen hiſtoriſchen Entwicklung zufolge Einverleibung der 
Pfarrdotationen in das evangeliſche Kirchengut und Belaf- 
ſung lediglich des eigentlichen Ortskirchenvermögens im engeren 
Sinne bei der Gemeinde die Pfarrhausbaulaſt dem Staat 
und nur die eigentliche Kirchenbaulaſt und die Beſtreitung 
der örtlichen Kultbedürfniſſe der Gemeinde obliegt. Art. 1 
des kirchlichen Geſetzes betr. die evangeliſche Kirchengemeinde 
vom 29. Juli 1888 beſtimmt nun: „Die Kirchengemeinde 
hat die Aufgabe, als Glied der evangeliſchen Landeskirche 
auf Grund des Bekenntniſſes derſelben den Gottesdienſt und 
das chriſtliche Leben der Kirchengenoſſen zu fördern und die 
Einrichtungen und Anſtalten hiefür zu beſchaffen und zu er⸗ 
halten.“ Unter Bezugnahme auf dieſe Geſetzesbeſtimmung 
hat der Kgl. Verwaltungsgerichtshof in dem oben erwähnten 
Urteil vom 5. Mai 1909 ausgeführt: nach dem zur Zeit 
geltenden Recht liege die Beſtreitung der örtlichen kirchlichen 
Bedürfniſſe, darunter die Baulaſt von Pfarrhäuſern für neu 
errichtete Pfarrſtellen, der Kirchengemeinde ob, ſoweit nicht 
die Verpflichtung eines Dritten feſtſtehe. Dieſe Auslegung 
erſcheint unhaltbar. Selbſtverſtändlich konnte und wollte 
durch Art. 1 des kirchlichen Geſetzes vom 29. Juli 1888 an 
dem für Alt⸗Württemberg beſtehenden Rechtszuſtand nichts 
geändert werden. Der Art. 1, welcher wörtlich mit Art. 1 
Abſ. 2 des Entwurfs einer Kirchengemeinde- und Synodal⸗ 
Ordnung von 1878 übereinſtimmt, umſchreibt lediglich vom 
kirchlichen Standpunkt aus die Aufgabe und Stellung der 
Kirchengemeinde. Welche Einrichtungen und Anſtalten ge— 
meint ſind, iſt in Art. 1 im einzelnen nicht geſagt; es kann 
aber der Kirchengemeinde die Verpflichtung zur Beſchaffung 
und Erhaltung nur ſolcher Einrichtungen und Anſtalten auf: 
erlegt ſein, deren Beſchaffung und Erhaltung nicht einem 
Dritten obliegt. Auf irgend ein Recht gegen den Staat 
wollte und konnte die Kirche durch dieſe von ihr ba ledig⸗ 
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lich für ihre internen Verhältniſſe gegebene Norm nicht ver: 
zichten. Zu den örtlichen kirchlichen Bedürfniſſen d. h. den 
der Ortskirchengemeinde zur Befriedigung obliegenden Be: 
dürfniſſen gehört die Laſt der Beſoldung der Geiſtlichen und 
die Pfarrhausbaulaſt nicht; ſie liegen dem Staat als In⸗ 
haber des Kirchenguts ob. Die Pfarrhausbaulaſt umfaßt 
nach dem oben Ausgeführten jedenfalls in Alt-Württemberg 
auch die Laſt zur Erbauung eines neuen Pfarrhauſes, wenn 
das vermehrte kirchliche Bedürfnis die Errichtung einer 
neuen Pfarrei verlangt und auf andere Weiſe eine geeignete 
Amtswohnung für den neuen Pfarrer nicht beſchafft werden kann. 

Im übrigen hat der Verwaltungsgerichtshof die Frage, 
ob der Staat für die kirchlichen Wohnungsbedürfniſſe auch 
bei Neuerrichtung von Pfarreien einzutreten hat, ausdrück⸗ 
lich nicht entſchieden, ſondern die Entſcheidung dem nach 
ſeiner Anſicht zuſtändigen Zivilrichter überlaſſen. Es beruft 
ſich deshalb die Regierung in der Denkſchrift über die Ver⸗ 
einfachung der Staatsverwaltung mit Unrecht auf das Ur— 
teil des Verwaltungsgerichtshofs zur Rechtfertigung der von 
ihr in Ausſicht genommenen neuen Löſung der Streitfrage, 
wonach die Beteiligung des Staats an dem Aufwand für 
Mietzinsentſchädigungen unbeſchadet des Fortbeſtehens der 
bisher von der Staatskaſſe übernommenen Verpflichtungen 
auf die Leiſtung von Beiträgen an bedürftige Gemeinden 
beſchränkt werden ſoll, ſoweit nicht etwa im Einzelfall eine 
privatrechtliche Verpflichtung des Staats zur Uebernahme 
der Entſchädigung nachgewieſen werden ſollte. Der Verwal— 
tungsgerichtsbof wollte zur Streitfrage überhaupt keine 
Stellung nehmen; das Urteil dieſes Gerichtshofs gibt daher 
für eine Aenderung der bisherigen Rechtsanſchauung Feiner: 
lei Grundlage. Irrig erſcheint an dem Urteil des Verwal— 
tungsgerichtshofs nur, daß die Baulaſt des Staats an Pfarr— 
häuſern für neu errichtete Pfarrſtellen, ſoweit ſie beſteht, für 
eine privatrechtliche und darum nicht vom Verwaltungs— 
richter, ſondern vom Zivilrichter zu entſcheidende erklärt wird. 
Vielmehr iſt die Baulaſtpflicht des Staats eine öffentlich— 
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rechtliche, wie ſofort darzulegen iſt. 

Die noch zu erörternde Frage, welcher Art der Anſpruch 
der Kirche oder der einzelnen Kirchengemeinden gegen den 
Staat auf Tragung des Beſoldungs⸗ und Wohnungsauf- 
wands iſt, führt auch zur weiteren Frage, welche Rechtsbe⸗ 
helfe zur Durchſetzung des Anſpruchs zur Verfügung ſtehen. 

Durch das Generalreſkript vom 2. Januar 1806, welches 
mit geſetzlicher Kraft vor Konſtituierung der Verfaſſung er⸗ 
gangen iſt und noch heute geltendes Recht iſt, iſt, ſolange 
die Vereinigung des Kirchenguts mit dem Staatsgut beſteht, 
die Befriedigung derjenigen kirchlichen Bedürfniſſe, deren 
Erfüllung bisher dem allgemeinen Kirchengut oblag, auf den 
Staat übernommen und damit zu einer Aufgabe des Staats 
erklärt worden. Die hierüber geltenden Vorſchriften ſind 
noch heute ein Teil des geltenden öffentlichen Rechts. Hier⸗ 
aus folgt, daß die dem Kirchengut obgelegene und nun vom 
Staat übernommene Aufgabe der Beſoldung der Pfarrer und 
der Beſchaffung ihrer Amtswohnungen eine dem Staat ob— 
liegende Verpflichtung öffentlich-vechtlicher Natur iſt. Nicht 
die Tatſache der Einziehung des kirchlichen Vermögens oder 
des Beſitzes ſolchen Vermögens begründet, wie Sarwey, 
das öffentliche Recht § 23 Seite 337 ff., $ 61 S. 601 Zu⸗ 
ſatz 1, S. 603, zutreffend ausführt, den Anſpruch, ſondern 
die Beſtimmung des öffentlichen Rechts, daß das Staats- 
vermögen fortan, wie für andere Zwecke, auch für die Be⸗ 
ſoldungen der Geiſtlichen und für Beſchaffung der Amts— 
wohnungen beſtimmt iſt. Ein privatrechtlicher Anſpruch 
kommt daher hier nicht in Frage, ein ſolcher liegt bei Auf⸗ 
wendungen für kirchliche Zwecke nur vor, wenn die bei Ein⸗ 
ziehung kirchlichen Vermögens getroffene Vorſchrift nicht 
mehr ein Teil des geltenden öffentlichen Rechts iſt. Vgl. 
die Entſcheidung des Oberlandesgerichts Stuttgart in Württ. 
Jahrbücher Bd. 12 S. 159; Württ. Archiv Bd. II S. Iff.; 
Göz, Verwaltungsrechtspflege S. 324 f. Nach der in Theorie 
und Praxis heute herrſchenden Anſicht gelten Verbindlich⸗ 
keiten zur Leiſtung für öffentliche Zwecke, wenn ſie einem 

8 * 
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nach dem heutigen öffentlichen Recht hiezu nicht verpflichteten 
Subjekt obliegen, als privatrechtliche. Vgl. Hohl, Ver⸗ 
waltungsrechtspflegegeſetz S. 134 f., Göz, a. a. O. S. 22, 
S. 53; Württ. Jahrbücher Bd. 12 S. 158, Anm. 1, Bd. 17 
S. 208 f. Man hat daher Kirchen baulaſtanſprüche, welche 
unter Berufung auf die Grundſätze des tridentiniſchen Konzils 
gegen den Staat als Inhaber des Kirchenguts erhoben wor- 
den ſind, für privatrechtliche erklärt, weil nach dem heutigen 
öffentlichen Recht, insbeſondere der großen Kirchenordnung, 
die Kirchenbaulaſt nicht dem Staat, ſondern der Kirchenge— 
meinde obliegt. Ganz anders verhält es ſich in Württem⸗ 
berg mit der Pfarrhaus baulaſt. Die dem Kirchengut 
obgelegene Fürſorge für Beſoldung und Amtswohnung der 
Geiſtlichen iſt, wie ausgeführt, vom Staat in vollem Um⸗ 
fang, alſo auch ſoweit es ſich um Befriedigung künftiger Be- 
dürfniſſe handelt, als ſeine publiziſtiſche Aufgabe übernommen 
worden und noch heute ſeine öffentlich-rechtliche Pflicht. Ein 
privatrechtlicher Anſpruch könnte höchſtens inſoweit in Frage 
kommen, als der Anſpruch auf Gewährung der Beſoldung 
und Amtswohnung von Geiſtlichen im einzelnen Falle darauf 
geſtützt werden wollte, daß durch die bei Gründung des 
evangeliſchen Kirchenguts erfolgte Inkammeration von Kirchen⸗ 
vermögen, insbeſondere etwa von Vermögen aufgehobener 
Klöſter und Stifte, in welche Pfarreien inkorporiert worden 
find, oder von Pfarrdotationen dieſem eingezogenen Ber: 
mögen dauernd die Beſtimmung erhalten worden ſei, den 
bis dahin von ihm getragenen Aufwand für Kirchenzwecke 
auch fernerhin zu tragen. Allein ein ſolcher Anſpruch wäre 
ſachlich nicht begründet. Es ſoll davon abgeſehen werden, 
daß es nach dem bereits Ausgeführten mindeſtens zweifel⸗ 
haft iſt, ob auf die Tatſache der Inkorporation oder In⸗ 
kammeration kirchlichen Vermögens der Anſpruch auf Be⸗ 
friedigung neu erwachſender kirchlicher Bedürfniſſe überhaupt 
geſtützt werden kann. Jedenfalls find nach dem oben Aus- 
geführten die Grundſätze des tridentiniſchen Konzils über 
die Pfarrhausbaulaſt für die Verwendung des allgemeinen 


Gößler: Die Pfarrhausbaulaſt f. neuerrichtete ev. Kirchenſtellen. 117 


Kirchenguts nicht maßgebend, ſondern hierüber entſcheiden 
allein die bei Gründung des evangeliſchen Kirchenguts von 
den Landesherren kraft ihrer landesherrlichen und ihrer 
Epiſkopalgewalt erlaſſenen Verfügungen; dieſe Verfügungen 
gehören, ſoweit ſie noch gelten, dem öffentlichen Recht an, 
privatrechtliche Anſprüche laſſen ſich hieraus nicht ableiten. 

Ueber die Verwendung des nunmehr ein Teil des Staats⸗ 
vermögens gewordenen Kirchenguts zu kirchlichen Zwecken 
haben prinzipiell die Staatsverwaltungsbehörden allein zu 
entſcheiden; ſie haben vermöge ihrer Amtsgewalt über den 
für das kirchliche Intereſſe zu machenden Aufwand, ſowohl 
was die Notwendigkeit, als was den Umfang des Aufwands 
anbelangt, allein zu verfügen und zwar, ſoweit nicht geſetz⸗ 
liche Beſtimmungen über die Notwendigkeit und den Um⸗ 
fang des für kirchliche Zwecke zu machenden Aufwands oder 
über die Verteilung des Aufwands zwiſchen Staat und 
Kirchengemeinde beſtehen, lediglich nach pflichtmäßigem Er⸗ 
meſſen. In Württemberg fehlen detaillierte geſetzliche Be— 
ſtimmungen über die Aufwendungen des Staats für kirch⸗ 
liche Zwecke; das Generalreſkript hat nur ganz allgemein 
dem Staat die Verpflichtung zur Beſtreitung derjenigen kirch⸗ 
lichen Bedürfniſſe auferlegt, deren Befriedigung dem allge— 
meinen Kirchengut oblag, während die übrigen Bedürfniſſe 
von den Kirchengemeinden zu befriedigen find. Die Staats— 
verwaltungsbehörden (in letzter Linie das Miniſterium und 
beim Widerſtreit zweier Miniſterien das Staatsminiſterium) 
haben daher auch darüber nach freiem Ermeſſen zu entſchei— 
den, ob und welcher Beſoldungs- und Wohnungsaufwand 
behufs Neuerrichtung einer Kirchenſtelle, welcher nach dem 
Ausgeführten dem Staat und nicht der Kirchengemeinde ob— 
liegt, zu machen iſt. Ein ſubjektives Recht auf einen be— 
ſtimmten Aufwand ſteht der Kirche, ſoweit es ſich nicht um 
die Gewährung von Beſoldung und Amtswohnung an be— 
ſtehende Pfarreien handelt, nicht zu, insbeſondere alſo 
kein ſubjektiver Anſpruch auf Errichtung und Dotierung 
einer neuen Kirchenſtelle. Es kann daher die Entſcheidung 
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der Staatsverwaltungsbehörde über Notwendigkeit und Um⸗ 
fang eines Bauaufwands nicht Gegenſtand der verwaltungs⸗ 
richterlichen Rechtſprechung ſein, ſondern es ſind derartige 
Streitigkeiten im Weg der Verwaltungsbeſchwerde zum Aus: 
trag zu bringen und unterliegen in letzter Linie der Kontrolle 
der Stände. Auch die Verwaltungsrechtſprechung kann nur 
rechtlich geſchützte Individualintereſſen zum Gegenſtand haben. 
Vgl. Sarwey, öffentliches Recht §S 11 S. 158 ff., § 56 
S. 572 ff., 8 61 S. 598 ff.; Göz, Verwaltungsrechtspflege 
S. 269; Hohl, Verwaltungsrechtspflegegeſetz S. 121 ff. 
Dieſer für die Kirche unerwünſchte Zuſtand iſt eine Folge 
der pekuniären Abhängigkeit, in welche die Kirche gegenüber 
dem Staat durch Einziehung des Kirchenguts und Nicht— 
ausführung des Art. 77 der Verfaſſungsurkunde vom 25. Sep- 
tember 1819 geraten iſt. 

Anders liegt der Fall, wenn es ſich um eine auf geſetz— 
mäßige Weiſe neu errichtete Kirchenſtelle und den für dieſe 
Stelle zu machenden Aufwand handelt. Beſtreitet hier der 
Staat die ihm nach öffentlichem Recht obliegende Pflicht 
der Gewährung von Beſoldung und Wohnung, beſtreitet er 
z. B. die Verpflichtung zur Erſtellung eines Pfarrhauſes, 
obwohl auf andere Weiſe das Bedürfnis einer Amtswohnung 
nach den konkreten Umſtänden nicht ordnungsmäßig befrie— 
digt werden kann, oder entſteht durch die Nichterfüllung der 
von der Kirchengemeinde geſtellten Anforderung der Gewäh— 
rung ordnungsmäßiger Beſoldung und Wohnung für die Kir— 
chengemeinde der Nachteil, den Aufwand ſelbſt tragen zu 
müſſen, jo ſteht der Kirchengemeinde der Verwaltungsrechts— 
weg nach Art. 13 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes vom 
16. Dezember 1876 zu. Vgl. Sarwey, öffentliches Recht 
§ 61 S. 601 Zuſatz 1. Zwar iſt nach Art. 10 Ziff. 16 
und 17 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes das verwaltungs— 
gerichtliche Parteiſtreitverfahren bei Streitigkeiten über die 
aus dem öffentlichen Recht abgeleitete Verbindlichkeit der 
Staatskaſſe zu Leiſtungen an Gemeinden für öffentliche, nicht 
in den Geſchäftskreis des Departements des Innern fallende 
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Zwecke, alſo namentlich über die Leiſtungen des Staats für 
Kirchen⸗ und Schulzwecke nicht zuläſſig; damit iſt aber für 
den Berechtigten, welcher durch die Verfügung einer Ver— 
waltungsbehörde in einem ihm zuſtehenden Recht verletzt 
oder mit einer ihm nicht obliegenden Verbindlichkeit belaſtet 
iſt, nach Erſchöpfung der Verwaltungsinſtanzen die Rechts⸗ 
beſchwerde des Art. 13 des Geſetzes an den Verwaltungs- 
gerichtshof nicht ausgeſchloſſen; vgl. Göz, a. a. O. S. 270 f., 
Hohl a. a. O. S. 134 f. Die Kirchengemeinde ift, weil ſie 
für die kirchlichen Bedürfniſſe in Ermanglung eines andern 
verpflichteten Subjekts aufzukommen hat, diejenige, welche 
durch eine geſetzlich unbegründete Beſtreitung oder Verwei— 
gerung eines dem Staate obliegenden kirchlichen Aufwands 
in ihrem individuellen Vermögensintereſſe beeinträchtigt iſt; 
ſie hat, wenn einmal eine Kirchenſtelle errichtet iſt, einen An⸗ 
ſpruch auf Befriedigung des durch die Errichtung notwendig 
werdenden Bedürfniſſes; ohne ihre Zuſtimmung kann die 
einmal errichtete Kirchenſtelle nach dem gemeinen proteſtanti⸗ 
ſchen Kirchenrecht in der Regel weder vom Kirchenregiment 
noch viel weniger von der Staatsregierung verändert oder 
aufgehoben werden; vgl. Gaupp, das beſtehende Recht der 
evangeliſchen Kirche Bd. I § 131; Wieſe, Handbuch des 
Kirchenrechts Bd. III, 18437 S. 491 f. Eichhorn, Grund: 
ſätze des Kirchenrechts Bd. I S. 752 f., Richter-Dove, 
Lehrbuch des Kirchenrechts, 8. Aufl. 8 179 Note 28 räumen 
im Gegenſatz zu Gaupp, der unter Berufung auf die Pra— 
xis die Zuſtimmung der Kirchengemeinde zu jeder Aenderung 
verlangt, der Kirchengemeinde bei jeder Veränderung einer 
Kirchenanſtalt wenigſtens das Recht ein, gehört zu werden; 
ohne zwingende Gründe kann auch nach ihrer Anſicht gegen 
den Willen der Gemeinde vom Kirchenregiment die Aende— 
rung nicht angeordnet werden. Vgl. auch Art. 4 des württ. 
Geſetzes betr. die Vertretung der evang. Kirchengemeinden 
vom 14. Juni 1887 und Steinheil's Kommentar zu Art. 4 
Note 2 und 3, und für die katholiſche Kirche Permaneder— 
Silbernagel, Handbuch des Kirchenrechts § 236. 
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„an welchem Beitpunkt geht der BRerhtsanfprudh des 
Verletzten gegen den Dritten auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft über?“ 

Von Th. Huth (Herrenalb). 


Im 23. Band dieſer Blätter (1911, 1. Heft S. 112 ff.) 
erörtert Rechtsanwalt Schefold-Ulm unter dem oben zitierten 
Titel die einſchlägigen Beſtimmungen GewuVG. 8 140, 
Landwu VG. § 151 GefuVG. $ 26, ſowie die einſchlägige 
Judikatur. Dazu gehörte auch, was in der Arbeit nicht er— 
wähnt iſt, Bau VG. § 45 Abſ. 2, Seen VG. § 138, ferner 
die von ihm angeführte Beſtimmung 8 57 Abſ. 4 KrankVG. 
und die von ihm wieder nicht angeführte Beſtimmung in 
§ 54 des Invalidenverſicherungsgeſetzes von 1899. Die 
letztere, ſowie verſchiedene, von ihm nicht genannte Entſchei— 
dungen VI. Zivilſenats des Reichsgerichts (z. B. 2. März, 
29. Juni 1905, in Bd. 60 [S. 207] und Bd. 61 [S. 164 
der Sammlung abgedr.), ferner Entſcheidungen des Ober— 
landesgerichts Köln (Rechtſpr. d. ObL Gerichte Bd. 6 [S. 458] 
und Bd. 8 [S. 181] hätte Sch. ja für ſeine — im Sinne 
der vom VI. Zivilſenat RGer. kundgegebenen — Auffaſſung 
auch verwenden können, ohne deshalb ſagen zu dürfen, Literatur 
und Rechtſprechung ſeien einig darüber, daß der Ueber— 
gang des Anſpruchs „nicht erſt mit der Leiſtung eintritt“; 
er ſelbſt hat ja ſpätere Entſcheidungen des IV. Zivilſenats 
RGer. und des Oberlandesgerichts Stuttgart angeführt, die 
der früheren, gegenteiligen Auffaſſung des Reichsgerichts 
entſprechen ). 

1) Vgl. aber jetzt auch RG. 76 ev. 57 (Anm. d. Red.). 
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Inzwiſchen hat die Streitfrage durch die Verab⸗ 
ſchiedung der Reichsverſicherungsordnung 
ihre Erledigung gefunden. Die betr. Beſtimmungen der 
Kranken⸗, Unfall⸗ und Invalidenverſicherung werden durch 
§ 1542 RVO. (Zählung des verkündeten Geſetzes), Abſ. 1 
erſetzt. Nach dem Entwurf (§ 1525) ſollte er lauten: 

„Soweit die nach dieſem Geſetz Verſicherten oder ihre 
Hinterbliebenen geſetzlich von Dritten Erſatz eines 
Schadens beanſpruchen können, der ihnen durch Krank⸗ 
heit, Unfall, Invalidität oder durch den Tod des Ernährers 
erwachſen iſt, geht der Anſpruch auf die Träger der Ver⸗ 
ſicherung bis zum Betrag ihrer Leiſtungen über.“ 

Bei der Beratung im Reichstag waren dazu folgende 
Anträge geſtellt worden: 

(Nr. 487) a) Statt „Dritten“ zu ſetzen: „Anderen 
als den Unternehmern und den ihnen nach 
§ 897 (899 d. Geſ.⸗Verkündigung) Gleichgeſtellten“; 

b) Am Schluß ſtatt der Worte „bis zum Betrag ihrer 
Leiſtungen über“ zu ſetzen: „Inſoweit über, als 
ſie den Entſchädigungsberechtigten nach 
dieſem Geſetze Leiſtungen zu gewähren haben.“ 

(Nr. 486) Folgenden Satz anzufügen: „Vergleiche 
über den Erſatz des Schadens ohne Zuziehung des 
Verſicherungsträgers find dieſem gegen⸗— 
über unwirkſam.“ 

Der Antragſteller zu Nr. 487 erklärte bei der 
erſten Leſung in der Kommiſſion, daß eine Klarſtellung des 
Perſonenkreiſes der Erſatzverpflichteten im Sinne der 88 135, 
136, 140 GUV., ſowie des Ueberganges ſelbſt mit dem An: 
trage verfolgt werde. 

Der andere Antragſteller (Nr. 486) verwies 
auf die vom Reichsgericht durch Entſcheidung vom 
5. Januar 1906 (abgedruckt „Arbeiterverſorgung“ 1907 
S. 183) im Falle eines zwiſchen dem Schädiger und dem 
Beſchädigten ohne Zuziehung des Verſicherungsträgers über 
den Anſpruch auf Schadenserſatz geſchloſſenen Vergleichs 
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dem Verſicherungsträger — „entiprechend den für 
die Zeſſion geltenden Grundſätzen“ — aufgebürdete Be— 
weis laſt dafür, daß der Schädiger bei Abſchluß des 
Vergleichs von der den Rechtsübergang des Schadenserſatz— 
anſpruchs auf den Verſicherungsträger begründenden Tat⸗ 
ſachen Kenntnis gehabt habe. Da dieſer Beweis, meinte 
der Antragſteller, vielen Schwierigkeiten begegne, ſei das 
Recht der Verſicherungsträger durch den vorgeſchlagenen Zu— 
ſatz zu ſichern, da der Schädiger wiſſen könne, daß An— 
ſprüche aus der Unfall⸗ oder Invalidenverſicherung beſtehen, 
und ſich vorſehen. 

Ein Kommiſſar des Bundesrats empfahl den 
Antrag 487 (a und b), da dadurch der Auffaſſung 
entgegengetreten werde, daß der Verſiche⸗ 
rungsträger erſt geleiftet haben müſſe, bevor 
der Anſpruch des Verletzten oder ſeiner Hinterbliebenen auf 
den Verſicherungsträger übergehe. Der Kommiſſar bekämpfte 
dieſe Auffaſſung unter Hinweis auf die 31) den gegentei— 
ligen Standpunkt einnehmenden Reichsgerichtsentſcheidungen 
(VI. Senat). Die früher und ſpäter abweichende Judikatur 
des RGer. ſcheint der Kommiſſar nicht erwähnt zu haben; 
der Kommiſſionsbericht teilt nichts darüber mit. Wenn aber, 
bemerkte der Kommiſſar, der Rechtsübergang der Erſatzpflicht 
des Schädigers ſich bereits in dem Zeitpunkt vollziehe, in 
dem die Leiſtungspflicht des Verſicherungsträgers entſtehe, 
ſo könne ein nachher zwiſchen dem Verletzten bezw. deſſen 
Hinterbliebenen und dem Schädiger abgeſchloſſener Ver— 
gleich dem Verſicherungsträger nicht mehr 
zum Schaden gereichen. 

Von „anderer Seite“ — wie es im Kommiſſions⸗ 
bericht heißt — wurde der volle Erſatzanſpruch der Ver— 
ſicherungsträger, der auch bei Vergleichen aufrecht erhalten 
bleiben müſſe, verlangt und der Antrag Nr. 486 als über: 
flüſſig erklärt. Dieſer Antrag fand dadurch ſeine Erledigung, 
daß Antrag 487 und mit der dadurch bewirkten Aenderung 

1) 1 von Schefold, 2 von mir angeführten. 
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§ 1525 des Entwurfs angenommen wurde. 

Bei der zweiten Leſung in der Kommiſſion gab 
ein Antrag Nr. 817, 2 der Beſtimmung folgende Faſſung 
bezw. Erweiterung: 

„Soweit die nach dieſem Geſetze Verſicherten oder ihre 
Hinterbliebenen nach anderen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften Erſatz eines Schadens beanſpruchen können, 
der ihnen durch Krankheit, Unfall, Invalidität oder durch 
den Tod des Ernährers erwachſen iſt, geht der Anſpruch 
auf die Träger der Verſicherung inſoweit über, als ſie 
den Entſchädigungsberechtigten nach dieſem Geſetze Lei— 
ſtungen zu gewähren haben. Dies gilt jedoch bei 
den gegen Unfall Verſicherten und ihren 
Hinterbliebenen nur inſoweit, als es ſich 
nicht um deren Anſprüche gegen Unter⸗ 
nehmer und die ihnen nach 8 897 (899 d. v. G.) 
Gleichgeſtellten handelt.“ 

Nachdem ein Kommiſſſar des Bundesrats ausgeführt 
hatte, der Antrag ſolle nur den richtigen Sinn der Faſſung 
des Kommiſſionsbeſchluſſes erſter Leſung klarſtellen, der in 
§ 8961) vorgeſehene Erſatzanſpruch werde durch § 1525 
nicht berührt, wurde der Antrag und mit der entſprechen⸗ 
den Abänderung 8 1525 ohne Dis kuſſion ange 
nommen. 

In der Ausgleichsleſung der Kommiſſion wurden 
nach einem Antrage Nr. 860, 10 die Worte „um deren An- 
ſprüche gegen Unternehmer und die ihnen“ debattelos er— 
ſetzt durch die Worte „um einen Anſpruch gegen den 


1) Wortlaut jetzt in 8 898: „Der Unternehmer ($ 633) iſt Ver⸗ 
ſicherten und deren Hinterbliebenen (§ 588 bis 594), auch wenn ſie 
keinen Anſpruch auf Reute haben, uach anderen geſetzlichen Vorſchriften 
zum Erſatz des Schadens, den ein Unfall der in den SS 544, 546 be⸗ 
zeichneten Art verurſacht hat, nur dann verpflichtet, wenn ſtrafgerichtlich 
feſtgeſtellt worden iſt, daß er den Unfall vorſätzlich herbeigeführt hat. — 
Dann beſchränkt ſich die Verbindlichkeit des Unternehmers auf den Be— 
trag, um den fie die Eutſchädigung aus der Unfallverſicherung überſteigt.“ 
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Unternehmer oder die ihm“, um den Schluß des Abſatzes 
ſchärfer zum Ausdruck zu bringen. 

Das Plenum des Reichstags nahm in ſeiner zweiten 
und dritten Leſung der RVO. an der dem § 1525 von der 
Kommiſſion ſo gegebenen Faſſung keine Aenderung mehr vor. 
Die Beſtimmung lautet daher nunmehr als § 1542 in Ab⸗ 
ſatz 1: 

„Soweit die nach dieſem Geſetz Verſicherten oder ihre 
Hinterbliebenen nach anderen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften Erſatz eines Schadens beanſpruchen können, 
der ihnen durch Krankheit, Unfall, Invalidität oder durch 
den Tod des Ernährers erwachſen iſt, geht der Anſpruch 
auf die Träger der Verſicherung inſo weit über, als 
ſie den Entſchädigungsberechtigten nach dieſem Geſetze 
Leiſtungen zu gewähren haben. Dies gilt jedoch bei 
den gegen Unfall Verſicherten und ihren Hinterbliebenen 
nur inſoweit, als es ſich nicht um einen Anſpruch gegen 
den Unternehmer oder die ihm nach 8 897 Gleichgeſtellten 
handelt“ !). 

Wie alſo in Zukunft entſchieden werden wird in der 
von Sch. aufgeworfenen „Frage“, unterliegt keinem Zweifel 
mehr. Allerdings müſſen die Beſtimmungen erſt noch in 
Kraft treten, aber ſchließlich ſpielen 1 bis 2 Jahre, die dar⸗ 
über wohl noch hingehen mögen, für die Sache, auf die es 
ankommt, keine erhebliche Rolle 2). Soweit freilich, wie Sch. 
es wünſcht, iſt der Geſetzgeber der RVO. nicht gegangen, 
und der Richter wird auch in Zukunft nicht ſoweit wie Sch. 
gehen. 


1) Ein Abſatz 2 beſtimmt dann das Maß des Erſatzes für Kranken: 
pflege und Krankenhauspflege, ſowie für Krankenbehandlung und Heil— 
anſtaltpflege. 

2) Die Maßnahmen zur Durchführung der RVO. treten nach 
Artikel 1 des Einführungsgeſetzes ſofort, die Invaliden- und Hinter- 
bliebenenverſicherung laut Art. 2 am 1. Januar 1912 in Kraft, während 
nach Art. 4 die Tage, mit denen die übrigen Vorſchriften (zu denen die 
in dieſer Arbeit erwähnten Beſtimmungen gehören) in Kraft treten, durch 
Kaiſ. Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesrats feſtgeſetzt werden. 
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Schefold vertritt nämlich noch die Anſicht, daß auch 
für die im Sinne des § 8 Abſ. 2 (2. Satz) und Abſ. 3, ſo⸗ 
wie für die im Sinne des § 9 Abſ. 5 GewuVG. (und da⸗ 
mit auch der gleichgehenden Beſtimmungen der anderen noch 
geltenden Unfallverſicherungsgeſetze) gemachten Aufwendungen 
der Berufs⸗Genoſſenſchaften auf dieſe die Rechtsanſprüche 
der Verletzten bezw. der Hinterbliebenen gegen Dritte über- 
gehen. Zwei ganz verſchiedene Dinge! 

Nach § 8 Abi. 2 Satz 2 GewuVG. kann der An⸗ 
ſpruch des Verletzten bezw. ſeiner Hinterbliebenen ganz 
oder teilweiſe abgelehnt werden, wenn der Ber- 
letzte den Unfall bei Begehung eines durch ſtrafgericht⸗ 
liches Urteil feſtgeſtellten Verbrechens oder vorſätz⸗ 
lichen Vergehens ſich zugezogen hat. Die ſes „kann“ ſoll 
indes — im Gegenſatz zu dem „kann“ des 8 9 Abi. 5, wie 
wir noch ſehen werden — nicht freies Ermefjen 
der Berufs⸗Genoſſenſchaften ſchlechthin, 
ſondern nur das Ermeſſen der Berufs-Genoſſenſchaften für 
gewiſſe den Umſtänden nach beſonders geartete Fälle der er⸗ 
wähnten Art zum Ausdruck bringen. Das hat das Reichs⸗ 
verſicherungsamt mehrfach und in eingehenden Aus⸗ 
führungen zu beachten gegeben; es hat überdies die Nach): 
prüfung, ob und inwieweit Verſagung der Entſchädigung in 
ſolchen Fällen gerechtfertigt ſei, den Rechts mittelin⸗ 
ſtanzen ausdrücklich vorbehalten. (Rek.⸗Entſch. 
Nr. 1935 und 1963 A. N. 1902, Nr. 2041 und 2070 A. N. 
1904, ferner vom 28. Juni 1902 [Pr. L. 9111/01] und vom 
23. Februar 1905 [Pr. L. 15897/04]). 

Dieſe Auffaſſung wurde durch die Reichs verſiche⸗ 
rungsordnung und ihre Beratung gedeckt. Der Ab 
ſatz 1 § 576 des Entwurfs (557 d. verk. Geſ.): 

„Hat der Verletzte ſich den Unfall beim Begehen einer 
Handlung, die nach ſtrafgerichtlichem Urteil, ein Ver⸗ 
brechen oder vorſätzliches Vergehen iſt, zugezogen, ſo 
kann der Schadenerſatz ganz oder teilweiſe verſagt werden“ 

der die Kommiſſion und das Plenum des Reichstags in 
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allen Leſungen unverändert paſſiert hat!), iſt erfichtlich i d en- 
tiſcch mit 88 Abſ. 2 Satz 2 GuV.?) Von Regierungsſeite 
wurde in der Kommiſſion dazu ausgeführt, daß es ſich bei 
Verſagung der Rente in ſolchem Falle nicht um eine 
in das Belieben des Verſicherungsträgers 
geſtellte Ermächtigung, ſondern um eine Beſon⸗ 
derheit des geſetzlichen Anſpruchs auf Unfallentſchä⸗ 
digung handle. Es erfolge daher eine Prüfung des Falles 
nach ſeinen beſonderen Umſtänden durch den Verſicherungs⸗ 
träger, eine Erteilung berufungsfähigen Beſcheids 
und evtl. deſſen Nachprüfung durch die Rechts mittel⸗ 
Inſtanzen darüber, ob und in wieweit eine Verſagung 
der Entſchädigung angemeſſen ſei. Der Kommiſſionsbericht 
enthält nichts, was darauf ſchließen laſſen könnte, daß in 
der Volksvertretung eine abweichende Anſchauung vorhanden 
geweſen ſei. Damit wäre die Richtigkeit dieſer Ausführungen, 
ſomit auch im Sinne des weſensgleichen § 8 Abſ. 2 Satz 2 
GuV. wohl dargetan. Ganz dasſelbe gilt auch von Abſ. 3 
desſelben Paragraphen, der auch faſt wörtlich Abſ. 3 des 
§ 576 RVO. des Entwurfs und Abſ. 4 des § 557 des Ge⸗ 
ſetzes wurde; ein ſeine Streichung bezweckender Antrag 
(Nr. 345, 2) wurde durch die Kommiſſion abgelehnt. 


) Die Kommiſſion lehnte die Anträge Nr. 345, 1 und Nr. 331, 2 
ab; ſie gingen dahin, die Worte „oder vorſätzliches Vergehen“ zu ſtreichen, 
bezw. zwiſchen die Worte „iſt“ und „zugezogen“ die Worte einzufügen: 
„oder beim Begehen einer verbotswidrigen und zugleich den Zwecken des 
Betriebs fremden Handlung“. — Hingegen trugen Kommiſſion und 
Plenum der auch von Regierungsſeite anerkannten beſonderen Lage der 
preußiſchen Bergleute (die Strafandrohungen des preußiſchen Bergrechts 
machen Verſtöße gegen bergpolizeiliche Verordnungen zu Vergehen), auf 
die das RVA. bisher ſchon immer Rückſicht genommen hat, durch Ein— 
ſchaltung eines 2. Abſatzes Rechnung (Antrag Nr. 351): „Die Verletzung 
bergpolizeilicher Verordnungen gilt nicht als Vergehen im Sinne des 
vorſtehenden Abſatzes“. 

2) Wortlant des § 8 Abſ. 2 Satz 2 Gu V.: Der Anſpruch kann ganz 
oder teilweiſe abgelehnt werden, wenn der Verletzte den Unfall bei Be— 
gehung eines durch ſtrafgerichtliches Urteil feſtgeſtellten Verbrechens oder 
vorſätzlichen Vergehens ſich zugezogen hat. 
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Erfolgt in allen dieſen Fällen ſomit jetzt, wie in 
Zukunft, die Entſchädigung von Rechts wegen, ſo gilt dabei 
für den Uebergang genau dasſelbe, wie in allen übrigen 
für den Uebergang in Frage kommenden Fällen. Die Fälle 
des § 8 Abſ. 2 Satz 2 und Abſ. 3 im Zuſammenhang mit 
den Fällen des § 9 Abſ. 5 im Sinne der Schefold ſchen 
Arbeit beſonders hervorzuheben, könnte hingegen nur zu 
Irrtümern führen. Denn die durch die letztere Beſtimmung 
getroffenen Fälle ſind von ganz anderer tatſächlicher und 
rechtlicher Art. 

Die Beſtimmung des 8 9 Abſ. 5 GuV. gibt den 
Berufsgenoſſenſchaften das Recht, Verletzten im Falle un⸗ 
verſchuldeter Arbeitsloſigkeit die Teilrente vorübergehend bis 
zur Vollrente zu erhöhen. Schefold entnimmt aber dar⸗ 
aus für die Berufs⸗Genoſſenſchaften die „geſetzliche Pflicht“, 
nicht nach Willkür, ſondern „nach dem von dem Geſetz be— 
zeichneten arbitrium boni viri zu verfahren“. In Wirklich: 
keit beſteht — darauf kommt es nur an — ein recht⸗ 
licher Anſpruch des Verletzten nicht. Deshalb iſt 
nicht einmal die Erteilung eines berufungsfähigen Beſcheids 
in dieſen Fällen geboten, ſie unterliegen auch nicht der 
Nachprüfung der höheren Inſtanzen. (Rek.⸗E. 
d. RWA. 7. Jan. 1902, Pr. L. 9496/01, Rundſchr. d. RVA. 
an d. BGen. v. 15. XI. 1904, 8 15 Abi. 3). Solche ledig⸗ 
lich in das Ermeſſen der Berufs-Genoſſenſchaften geſtellte 
Aufwendungen kann man unmöglich als eine „durch die 
Geſetze begründete Entſchädigungs pflicht“ anſehen. 

Auch hier iſt das Material der Reichs verſiche— 
rungsordnung beachtlich. Sinngemäß und faſt wört— 
lich!) war die erörterte Beſtimmung als § 581 in den Ent- 
wurf der RVO. übergegangen. Sie ſollte danach lauten: 
„Solange der Verletzte infolge des Unfalls unverſchuldet 


1) GuV. 8 9 Abſ. 5: „Solange der Verletzte aus Anlaß des Unfalls 
tatſächlich und unverſchuldet arbeitslos iſt, kann der Genoſſenſchaftsvor— 
ſtand die Teilrente bis zum Betrage der Vollrente vorübergehend er— 
höhen“. 
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arbeitslos iſt, kann die Berufs⸗Genoſſenſchaft 
auf Zeit die Teilrente bis zur Vollrente erhöhen.“ 

Antrag Nr. 345, 6 ſollte dann die — gerade für die 
von Sch. angeſchnittene Frage — ſehr wichtige Aenderung 
bringen: „Hat“ ſtatt „kann“, weil die Berufs⸗Genoſſenſchaften 
von der ihnen gegebenen Befugnis — dem Antragſteller 
nach — ſo gut wie gar keinen Gebrauch gemacht haben. 
Gegen ihn wendete ſich von Seiten des Bundesrats u. a. 
der Württembergiſche Bevollmächtigte. Ueber 
die alte Streitfrage, die der Antrag berühre, habe eine Ber- 
ſtändigung lange Zeit nicht erzielt werden können, weil man 
„mit Recht betont“ habe, daß der Pflicht, bei unver⸗ 
ſchuldeter Arbeitsloſigkeit die Rente zu erhöhen, auf der 
andern Seite das Recht entſprechen müſſe, dem Verletzten, 
wenn er trotz der Beſchränkung ſeiner Erwerbsfähigkeit den 
vollen Arbeitsverdienſt eines geſunden Arbeiters habe, die 
Rente zu entziehen. Aus dieſem Grunde habe man ſich bei 
der Novelle vom Jahre 1900 damit begnügt, den Berufs⸗ 
Genoſſenſchaften die Erhöhung der Rente nur zu ermöglichen. 
Der Nachprüfung durch die Rechtsmittel⸗Inſtanzen — ſo 
wurde von Regierungsſeite weiter ausgeführt — unterliege 
die Ausübung der Ermächtigung in den von 8 581 RVO. 
betroffenen Fällen nicht, im Gegenſatz zu den Fällen des 
§ 576 d. Entw.). Denn während der Verſicherungsträger 
durch berufungsfähigen Beſcheid zu dem Anſpruch auf Un⸗ 
fallentſchädigung Stellung nehmen müſſe, für den $ 576 ?) ledig⸗ 
lich eine Beſonderheit vorſehe, handle es ſich hier?) um eine 
in die freie Entſchließung des Verſicherungs⸗— 
trägers geſtellte Ermächtigung. 

Die Antragſteller wollten dann evtl. wenigſtens die 
Worte „die Berufs⸗Genoſſenſchaft“ fortgelaſſen wiſſen“) (An⸗ 

1) Betrifft Unfall bei ſtrafbarem Handeln; im Weſen identiſch mit 
§ 8 Abi. 2 (2. Satz) und 3 GuVG. ©. oben. 

2) Alſo auch § 8 Abi. 2 Satz 2 EUR. 

3) Gemeint find 8 581 RVO., alſo auch der identiſche §9 Abſ. 5 GUV. 

) Objektive Faſſung des Nachſatzes alſo: „kann die Teilrente auf 
Zeit bis zur Vollrente erhöht werden“. | 
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trag Nr. 353), um gegen einen ablehnenden Beſcheid der 
Berufs⸗Genoſſenſchaften die Berufung zu ermöglichen. Auch 
dem wurde von Regierungsſeite widerſprochen; man 
ſolle nicht die Erhöhung der Rente zu einer objek⸗ 
tiven Frage der Billigkeit machen, auch müßte 
dann den Berufs⸗Genoſſenſchaften das Recht gegeben werden, 
dem Verletzten Arbeit zuzuweiſen. Die Kommiſſion 
lehnte alle Abänderungsanträge ab und erſetzte in zweiter 
Leſung nur das Wort „Berufs-Genoſſenſchaft“ durch „Ge— 
noſſenſchaft“. Bei dieſer einzigen Aenderung blieb es auch 
(8 562 ABO). Damit iſt für das neue wie für das 
noch geltende Recht entſchieden, daß Entſchädigungen, 
die die Berufs⸗Genoſſenſchaften arbeitsloſen Verletzten 
über die Pflichtrenten hinaus gewähren, ſo ſehr 
Angelegenheiten ihrer freien Entſchließung ſind, daß die 
Berufs⸗Genoſſenſchaften für ſolche Leiſtungen Deckung im 
Sinne des § 1542 RVO. bezw. des § 140 Satz 2 GV., 
alſo im Sinne Schefolds, nicht ſuchen können. 
Uebrigens findet auch für Aufwendungen, die 
die Berufs⸗Genoſſenſchaft aus Anlaß des Unfalls ſonſt 
macht, z. B. Auslagen für ärztliche Gutachten, Koſten der 
geſchäftlichen Behandlung u. dergl., Uebergang nicht 
ſtatt (Beſcheid RVA. 2074, A. N. 1904). Das gilt auch für 
neues Recht; Aufwendungen der erwähnten Art ſind nicht 
Leiſtungen im Sinne der RVO., insbeſondere des § 1542. 
Die Reichs verſicherungsordnung hat auch 
den Rat, den Schefold den Verletzten für die Praxis 
gibt, gegen den Dritten zu klagen „mit Beſchränkung auf den 
Anſpruch, ſoweit er nicht auf die Berufs⸗Genoſſenſchaft über⸗ 
geht“, und inzwiſchen ſeine Anſprüche gegen die Beruſs— 
Genoſſenſchaft zu verfolgen, gegenſtandslos gemacht. Den 
Verletzten, wie den Verſicherungsträgern, deren Schutz 
Schefold mit jenem Vorſchlag gleichzeitig bezweckte, iſt 
die Reichs verſicherungsordnung durch eine pro— 
zeſſuale Vorſchrift zu Hilfe gekommen. In Pro- 
zeſſen der Verſicherten oder ihrer Hinterbliebenen gegen 
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Dritte aus Anſprüchen der hier erörterten Art ſind die 
ordentlichen Gerichte verpflichtet worden, das Verfahren 
ſolange auszuſetzen, bis die Entſcheidung in dem 
Verfahren nach der RVO. ergangen iſt. Nur für Arreſte 
und einſtweilige Verfügungen gilt das nicht. (SS 901, 1543 
des verk. Geſetzes). Ueberdies werden in dieſen Fällen 
die ordentlichen Gerichte an die Entſcheidungen der Ver⸗ 
ſicherungsbehörden über die weſentlichen Grundfragen ge- 
bunden. 
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Literariſche Anzeigen. 


Die ſchon wiederholt angezeigte 5./6. Auflage des Staudinger: 
ſchen Kommentars zum BGB. iſt jetzt vollſtändig erſchienen und es iſt 
damit ein Werk geſchaffen, das in der Literatur des BGB. einen ähn⸗ 
lichen Rang einnimmt, wie die neueſte zehnte Auflage des Gau pp⸗ 
Stein ſchen Kommentars zur ZPO. unter den die ZPO. betreffenden 
Werken. Von dem letztgenannten Werk (worüber zu vgl. Bd. 23 S. 367) 
iſt die vierte Lieferung erſchienen, die den 1. Band zum Abſchluß bringt 
und die Beſtimmungen der Novelle vom 1. Juni 1909 eingehend er⸗ 
läutert. 

Einen Gegenſtand, der in der gegenwärtigen Zeit der konfeſſionellen 
Gegenſätze den Richter nicht ſelten beſchäftigt, behandelt die Schrift von 
Karl Fauſer, Stadtpfarrer in Ravensburg: „Die Konfeſſion der 
Kinder in Württemberg nach dem gegenwärtigen Stand der Geſetz 
gebung und Rechtſprechung“ (Tübingen, Laupp, Preis ungeb. 2 Mk. 50 Pfg.). 
Der württ. Juriſt, der ſich erinnert, daß das Hauber'ſche Eherecht ein 
geſchätztes Werk war, wird keinen Anſtoß daran nehmen, daß ein Geiſt⸗ 
licher dieſe Materie behandelt hat; die Arbeit — deren Manufſkript nach 
der Vorrede ein hochangeſehener württ. Juriſt durchgeſehen hat — iſt 
denn auch ſchon in der Deutſchen Zeitſchrift für Kirchenrecht veröffent⸗ 
licht worden und behandelt auf 130 Seiten gründlich, klar und objektiv 
alle die vielfachen in Betracht kommenden Fragen. 

Daß jedenfalls nicht alle Juriſten „weltfremd“ ſind, beweiſt das 
Buch des öſterreichiſchen Reichsgerichtspräſidenten Joſef Unger: 
„Moſaik“ (Der „bunten Betrachtungen und Bemerkungen“ 3. vermehrte 
Auflage; Leipzig, Akad. Verlagsgeſellſchaft, Preis 4 Mk. 20 Pfg.). Es 
enthält kürzere und längere Aphorismen (zum Teil Leſefrüchte), die 
einen Mann von Geiſt, ſcharfer Beobachtung, umfaſſender Bildung und 
ſelbſtändigem Urteil zeigen (vgl. z. B. S. 97—100 über die „parlamen⸗ 
tariſche Regierung“) und in ihrer fein geſchliffenen Form das Denken 
des Leſers angenehm anregen, auch wo er den Sätzen des Verfaſſers 
nicht zuſtimmt. 

Von der zweiten Auflage des Wörterbuchs des Deutſchen Staats- 

9 * 
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und Verwaltungsrechts (ſ. Württ J. 23 S. 125, 368) find die dem 
zweiten Band angehörenden Lieferungen 12— 16 erſchienen, die u. a. ins⸗ 
beſondere die wichtigen Abſchnitte „Gemeinde“ (S. 39— 156) und „Ge: 
werbe“ (nebſt Gewerbegerichten, Gewerbeſteuer uſw., S. 238—284), fo: 
dann „Grundſteuer“, „Handel“ (mit „Handelsverträgen“ uſw.), „Heer“ 
behandeln und damit eine Fülle von Material liefern, das ohne ſolche 
Zuſammenfaſſung gegebenenfalls der Einzelne mühſelig zuſammen⸗ 
ſuchen müßte. 

Von Warneyers „Bürg. Geſetzbuch, erläutert durch die Recht⸗ 
ſprechung“ iſt die dritte Auflage erſchienen (Leipzig, Roßberg, geb. 8 Mk.), 
ein ſtarker Band von 1378 Seiten (wovon 618 auf das erſte und 
zweite Buch entfallen), der die Rechtſprechung des RG. und der OLG. bis 
ins Jahr 1911 in gedrängter Kürze darſtellt und zum Handgebrauch (in 
den Sitzungen uſw.) zu empfehlen iſt. 
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J. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 
9. 
Zn $ 326 BGB. 
In den 
Gründen 
einer Entſcheidung iſt geſagt: 

Im Beſchwerdeverfahren iſt auf Antrag einer Hand⸗ 
lungsfirma gegen deren engliſchen Vertreter (Agenten) ein 
Arreſtbefehl erlaſſen worden u. a. wegen folgender Forderung: 

(Die Forderung) iſt eine Schadenserſatzforderung wegen 
Nichterfüllung des erwähnten Agenturvertrags in Höhe von 
2296 Mk. 40 Pf., die die Kl. auf $ 326 BGB. gründet. 
In dieſer Richtung iſt glaubhaft gemacht, daß der Klrin. ein 
vertragsmäßiger Anſpruch auf Rückgabe von, dem Bell. 
überlaſſenen, Muſterartikeln im Geſamtwert von 2296 Mk. 
40 Pf. zuſtand, (wird ausgeführt). Es iſt ferner 
glaubhaft gemacht, daß die Klrin. dem Bekl. nach eingetre⸗ 
tenem Verzug desſelben in Rückgabe der erwähnten Muſter⸗ 
artikel gemäß § 326 BGB. eine Nachfriſt geſetzt und ihm 
angedroht hat, daß ſie nach fruchtloſem Ablauf dieſer Friſt 
Erfüllung ablehnen und Erſatz des Werts des Muſterlagers 
fordern werde. Daß Bekl. die Friſt hat fruchtlos verſtreichen 
laſſen, iſt ... glaubhaft. 

Die Zivilkammer hält nun die jetzt geltend gemachte 
Schadenserſatzforderung der Klrin. deshalb nicht 2 glaub⸗ 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 2. 
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haft gemacht, weil der Anſpruch auf Rückgabe des Muſter⸗ 
lagers kein Anſpruch aus einem gegenſeitigen Vertrag im 
Sinne des $ 326 BGB. ſei, ſofern die Pflicht des Bekl. 
zur Rückgabe des Muſterlagers keine Leiſtung ſei, welcher 
eine entſprechende Verpflichtung der Klrin. als Gegenleiſtung 
gegenübergeſtanden habe, was ſich ſchon daraus ergebe, daß 
dieſe Verpflichtung erſt nach Auflöſung des Vertrags eintrete. 

Den Ausführungen der Zivilkammer kann aber nicht 
beigetreten werden. 

Es handelt ſich im vorliegenden Fall, in welchem nach 
Lage der Sache deutſches Recht zur Anwendung zu bringen 
iſt!), um einen Agenturvertrag, d. h. um einen Dienſtver⸗ 
trag ?), ſonach um einen gegenſeitigen Vertrag. In einem 
derartigen Vertrag finden ſich neben den Hauptverpflichtungen, 
welche direkt den Austauſch von Leiſtung um Leiſtung (Geld 
um Ware, Ware um Ware, Dienſte um Geld ꝛe.) bezwecken, 
häufig noch Verbindlichkeiten mehr nebenſächlicher Art, von 
denen es im einzelnen Fall zweifelhaft ſein kann, ob ſie auch 
in einem Abhängigkeitsverhältnis bezw. einer „Wechſelbe⸗ 
dingtheit“?) zu den Leiſtungen des Gegenkontrahenten ſtehen. 
Ob dies zutrifft oder nicht, iſt jeweils nach der Lage des 
Falles zu entſcheiden und es iſt hiebei auch auf die Abſichten 
und den Willen der Kontrahenten Rückſicht zu nehmen. 

In einem Fall, wie dem gegenwärtigen, in welchem 
einem ausländiſchen Agenten ein Muſterlager im Wert von 
mehreren Tauſend Mark überlaſſen wird, welches von Zeit 
zu Zeit erneuert werden muß, kann nun einmal nicht ge⸗ 
ſagt werden, daß es ſich bei der Verpflichtung zur Rückgabe 
des Muſterlagers um eine geringſügige, mehr nebenſächliche 
Verpflichtung handle, welche die Anwendung des § 326 BGB. 
überhaupt nicht rechtfertigen könne. Es kann ferner 
nicht ohne weiteres als ausgeſchloſſen bezeichnet 
werden, daß diefe Verbindlichkeit in eine Wechſelbeziehung 

1) Vgl. Staub, Komm. zum HGB. Bd. I Anm. 29 zu $ 84. 


2) Vgl. Staub, Anm. 4 zu $ 84. 
3) Staudinger, Komm. Vorbem. vor 8 320 Ziff. 1b S. 181. 
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mit Leiſtungen des Geſchäftsherrn geſetzt werden wollte, z. B. 
mit der Leiſtung der Proviſionen, mit der Rückgabe einer 
etwa geleiſteten Sicherheit u. a. Wäre z. B. bei Auflöſung 
des Vertrags der Geſchäftsherr mit einer größeren Summe 
an Proviſionen im Rückſtand, ſo würde es als im Sinn 
der Parteien und im Sinn des Vertrags gelegen angeſehen 
werden müſſen, daß dieſe Verpflichtung von dem Geſchäfts⸗ 
herrn nur Zug um Zug gegen Herausgabe derjenigen Ge⸗ 
genſtände zu erfüllen ſei, welche der Agent noch in Händen 
behalten hat. Und weil derartige Verbindlichkeiten auch noch 
nach Auflöſung des Vertrags fortbeſtehen und zur Erfüllung 
kommen können, iſt es nicht zutreffend, daraus, daß die Ver⸗ 
pflichtung, um die es ſich hier handelt, erſt nach Auflöſung 
des Vertrags zur Erfüllung zu kommen habe, zu folgern, 
daß es ſich hier um eine lediglich einſeitige, auf beſonderen 
Nebenvertrag beruhende Verpflichtung handle. Daraus, daß 
im vorliegenden Fall jetzt keine Proviſionsanſprüche des 
Bekl. mehr beſtehen, kann nichts Gegenteiliges entnommen 
werden. Daß aber die Parteien es für notwendig befunden 
haben, die Verpflichtung des Bekl. zur Herausgabe des Ei— 
gentums der Klrin., die an ſich ſelbſtverſtändlich war und 
unabhängig vom Vertrag beſtand, noch beſonders im Ver⸗ 
trag zum Ausdruck zu bringen, ſpricht immerhin dafür, 
daß dieſe Pflicht mit den anderen im Vertrag begründeten 
Rechten und Pflichten in Zuſammenhang gebracht werden 
ſollte, und dieſe Feſtſetzung der Pflicht in dem gegenjei- 
tigen Vertrag begründet mindeſtens eine Vermutung hiefür. 
Es iſt alſo im Zweifel anzunehmen, daß es ſich um eine 
weſentliche, mit den Vertragspflichten der Klrin. in Wechſel⸗ 
beziehung geſetzte Pflicht des Bekl. handelt und es wäre 
Sache des Bekl., dieſe Annahme zu entkräften. Und ſolange 
er dies nicht tut, iſt es gerechtfertigt, das Gegenteil als 
glaubhaft gemacht anzuſehen. 

Danach iſt es glaubhaft, daß der Klrin. der geltend 
gemachte Anſpruch auf Leiſtung von Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung zuſteht, gegen deſſen Höhe keine Bedenken 

10 * 
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obwalten. Ob nicht der Anſpruch der Klein. ſich auch als 
Anſpruch aus unerlaubter Handlung begründen und auf: 
rechterhalten ließe, kann unter dieſen Umſtänden dahinge⸗ 
ſtellt bleiben. 
Der Arreſtgrund ift gemäß § 917 Abſ. 2 ZPO. gegeben. 
Beſchluß des II. Zivilſenats vom 12. Oktober 1911 in 
S. St. g. Sh. Nr. 215. 


10. 
Art. 4 Abſ. 2 Württ. f Entwöbeſ.; Bereicherung. 


Kläger, ein Privatmann Gr., lebt mit ſeiner Ehefrau 
im Güterſtand der landrechtl. Errungenſchaftsgeſellſchaft. — 
An einer, auf 1. April 1909 an Kl. zu leiſtenden Zahlung 
hatte Bekl. u.a. einen Abzug von 2300 Mk. für „Darlehen 
an Frau Gr. vom 14. Mai 1908“ gemacht. Dieſes Dar⸗ 
lehen hat die Ehefrau des Kl., wie Bekl. nicht beſtreitet, 
ohne Vorwiſſen des Kl. aufgenommen; ſie ſoll das Geld 
einem Sohne (aus der Ehe mit Kl.) gegeben haben. — Kl. 
hat ſich bei dem Abzug zunächſt beruhigt. Erſt kurze Zeit 
vor der (ziemlich ſpäter angeſtellten) Klage will Kl. erfahren 
haben, daß er nach den Beſtimmungen des Württ. Land⸗ 
rechts zur Zahlung dieſer Schuld ſeiner Ehefrau nicht ver⸗ 
pflichtet geweſen wäre, und daß er ſich demgemäß auch die 
Aufrechnung nicht hätte gefallen zu laſſen brauchen. Er 
will aber die Aufrechnung nur inſoweit kondizieren, als ſie 
ſeine eigene Errungenſchaftshälfte an der Schuld betrifft; be⸗ 
züglich dieſer Schuld hält er ſich, da er irrtümlich eine Nicht⸗ 
ſchuld bezahlt habe, zur Rückforderung des in der Zulaſ⸗ 
ſung der Aufrechnung liegenden Anerkenntniſſes nach den 
Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung für befugt. 
Die hienach auf Zahlung von 1150 Mk. gerichtete Klage 
iſt im landgerichtlichen, wie im Berufungsverfahren abge⸗ 
wieſen worden, in letzterem aus folgenden 

Gründen: 
Nach den durch Art. 200 Abſ. 1 und 3 EGBGB. auf⸗ 
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recht erhaltenen Grundſätzen der württ. Errungenſchaftsge⸗ 
ſellſchaft, welche für die von der Ehefrau des Klägers der 
Bekl. gegenüber eingegangene Darlehensſchuld maßgebend 
ſind, war dieſe Verpflichtung für den Ehemann unverbind⸗ 
lich und auch für die Ehefrau, ſoweit nicht ihr Vorbehalts⸗ 
gut in Betracht kommt, (heilbar) nichtig ). Dieſe Auffaſſung 
wurde in der Praxis ſtets feſtgehalten und es hat das Ge⸗ 
richt keinen Anlaß gefunden, davon abzuweichen. Der Kl. 
hat, indem er durch die Zulaſſung der Aufrechnung, die 
von der Bekl. in dem Brief vom 24. März 1909 vorge⸗ 
ſchlagen worden war, die Schuld zur Tilgung brachte, gleich⸗ 
zeitig die Handlung der Ehefrau genehmigt. Die Geneh- 
migung enthält nicht das Erfordernis des Bewußtſeins des 
Genehmigenden, daß er eine ungültige Handlung zur Wirk⸗ 
ſamkeit bringe, vielmehr genügt zur Genehmigung ein tat⸗ 
ſächliches Handeln, worin die Zuſtimmung zu einer, eine 
Rechtsveränderung bewirkenden Rechtshandlung zum Ausdruck 
kommt. Dieſe Genehmigung kann ja nach Umſtänden dann 
nach $ 119 BGB. anfechtbar fein, wenn fie durch einen 
Irrtum beeinflußt iſt; für die Wirkſamkeit der im vorlie⸗ 
genden Fall erfolgten Genehmigung durch ſchlüſſige Hand⸗ 
lungen (Heilung der beſtandenen Nichtigkeit) iſt es jedoch zu⸗ 
nächſt — d. h. abgeſehen von einer etwa zuläſſigen Anfech⸗ 
tung — unerheblich, ob der Kl. geglaubt hat, zu ihrer Er⸗ 
teilung rechtlich genötigt zu ſein. 

Der Kl. hat nun in erſter Linie nicht etwa die Geneh⸗ 
migung angefochten, vielmehr auf den Standpunkt ſich ge⸗ 
ſtellt, er habe die Tilgung der Schuld durch Aufrechnung 
in der rechtlich irrtümlichen Annahme bewirkt, die von ſeiner 
Frau eingegangene Verpflichtung ſei eine gültige und auch 
für ihn verbindliche. Hiernach würde es ſich um den Fall 
handeln, daß eine in Wirklichkeit nicht beſtehende Schuld 
in der irrtümlichen Annahme ihres Beſtehens erfüllt worden 
ſei (88 812, 814 BGB.). Dieſe Klagebegründung ſcheitert 
h) Art. 4 Abs. 2 PfEntwcgeſ.; Lang, Perſonenrecht II. Aufl. 8 49 
Ziff. II 1. 
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indeſſen an den nachfolgenden Erwägungen. 

Zunächſt iſt es wenig wahrſcheinlich, daß der Kl., an⸗ 
ſcheinend ein früherer Geſchäftsmann, die Unwirkſamkeit ein⸗ 
ſeitiger, ohne die Zuſtimmung des Ehemanns vorgenommener 
Verfügungsakte einer Ehefrau, die „auf das Landrecht ge⸗ 
heiratet“ hat, nicht gekannt haben ſollte. Dieſer Satz ge⸗ 
hörte zu den bekannteſten Rechtsſätzen unſeres Landrechts und 
auch die Nichtänderung dieſer güterrechtlichen Verhältniſſe 
der landrechtlichen Errungenſchaftsgeſellſchaft durch das BGB. 
muß als allgemein bekannt vorausgeſetzt werden. Wenn 
daher auch nach der herrſchenden Anficht!) bei der Rückfor⸗ 
derung einer nichtgeſchuldeten Leiſtung wegen Irrtums (con- 
dictio indebiti) nicht der Kl. ſeinen Irrtum, ſondern der 
Gegner die Abweſenheit des Irrtums zu beweiſen hat!), jo 
muß doch bei der beſonderen Lage des vorliegenden Falls 
unterſtellt werden, Kl. habe die Unwirkſamkeit der ohne ſein 
Vorwiſſen von der Frau eingegangenen Verbindlichkeit ge⸗ 
kannt, da ſolche Kenntnis der allgemeinen Erfahrung ent⸗ 
ſpricht. Dieſe Annahme könnte auch durch eine etwaige Ver⸗ 
nehmung des RA. Sch. nicht beſeitigt werden, da dieſer nur 
ſeinen perſönlichen Eindruck darüber, ob Kl. den fraglichen 
Rechtsſatz erſt durch die Beſprechung mit ihm erfahren habe, 
würde bekunden können. Auch wenn die Vernehmung des 
Zeugen in dieſer Beziehung das vom Kl. gewollte Ergebnis 
hätte, ſo wäre damit die Tatſache, daß Kl. wirklich z wei 
Jahre früher (zur Zeit der Zulaſſung der Aufrechnung) 
den im allgemeinen Volksbewußtſein haftenden Rechtsſatz 
nicht gekannt habe, nicht genügend erwieſen. Es müßte alſo 
zu dieſem Punkt auf einen richterlichen Eid des Kl. über 
ſeine Rechtsunkenntnis erkannt werden, ein Verfahren, deſſen 
Mißlichkeit ſich nicht verkennen läßt, da hier die Entſchei⸗ 
dung über das der Vergangenheit angehörige Vorhandenſein 
rechtlicher Vorſtellungen in dem Bewußtſein des Schwören⸗ 
den in die Hand der Partei gelegt wäre. 


1) Vgl. Staudinger, Bem. laß zu 8 814. 
2) RG. 60, 420. 
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Es iſt indeſſen auch die Schlüſſigkeit der durch einen 
ſolchen Eid zu erweiſenden Tatſache zu beſtreiten. Würde 
nämlich der Eid geleiſtet, ſo bliebe es immer noch zweifelhaft, 
ob der Kl. lediglich deshalb oder auch nur weſent⸗ 
lich deshalb die Schuld getilgt hat, weil ihm die Nich⸗ 
tigkeit der durch ſeine Frau eingegangenen Darlehnsſchuld 
unbekannt war und weil er ſonach geglaubt hat, eine zu 
Recht beſtehende Schuld ſeiner Ehefrau von ſich aus berei⸗ 
nigen zu müſſen und hiezu als Ehemann verpflichtet 
zu ſein. Auch über dieſe weſentliche Tatſache würde kaum 
anders Sicherheit geſchaffen werden können, als durch eine 
Eidesleiſtung des Klrs., welche noch bedenklicher wäre, als 
die zuerſt erwähnte. 

In dieſer Beziehung iſt nun aber folgendes zu erwähnen: 

Unbeſtrittenermaßen handelte es ſich bei der von der 
Ehefrau eingegangenen Verpflichtung darum, daß ſie von der 
Bekl. ein bares Darlehen von 2300 Mk. zu dem Zwecke ſich 
hatte geben laſſen, um dem aus ihrer Ehe mit dem Kl. her⸗ 
vorgegangenen Sohne die Bereinigung dringender Schuld⸗ 
verbindlichkeiten zu ermöglichen. Es iſt hiernach außeror⸗ 
dentlich naheliegend, daß der Kl. der Anſicht war, es dürfe 
im Intereſſe des guten Namens der Familie und vielleicht auch 
im Intereſſe des eigenen Kredits eine derartige Schuld nicht 
ungetilgt bleiben und daß er es für nicht angezeigt erachtet 
hat, durch Verſagung ſeiner Genehmigung des Handelns 
ſeiner Ehefrau ſich und ſeine Ehefrau bloß zu ſtellen und 
zugleich die Bekl. in einen nicht unerheblichen vermögensrecht⸗ 
lichen Schaden zu bringen. Es iſt ſogar nicht ausgeſchloſſen, 
daß der Kl. bei Zulaſſung der Aufrechnung davon ausge⸗ 
gangen iſt, er ſelbſt hätte, wenn die Ehefrau nicht für den 
Sohn geſorgt hätte, dieſem zur Tilgung ſeiner Verbindlich— 
keiten Hilfe leiſten müſſen und daß er aus dieſem Grunde 
das von ſeiner Frau gewählte Mittel der Hilfeleiſtung für nicht 
unangemeſſen gehalten hat. Es iſt auch in der Richtung 
nichts vorgebracht, daß der Kl. wirklich nicht in der Lage 
geweſen ſein ſollte, den genannten Geldbetrag zum Zweck 
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der Ermöglichung der Schuldentilgung für ſeinen Sohn zur 
Verfügung zu ſtellen, und ſoweit erſichtlich, handelte es ſich 
damals erſt um den Anfang der nach Behauptung des Klrs. 
bei dem Sohne ſpäter in größerem Umfang eingetretenen Ver⸗ 
ſchuldung, alſo nicht um einen Fall, in welchem der Kl. ſich 
hätte ſagen müſſen, daß eine Unterſtützung des Sohnes zum 
Zweck der Zahlung ſeiner Schulden eine unnütze und den 
Intereſſen der Familie nicht zweckdienliche Maßnahme be⸗ 
deuten würde. 

Hiernach iſt im vorliegenden Falle — ohne Rückſicht 
auf die Beweislaſtfrage zu dieſem Punkt — anzunehmen, 
der Kl. hätte die Schuld feiner Frau auch dann getilgt, 
wenn er in dem von ihm behaupteten Irrtum nicht befangen 
geweſen wäre, oder aber — in anderer Wendung — er habe 
dieſe Verbindlichkeit ohne Rückſicht darauf, ob ſie in recht⸗ 
lich wirkſamer Weiſe eingegangen war, getilgt. Bei dieſer 
Sachlage kann die Rückforderung als geſetzlich zuläſſig nicht 
angeſehen werden, vielmehr muß, wenn die Rückforderung 
einer zum Zweck der Erfüllung einer Verbindlichkeit ge⸗ 
ſchehenen Leiſtung mit der Begründung, daß der Leiſtende 
das Beſtehen der Schuld irrtümlicherweiſe angenommen habe, 
durchgeführt werden ſoll, die Urſächlichkeit des Irr⸗ 
tums für die Schuldtilgung feſtſtehen. Es fragt 
ſich, ob dies nicht ſchon aus der analogen Behandlung der 
in § 119 Abſ. 1 BGB. geregelten Anfechtung wegen Irr⸗ 
tums folgt; auch der Ausnahmefall des §S 814 Fall 2 BGB., 
daß derjenige, der zur Erfüllung einer ſittlichen Pflicht oder 
einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht geleiſtet hat, 
auf ſeinen Irrtum über die Verpflichtung ſich nicht berufen 
darf, läßt ſich auf den Gedanken zurückführen, daß hier nach 
rechtlicher Anſchauung für den Leiſtenden nicht die irrtüm⸗ 
liche Annahme ſeiner Verpflichtung, ſondern die aus der 
Sittlichkeit und dem Anſtandsgefühl herausgewachſenen Be⸗ 
weggründe als maßgebend unterſtellt werden. Dies führt 
aber zurück auf einen allgemeinen Geſichtspunkt, der 
auch in den übrigen Fällen anzuwenden iſt, in denen ange⸗ 
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nommen werden muß, der Irrtum über das Beſtehen der 
rechtlichen Verbindlichkeit habe für den Leiſtenden kein oder 
doch kein weſentliches Moment für ſeine Entſchließung ge⸗ 
bildet, in denen vielmehr angenommen werden darf, es wäre 
auch geleiſtet worden, wenn der Leiſtende über das Nicht⸗ 
beſtehen einer rechtlichen Verbindlichkeit aufgeklärt geweſen 
wäre. Iſt dies der Fall, war nach der beſonderen Sach⸗ 
lage der Irrtum über das Beſtehen der Schuld nicht kauſal 
für die Leiſtung, ſondern hat der Zahlende aus anderen Be⸗ 
weggründen, gleichgültig ob die Schuld beſtehe oder nicht, 
geleiſtet, ſo kann auch nicht mehr geſagt werden, die Leiſtung 
jet zum Zweck der Erfüllung der Schuld ge 
ſchehen, und fehlt es an dieſer Vorausſetzung für die 
condictio indebiti 1). 

Ein ſolcher Fall liegt nach dem oben Ausgeführten hier 
vor, ſofern vorausgeſetzt werden muß, der Kl. hätte auch 
bei Kenntnis des ihm angeblich unbekannten, oben angeführ⸗ 
ten Rechtsſatzes über die Unverbindlichkeit einſeitiger Schul⸗ 
den der Ehefrauen lieber die Schuld der Frau zu ſeiner 
eigenen gemacht, als ſich dem ausgeſetzt, daß ſein Handeln 
in der Oeffentlichkeit und in den Augen ſeiner Schuldnerin, 
die durch die Nichtgenehmigung in einen von ihr als unge⸗ 
recht empfundenen Schaden gebracht worden wäre, für ein 
nicht einwandfreies werde erachtet werden. Darum hat er 
zwar in dem von ihm behaupteten Schreiben der Gläubigerin 
(ſeiner Schuldnerin) Vorwürfe darüber gemacht, daß ſie ſeiner 
Ehefrau hinter ſeinem Rücken ein Darlehen gegeben, hat 
aber, wie anzunehmen, dieſe Schuld ohne Rückſicht auf deren 
Beſtand und auf ſeine eigene Haftverbindlichkeit „ehrenhalber“ 
ſich anrechnen laſſen. Deshalb liegt auch kein Grund vor, 
den Kl. darüber, daß er in Wirklichkeit die Aufrechnung 
lediglich in der Meinung, dazu verpflichtet zu ſein, bewilligt 
habe, noch zu einem richterlichen Eid zuzulaſſen. Auf die 
Anfechtbarkeit der Genehmigung der durch ſeine Ehefrau 


1) Protokolle II S. 697 unten. 
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erfolgten Schuldaufnahme kommt es dann nicht weiter an; 
übrigens würde dieſe Anfechtung auch hier daran ſcheitern, 
daß aus den angeführten Gründen die Vorausſetzungen des 
§ 119 Abſ. 1 BGB. in bezug auf die Urſächlichkeit des 
Irrtums nicht gegeben ſind. 

Aus dieſen Gründen erwies ſich die von der Zivil⸗ 
kammer ausgeſprochene Klagabweiſung als gerechtfertigt. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 3. November 1911 in 

S. Gr. gegen E. Nr. 483/10. 


11. 


Strafweiſe Entlaffung von Gemeindebeamten. Befugnis 
des ordentlichen Richters, die Nechtmüßigkeit der Ent⸗ 
laſſung nachzuprüfen. 


Kläger verlangt von der bekl. Stadtgemeinde einen 
Ruhegehalt. Er war mehr als 9 Jahre lang, zuletzt als 
ſog. „geprüfter Aſſiſtent“, im Dienſt der Bekl. geſtanden, 
durch Beſchluß des Gemeinderats vom 24. Januar 1908 
aber wegen Dienſtverfehlung entlaſſen worden; von der in 
dem Beſchluß dem Stadtſchultheißenamt eingeräumten Er⸗ 
mächtigung, den Kl. weiter zu beſchäftigen, hat dieſes Amt 
keinen Gebrauch gemacht. — Nach § 4 des Penſionsſtatuts 
der Bekl. hat der in widerruflicher Weiſe angeſtellte Beamte, 
wenn das Dienſtverhältnis nach vollendetem 9. Dienſtjahr 
ohne ſein Verſchulden aufgelöſt wird, Anſpruch auf Ruhe⸗ 
gehalt. 

Der Anſpruch iſt im Berufungsverfahren abgewieſen 
worden; aus den 

Gründen: N 

Die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes iſt erfolgt wegen 
grober Dienſtverfehlungen des Klägers; denn es iſt in dem 
Gemeinderatsbeſchluſſe vom 24. Januar 1908 ausdrücklich 
geſagt, daß der Kl. gemäß § 2 Abſ. 2 des Aſſiſtentenſtatuts 
in Verbindung mit Art. 208 Abſ. 1 der neuen Gemeinde⸗ 
ordnung wegen grober Dienſtverfehlungen aus dem ſtädti⸗ 
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ſchen Dienſte entlaſſen werde. Nach § 2 Abſ. 2 des Aſſi⸗ 
ſtentenſtatuts kann die Entlaſſung ohne Kündigung erfolgen, 
wenn der Angeſtellte eine grobe Dienſtverfehlung begeht, und 
Art. 208 Abſ. 1 der neuen Gemeindeordnung beſtimmt, daß 
gegenüber den auf unbeſtimmte Zeit angeſtellten Beamten 
von derjenigen Behörde, welche die Anſtellung verfügt hat, 
wegen grober Dienſtverfehlung die ſofortige Entlaſſung ver⸗ 
fügt werden könne. Aus der Bezugnahme auf dieſe Be⸗ 
ſtimmungen ergibt ſich, daß der Kläger zur Strafe für be⸗ 
gangene Dienſtverfehlungen entlaſſen worden iſt, und daß 
daher ſeine Entlaſſung als Strafentlaſſung anzu⸗ 
ſehen iſt; ferner iſt aus den angeführten Beſtimmungen 
zu entnehmen, daß der Gemeinderat als diejenige Behörde, 
welche die Anſtellung des Klrs. verfügt hatte, auch zur 
Strafentlaſſung berechtigt war, ohne daß es eines fürm- 
lichen Diſziplinarverfahrens bedurfte. Welche Folgen eine 
derartige Entlaſſung hinſichtlich des Anſpruchs auf Ruhe⸗ 
gehalt nach ſich zieht, iſt weder in dem Aſſiſtentenſtatut noch 
in dem angeführten Artikel der neuen Gemeindeordnung 
geſagt; hier greifen vielmehr die Beſtimmungen des Pen⸗ 
ſionsſtatuts ein. Nach § 4 dieſes Statuts hat ein in wider⸗ 
ruflicher Weiſe angeſtellter Beamter nach vollendeten 9 Dienſt⸗ 
jahren Anſpruch auf einen lebenslänglichen Ruhegehalt aus 
der Stadtkaſſe, ſofern ſein Dienſtverhältnis ohne ſein Ver⸗ 
ſchulden aufgelöſt wird. Da bei dem Kl. die übrigen Vor⸗ 
ausſetzungen eines Anſpruchs auf Ruhegehalt zutreffen, ſo 
handelt es ſich nur darum, ob ſein Dienſtverhältnis durch 
oder ohne ſein Verſchulden aufgelöſt worden iſt. Die hier⸗ 
über zwiſchen dem Kl. und der Stadtgemeinde St. entſtan⸗ 
denen Streitigkeiten ſind nach § 30 des Penſionsſtatuts auf 
dem ordentlichen Rechtswege nach Maßgabe des Art. 2 
Ziff. 1 des Geſetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 
16. Dezember 1876 zur Entſcheidung zu bringen. 

Die hier angezogene Ziffer 1 des Art. 2 des gen. Ge⸗ 
ſetzes beſteht aus 2 Abſätzen; während nach Abſ. 1 die Strei⸗ 
tigkeiten über Rechtsanſprüche auf Beſoldung uſw. vor die 
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bürgerlichen Gerichte gehören, iſt im Abſ. 2 folgende Be⸗ 
ſtimmung enthalten: „Die Entſcheidungen der Diſziplinar⸗ 
und Verwaltungsbehörden darüber, ob und von welchem 
Zeitpunkt ab ein öffentlicher Diener aus ſeinem Amte zu 
entfernen ſei .. .., find für die Beurteilung der vor dem 
Gerichte geltend gemachten vermögensrechtlichen Anſprüche 
maßgebend.“ Daß in dem Penſionsſtatut auch auf dieſen 
Abſ. 2 der Ziff. 1 Bezug genommen werden wollte, iſt zwei⸗ 
fellos; denn anderenfalls hätte es der Bezugnahme auf 
den Art. 2 Ziff. 1 des Geſetzes gar nicht bedurft. Nach den 
Motiven zu der genannten Geſetzbeſtimmung iſt eine unter 
Entfernung aus dem Amte auch die admini⸗ 
ſtrative Srafentlaſſung, die Entlaſſung im Wege 
der Dienſtkündigung und des Widerrufs zu verſtehen, und 
der Sinn der angeführten Beſtimmung dahin aufzufaſſen, 
daß der Zivilrichter die ergangenen Entſcheidungen der Ver⸗ 
waltungsbehörden nicht bloß als eine von ihm nicht rück⸗ 
gängig zu machende Tatſache anzuerkennen, ſondern daß er 
jene Entſcheidungen als rechtlich begründet anzuſehen und von 
dieſem Standpunkt aus die Anſprüche des Beamten zu wür⸗ 
digen hat. Mit dieſer Auffaſſung der Motive ſtimmen auch 
die übrigen Geſetzesvorarbeiten überein. 

In dem Art. 29 Abſ. 2 des Württ. Beamtengeſetzes 
vom 28. Juni 1876, auf den ſich der Kl. für ſeine Auffaſ⸗ 
ſung, daß der Richter auch die Frage des Verſchuldens 
ſelbſtändig zu prüfen habe, bezogen hat, war beſtimmt: „Im 
Falle der bleibenden Verſetzung in den Ruheſtand hat ein 
Beamter, wofern dieſe Maßregel nicht in einem durch eigene 
Schuld herbeigeführten Leiden desſelben ihren Grund hat, 
nach vollendeten neun Dienſtjahren Anſpruch auf einen lebens⸗ 
länglichen Ruhegehalt aus der Staatskaſſe.“ Bezüglich der 
Anwendung dieſer (jetzt aufgehobenen) Beſtimmung war aller⸗ 
dings anerkannt, daß die Entſcheidung darüber, ob die 
Dienſtuntüchtigkeit eines Beamten durch eigenes Verſchulden 
herbeigeführt worden ſei, im ordentlichen Rechtswege zu er: 
folgen hatte, ſofern ſich Streit hierüber ergab. Mit Rück⸗ 
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ſicht auf die Aehnlichkeit des Wortlauts des Art. 29 Abf. 3 
des früheren Beamtengeſetzes und des § 4 des Penſions⸗ 
ſtatuts könnte die Meinung entſtehen, daß auch im ordent⸗ 
lichen Rechtswege darüber zu entſcheiden ſei, ob bei einem 
ſtädtiſchen Beamten das Dienſtverhältnis ohne ſein Ver⸗ 
ſchulden aufgelöſt worden ſei ($ 4 des Penſionsſtatuts). Dies 
trifft aber jedenfalls dann nicht zu, wenn ſich ſchon aus der 
Art der Auflöſung des Dienſtverhältniſſes ergibt, aus wel⸗ 
chem Grunde das Ausſcheiden des betreffenden Beumten 
aus dem Dienſte erfolgt iſt, und wenn dieſer Grund genügt, 
um dieſem Beamten den Ruhegehalt zu verſagen, ſo daß 
eine weitere ſelbſtändige Kognition darüber, ob nicht dem 
Beamten der Ruhegehalt zu verſagen ſei, überhaupt nicht 
einzutreten hat. Auch nach der angeführten Stelle des frü⸗ 
heren württ. Beamtengeſetzes war die Frage der Dienſtun⸗ 
fähigkeit der endgültigen Entſcheidung der Verwaltungsbe⸗ 
hörden überlaſſen und war die Frage, ob nicht die Entſtehung 
dieſer Dienſtunfähigkeit auf eigenes Verſchulden zurückzu⸗ 
führen und darum der Anſpruch auf den Ruhegehalt zu ver⸗ 
ſagen ſei, nur darum der Entſcheidung des Gerichts im 
Streitfalle vorbehalten, weil dieſe Frage nicht ſchon mit der 
Verſetzung in den Ruheſtand, alſo mit einem nach Art. 2 
Ziff. 1 Abſ. 2 Verwaltungsrechtspflegegeſetzes als für den 
Richter maßgebend erklärten Verwaltungsakt entſchieden war, 
ſondern ihre Entſcheidung auf einer beſonderen, nicht unter 
den angeführten Art. 2 Ziff. 1 Abſ. 2 fallenden Verfügung 
der Verwaltungsbehörde beruhte. 

Ganz anders liegt die Sache im vorliegenden Falle. 
Hier iſt der Kläger wegen grober Dienſtverfehlungen unter 
Einhaltung der 6 wöchigen Kündigungsfriſt, alſo im Wege der 
Dienſtkündigung auf 1. April 1908 entlaſſen worden; nach dem 
für den Kläger maßgebenden Aſſiſtentenſtatut und nach Art. 208 
der neuen Gemeindeordnung hätte der Gemeinderat auch die 
ſofortige Entlaſſung des Klägers verfügen können; aber da⸗ 
durch, daß der Gemeinderat ſtatt der ſofortigen Entlaſſung die 
mildere Form der Entlaſſung im Wege der Dienſtkündigung und 
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der Entlaſſung auf einen der Kündigungsfriſt entſprechenden 
Zeitpunkt gewählt hat, iſt an dem Charakter der Entlaſſung 
als einer auf Art. 208 der Gew.⸗Ord. beruhenden Straf⸗ 
entlaſſung nichts geändert worden. Eine derartige wegen 
grober Dienſtverfehlungen erfolgte Strafentlaſſung kann aber 
durch Richterſpruch niemals rückgängig gemacht werden, 
vielmehr iſt der Richter an dieſe Entſcheidung als einen 
Akt der Entfernung aus dem Amte nach Art. 2 Ziff. 1 Abſ. 2 
des Geſ. über die Verwaltungsrechtspflege gebunden. Da 
ferner die Beendigung eines Dienſtverhältniſſes im Wege 
der Strafentlaſſung des Beamten nach Inhalt der ange- 
führten Beſtimmungen immer eine grobe Dienſtverfehlung, 
alſo ein Verſchulden des Beamten vorausſetzt, ſo muß 
ein auf dieſem Weg aufgelöſtes Dienſtverhältnis ebenfalls 
immer als infolge eines Verſchuldens des Beamten aufgelöſt 
angeſehen werden. Dies hat zur notwendigen Folge, daß 
die Strafentlaſſung eines Beamten wegen grober Dienſtver⸗ 
fehlungen den Verluſt des Anſpruchs auf Ruhegehalt nach 
§ 4 des Penſionsſtatuts nach ſich ziehen muß, ohne daß es 
einer beſonderen, der Dienſtentlaſſung nachfolgenden Ent⸗ 
ſcheidung der Verwaltungsbehörde darüber, ob ein Verſchul⸗ 
den des Beamten vorliege, bedarf, und daß ſomit die Frage, 
ob ein derartiges Verſchulden vorliege, auch der Nachprü⸗ 
fung durch das Gericht nicht mehr unterliegt, weil die Ent⸗ 
ſcheidung dieſer Frage ſchon mit dem ſeiner Nachprüfung 
entzogenen Verwaltungsakt der Entfernung vom Amte ge⸗ 
troffen iſt. 

Der Kläger kann daher im gegenwärtigen Verfahren 
nicht geltend machen, daß ein genügender Grund für ſeine 
Entlaſſung nicht vorgelegen, und daß er ſich keiner groben 
Dienſtverfehlungen ſchuldig gemacht habe; die Prüfung dieſer 
Frage war nach dem für den Kläger gültigen Statut und 
nach Art. 208 der neuen Gemeindeordnung dem pflichtmä⸗ 
ßigen Ermeſſen des Gemeinderats der bekl. Stadtgemeinde 
überlaſſen; dieſe Behörde hat das Vorliegen grober Dienſt⸗ 
verfehlungen bejaht und aus dieſem Grunde die Entlaſſung 
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des Klägers verfügt; damit iſt der Kl. ſeines Anſpruchs auf 
Ruhegehalt verluſtig geworden, ohne daß eine richterliche 
Nachprüfung der Gründe, welche den Gemeinderat zu ſeiner 
Entſchließung veranlaßt haben, zuläſſig wäre. 

Da ſeitens des Kls. auf die Unbilligkeit eines derartigen 
Verfahrens hingewieſen wurde, weil das an ein förmliches 
Diſziplinarverfahren nicht gebundene diskretionäre Ermeſſen 
des Gemeinderats den auf Kündigung angeſtellten Beamten 
ſeiner Penſionsanſprüche berauben könne, ſo mag noch her⸗ 
vorgehoben werden, daß nach § 155 des Reichsbeamtenge⸗ 
ſetzes dieſelben Grundſätze bei der Entſcheidung über die 
Penſionsanſprüche der Reichsbeamten Anwendung zu finden 
haben und daß auch hier eine gegen einen nur auf Kündi⸗ 
gung angeſtellten Beamten wegen Dienſtvergehens, alſo aus 
diſziplinarrechtlichen Gründen verfügte Dienſtentlaſſung trotz 
des mangelnden förmlichen Diſziplinarverfahrens der richter⸗ 
lichen Nachprüfung nicht unterſtellt iſt !). 

Nach dem Ausgeführten kann im gegenwärtigen Ver⸗ 
fahren auf die Frage, ob ſich der Kläger der ihm zur Laſt 
gelegten groben Dienſtverfehlungen ſchuldig gemacht habe, 
überhaupt nicht eingegangen werden; vielmehr ſteht jetzt 
ſchon feſt, daß er infolge der gegen ihn verfügten Dienſt⸗ 
entlaſſung ſeinen Anſpruch auf Ruhegehalt verloren hat, 
und daß der eingeklagte Anſpruch ſomit nicht begründet iſt. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 8. März 1912 i. S. Stadt⸗ 

gemeinde St. g. St. Nr. 32. 


12. 


Bnr Auslegung des $ 94 des Keichsſtempelgeſetzes vom 
15. Juli 1909 und des Tarifs Ziff. 11 lit. d dieſes 
Geſetzes. 


Die offene HG. K. & Cie. in H., aus dem Kl. und 
der Witwe M. K. als gleichberechtigten Teilhabern beſtehend, 


) Pieper, Reichsbeamtengeſetz §8 155 Anm. 2 u. 5. 
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hat ſich durch ſchriftlichen Vertrag vom 30. Mai 1907 auf⸗ 
gelöſt, wonach die M. K. aus der Geſellſchaft austrat und 
auf jeden Anſpruch an die Aktiven der Firma verzichtete. 
Zu dieſen gehörte eine Reihe von Grundſtücken im Wert 
von 70000 Mk., die nunmehr mit dem Geſchäft und der 
Firma auf den Kl. übergingen. Erſt im Nov. 1909 bean⸗ 
tragte aber der Kl. eine Berichtigung des Grundbuchs dahin, 
daß er als Alleineigentümer dieſer Grundſtücke eingetragen 
werde. Das Grundbuchamt H. ſetzte, indem es dieſem An⸗ 
trag entſprach, den Reichsſtempel aus der Hälfte des 
Werts der Grundſtücke mit 233 Mk. 40 Pf. an, unter An⸗ 
wendung des § 78 RStG., Ziff. 11 lit. c des Tarifs und 
der Berechnungsvorſchrift in Spalte 4 hiezu. Die Beſchwerde 
des Kls. gegen dieſen Beſchluß wies das Steuerkollegium 
mit Beſchluß vom 4. Mai 1910 zurück und änderte gleich⸗ 
zeitig den Stempelanſatz dahin ab, daß es in Anwendung 
der Tarifnummer 11 lit. d den Stempel aus dem vollen 
Wert der Grundſtücke mit 466 Mk. 70 Pf. (alſo weiteren 
233 Mk. 30 Pf.) anſetzte. Kl., der — unter Vorbehalt — 
am 2. Dezember 1909 233 Mk. 40 Pf. und am 9. Mai 1910 
die weiteren 233 Mk. 30 Pf. bezahlt hat, forderte mit der 
Klage Rückerſtattung der bezahlten 466 Mk. 70 Pf. Im 
Berufungsverfahren hat Klr. die Anwendung der Tarif⸗ 
nummer 11 lit. d nicht mehr beanſtandet, aber, wie ſchon 
im landger. Verfahren, geltend gemacht, der Stempel dürfe 
nur aus der Hälfte des Werts der Grundſtücke berechnet 
werden, weil durch die Vereinbarung vom 30. Mai 1907 
ihm nur der Anteil der Mitgeſellſchafterin 
an den Grundſtücken zugewachſen ſei. Das OLG. erklärte 
die Rückforderung auch in dieſem beſchränkten Umfang für 
nicht gerechtfertigt. 
Gründe: 

I. Die Beſtimmung des § 94 RStG. ſteht der Klage, 
ſoweit ſie noch aufrecht erhalten iſt, nicht entgegen. | 

Zwar hat die ZR. mit Recht angenommen, daß hier 
eine vom Gericht von Amts wegen zu beachtende Aus— 
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ſch hu ß friſt feſtgeſetzt iſt; die früheren, von der Berufungs⸗ 
beantwortung angeführten Entſcheidungen des RG.) bezogen 
ſich auf ein preuß. Geſetz von 1861; für die Auslegung 
des RStG. von 1909 iſt der Sprachgebrauch des BGB. 
maßgebend und hienach beſteht kein Zweifel, daß mit den 
Worten: „die Klage iſt bei Verluſt des Klagrechts binnen 
ſechs Monaten — zu erheben“ eine Ausſchluß⸗ und keine 
Verjährungsfriſt feſtgeſetzt iſt ). 

Der ZK. läßt ſich aber darin nicht beitreten, daß fie 
meint: die Ausſchlußfriſt müſſe auch in betreff der zweiten, 
im Mai 1910 erfolgten Zahlung des Kls. von der erſten, 
am 2. Dez. 1909 erfolgten Zahlung an gerechnet werden. 
Der Wortlaut des Geſetzes („binnen 6 Monaten nach 
mit Vorbehalt geleiſteter Zahlung“) ſpricht ebenſo gegen 
dieſe Auffaſſung wie innere Gründe ihr entgegenſtehen. Der 
Stempelſteueranſatz des Grundbuchamts aus Ziff. 11 lit. e 
des Tarifs war ohne Frage unrichtig; Kl. durfte alſo damit 
rechnen, daß dieſer Stempelanſatz auf ſeine Beſchwerde auf— 
gehoben werde, fo daß er den Klageweg nicht zu be- 
ſchreiten brauche. Der Stempelanſatz des Steuerkollegiums 
war ein neuer, auf eine andere als die bisher herange⸗ 
zogene Tarifbeſtimmung geſtützter; gegen ihn muß daher 
dem Kl. ein Rechtsmittel zuſtehen: nun hätte es aber leicht 
geſchehen können, daß ſich die Entſcheidung des Steuerkol⸗ 
legiums oder deren Bekanntmachung an den Kl. noch 
einen Monat länger hinausgezogen hätte, ſo daß ſeit der 
Zahlung vom 2. Dez. 1909 ſchon 6 Manate verfloſſen ge⸗ 
weſen wären; diesfalls hätte vom Standpunkt der ZK. aus 
der Kl. die Entſcheidung des Steuerkollegiums, obwohl ſie 
einen neuen Beſchwerdegrund für ihn enthielt, nicht mehr 
anfechten können; der Stempelſchuldner wäre in ſolchen Fällen 
unter Umſtänden, um nicht des Klagrechts gegen eine Ent⸗ 
ſcheidung, deren Inhalt er in keiner Weiſe vorausſehen kann, 
verluſtig zu werden, genötigt, vorſorglich eine mit Koſten 

1) S. insbeſondere RG. 17 Nr. 48. 

2) Vgl. jetzt RG. 76 Nr. 70. — Anm. d. Red. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 2. 11 
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verbundene Klage zu erheben, auch wenn er vielleicht ent⸗ 
ſchloſſen iſt, gegen eine den erſten Stempelanſatz lediglich 
beſtätigende Entſcheidung nicht den Klageweg zu be⸗ 
treten. Daß das der Sinn des Geſetzes iſt, könnte nur 
angenommen werden, wenn deſſen Wortlaut hiezu zwänge; 
das Gegenteil iſt aber, wie oben bemerkt, der Fall. 

II. Sachlich iſt jedoch die Berufung nicht begründet. 

Nach der einſchlägigen Stelle des Reichsſtempeltarifs ſind 
„Gegenſtand der Beſteuerung“ „Grundſtücksübertragungen“. 
„11. Beurkundungen der Uebertragung des Eigentums an 
im Inland gelegenen Grundſtücken — ſoweit ſie zum Ge⸗ 
genſtand haben: d) Auflaſſungen uſw. — / vom Hundert 
des Werts des veräußerten Gegenſtands.“ „Der Antrag 
auf Umſchreibung von Geſellſchaftseigentum auf den Namen 
eines Geſellſchafters unterliegt dem Auflaſſungsſtempel auch 
dann, wenn nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts“ 
(wie im vorliegenden Fall) „eine Auflaſſung nicht erforder⸗ 
lich iſt“. 

Es fragt ſich, was in einem Falle der vorliegenden Art 
unter dem „veräußerten Gegenſtand“ zu verſtehen iſt: das 
ganze Grundſtück oder aber nur der bisher dem Geſell⸗ 
ſchafter, auf deſſen Namen umgeſchrieben werden ſoll, nicht 
gehörige Anteil an dem Grundſtück. 

Daß die Geſellſchafter einer offenen HG. Miteigentümer 
der der Geſellſchaft gehörigen Grundſtücke find, Anteils 
rechte in betreff dieſer Grundſtücke haben, iſt anerkannt; aber 
einen beſtimmten Anteil am einzelnen Grundſtück hat 
der einzelne Geſellſchafter nicht; „ſein Recht erſchöpft ſich 
vielmehr“ !) „in dem Anſpruch auf eine dem Wert ſeines 
Anteils am Geſellſchaftsvermögen entſprechende Geldſumme“. 
Es wird daher — rechtlich betrachtet — bei Umſchreibung 
von Geſellſchaftsgrundſtücken auf den Namen eines Geſell⸗ 


) Wie RG. 56 Nr. 24 S. 100 ſich ausdrückt (vgl. auch RG. 68 Nr. 65 
S. 412 unten; Staudinger, Komm. zum BGB. 3/4. Aufl. Anm. II, 1 
Abſ. 2 zu 8719; Staub, Komm. zum HGB. 6./7. Aufl. Anm. 12 
im Exkurs zu S 122). 
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ſchafters dieſem das Eigentum am ganzen Grundſtück, 
nicht bloß an einem Teil (während der Reſt ihm ſchon 
früher gehört hätte) übertragen. 

Auf dieſem Standpunkt ſteht auch das RStG.; das be⸗ 
weiſt lit. o der Tarifnummer 11. Danach iſt ſtempelpflichtig 
„die Ueberlaſſung von Geſellſchaftsvermögen“ (der obligato— 
riſche Vertrag) „an einen Geſellſchafter — ſeitens einer 
offenen HG.“; dabei iſt aber bemerkt: „Bei Berechnung des 
Stempels bleibt derjenige Teil der zum Sondereigentum über⸗ 
laſſenen Vermögensgegenſtände außer Betracht, der auf den 
erwerbenden Geſellſchafter nach der Kopfzahl der Geſellſchafter 
entfällt“; das Geſetz geht alſo augenſcheinlich davon aus, 
daß ohne eine derartige ausdrückliche Beſtimmung der 
Geſamtwert der betreffenden Sachen dem Stempel un⸗ 
terläge. 

Bei lit. d der Ziff. 11 iſt nun aber eine derartige Son⸗ 
derbeſtimmung nicht getroffen, die für lit. c feſtgeſetzte Aus⸗ 
nahme gilt daher hier nicht. Vielmehr iſt in Abſ. 4 Ziff. 4 
gejagt: die Stempelpflicht des Veräußerungs⸗ (Kauſal⸗) Ge⸗ 
ſchäfts (auf Grund deſſen die Auflaſſung oder Umſchreibung 
erfolgt), die für die Regel die Stempelpflicht der Auflaſſung 
oder Umſchreibung ausſchließt, habe dieſe Wirkung nicht, 
wenn es ſich um Ueberlaſſung von Vermögensgegenſtänden ſei⸗ 
tens der Geſellſchaft zum Sondereigentum an einen Geſellſchafter 
handle „ſoweit nicht der Stempel zu e dieſer Tarifnummer in 
voller Höhe zu entrichten iſt —“. Im vorliegenden Fall 
war nun für das Veräußerungs geſchäft ein Stempel 
gemäß lit. c nicht zu entrichten, weil es vor die Zeit der 
Geltung des RStG. gefallen iſt; demgemäß iſt die U m⸗ 
ſchreibung im vollen Wert der umzuſchreibenden 
Grundſtücke zu verſtempeln !). 

Mit Unrecht meint die Berufungsbegründung: bei Ein⸗ 


1) Vgl. Begründung zu Ziff. 4 Abſ. 4 der lit. d in Stenogr. Ber. 
des Reichstags 1. Seſſion der 12. Legislaturperiode 1909 Anl Bd. Nr. 256 
Nr. 1456 S. 15 letzter Abſ., auch — für das preuß. Recht — Wi 
OLG. 21 Nr. 6, h. 
11 
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bringung eines Grundſtücks in eine offene Handelsge⸗ 
ſellſchaft werde die eine Hälfte des Stempels entrichtet 
und bei einer Umſchreibung dieſer Grundſtücke, wie im vor⸗ 
liegenden Fall, dann die andere Hälfte: das Ein⸗ 
bringen von Grundſtücken in eine offene HG. imeigent⸗ 
lichen Sinn (Ueberlaſſung gegen Gewährung von Ge— 
ſellſchaftsrechten) iſt nach Ziff. 11, b des Tarifs ſtempelfrei ). 
Urt. des III. Zivilſenats vom 30. Mai 1911 i. S. 
Krüger gegen Fiskus. 


13. 
1. In 8 24 BO. — 2. Zum Grund buchrecht. 
3. Zu § 325 350. 

Der Kläger war grundbuchmäßig eingetragener Eigen: 
tümer eines landwirtſchaftlichen Anweſens, das zum Teil 
auf der württ. Markung Schw., zum Teil auf der angren⸗ 
zenden bayeriſchen Markung M. lag. Die Eheleute W. 
waren Eigentümer des in Bayern gelegenen Wirtſchafts⸗ 
weſens zur Traube in U. au. Im Septemper 1910 haben 
Kl. und die W.ſchen Eheleute mündlich einen Tauſchvertrag 
über dieſe ihre Liegenſchaften geſchloſſen. Dabei kamen ſie 
überein, die Veräußerung der auf württ. und der auf baye- 
riſchem Gebiet gelegenen Grundſtücke in getrennten Verträgen 
protokollieren zu laſſen. Dementſprechend iſt am 26. Sep⸗ 
tember 1910 vor dem württ. Grundbuchbeamten über die 
auf Schwer Markung gelegenen Grundſtücke des Kl. ein 
Kaufvertrag protokolliert worden; die Auflaſſung wurde ſo⸗ 
fort erklärt, Grundbucheintrag erfolgte am 13. Oktober. Zur 
Protokollierung des Vertrags über die auf bayer. Gebiet 
gelegenen Grundſtücke kam es nicht; doch haben die W. ſchen 
Eheleute das U.er Anweſen einem Pächter des Kl. über⸗ 
geben. Mit einer, am 20. Dezember 1910 zugeſtellten Klage 
hat Kl. von den Wtiſchen Eheleuten eine dieſen geleiſtete 
Anzahlung von 5000 Mk. zurückverlangt; außerdem verlangte 

5) S. Entſch. des I. Zivil. i. S. Fiskus g. Leicht; des III. Zivilſen. 
i. Sachen Trautmann g. Fiskus, oben S. 31 f. 
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er Rückübertragung des Eigentums an den Schwer Grund⸗ 
ſtücken, eventuell Berichtigung des Grundbuchs dahin, daß 
Kl. als Eigentümer dieſer Grundſtücke eingetragen werde. — 
Durch Teilurteil vom 31. März 1911 hat das LG. nach 
den in erſter Linie geſtellten Anträgen des Kl. erkannt. 
Das Teilurteil iſt rechtskräftig geworden; im übrigen iſt 
dieſer Rechtsſtreit durch Vergleich in dem Sinne erledigt 
worden, daß die Verträge rückgängig gemacht wurden. 

Mit Bezugnahme auf dieſen Rechtsſtreit hatte der An⸗ 
walt des Klägers mit Schreiben vom 20. Dezember 1910 
den Bekl., einen Bruder der Ehefrau W., aus anderem An⸗ 
laß davon in Kenntnis geſetzt, daß Kl. den W. auf Rück⸗ 
zahlung der 5000 Mk. eingeklagt habe, weil W. bezüglich 
des U.er Anweſens falſche Vorſpiegelungen gemacht habe; 
ſo daß Kl. das Geſchäft mit W. wegen Betrugs angefochten 
habe; dabei verwies er auf die den W.jchen Eheleuten zuge: 
ſtellte Klageſchrift. 

Am 9. Januar 1911 ließen die W.ſchen Eheleute auf 
den Schwer Grundſtücken u. a. zugunſten des Bekl. eine 
Briefhypothek für eine, zu 4% verzinsliche Darlehensfor- 
derung von 14000 Mk. eintragen. Der Hypothekenbrief 
wurde dem Bekl. ſpäteſtens Anfangs Februar 1911 ausge⸗ 
folgt. Auf Beſeitigung dieſer Hypothek iſt die gegenwärtige 
im dingl. Gerichtsſtand erhobene, auf verſchiedene Gründe 
geſtützte Klage gerichtet; ihr wurde im Berufungsverfahren 
dahin ſtattgegeben, daß Bekl. auf die Hypothek zu verzichten, 
auch den Hypothekenbrief herauszugeben habe. 

Die 

Gründe 
des Urteils gehen, ſoweit ſie intereſſieren, dahin: 

I. „Die Zivilkammer hat mit Recht die Einrede der 
örtlichen Unzuſtändigkeit für unbegründet erachtet. 

Der Kl. hat vor der Zivilkammer in erſter Linie 
den Anſpruch auf Grundbuchberichtigung geltend gemacht. 
Gemäß § 894 BGB. iſt nun allerdings der Klagantrag darauf 
gerichtet, daß der Bekl. die nach Grundbuchrecht ($ 22 GBO.) 
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erforderliche Zu ſtimmung zur Aenderung des Eintrags 
zu geben habe. Aber es wird dieſer Anſpruch doch darauf 
geſtützt, daß die tatſächliche Rechtslage mit dem Grundbuch— 
eintrag nicht im Einklang ſtehe, es wird die Freiheit des 
Grundſtücks von einer nach Behauptung des Kl. zu Unrecht 
eingetragenen Belaſtung geltend gemacht. Dies iſt ein ding⸗ 
licher Anſpruch, und es beſteht auch in der Literatur dar— 
über kein Streit, daß für dieſe Klage auf Grundbuchberich⸗ 
tigung der ausſchließliche Gerichtsſtand des §S 24 ZPO. be- 
gründet iſt!). 

Die zweite Gruppe der Klagegründe (Anſpruch aus 
ss 823, 826, 88 989, 292 BGB., Anſpruch aus beſonderer 
den W. Eheleuten gegenüber übernommener Vertragspflicht, 
Anſpruch aus dem Anfechtungsgeſetz, ferner aus § 1169 
BGB.) macht zwar zunächſt den perſönlichen Anſpruch auf 
Befreiung von der dinglichen Belaſtung geltend. Allein 
der Anſpruch beruht im Grunde doch darauf, daß die Be— 
laſtung des Grundſtücks materiell nicht zu Recht 
beſtehe, und es wird auch in ſolchen Fällen nach der 
weitaus vorherrſchenden Lehre der ausschließliche Gerichts: 
ſtand des §S 24 ZPO. mit Recht als begründet erachtet?) 
(im Gegenſatz zu den Fällen, wo lediglich ein perſönlicher 
Anſpruch auf Beſeitigung einer materiell rechts wirk⸗ 
ſam begründeten Hypothek erhoben ift)?). 

Ueber den nachträglich geltend gemachten Klagegrund 
aus § 325 ZPO. ſ. unten Ziff. III. 

II. Die Zivilkammer hat in dem angefochtenen Urteil - 
dem Anſpruch auf Grundbuchberichtigung ſtattge⸗ 
geben und in der Begründung ausgeführt: 

Der Inhalt des Grundbuchs über das Eigentum an 
dem Schwer Anweſen ſei nicht richtig, ſofern der 
Kl. die Rückübertragung der Grundſtücke aus triftigen 


1) Gaupp⸗Stein, ZPO. 10. Aufl. § 24 III Z. 3; Stau 
dinger, BGB. § 894 J Z. 2. 

2) Gaupp-⸗Stein a. a. O. § 24 Anm. 40. 

3) Gaupp⸗Stein, a. a. O. Anm. 40. 
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Gründen zu verlangen berechtigt ſei, .... es ſei dem Bekl. 
auch als Laien völlig klar geweſen, daß die geſetzliche 
Form des Veräußerungsvertrags nicht ganz erfüllt 
ſei und daß darum der Kl. aus guten Gründen die Nichtig⸗ 
keit des ganzen Vertrags verlange. Das genüge aber zur 
Feſtſtellung, daß dem Bekl. die Unrichtigkeit des Grundbuchs 
bekannt geweſen ſei; denn eine „Kenntnis“ im Sinne des 
§ 892 BGB. ſei dann vorhanden, wenn dem Betreffenden 
diejenigen tatſächlichen Umſtände bekannt geweſen ſeien, die 
bei einer verſtändigen Würdigung die Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs ergeben. 

Dieſe Begründung, bei der die obligatoriſche und die 
dingliche Seite der Verträge nicht hinreichend ſcharf ausein⸗ 
andergehalten ſind, iſt jedoch nicht geeignet, das Urteil zu 
tragen. 

Nichtig mangels der erforderlichen Form iſt der 
mündlich abgeſchloſſene Tauſchvertrag, und es iſt dieſe 
Nichtigkeit auch nicht dadurch geheilt worden, daß lediglich 
über einen Teil der Tauſchgegenſtände, nämlich über das 
Schwer Anweſen ein Veräußerungsvertrag (Kaufvertrag) 
protokolliert und im Anſchluß daran die Auflaſſung dieſes 
Anweſens erklärt worden und die Eintragung erfolgt iſt. 

Ob nun die Nichtigkeit des Tauſchvertrags gem. $ 139 
BGB. auch die obligatoriſche Seite des über das 
Schwer Anweſen geſchloſſenen Kaufvertrags mitergriff, 
kann dahingeſtellt bleiben. Denn wenn auch dieſer Kauf⸗ 
vertrag, wie Bekl. unter Beweisantritt geltend macht, recht⸗ 
lich ſelbſtändig ſein ſollte, ſo bezog ſich dieſe Selbſtändigkeit 
eben darauf, daß zunächſt einmal die Rechtswirkungen 
des Kaufvertrags eintreten ſollten. Unberührt blieb aber, 
wie der Bekl. nicht beſtreitet, die wirtſchaftlichte Ab⸗ 
hängigkeit des Kaufvertrags vom Tauſchvertrag. Erſtrebt 
wurde ein wirtſchaftlicher Endzweck: der Tauſch der beider⸗ 
ſeitigen Anweſen; wenn es daher in der Folge nicht zum 
formgültigen Abſchluß des Vertrags über die reſtlichen Grund⸗ 
ſtücke und zur vollſtändigen Vollziehung des Tauſchvertrags 
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gekommen iſt, jo hatte der Kläger den obligatoriſchen An⸗ 
ſpruch, den Kaufvertrag über das Schwer Anweſen nach 
ſeiner obligatoriſchen und dinglichen Seite rückgängig zu 
machen. 

Der Eintritt der dinglichen Wirkungen des Kaufver⸗ 
trags vom 26. Sept. 1910, die dingliche Einigung (Auf⸗ 
laſſung), die Eintragung des Bekl. ins Grundbuch und in⸗ 
folgedeſſen der Eigentumsübergang auf den Bekl., vollzogen 
ſich ganz unabhängig von der Gültigkeit des obligatoriſchen 
Geſchäfts. Die Einigung iſt ein abſtraktes Rechtsgeſchäft, 
losgelöſt von dem Rechtsgrund des Veräußerungsgeſchäfts. 
Aus der Nichtigkeit dieſes Grundgeſchäfts folgt daher nicht 
ohne weiteres die Nichtigkeit des dinglichen Geſchäfts. Es 
kann zwar ſein, daß derſelbe Grund, der das Kauſalgeſchäft 
nichtig macht (z. B. Betrug, Zwang nach erfolgter Anfech- 
tung), ſich auch auf die Einigung erſtreckt. Alsdann iſt die 
Einigung und die auf ihr beruhende Eintragung im Grund— 
buch nichtig, nicht weil das Grundgeſchäft nichtig iſt, ſon⸗ 
dern weil Derjelbe Nichtigkeitsgrund auch beim 
dinglichen Geſchäft zutrifft. Um einen ſolchen Fall handelt 
es ſich hier aber nicht. Der Mangel der Form betraf nur 
den Tauſchvertrag, nicht auch den Vertrag vom 26. Sep: 
tember 1910. Auch aus § 139 BGB. kann nicht die Nich⸗ 
tigkeit der Auflaſſung und Eintragung abgeleitet werden, 
denn Auflaſſung und Eintragung ſind ſelbſtändig und nicht 
im Sinn des § 139 Teil des obligatoriſchen Rechtsge⸗ 
ſchäfts, weder des Tauſchvertrags, noch des Kaufvertrags 
vom 26. September 19101).“ 

(Es wird nun dargelegt, daß im Vorprozeſſe des Kl. 
gegen die W.ſchen Eheleute der Kl. wie die ZK. ſelbſt dieſen 
Standpunkt eingenommen haben.) 

„Unter dem Geſichtspunkt des Formmangels kann 
ſomit der Eigentumserwerb der Wiſchen Eheleute nicht bean⸗ 
ſtandet werden. Sie find vielmehr (ſofern nicht ein anderer Nich⸗ 

1) Vgl. hiezu Reichsgerichtskomm. 8 873 Aum. 7, Staudinger 
§ 873 BGB. Erl. VI. 
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tigkeitsgrund, erfolgreiche Anfechtung wegen Betrugs nach 
§ 142 BGB., zutrifft) Eigentümer des Schwer Anweſens 
geworden, und es hatte der Kl. gegen ſie nur einen obliga⸗ 
toriſchen Anſpruch anf Rückübertragung des Eigentums, der 
aber eine Unrichtigkeit des Grundbuchs nicht begründete !). 
Das Grundbuch war ſomit (unter dem bezeichneten Vorbe⸗ 
halt) richtig, die W.ſchen Eheleute konnten gültig dem Bekl. die 
Hypothek beſtellen; und die Zivilkammer hat ſich in Wider⸗ 
ſpruch zu ihrem Urteil vom 31. März 1911 geſetzt, wenn 
ſie in dem angefochtenen Urteil vom 29. September 1911 
aus der Verpflichtung der W.ſchen Eheleute, das Eigentum an 
den Grundſtücken auf den Kl. zurückzu übertragen, 
die Unrichtigkeit des Grundbuchs und die Nichtigkeit 
des Hypothekeneintrags ableiten will. 

Weiterhin könnte aber auch, wenn je eine Unrichtigkeit 
des Grundbuchs vorläge, der Anſicht der ZR., daß die 
Kenntnis der die Unrichtigkeit des Grundbuchs begründenden 
Tatſachen zur „Kenntnis“ im Sinne des $ 892 BGB. aus⸗ 
reiche, in dieſer Allgemeinheit nicht beigetreten werden. Das 
Geſetz erfordert in 8 892 BGB. die Kenntnis der Un: 
richtigkeit des Grundbuchs. Liegt dieſe Kenntnis nicht 
vor, ſo wird ſie auch nicht dadurch erſetzt, daß der Erwerber 
ſie bei „verſtändiger Würdigung“ der Tatſachen ſich hätte 
verſchaffen können. Fahrläſſigkeit (ein Kennenmüſſen) wird 
der Kenntnis nicht gleichgeſetzt. Es mag nun zwar ſein, 
daß bei einfach liegendem Sachverhalt die Kenntnis der die 
Unrichtigkeit begründenden Tatſachen einen hinreichend ſicheren 
Schluß auf die Kenntnis der Unrichtigkeit ſelbſt zuläßt. 
Dann iſt die Kenntnis dieſer Tatſachen lediglich ein Indiz 
für die Kenntnis der Unrichtigkeit. Bei verwickelter Sach⸗ 
lage, ſo wie hier, wo es ſich um das Auseinanderhalten der 
obligatoriſchen nnd dinglichen Seite der Verträge handelt, 
wo alſo die Möglichkeit eines Rechtsirrtums vorliegt, kann 
die Kenntnis der Tatſachen, aus denen das Gericht die Un- 


) Planck 5 892 BGB. Erl. II 2b Abſ. 3, Staudinger 
§ 894 BGB. III I c. 
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richtigkeit des Grundbuches ableitet, nicht zu dem Nachweis 
genügen, daß auch der Beklagte dieſe Unrichtigkeit gekannt 
habe!). 

III. Uebrigens konnte noch aus einem weiteren Grunde 
der Kläger mit ſeinem auf Nichtigkeit wegen Formmangels 
geſtützten Anſpruch auf Grundbuchberechtigung nicht durch: 
dringen, nämlich deshalb nicht, weil der $ 325 ZPO. dem 
Kl. das Mittel an die Hand gibt, den im Prozeß erſtrebten 
Erfolg auf Grund des im Vorprozeß G. g. W. erlaſſenen 
unbeſtrittenermaßen rechts kräftigen Urteils der Zivil⸗ 
kammer vom 31. März 1911 ohne nochmaliges Ein⸗ 
gehen auf das materielle Rechtsverhältnis 
zu erreichen. Die Rechtskraft dieſes Urteils und die hieraus 
ſich ergebenden Folgen hätten ſchon in erſter Inſtanz von 
Amts wegen beachtet werden follen?). 

1. Der § 325 ZPO. beſtimmt, daß das rechtskräftige 
Urteil für und gegen die Parteien und diejenigen Perſonen 
wirke, die nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit Rechts⸗ 
nachfolger der Parteien geworden ſind. Nun iſt im 
Vorp rozeß die Klage am 20. Dezember 1910 zugeſtellt; am 
9. Januar 1911 iſt die Hypothek bewilligt und eingetragen 
und ſpäteſtens anfangs Februar 1911 iſt der Hypotheken⸗ 
brief dem Bekl. ausgefolgt worden. Der Rechtserwerb iſt 
ſomit während der Rechtshängigkeit eingetreten. Die Hy⸗ 
pothekenbeſtellung iſt nun zwar Neugründung eines Rechts, 
aber doch eine Abzweigung aus dem Stammrecht, aus dem 
Eigentum an der Sache, und der Erwerber des Rechts 
iſt daher Rechtsnachfolger des Eigentümers im Sinn des 
§ 325 3PO. 5). 

) Staudinger, BGB. $ 892 III 2; Planck, BGB. 8 892 
Erl. II 2b; ZW. 1906 S. 226 (10); RG. in Gruchots Beiträge 
50, S. 979, 985; RG. 74 S. 354 (357); OLG. 12 S. 132. 

2) Gaupp⸗Stein, 10. Aufl. § 322 II 6. 

3) Gaupp⸗Stein, 10. Aufl. § 325 III 1, § 265 Anm. 23, 
§ 445 III 1, RG. 15 S. 368 (welche Entſcheidung zwar für $ 410 nun⸗ 
mehr $ 445 ZPO. ergangen iſt, in ihrer Begründung aber auch auf 
§ 325 ZPO. Anwendung findet), ferner RG. 40, 339; 45, 369; 53 S. 8. 
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Bekl. kann ſich auch nicht, um die Rechtskrafterſtreckung 
auszuſchließen, auf den §S 325 Abſ. 2 ZPO., auf gutgläu⸗ 
bigen Erwerb, berufen. Denn der Bekl. hatte, worüber kein 
Zweifel beſteht, auf Grund der Mitteilung des kläg. An⸗ 
walts vom 20. Dezember 1910 und auf Grund ſeiner 
Beſprechung mit dem Ehemann W. zur Zeit des Rechtser⸗ 
werbs, d. i. bei der Empfangnahme des Hypothekenbriefs, 
Kenntnis davon, daß der Kl. von den Wtſchen Eheleuten 
das Schwer Anweſen zurückverlange und daß hierauf die 
Klage gerichtet ſei. Er hatte alſo Kenntnis von der Rechts⸗ 
hängigkeit dieſes Anſpruchs. Hiedurch iſt der gute Glaube 
im Sinn des § 325 Abſ. 2 ZPO. und damit die Anwen⸗ 
dung dieſer Vorſchrift ausgeſchloſſen ). 

Der Bekl. muß daher das rechtskräftige Urteil gegen 
ſich gelten laſſen. Etwaige materielle Einwendungen gegen 
den Anſpruch des Kl. hätte er als Nebenintervenient im 
Vorprozeß geltend machen können; im gegenwärtigen Prozeß 
iſt nicht mehr der Ort dazu. 

Wenn nun aber der Kl. das Urteil vom 31. März 1911 
gegen den Bekl. zur Geltung bringen kann, ſei es auf dem 
Weg des § 727 ZPO., ſei es, daß hiezu eine beſondere, 
lediglich auf das rechtskräftige Urteil geſtützte Klage erfor: 
derlich iſt (hierüber ſ. unten Z. 2), ſo folgt daraus, daß 
er mit dem auf Nichtigkeit wegen Formmangels geſtützten An⸗ 
ſpruch auf Grundbuchberichtigung deshalb nicht durchdringen 
kann, weil es für die Geltendmachung dieſes Anſpruchs an 
dem erforderlichen Rechts ſchutzintereſſe fehlt. Nicht 
die Rechtskraft an ſich ſteht der Verfolgung dieſes Anſpruchs 
entgegen; denn die jog. negative Funktion der materiellen 
Rechtskraft, der Verbrauch des Klagerechts im Sinne eines 
Verbots, die Sache zur nochmaligen Entſcheidung zu bringen, 
iſt dem geltenden Rechte fremd. Die Rechtskraft hindert 
nur eine abermalige abweichende Entſcheidung der 
Sache (und zudem könnte durch die Rechtskraft des Urteils 


1) Gaupp⸗Stein $ 325 Anm. 51, OLG. 4, 177. 
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vom 31. März 1911 nur der obligatoriſche Rückübertragungs⸗ 
anſpruch, nicht aber der Grundbuchberichtigungsanſpruch Ton- 
ſumiert ſein). Wohl aber fehlt demjenigen, der bereits 
ein rechtskräftiges Urteil hat, das er auch gegen den Rechts⸗ 
nachfolger zur Geltung bringen kann, das Intereſſe daran, 
aus einem anderen Rechtsgrund ein auf dasſelbe 
wirtſchaftliche Ziel gerichtetes Urteil zu erwirken. 
Nicht der aus dem anderen Rechtsgrund ſich ergebende ma— 
terielle Anſpruch iſt erloſchen — dies wäre erſt der Fall, 
wenn der im Urteil feſtgeſtellte Anſpruch in ſeiner Erſtreckung 
auf den Bekl. befriedigt wäre —, ſondern es fehlt lediglich 
für die anderweitige Rechtsverfolgung das Rechtsſchutzbe— 
dürfnis, und es beſteht daher auch dem Staat gegenüber 
hiefür kein Rechtsſchutzanſpruch. 

Dieſe Erwägung ſteht auch den übrigen, vom Kl. her— 
vorgehobenen Klagbegründungen entgegen; denn dieſe Anz 
ſprüche verfolgen tatſächlich dasſelbe wirtſchaftliche Ziel, wie 
der im Urteil vom 31. März feſtgeſtellte Anſpruch in ſeiner 
Erſtreckung auf den Bekl. Iſt dieſer letztere Anſpruch be⸗ 
friedigt, ſo iſt der Kl. zugleich für alle in gegenwärtiger 
Klage benannten Anſprüche befriedigt!). 

Beſonders liegt nur der Fall der Betrugsanfechtung. 
Wenn dem Kl. der Beweis für die Vorausſetzungen des 
§ 123 BGB. und weiterhin auch der Beweis für die Kennt: 
nis des Bekl. von der Täuſchung gelänge, ſo wäre gemäß 
& 142, 892 BGB. ſowohl der Eigentumserwerb der Wtiſchen 
Eheleute als auch die Briefhypothek des Bekl. als von An- 
fang an nichtig anzuſehen, und es wäre daher auch der Bekl. 
in Wirklichkeit nicht Rechtsnachfolger der W.ſchen Eheleute 
im Sinn des & 325 ZPO. Allein der Bekl. hat die Vor⸗ 
ausſetzungen des S 123 BGB. und feine Kenntnis von der 
Täuſchung beſtritten, und es ließe ſich dieſes Beſtreiten nur 
auf Grund eines langwierigen Beweiseinzugs widerlegen. 

) Vgl. hiezu Gaupp-Stein, 10. Aufl. § 322 II 2 a, VII Z. 5, 
Vorbem. vor $ 253 IV 2b, Hellwig, Anſpruch und Klagerecht, 
S. 168 ff., Endemann, Bürg. R. Bd. I § 84, Anm. 20. 
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An dieſem hätte aber keine Partei ein Intereſſe, weder der 
Kl., da er ein wirtſchaftlich gleichwertiges Ergebnis ohne 
Beweisaufnahme auf einfacherem Weg erreichen kann!) noch 
der Bekl., da er im Fall des Gelingens, wie des Mißlingens 
des Beweiſes ja doch verurteilt werden müßte. Der Be⸗ 
weiseinzug hat daher zu unterbleiben, womit der Fall der 
Betrugsanfechtung ausſcheidet. 

2. Wegen Mangels des Rechtsſchutzintereſſes iſt nun aber 
die Klage auch dann abzuweiſen, wenn der Kl., anſtatt die 
Rechtskraftwirkung eines erſtrittenen Urteils gegen den Rechts⸗ 
nachfolger zur Geltung zu bringen, gegen ihn aus dem— 
ſelben Rechtsgrund, der dem Urteil zugrunde liegt, eine 
neue Klage erhebt: der Kl. hat ſich vielmehr auf den von 
der Prozeßordnung eröffneten Weg zu beſchränken und die 
Vollſtreckungsklauſel gegen den Rechtsnachfolger gem. S 727, 
ev. $ 731 ZPO. zu erwirken. Allein eine neue Klage iſt 
dann ſtatthaft, wenn dieſer vom Geſetz vorgeſehene Weg aus 
irgend einem Grunde verſagt. 

Um einen ſolchen Fall handelt es ſich hier. Das Urteil 
vom 31. März 1911 verpflichtete die W.ſchen Eheleute, das 
Eigentum am Schwer Anweſen auf den Kir. zurückzuüber⸗ 
tragen und zu dieſem Zweck zu bewilligen, daß der Kl. 
wieder als Eigentümer im Grundbuch eingetragen werde. 
In ſeiner Erſtreckung auf den Bekl. als Rechtsnachfolger 
ſtellt nun das Urteil die Verpflichtung des Bekl. feſt, das 
von den W.ſchen Eheleuten aus dem Eigentum abgezweigte 
Recht, nämlich die dem Bekl. beſtellte Hypothek, auf den 
Kl. zurückzuübertragen und erforderlichenfalls zu dieſem Zweck 
die Aenderung des Grundbuchs zu bewilligen. 

Die Erfüllung dieſer Pflicht ließe ſich nun auf ver⸗ 
ſchiedene Weiſe bewirken. Der Kl. kann gem. S 1183 
BGB. die Aufhebung der Hypothek fordern. Der Bekl. 
hätte zu dieſem Zweck nach § 875 BGB. die Erklärung 
abzugeben, daß er die Hypothek aufgebe uud die Löſchung 


1) Zu vgl. Gaupp⸗Stein, Vorbem. vor 253 IV, 2 C. 
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bewillige. In dieſem Fall erliſcht die Hypothek, und es er⸗ 
folgt die Rückübertragung des aus dem Eigentum abge⸗ 
zweigten Rechts auf den Kl. dadurch, daß dieſer nunmehr 
das uneingeſchränkte Eigentum an den Grundſtücken erwirbt, 
wie wenn die Hypothekenbeſtellung nicht ſtattgefunden hätte. 
Der Kl. hat alſo gegen den Bekl. einen Anſpruch auf Er⸗ 
klärung der Aufgabe des Rechts verbunden mit Löſchungs⸗ 
bewilligung. Daneben kommt auch der vom Kl. erhobene 
Anſpruch auf Löſchungsbewilligung allein in 
Frage, wenn auch allerdings durch die Löſchung allein ohne 
die Aufgabeerklärung die Hypothek und die Möglichkeit einer 
Abtretung gem. $ 1154 BGB. nicht aufgehoben würde!). 

Der Klr. kann aber auch vom Bekl. verlangen, daß er 
auf die Hypothek verzichte, in welchem Fall der Klr. 
die Hypothek erwirbt (§S 1168 Abſ. 1 BGB.) und zwar als 
Eigentümergrundſchuld, da die Forderung ſelbſt nicht mit⸗ 
übergeht. Einen Anſpruch auf Löſchungsbewilligung hat der 
Klr. in dieſem Fall nicht. Denn auf Grund der rechts⸗ 
kräftigen Verzichtserklärung kann der Kl. ſelbſt, ohne einer 
Bewilligung des Bekl. zu bedürfen, die Löſchung der Hypo⸗ 
thek herbeiführen, oder auch nach ſeiner Wahl das Grund⸗ 
buch dahin berichtigen laſſen, daß er ſelbſt als Grundſchuld⸗ 
berechtigter eingetragen wird?). 

Ob ferner die Rückübertragung der Hypothek auf den 
Klr. auch in der Form möglich iſt, daß Bekl. die Hypothek 
als Eigentümergrundſchuld an den Kl. abtritt), kann 
dahingeſtellt bleiben. 

Aus der Tatſache, daß die aus dem Urteil vom 31. März 
1911 für den Bekl. ſich ergebende Pflicht, die Hypothek auf 
den Kl. zurückzuübertragen, auf verſchie dene Weiſe er⸗ 
füllt werden kann, folgt nun aber, daß dieſes Urteil, ob⸗ 
gleich ſich ſeine Rechtskraftwirkung auf den Bekl. erſtreckt, 


1) S. Planck, Erl. 4. 

2) WürttJJ. 17 S. 147 ff. 153 f. 

3) S. Staudinger, BGB. 8 1163 II If., Das Recht 1905, 
S. 341, 426. 
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doch nicht zur Vollſtreckung gegen den Bekl. geeignet ift. 
Der Kl. iſt nicht in der Lage, auf Grund der §§ 727, 731 
ZPO. einen Vollſtreckungstitel gegen den Bekl. zu erlangen. 
Denn dieſe Geſetzesbeſtimmungen ermöglichen nur bei gleich⸗ 
bleibendem Urteilsinhalt, den Rechtsnachfolger an Stelle 
der Partei zu ſetzen. Sie verſagen aber dann, wenn, wie 
hier, der verfügende Teil des Urteils in ſeiner Erſtreckung 
auf den Rechtsnachfolger einer Aenderung, einer Ver⸗ 
deutlichung und Präziſierung, bedarf, weil er zu unbeſtimmt 
iſt, um unmittelbar als Vollſtreckungstitel gegen den Rechts⸗ 
nachfolger dienen zu können. Alsdann bedarf es zur Feſt⸗ 
ſtellung des Urteilinhalts gegen den Rechtsnachfolger einer 
neuen Klage. Die vom Kläger erhobene Klage iſt ſomit 
aus § 325 ZPO. und nur unter dieſem Geſichtspunkt zuläſſig 
und begründet. Der Klagegrund iſt, ohne daß noch⸗ 
mals auf das materielle Rechtsverhältnis einzugehen wäre, 
lediglich das gegen den Rechtsnachfolger wirkſame rechts⸗ 
kräftige Urteil?). 

Unter den ihm zu Gebot ſtehenden Möglichkeiten hat der 
Kl. die Wahl. Er fordert von dem Bekl. den Verzicht 
auf die Hypothek und hat im Wege der Anſchlußberufung 
dieſen urſprünglich an letzter Stelle geltend gemachten An⸗ 
ſpruch an die erſte Stelle gerückt. 

Auch für dieſen aus § 325 ZPO. abgeleiteten Anſpruch. 
iſt das angerufene Gericht nach den eingangs gegebenen 
Ausführungen zuſtändig, da auch hier die Befreiung der 
Grundſtücke von einer zu Unrecht eingetragenen Hypothek 
gefordert wird. 

Es war ſomit dem auf Abgabe der Verzichtserklärung 
gerichteten Klagantrag ſtattzugeben und das Urteil erſter 
Inſtanz in dieſer Faſſung zu beſtätigen. 

Die dem Urteil vom 31. März 1911 beigefügte Klauſel 
(Verurteilung zur Leiſtung Zug um Zug gegen Rückverſchaf⸗ 

) Gaupp⸗Stein, Vorbem. vor § 253 Anm. 114, Vorbem. IV 
vor 8 704; Stein, Vorausſetzungen des Rechtsſchutzes 1903 S. 96; 
Seuff A. 47 Nr. 253. | 
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fung des Beſitzes des U.er Anweſens) kommt nicht mehr 
in Betracht, nachdem die W.ſchen Eheleute im Vergleich vom 
12. Mai 1911 ſich hinſichtlich ihres Anſpruchs auf Heraus⸗ 
gabe des U.er Anweſens für befriedigt erklärt haben, und 
auch die tatſächlich erfolgte Herausgabe zwiſchen den jetzigen 
Parteien unbeſtritten iſt. 

Weiter hat noch der Klr. in der Anſchlußberufung den 
Antrag geſtellt, den Bekl. zur Herausgabe des Hypotheken⸗ 
briefs zu verurteilen. Daß der Bekl. den ihm unbeſtrittener⸗ 
maßen vom Grundbuchamt wieder zurückgegebenen Hypo: 
thekenbrief noch im Beſitz hat, muß bis zum Beweis des 
Gegenteils angenommen werden. Einen ſolchen Beweis hat 
aber der Bekl. nicht angetreten. Auch dieſer Herausgabe— 
anſpruch iſt begründet, zwar nicht aus 8 952 BGB., da 
die Anwendung dieſer Geſetzbeſtimmung die rechtskräftige 
Verurteilung zur Verzichtserklärung vorausſetzen würde; wohl 
aber folgt der Anſpruch gleichfalls aus dem Urteil vom 
31. März 1911. Denn, wenn darnach der Bekl. verpflichtet 
iſt, die Briefhypothek auf den Klr. zurückzuübertragen, jo 
liegt darin auch die Verpflichtung zur Herausgabe des Hy— 
pothekenbriefs, da ja ſonſt der Bekl. gem. $ 1154 BGB. 
noch über die Hypothek verfügen könnte. Daraus ergibt ſich 
aber auch, daß es ſich hier nicht um einen neuen Anſpruch 
handelt, ſondern nur um eine Erweiterung des Klagantrags 
ohne Aenderung des Klagegrunds; der gegen den Antrag 
erhobene Widerſpruch iſt ſomit gem. § 529 Abſ. 2 vgl. mit 
§ 268 3.2 ZPO. unbegründet.“ 

Urteil des II. Zivilſenats vom 22. Februar 1912 i. S. 

M. g. G. U. 671/1911. 


14. 


Grundbuchweſen: öffentlicher Glaube, Uebergangsrecht. 
Stockwerkseigentum. 

Die kläg. Ehefrau, welche mit ihrem Manne in land— 

rechtlicher Errungenſchaftsgeſellſchaft lebt, iſt im Grundbuch 
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von H. als Eigentümerin eingetragen: 

1. bezüglich der Scheuer Nr. 68 zur Hälfte, während 
zur anderen Hälfte die bekl. Eheleute W. je zur Hälfte auf 
Grund landrechtlicher Errungenſchaftsgemeinſchaft eingetra- 
gen ſind; 

2. bezüglich der Scheuer Nr. 70 zu /, während hier 
neben ihr eingetragen ſind: 

a) wiederum die bekl. Eheleute W. je zur Hälfte auf 
Grund landrechtl. Err.⸗Gem. zu ?/s; 

b) der Bekl. Tr. zu /; 

c) die bekl. Eheleute Tr. je hälftig auf Grund land- 
rechtl. Err.⸗Gem. zu /, 

fo daß an der Scheuer Nr. 70 °/s Anteile eingetragen 
ſind. — Die beiden Scheuern befinden ſich unter einem Dach. 
Nur die beiden Tennen werden gemeinſchaftlich benützt; im 
übrigen hat jede Partei gewiſſe Räume in ausſchließlicher 
Benützung und Beſitz; in Scheuer Nr. 68 hat auch der Bekl. 
Tr. einen Teil des Barn im Raumgehalt von 47 cbm in 
Beſitz und Benützung, obwohl er bezüglich der Scheuer Nr. 68 
nicht als Eigentümer eingetragen iſt. Die Kl. beſitzen und 
benützen daran insgeſamt 200, die Bekl. W. 373 cbm Raum. 
An der Scheuer Nr. 70 haben die Kl. trotz des Grundbuch— 
eintrags keinen Raum in Beſitz und Benützung, die Bekl. W. 
haben 109 cbm, St. 113, Tr. 235 cbm. Im einzelnen iſt 
die Verteilung der Räume nach der Benützung auf einer 
Skizze erſichtlich gemacht. 

Die Kläger verlangen unter Berufung auf die Grund— 
bucheinträge, daß die Räume ſo verteilt werden, daß ſie den 
eingetragenen Miteigentumsbruchteilen der klagenden Ehefrau 
entſprechen; dabei gehen ſie davon aus, daß dieſer an der 
Scheuer Nr 70 ½ zukomme. Der Klagantrag geht dahin: 

1. die bekl. Eheleute W. ſeien ſchuldig, in der Scheuer 
Nr. 70, und zwar im erſten Gebälk den Kln. die Hälfte des 
dort befindlichen Raumes zur Benützung zu überlaſſen und 
zu dieſem Zweck den Kin. zu den 35 ebm Raum, den fie 
dort ſchon im Beſitz haben, weitere 66 Yz cbm Raum zum 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 2. 12 
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Beſitz und zur Benützung zu überlaſſen; 

2. der Bekl. Tr. ſei ſchuldig, den Kin. in der Scheuer 
Nr. 68, und zwar im Barn den von ihm benützten Raum 
von 47 cbm neben den 96 cbm Raum, die ſich bereits in 
Benützung der Kl. befinden, zu räumen und Beſitz und Be⸗ 
nützung den Kln. zu überlaſſen; 

3. die Bekl. Tr. und Eheleute St. ſeien verpflichtet, in 
der Scheuer Nr. 70, und zwar der Bekl. Tr. von den im 
Barn, erſten Gebälk und Oberling in ſeiner ausſchließlichen 
Benützung befindlichen 235 cbm Raum, und die Bekl. Ehe⸗ 
leute St., von den im erſten Gebälk und Oberling in ihrer 
ausſchließlichen Benützung befindlichen 113 cbm Raum 51 cbm 
den Kln. zum Beſitz und Benützung zu überlaſſen. 

Die Bekl. haben Klagabweiſung beantragt. Sie machen 
geltend, die Anträge, in denen ganz allgemein eine beſtimmte, 
rein rechneriſch zu ermittelnde Anzahl von cbm Luftraum 
verlangt werde, ſeien zu unbeſtimmt und können nicht auf 
die Einträge im Grundbuch geſtützt werden, da das Grund⸗ 
buch nicht über Raumgehalt, ſondern über Flächenmaße Aus⸗ 
kunft gebe; auch entſprechen die Grundbucheinträge nicht der 
wahren Rechtslage; an den beiden Scheuern habe von Alters 
her abgeteiltes Miteigentum oder Stockwerkseigentum, wie 
man es nennen wolle, beſtanden, und der Klrin. kommen 
daran weiterer Teil als ſie tatſächlich beſitze, nicht zu. 

Die Klage iſt im lg. und im Berufungsverfahren abge: 
wieſen worden. Aus den 

Gründen 
des Berufungsurteils. 

Soweit die Klage gegen Tr. auf Räumung und Ueber⸗ 
laſſung der von ihm im Barn der Scheuer Nr. 68 innege⸗ 
habten 47 cbm gerichtet iſt, handelt es ſich um den Heraus⸗ 
gabeanſpruch des nicht beſitzenden Eigentümers gegen den 
beſitzenden Nichteigentümer i. S. des $ 985 BGB. Nach 
den Vorſchriften in §S 1011 vergl. mit $ 432 BGB. könn⸗ 
ten die Kläger an ſich, da ſie nur Miteigentum, nicht 
Alleineigentum an der Scheuer Nr. 68 beanſpruchen, nicht die 
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Herausgabe an ihre Perſon allein, ſondern nur an alle Mit⸗ 
eigentümer zuſammen verlangen, und wenn ſie den Heraus⸗ 
gabeanſpruch nicht zugleich für die übrigen Miteigentümer 
geltend machen wollten, ſo könnten ſie nur die Einräumung 
des bloßen Mitbeſitzes an dieſem Raum fordern !). Die Kl. 
beanſpruchen an dem von Tr. in der Scheuer Nr. 68 inne⸗ 
gehabten Raum nicht mehr Recht als die miteingetragenen 
Bekl. Eheleute W.; ſie wollen, daß Tr. dieſen Raum für 
alle eingetragenen Miteigentümer freimache, und ſie verlangen 
nur wegen des ihnen gegen die Eheleute W. vermeintlich 
zuſtehenden Gleichſtellungsanſpruchs, daß der Tr.ſche Raum 
ihnen überlaſſen werde, damit ſie an der Scheuer gleichviel 
Raum zur ausſchließlichen Benützung bekommen, wie die 
miteingetragenen Eheleute W. Unter dieſem Geſichtspunkt 
iſt der Antrag nicht zu beanſtanden. 

Soweit die Kläger von den eingetragenen Miteigentümern 
die Ueberlaſſung von Räumen zu ausſchließlicher Benützung und 
Beſitz verlangen, handelt es ſich nicht um den Herausgabeanſpruch 
des § 985 BGB. Auf Grund des § 985 BGB. könnten die Kl. 
von den angeblichen Miteigentümern nur den Mitbeſitz an 
ſämtlichen angeblich im Miteigentum ſtehenden Räumen, nicht 
aber die Ueberlaſſung einzelner Räume zu ausſchließlicher 
Benützung erreichen. Dieſer Anſpruch läßt ſich vielmehr nur 
auf § 745 Abſ. 2 BGB. ſtützen, wenn davon ausgegangen 
wird, daß die von den Klrn. beantragte Verteilung und Zu: 
weiſung der Räume eine dem Intereſſe aller Teilhaber nach 
billigem Ermeſſen entſprechende Verwaltung und Benützung 
der gemeinſchaftlichen Sache darſtellt. Das gemeinſchaftliche 
Intereſſe der Teilhaber kann es wohl erfordern, daß die 
ganze gemeinſchaftliche Sache oder Teile derſelben an die 
einzelnen Teilhaber zu ausſchließlicher Benützung überlaſſen 
werden. Dies kann namentlich bei Lagerräumen, wie ſie 
eine Scheuer enthält, der Fall ſein; denn die gemeinſchaftliche 
Benützung ſolcher Räume zu Lagerungszwecken wird meiſt 
untunlich ſein und leicht zu Mißhelligkeiten führen. Es ſind 


1) Staudinger, BGB. $ 1011 Anm. 10. 5 
12 
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alſo auch inſoweit die Anträge nicht zu beanſtanden. Es 
kann auch keinem Bedenken begegnen, daß nur rein rechne⸗ 
riſch beſtimmte Raumteile gefordert werden, eine genauere 
Fixierung der Anträge kann den Klägern nicht zugemutet 
werden; ob die Berechnung durchweg richtig iſt, iſt eine an⸗ 
dere, zunächſt nicht zu entſcheidende Frage. Daß nicht nach 
Flächenmaß beſtimmte, ſondern nach cbm berechnete Räume 
beanſprucht werden, iſt da, wo es ſich um die Verteilung 
von Lagerräumen zwiſchen Miteigentümern handelt, durchaus 
zweckentſprechend. Der Einwand, das Grundbuch könne 
nicht als Grundlage ſolcher Klaganträge dienen, da das 
Grundbuch nicht über Raumgehalt, ſondern über Flächen⸗ 
maße Auskunft gebe, iſt unzutreffend; es handelt ſich nach 
der Klage nicht darum, feſtzuſtellen, welche Grundſtücks⸗ 
flächen und -teile im Eigentum der einen oder anderen 
Partei ſtehen, ſondern es ſoll lediglich die Benützung 
der einzelnen Räume eines im Miteigentum ſtehenden Ge⸗ 
bäudes unter den Miteigentümern geregelt werden; hiefür 
ſind die Grundbucheinträge hinſichtlich der Quotenanteile von 
Bedeutung. 

Die Klage gegen Tr. aus $ 985 BGB. ſtützt ſich auf 
das angebliche Miteigentum der Klin. an der Scheuer Nr. 68, 
die Klage gegen die übrigen Bekl. aus § 745 BGB. auf 
die Gemeinſchaft der Parteien in Beziehung auf das Eigen⸗ 
tum an den beiden Scheuern, alſo gleichfalls auf Miteigen⸗ 
tum. Das Miteigentum der Klrin. haben die Kl. zu beweiſen. 
Sie haben ſich dafür auf S 892 BGB. berufen. Zunächſt 
kommt in Frage, ob ihnen hiebei der $ 891 BGB. zur Seite 
ſteht, der beſtimmt, wenn im Grundbuch für jemand ein 
Recht eingetragen iſt, ſo werde vermutet, daß ihm das Recht 
zuſtehe. Daß dieſe Beſtimmung bezüglich der Scheuer Nr. 68 
zur Anwendung kommt, iſt nicht zu bezweifeln. Bezüglich der 
Scheuer Nr. 68 iſt im Grundbuchheft Nr. 255 klar und deutlich 
eingetragen, daß die Klrin. neben den bekl. Eheleuten W. zur 
Hälfte Eigentümerin ſei. Nach dem Wortlaut des Bucheintrags 
kann es ſich nur um Miteigentum nach Bruchteilen je zur 
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Hälfte handeln; Stockwerkseigentum müßte nach der maß 
gebenden Vorſchrift in § 20 Abſ. 2 der Württ. Juſt.⸗Miniſt.⸗ 
Verf. vom 2. September 1899 betr. das Grundbuchweſen in 
anderer Weiſe eingetragen ſein. Es iſt mithin zu vermuten, 
daß die Klrin. und die bekl. Eheleute W. je zur Hälfte Mit⸗ 
eigentümer der Scheuer Nr. 68 ſind und daß dem Bekl. Tr. 
kein Recht daran zuſteht. — Nicht ſo einfach liegt die An⸗ 
wendung des § 891 BGB. auf die Scheuer Nr. 70. Auch 
bezüglich ihrer ergibt der Eintrag im Grundbuchhefte Nr. 256, 
daß es ſich um Miteigentum nach Bruchteilen handelt; allein 
es find hier? /s Anteile eingetragen. Der Eintrag iſt alſo in 
ſich widerſpruchsvoll. Es kann nicht ſein, daß die Klrin. zu 
/ Miteigentümerin iſt, wenn die anderen Eingetragenen, 
die mit gleichem Recht die Vermutung der Richtigkeit des 
Grundbuchs für ſich in Anſpruch nehmen könnten, zu 7¼8 
daran beteiligt ſind. Man könnte daran denken, in der 
Weiſe vorzugehen, wie es die Kl. machen, indem man einfach 
aus den eingetragenen Achtelanteilen Neuntel macht. Allein 
es iſt aus dem Eintrag nicht zu erſehen, daß der Fehler 
des Bucheintrags darin liegt, daß die Bruchteile falſch be- 
nannt ſind. Die Unrichtigkeit kann ebenſogut daher kommen, 
daß einem Miteigentümer / zuviel zugeſchrieben iſt oder 
daß einer der angeblichen nur zu / beteiligten Miteigen⸗ 
tümer überhaupt zu Unrecht eingetragen iſt oder daß ſchließ⸗ 
lich Bruchteilseigentum eingetragen iſt, wo ſolches gar nicht 
vorlag. Keine der verſchiedenen Möglichkeiten hat die größere 
Wahrſcheinlichkeit für ſich. Weil ausdrücklich verſchiedene An⸗ 
teile angegeben find, läßt ſich auch nicht mit der Regel des 8 742 
BGB. helfen, wonach im Zweifel anzunehmen iſt, daß den 
Teilhabern gleiche Anteile zuſtehen. Kein Teil des Eintrags 
verdient den Vorzug vor dem andern. Die Vermutung des 
§ 891 BGB. muß deshalb bezüglich der Scheuer Nr. 70 
wegfallen, wie dies der Fall iſt, wenn ein Grundſtück ver⸗ 
ſehentlich auf mehreren Grundbuchblättern eingetragen iſt!). 
Damit iſt aber der Klaganſpruch bezüglich der Scheuer Nr. 70 
) RGE. 56 S. 58. 
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noch nicht hinfällig. Die Kläger haben ſich auf 8 892 BGB. 
berufen, wonach zugunſten desjenigen, welcher ein Recht 
an einem Grundſtück durch Rechtsgeſchäft erwirbt, der In⸗ 
halt der Grundbuchs als richtig gilt. Unbeſtrittenermaßen 
hat die Klrin. die Eigentumsrechte an den beiden Scheuern 
auf Grund der Vermögensübergabe vom 20. Februar 1900, 
und des Kaufvertrags vom 13. Juli 1900, alſo unter der 
Herrſchaft des BGB. erworben. Es iſt daher mit der Mög⸗ 
lichkeit zu rechnen, daß fie auf Grund des & 892 BGB. 
Miteigentum erlangt hat. Es trifft aber inſoweit die Kl. die 
Beweislaſt. — Haben die Kläger bewieſen, daß der Erwerb 
durch die Klrin. unter Verhältniſſen ſtattgefunden hat, die 
an ſich die Vermutung des 8 892 BGB. begründen, ſo ſteht 
den Bekl. der Gegenbeweis dahin offen, daß der Klrin. beim 
Erwerb die Unrichtigkeit des Grundbuchs bekannt geweſen 
iſt oder daß ſonſt die Klrin. den Erwerb nicht im Vertrauen 
auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs vollzogen hat!). 

Ebenſo können die Bekl. bezüglich der Scheuer Nr. 68 
die Vermutung des $ 891 BGB. durch den Nachweis be— 
ſeitigen, daß der Klein. das eingetragene Recht in Wirklich— 
keit nicht zuſteht. 

Es iſt deshalb bezüglich beider Scheuern auf die Um— 
ſtände des Erwerbs und die früheren Rechtsverhältniſſe ein⸗ 
zugehen. 

(In dem nun folgenden Teil der Entſcheidungsgründe 
werden die Eigentumsverhältniſſe und Bucheinträge bis auf 
die Landesvermeſſungen von 1824 und 1840 zurückverfolgt; 
das weſentliche Ergebnis iſt aus dem Folgenden erſichtlich.) 

Nach der KVO., betr. das Grundbuchweſen vom 30. Juli 
1899 8 1 haben vom 1. Januar 1900 an die Grundbücher, 
Servitutenbücher und Unterpfandsbücher als Grundbuch ge— 
golten. Zu der Zeit, als die Klin. ihre angeblichen Mit: 
eigentumsrechte bezüglich beider Scheuern zur Hälfte durch 
die Vermögensübergabe vom 20. Februar 1900 von ihrem 


1) Staudinger, BGB. § 892 Anm. 3 c u. RGE. 61 S. 195. 
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Vater, und zur andern Hälfte durch den Kaufvertrag vom 
13. Juli 1900 von ihrer Schweſter erwarb, war nach den 
angeführten Erhebungen aus den öffentlichen Büchern die 
Scheuer Nr. 70 zur einen Hälfte für den Bekl. Tr., zur 
andern Hälfte für eine dritte Perſon eingetragen. — Wenn 
ſchon, wie anzunehmen, zur Zeit der Vermögensübergabe 
vom 20. Februar 1900 der Vermerk „Gebäude Nr. 70 Scheuer⸗ 
anteil“ auch im Güterbuch Teil IX S. 323 für den Vater 
der Klrin ſtand und zur Zeit des Kaufvertrags vom 13. Juli 
1900 im Grundbuchheft Nr. 20 der Schweſter ein Viertel 
oder die Hälfte an einem Scheuernanteil im Gebäude Nr. 70 
eingetragen war, ſo ſtanden doch dieſe Einträge im Wider⸗ 
ſpruch mit den angeführten Güterbucheinträgen Teil XIV 
Bl. 515 und Teil X Bl. 115 b. Aus dieſem Grund können 
ſich die Kl. zum Beweis für das Miteigentum der Klin. 
an der Scheuer Nr. 70 auf die Vermutung des 8 892 
ebenſowenig wie auf die des $ 891 BGB. berufen‘); fie 
müßten vielmehr den Erwerb der Klin. von dem materiell 
Berechtigten nachweiſen. Dieſen Nachweis haben aber die 
Kl. nicht erbracht; es iſt nicht erſichtlich, wie der Eintrag 
bezüglich des Anteils an der Scheuer Nr. 70 in das Güter⸗ 
buch des Vaters der Klin. gekommen iſt, und daß dieſer nie 
einen Teil an der Scheuer Nr. 70 im Beſitz gehabt hat, 
haben die Zeugen, insbeſondere J. M. bekundet und will 
von den Kl. offenbar auch nicht beſtritten werden, er kann 
alſo auch Eigentumsrecht an der Scheuer Nr. 70 nicht er: 
ſeſſen haben. Die Klage iſt daher, ſoweit die Scheuer Nr. 70 
in Frage kommt, unbegründet. 

Bezüglich der Scheuer Nr. 68 ſteht — wie ſchon dar- 
gelegt — den Kl. die Vermutung des 8 891 BGB. zur 
Seite. Es iſt daher Sache der Bekl., die Vermutung, daß 
der Klrin. an der Scheuer Nr. 68 hälftiges Miteigentum 
zuſteht, zu widerlegen. In dieſer Beziehung find von Erheb— 
lichkeit die Ausſagen der Zeugen. (Folgt Würdigung der 
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Zeugenausſagen. Das Ergebnis auch dieſer Ausführungen 
iſt dem Folgenden zu entnehmen.) 

Auf Grund dieſer Zeugenausſagen ſteht jedenfalls be⸗ 
züglich der vorderen zwiſchen den beiden Tennen gelegenen 
Hälfte des Barn in Nr. 68, der in I|4 blau und grün 
eingezeichnet iſt, feſt, daß dieſer Teil von dem übrigen Raum 
in Nr. 68, ſoweit die Erinnerung der Zeugen zurückreicht, 
ſtets abgeſchieden war und getrennt davon von den Rechts- 
vorgängern der Bekl. Tr. und W. und von dieſen ſelbſt 
beſeſſen worden iſt. Es iſt auch unbedenklich mit der Zivil⸗ 
kammer anzunehmen, daß auf dieſe Weiſe vom Bekl. Tr. 
und ſeinem Rechtsvorgänger an dem in I | 4 blau einge⸗ 
zeichneten Barnanteil von Nr. 68 Stockwerkseigentum im 
Wege der Erſitzung erworben worden iſt; es kann inſoweit 
auf die Ausführungen in dem lg. Urteil über die Anerken⸗ 
nung des Stockwerkseigentums in Württemberg und über 
das Vorliegen der Vorausſetzungen der Erſitzung verwieſen 
werden. Ebenſo haben die Rechtsvorgänger der Bekl. Ehe— 
leute W. an dem daneben befindlichen Teil des Barn von 
Nr. 68 — in I 4 grün bezeichnet — Stockwerkseigentum 
erworben; dieſer Teil iſt aber nicht in den Prozeß unmit⸗ 
telbar hereingezogen, ſondern nur bei der Berechnung der 
von den Klägern beanſpruchten Kubikmeterzahl mitgerechnet. 
Auch bezüglich der übrigen Räume der Scheuer 68 ſteht feſt, 
daß ſie, ſolange die Zeugen ſich zurückerinnern, jeweils von 
den Rechtsvorgängern der Parteien einzeln ebenſo wie jetzt 
ausſchließlich benützt und beſeſſen worden ſind. Ob aber 
auch bezüglich dieſer Räume Stockwerkseigentum angenommen 
werden kann, iſt zweifelhaft. Nicht der Umſtand erregt Be⸗ 
denken, daß in den Güterbüchern und Kaufverträgen von 
Scheuernhälften die Rede iſt, daß alſo Quotenteile und nicht 
die einzelnen zugeteilten Räume genannt find; denn erfah- 
rungsgemäß iſt auch beim Vorliegen von Stockswerkseigen— 
tum vielfach die Quotenbezeichnung in den Güterbüchern 
gewählt und die Aufzählung der den verſchiedenen Eigen— 
tümern zukommenden Räume den Kaufverträgen, Haus— 
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briefen ꝛc. überlaſſen worden oder überhaupt unterblieben ). 
Zweifel erregt vielmehr der Umſtand, daß nach den Zeugen⸗ 
ausſagen eine äußerliche Abſcheidung der im Beſitz der ein⸗ 
zelnen Beteiligten ſtehenden Räume nicht oder nicht durch⸗ 
weg oder nicht immer ſtattgefunden hat. Hier läßt ſich eher 
an eine von Alters beſtehende und ſtändig eingehaltene Re⸗ 
gelung der Benützung des im Miteigentum ſtehenden Ge⸗ 
bäudes denken. Welche Annahme die richtigere iſt, kann 
dahingeſtellt bleiben. 

Soviel iſt aus den Zeugenausſagen jedenfalls zu ent⸗ 
nehmen, daß den Rechtsvorgängern der Klin. nie mehr Recht 
an der Scheuer 68 zugeſtanden iſt, als ihrem tatſächlichen 
Beſitz daran entſprochen hat. Der Umſtand, daß in den 
Urkunden und Bucheinträgen von ½ und Hälfte die Rede 
iſt, ſteht dieſer Annahme nicht entgegen. Die Einträge in 
den Güterbüchern ꝛc. ſind, wie ſchon angeführt, vielfach un⸗ 
genau und es iſt wohl denkbar, daß damit nicht zum Aus⸗ 
druck gebracht werden ſollte, es handle ſich um 2 gleichgroße 
Hälften, ſondern nur das Recht ſei in 2 Teile geteilt, ohne 
daß über deren Größe etwas damit geſagt ſein ſollte. Dafür 
daß die Beteiligten der Rechtsauffaſſung geweſen ſind, den 
Rechtsvorgängern der Klägerin ſtehe nicht die volle Hälfte 
an dem Eigentumsrecht zu und daß ſie in dieſem Sinne ihr 
Recht an der Scheuer ausgeübt haben, ſpricht gerade die 
Tatſache, daß dieſe Rechtsvorgänger von jeher nur dieſelben 
Teile, welche nicht die Hälfte des Raums der Scheuer 68 
ausmachen, in Beſitz und Benützung gehabt haben, wie ſie 
die Kl. noch jetzt im Beſitz haben. Daß tatſächlich an der 
Scheuer Nr. 68 nicht bloß 2, ſondern 3 Eigentümer beteiligt 
geweſen ſind, inſofern auch der Bekl. Tr. und ſeine Rechts⸗ 
vorgänger im Barn ein Stück beſeſſen, ſteht dieſer Annahme 
nicht entgegen, weil der von Tr. innegehabte Teil des Barn 
und der daran angrenzende jetzt den Beklagten W. gehörige 
Teil offenſichtlich von jeher nicht als zu 68, ſondern zu 70 
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gehörig angeſehen und behandelt worden iſt. Von dieſem 
Geſichtspunkt aus betrachtet, hat die Klin., mag man durch: 
weg Stockwerkseigentum oder — abgeſehen von dem Tr.: 
und W.ſchen Barnanteil — nur für die Benützung abge: 
teiltes Miteigentum annehmen, von ihren Rechtsvorgängern 
materiell mehr Recht an der Scheuer 68 nicht erworben, als 
dem jetzt tatſächlich in ihrem Beſitz befindlichen Teil ent⸗ 
ſpricht. | 

Es kommt noch in Frage, ob die Kl. ſich gegenüber 
dieſem Ergebnis bezüglich der Scheuer Nr. 68 auf die Ber: 
mutung des § 892 BGB. berufen können, weil zur Zeit 
ihres Erwerbs die Rechtsvorgänger der Klin. zu „½“ im 
Güterbuch und Grundbuch eingetragen waren. Gegen die 
Annahme von Stockwerkseigentum können die Einträge im 
Güterbuch nicht geltend gemacht werden, weil, wie ſchon ge— 
ſagt, vielfach im Güterbuch Quoteneinträge vorkommen, wo 
Stockwerkseigentum vorliegt, ſo daß der Wortlaut des Güter— 
bucheintrags keinen ſicheren Anhalt für das damit bezeichnete 
Rechtsverhältnis bietet. Ebenſowenig läßt ſich von den 
alten Güterbucheinträgen jagen, daß mit „½“ immer rech— 
neriſch genau ein Anteil von 50% gemeint war. — Nur 
gegenüber dem Stockwerkseigentum des Beklagten Tr. an 
dem Barn in Nr. 68 könnte der Güter- und Grundbuchein⸗ 
trag gefährlich ſein; wenn nämlich nur die 2 Hälften der 
Rechtsvorgänger der Klin. und der Bekl. W. eingetragen 
waren, dann würde die Vermutung des § 892 BGB. dafür 
ſprechen, daß nicht noch ein weiteres Eigentumsrecht an 
Nr. 68 beſtand. Dafür, daß auch das Recht des Bekl. Tr. 
an dem Barn Nr. 68 im Güterbuch eingetragen war, er— 
geben die Erhebungen nichts. 

Allein die Vermutung des $ 892 BGB. trifft nicht zu 
— und dies würde eventuell wie bezüglich der Scheuer 68, 
auch bezüglich der Nr. 70 zu gelten haben — weil die Klin. 
nicht im Vertrauen auf die Richtigkeit des Grundbuchs er— 
worben hat. Sie hat nur das erwerben wollen, was vorher 
ihr Vater und ihre Schweſter beſeſſen hatten, und daß dies 
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das war, was ſie ſelbſt noch jetzt beſitzt, war ihr, wie ſie 
nicht ernſtlich beſtreitet, wohl bewußt. Sie hat auch ſeit 
1900 ſich bei dieſem Beſitz beruhigt und iſt erſt im Jahr 
1910 mit der Klage vorgegangen. Was ſie erwerben wollte, 
hat ſie ſchon jetzt in den in ihrem Beſitz befindlichen Räumen. 
Was im Güter⸗ und Grundbuch ſtand, war für ſie beim 
Erwerb gleichgültig. Sie wollte nur haben, was der Vater 
gehabt hatte und ſo, wie er es beſeſſen hatte. Ob ſie ſich 
dabei den Inhalt der Bucheinträge näher angeſehen hat oder 
nicht und ob ſie dabei geglaubt hat, dieſelben geben die Größe 
ihres Anteils genau an, oder ob ſie ſich bewußt war, daß 
der Anteil des Vaters an der Scheuer 68 nicht genau der 
Hälfte entſprach, iſt unerheblich. In keinem Fall hat ſie ſich 
auf den Inhalt des Grundbuchs verlaſſen und iſt deshalb 
auch nicht durch denſelben getäuſcht worden. Sie kann ſich 
daher nicht anf die Vermutung des §8 892 BGB. berufen!) . 

Auch wenn in dem oben angegebenen Umfang nicht 
Stockwerkseigentum, ſondern für die Benützung abgeteiltes 
Miteigentum angenommen wird, kommt die Beſtimmung in 
8 1010 Abſ. 2 BGB., wonach eine zwiſchen den Miteigen⸗ 
tümern getroffene Regelung der Benützung die Sondernach— 
folger nur bindet, wenn ſie als Belaſtung des Anteils im 
Grundbuch eingetragen iſt, vorliegendenfalls nicht zur An 
wendung und es bedarf deshalb keiner Prüfung, in welchem 
Verhältnis Art. 131 EG. BGB. von deſſen Vorbehalt üb— 
rigens Württemberg keinen Gebrauch gemacht hat, zu dieſer 
Beſtimmung ſteht. Denn die Kl. verlangen nicht eine andere 
der wirklichen Miteigentumsquote der Klin. entſprechende 
Regelung der Benützung, ſondern ſie wollen zu den Räumen, 
die ſie der Quote der Klin. entſprechend bisher beſeſſen haben, 
noch weitere Räume auf Grund eines vermeintlich größeren 
Quotenanſpruchs. Daß auch bei Zugrundelegung der dem 
jetzigen Beſitzſtand entſprechenden Quotenanteile das Intereſſe 
aller Teilhaber eine von der bisherigen Verteilung abwei— 
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chende Benützung angezeigt erſcheinen laſſe — BGB. § 745 
Abſ. 2 —, haben die Kl. nicht behauptet. Es kommt des 
halb für die Entſcheidung gar nicht darauf an, ob die Kl. 
an die bisherige Regelung der Benützung gebunden ſind 
oder nicht. Ihr Anſpruch iſt auch ohne ſolche Bindung nicht 
begründet. 

Die Vermutung des § 891 BGB. iſt demzufolge be⸗ 
züglich der Scheuer Nr. 68 widerlegt, die Klage alſo auch 
inſoweit mit Recht abgewieſen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 4. Dezember 1911 i. S. 

U.ſchen Eheleute gegen W.ſche Eheleute, Tr. und 

St.ſche Eheleute, U. 621. 


15. 
Zu § 906 368. Beläſtiguug durch Bienen. 


Im Berufungsverfahren iſt der Bekl. verurteilt worden, 
bei Strafvermeidung die von ſeinen, auf Parz. Nr. 188 
der Markung A. befindlichen Bienenſtänden ausgehende, durch 
Eindringen von Bienen verurſachte Beeinträchtigung des 
Wohnhauſes des Klrs. Geb. Nr. 66 und des Grundſtücks 
des Klrs. Parz. Nr. 187 der Markung A., wie ſie derzeit 
ſtattfindet, zu unterlaſſen. — Der Sachverhalt ergibt ſich 
aus den 

Gründen: 

I. 1. Unbeſtritten iſt, daß der Bekl. auf ſeinem Grund⸗ 
ſtück Parz. Nr. 188 3 Bienenſtände hält, die mit zuſammen 
ungefähr 75 Bienenvölkern beſetzt ſind. Als unvermeidliche 
und, wie der Erfolg zeigt, auch durch die vom Bekl. ſeit 
Prozeßbeginn angebrachte Schutzwand nicht zu verhindernde 
Folge hievon hat ſich, wie unten näher auszuführen, durch 
die Beweisaufnahme erſter Inſtanz ergeben, daß die Bienen 
des Bekl. mindeſtens zeitweiſe in mehr oder weniger großer 
Anzahl auf das an Parz. Nr. 188 unmittelbar angrenzende 
aus Hofraum, Gemüſegarten, Baumgarten und Ackerfeld be— 
ſtehende Grundſtück des Klrs. Parz. 187 und in den Luft⸗ 
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raum über demſelben, teilweiſe auch in das in nächſter Nähe 
der Bienenſtände gelegene Wohnhaus des Klrs. Geb. Nr. 66, 
insbeſondere — angelockt durch den Geruch der dort befind— 
lichen Süßſtoffe — in den in dem Haus gehaltenen Spezerei⸗ 
warenladen eindringen, und dort Menſchen beunruhigen, be- 
läſtigen und durch Stiche verletzen, auch Sachſchaden durch 
Beſchmutzung von Wäſche u. dergl. verurſachen. Einleuch⸗ 
tend iſt ferner, daß das Halten der mit Bienen beſetzten 
Bienenſtände auch für die Zukunft die fortdauernde Gefahr 
immer wiederkehrenden Eindringens von Bienen mit ſich 
bringt. Da das durch die Anlage des Bekl. verurſachte und 
deshalb dem Bekl., der als Bienenzüchter die Gewohnheiten 
der Bienen kennen muß, als Urheber zuzurechnende Ein⸗ 
dringen der Bienen unzweifelhaft eine Einwirkung auf das 
Eigentum des Klrs. darſtellt, von der dieſer den Bekl. nach 
85 903, 905 S. 1 BGB. ausſchließen kann, und da die 
Beſorgnis weiterer ſolcher Einwirkung begründet iſt, ſo ſind 
die Vorausſetzungen des in der Klage erhobenen negatoriſchen 
Anſpruchs des S 1004 Abſ. 1 S. 2 BGB. an ſich als ge⸗ 
geben zu erachten. 

Der Hinweis des Bekl. auf die Möglichkeit, daß die in 
das Anweſen des Kl. kommenden Bienen nicht Bienen des 
Bekl. ſeien, erſcheint nicht zutreffend. Denn da dem Ein⸗ 
dringen von Bienen naturgemäß in erſter Linie die den 
Bienenſtänden zunächſt gelegenen Grundſtücke ausgeſetzt ſind, 
die Bienenſtände der anderen in A. anſäſſigen Bienenzüchter 
aber, wie auch der Bekl. nicht beſtreitet, ſich in bedeutend 
größerer Entfernung von dem Anweſen des Kl. befinden, 
auch weit ſchwächer beſetzt ſind, als die Bienenſtände des 
Bekl., ſo ſpricht ein der Gewißheit gleichkommender Grad 
von Wahrſcheinlichkeit dafür, daß die Bienen, die tatſächlich 
in das Anweſen des Kl. gelangen, jedenfalls in ſo überwie⸗ 
gender Mehrzahl Bienen aus den Ständen des Bekl. ſind, 
daß ein etwa daneben ſtattfindendes vereinzeltes Eindringen 
anderer Bienen für die Wirkung der Beeinträchtigung des 
kläg. Eigentums nicht in Betracht kommt. Auch der Ein⸗ 
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wand des Bekl. iſt nicht begründet, daß, weil die Bienen 
ſich nicht fortgeſetzt in dem Anweſen des Kl. aufhalten, von 
einer dauernden Einwirkung auf das Eigentum des Kl. nicht 
geſprochen werden könne. Denn für die Annahme einer 
zuſtändlichen Eigentumsbeeinträchtigung, wie $ 1004 fie aller⸗ 
dings vorausſetzt, genügt es, daß, wie erwähnt, der Bell. 
mit den Bienenſtänden eine auf die Dauer berechnete An— 
lage unterhält, von der aus eine ſtändig wiederkehrende und 
deshalb auch für künftig zu befürchtende beeinträchtigende 
Einwirkung auf das Eigentum des Kl. ſtattfindet. 

2. Ausgeſchloſſen wäre nach S 1004 Abſ. 2 BGB. der 
Anſpruch auf Unterlaſſung weiterer Beeinträchtigung dann, 
wenn der Klr., wie der Bekl. behauptet, zur Duldung der⸗ 
ſelben kraft Geſetzes verpflichtet wäre. 

a) Eine Einſchränkung des Grundſatzes unbedingter 
Eigentumsfreiheit enthält zunächſt S 905 S. 2 BGB., mo- 
nach der Eigentümer eines Grundſtückes Einwirkungen auf 
den zu dem Grundſtück gehörigen Raum über deſſen Ober⸗ 
fläche nicht verbieten kann, die in ſolcher Höhe erfolgen, daß 
er ein Intereſſe an der Ausſchließung nicht hat. Dies würde 
für den vorliegenden Fall zutreffen, ſoweit die Bienen des 
Bekl. ſich in einer Höhe über dem Boden des kläg. Anweſens 
bewegen, bei der eine Beläſtigung oder Gefährdung von Men⸗ 
ſchen oder die Gefahr der Verurſachung von Sachſchaden 
nicht bewirkt wird. Inſoweit wäre daher allerdings das 
Verlangen der Unterlaſſung weiterer Entſendung von Bienen 
in den Luftraum über dem kläg. Anweſen unbegründet. 
Allein in dem weiten Sinn, daß dem Bekl. auch eine der— 
artige Einwirkung verboten werden ſolle, iſt das Klagbe⸗ 
gehren, wie ſowohl deſſen Faſſung als insbeſondere deſſen 
Begründung zeigt, ſelbſt gar nicht verſtanden. 

b) Eine weitere einſchränkende Beſtimmung iſt die des § 906 
BGB., dahingehend, daß der Eigentümer eines Grundſtücks 
die von einem andern Grundſtück ausgehenden Einwirkungen 
der dort bezeichneten Art inſoweit nicht verbieten kann, als 
die Einwirkung die Benutzung des Grundſtücks nicht oder 
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nur unweſentlich beeinträchtigt, oder als fie durch eine Be⸗ 
nutzung des anderen Grundſtücks herbeigeführt wird, die 
nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grundſtücken dieſer Lage 
gewöhnlich iſt. Die Beſtimmung des § 906 beruht wie die⸗ 
jenige des § 905 Satz 2 offenſichtlich auf der zutreffenden 
geſetzgeberiſchen Erwägung, daß die Bedürfniſſe des Lebens 
die ſtarre Durchführung des in § 903 ausgeſprochenen, durch 
§ 905 S. 1 auch auf den Luftraum über der Oberfläche und 
auf den Erdkörper unter der Oberfläche des Grundſtücks 
erſtreckten Grundſatzes der Eigentumsfreiheit untunlich er⸗ 
ſcheinen laſſen, weil die menſchliche Tätigkeit mit Notwen⸗ 
digkeit mittelbare Einwirkungen auf fremdes Grundſtücks⸗ 
eigentum hervorbringt, die wenigſtens in beſtimmten Grenzen 
ertragen werden müſſen, damit nicht jede, ſolche Einwir⸗ 
kungen äußernde Tätigkeit unterbunden wird. Dies war 
ſchon der Standpunkt des gemeinen Rechts, das in ausdeh- 
nender Auslegung der Quellenſtellen !) ſogar dazu gelangte, 
grundſätzlich ſolche Einwirkungen (Immiſſionen) zu geſtatten, 
und dem Grundſtückseigentümer einen Unterſagungsanſpruch 
nur gegen eine das gewöhnliche Maß des Erträglichen über- 
ſchreitende Einwirkung zu gewähren. Hat auch das BGB. 
den gemeinrechtlichen Grundſatz der Immiſſionsfreiheit nicht 
aufgenommen, ſondern den Grundſatz der Eigentumsfreiheit 
auch gegenüber Immiſſionen feſtgehalten, ſo äußert ſich dieſe 
Verſchiedenheit der Auffaſſung im weſentlichen doch nur 
darin, daß der negatoriſch klagende Grundſtückseigentümer, 
während er nach dem gemeinen Recht eine übermäßige Ein⸗ 
wirkung zu beweiſen hatte, nach BGB. nur das Stattfinden 
einer Einwirkung überhaupt zu beweiſen braucht und dem 
immittierenden Bekl. den Nachweis überlaſſen kann, daß die 
Einwirkung, wie ſie ſtattfindet, ſich innerhalb der durch das 
Geſetz gezogenen Grenzen hält; die ratio legis, daß der 
Grundſtückseigentümer, um nicht dem Nachbar jede Immiſ⸗ 
ſion hervorrufende Tätigkeit unmöglich zu machen, Immiſ⸗ 


) Bei Windſcheid, Pand. I § 169 N. 7. 
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ſionen innerhalb gewiſſer Grenzen dulden muß, iſt im BGB. 
dieſelbe geblieben, wie im gemeinen Recht. 

Als Einwirkungen, die mit dem bezeichneten Vorbehalt 
vom Grundſtückseigentümer nicht verboten werden können, 
führt § 906 die Zuführung von Gaſen, Dämpfen, Gerüchen, 
Rauch, Ruß, Wärme, Geräuſch und Erſchütterungen an, und 
gewährt ſodann durch den verallgemeinernden Beiſatz: „und 
ähnliche Einwirkungen“ („und dergleichen“, wie § 850 des 
I. Entwurfs ſich ausgedrückt hatte), die Möglichkeit, auch 
noch andere Einwirkungen den ausdrücklich genannten gleich⸗ 
zuſtellen. Damit ſollen, wie die Motive zu dem genannten 
§ 850 (dem jetzigen § 906) ) beſagen, von den unter die 
Beſtimmung fallenden Einwirkungen, für die, wenn ſich auch 
ein in allen Fällen klar entſcheidendes Merkmal nicht auf⸗ 
ſtellen laſſe, doch der Kürze halber der Ausdruck „Immiſſion 
von Imponderabilien“ gewählt werden könne, nur die haupt⸗ 
ſächlichen Beiſpiele angeführt und die weitere Entwicklung 
des leitenden Gedankens der Praxis überlaſſen werden. Die 
als Beiſpiele angeführten Immiſſionen ſind nun einerſeits 
Immiſſionen von gasförmigen und in der Luft ſuspendierten 
Körpern, welche der Bewegung des Luftmeers folgen, wie 
ſie ſchon durch die gewöhnlichen Lebensfunktionen und mehr 
noch durch die wirtſchaftlichen und gewerblichen Vorgänge 
dem Luftmeer überliefert werden (Gaſe, Dämpfe, Rauch, 
Ruß), andererſeits Immiſſionen phyſikaliſcher, in der Luft 
oder in der Erde ſich weiter fortpflanzender Wirkungen 
menſchlicher Tätigkeit (Wärme, Geräuſch, Erſchütterungen) ). 
Wird daher bei der Entſcheidung der Frage, ob auch die 
Immiſſion von Bienen zu den „ähnlichen Einwirkungen“ ge⸗ 
rechnet werden kann, das Hauptgewicht auf die Aehnlichkeit 
der Art der immittierten Körper gelegt — die Immiſſion 
phyſikaliſcher Wirkungen könnte zur Vergleichung überhaupt 
nicht herangezogen werden — ſo wird man allerdings, da 
im Gegenſatz zu den in den Beiſpielen genannten Körpern 


) Motive B. III ©. 264/65. 
2) So die Mot. a. a. O. 
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Bienen nicht nur erheblich größere feſte Körper darſtellen, 
ſondern vor allem auch Lebeweſen mit inſtinktmäßiger Eigen⸗ 
bewegung find, mit der herrſchenden Meinung!) zur Ber: 
neinung der Frage kommen müſſen. Eine andere Beurtei⸗ 
lung ergibt ſich dagegen, wenn, worauf auch die in den 
Motiven bei den beiden, unter ſich weſentlich verſchiedenen 
Gruppen von Immiſſionen gleichmäßig ſich findende Ver⸗ 
weiſung auf menſchliche Tätigkeit als die Urſache der Im⸗ 
miſſionen hinweiſt, das entſcheidende Gewicht auf die oben 
erwähnte ratio legis gelegt wird. Denn da die Bienenzucht 
eine Immiſſion von Bienen auf fremdes Grundſtückseigentum 
mit Notwendigkeit in weitem Umfang mit ſich bringt, ſo 
hätte der Ausſchluß der Bienenimmiſſion von den nach Maß⸗ 
gabe des § 906 zu duldenden Immiſſionen, wie der Bekl. 
mit Recht geltend macht, geradezu die Unmöglichkeit, Bienen⸗ 
zucht zu treiben, zur Folge, zumal da der Schutz des § 226 
BGB., auf den der Kl. den Bekl. verweiſen zu können glaubt, 
meiſt verſagen wird. Dieſe Folge kann aber bei der Be⸗ 
deutung, die der Bienenzucht, nicht nur — wegen der Funk⸗ 
tion der Bienen als Vermittler der Befruchtung von Pflan- 
zen — für die Landwirtſchaft im allgemeinen, ſondern auch 
als einer weitverbreiteten Art ſelbſtändiger landwirtſchaft⸗ 
licher Erwerbstätigkeit und bei der Wichtigkeit des Honigs 
als hygieniſches Nahrungsmittel zukommt, vom Geſetz nicht 
gewollt ſein. So hat denn ſchon unter der Herrſchaft des 
gemeinen Rechts, obgleich auch deſſen Quellen als Beiſpiele 
erlaubter Immiſſion nur die Immiſſion unbelebter Sub⸗ 
ſtanzen anführen, die Rechtſprechung, namentlich auch die⸗ 
jenige des Reichsgerichts und dieſes Oberlandesgerichts, kein 
Bedenken getragen, die Bienenimmiſſion als eine jenen Bei⸗ 


1) S. Planck, BGB. § 906 Aum. 3. Staudinger, BGB. 
3./4. Aufl. § 906 Anm. I, 5, a, bb. RGR. BGB. § 906 Anm. 5. 
Biermann, SR. § 906 Anm. 1, vgl. $ 907 Aum. Turn au⸗ 
Förſter, Liegen HR. § 906 Anm. 2. Neumann, BGB. $ 906 
Anm. I, 1 u. a. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege XXIV. 2. 13 
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ſpielen ähnliche Einwirkung anzuſehen ). Daß dieſelbe Auf⸗ 
faſſung aber auch dem BGB. zu Grund liegt, geht daraus 
herovr, daß bei der erwähnten Anführung der Motive: die 
weitere Entwicklung des leitenden Gedankens ſei der Praxis zu 
überlaſſen, in einer Anmerkung ausdrücklich auf die genannte, 
die Immiſſion von Bienen betreffende RGE. 12, 173 ver⸗ 
wieſen iſt, und daß ebenſo in der Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs?) ausdrücklich zur Sprache kam, es 
würde im Fall der Annahme eines in der Kommiſſion ge— 
ſtellten Antrags, der den Grundſatz der Immiſſionsfreiheit 
eingeführt wiſſen wollte, wenigſtens bei dem Wortlaut des 
Antrags zweifelhaft werden, ob ein negatoriſcher Anſpruch 
„z. B. gegen das Eindringen von Bienen“ zuſtände, ohne 
daß gleichzeitig Veranlaſſung genommen wurde, einem im 
Zuſammenhang damit geſtellten zweiten Antrag auf Auf— 
nahme eines Beiſatzes, daß auch ein die Benutzung des 
Grundſtücks nicht bloß unweſentlich beeinträchtigendes Ein- 
dringen von Tieren geduldet werden müſſe, weiter nachzu⸗ 
gehen. 

Iſt hienach mit dem Landgericht davon auszugehen, daß 
die tatſächlich von den Bienenſtänden des Bekl. ausgehende 
Immiſſion von Bienen auf das Anweſen des Kl. unter die 
„ähnlichen Einwirkungen“ des 8 906 fällt, jo erſcheint weiter 
erheblich, ob dieſe Immiſſion, wie der Bekl. einwendet und 
dem Geſagten zufolge zu beweiſen hat, die Benutzung des 
kläg. Anweſens nicht oder nur unweſentlich beeinträchtigt, 
oder durch eine Benützung des bekl. Grundſtücks herbeige— 
führt wird, die nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grund— 
ſtücken dieſer Lage gewöhnlich iſt. Das Landgericht verneint 
zwar die Ortsüblichkeit, geſteht auch zu, daß die Immiſſion 
wie fie tatſächlich ſtattfinde, eine Beeinträchtigung der Be⸗ 
nutzung des kläg. Anweſens bewirke, hält aber dieſe Beein— 
trächtigung für eine nur unweſentliche. Dieſer letzteren Auf— 
faffung kann nicht beigetreten werden. 

) Vgl. RGE. 12, 173. Württ J. B. 4, 25; 13, 174. 

2) Komm. Prot. B. III S. 123/124. 
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Es iſt bereits hervorgehoben und trotz dem Beſtreiten 
des Bekl. feſtzuhalten, daß mit Naturnotwendigkeit der Im⸗ 
miſſion von Bienen die den Bienenſtänden zunächſt gelegenen 
Grundſtücke erheblich mehr ausgeſetzt ſind, als weiter entfernt 
gelegene. Andererſeits leuchtet ohne weiteres ein, daß für 
das Maß der Immiſſion, ſowohl was die Häufigkeit des 
Eindringens, als was die Zahl der jeweils eindringenden 
Bienen betrifft, von ſehr weſentlichem Einfluß die Zahl der 
in den Bienenſtänden gehaltenen Völker iſt. Nun iſt die 
Entfernung der Bienenſtände des Bekl. von dem Anweſen, 
insbeſondere auch von dem Wohnhaus des Kl. und deſſen 
nächſter, den Hausbewohnern vielfach zum Aufenthalt die— 
nenden Umgebung eine ganz geringe, andererſeits die Zahl 
der vom Bekl. gehaltenen 75 Völker, die nicht mehr weit von 
der Grenze eines nach dem Gutachten des Sachverſtändigen 
Z. mit ungefähr 100 Völkern beginnenden Großbetriebs ent: 
fernt iſt, eine außergewöhnlich große. Da der Grad der 
Beeinträchtigung unmittelbar von dem Maß der Immiſſion 
abhängt, ſo ergeben ſchon dieſe Verhältniſſe, daß es ſich 
um eine nur unweſentliche Beeinträchtigung nicht handeln 
kann. Dies wird dann auch durch die Ergebniſſe der Be- 
weisaufnahme beſtätigt. 

(Wird im einzelnen dargelegt: nach Zurückweiſung des 
Einwands der Ortsüblichkeit fahren die Gründe fort:) 

3. Iſt nach dem Ausgeführten der Anſpruch des Kl. 
auf Unterlaſſung weiterer Beeinträchtigung ſeines Eigentums 
durch die von den Bienenſtänden des Bekl. ausgehende Im⸗ 
miſſion von Bienen an ſich begründet, andererſeits der Nach— 
weis, daß die Beeinträchtigung nur eine ſolche iſt, wie ſie 
nach § 906 geduldet werden muß, vom Bekl. nicht erbracht, 
ſo ergibt ſich die Berechtigung des Klagebegehrens, das 
entſprechend der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts !), 
wonach dem Bekl. überlaſſen iſt, die zur Herabminderung 
der derzeitigen übermäßigen Einwirkung auf das nach § 906 


y Vgl. REN. BGB. $ 906 Aum. 13 Abſ. 1 mit Zit. und JW. 
1911, 325, 20. 
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vom Kl. zu duldende Maß geeigneten Vorkehrungen ſelbſt 
zu treffen, mit Recht ganz allgemein auf Unterlaſſung ge⸗ 
richtet iſt. Um übrigens zum Ausdruck zu bringen, daß 
nach Anſicht des Gerichts eine Duldungspflicht des Kl. in⸗ 
nerhalb der Grenzen des § 906 beſteht und nur eine Im⸗ 
miſſion, wie ſie ſich aus dem dermaligen Zuſtand ergibt, un- 
zuläſſig iſt, erſcheint es angemeſſen, dem Verbot weiterer 
Beeinträchtigung beizufügen: „wie ſie derzeit ſtattfindet.“ 
Dafür, in welcher Weiſe Abhilfe geſchaffen werden kann, 
bieten einigen Anhalt die Vorſchläge des Sachverſtändigen 
B. Ob auch künftig, nach Veranſtaltung geeigneter Vor⸗ 
kehrungen ſeitens des Bekl. im Einzelfall noch eine nach 
8 906 BGB. unzuläſſige Einwirkung ſtattfindet, oder welche 
weiteren Vorkehrungen zur Verhinderung unzuläſſiger Ein- 
wirkungen gefordert werden können, iſt erſt im Zwangs— 
vollſtreckungsverfahren zu entſcheiden. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 21. März 1912 i. S. 

E. g. Gr. Nr. 733/1911. 
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B. in Strafſachen. 
7. 


Horanslehnngen der Haftung des Auftraggebers nach 
Art. 26 des Wandergewerbeſtenergeſetzes. 


Aus den Gründen: 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat die im Gemeinde⸗ 
bezirk G. OA. R. wohnhafte Hauſierhändlerin M. A. G. 
im Januar und Februar 1909 im Oberamtsbezirk R. an 
verſchiedenen außerhalb des Gemeindebezirks G. gelegenen 
Orten ohne vorgängige ausdrückliche Aufforderung im Namen 
und auf Rechnung der Angeklagten Beſtellungen auf Eß⸗ 
beſtecke und Aluminiumſchilder aufgeſucht und zwar nicht 
nur bei Kaufleuten oder ſolchen Perſonen, in deren Geſchäfts⸗ 
betrieb Waren der angebotenen Art Verwendung finden 
ſondern auch bei beliebigen anderen Perſonen; dies tat ſie 
ohne zuvor einen Wandergewerbeſchein und einen Wanderge⸗ 
werbeſteuerſchein gelöſt zu haben. Hiedurch hat ſie ſich nach der 
objektiven Seite einer Verfehlung im Sinn des Art. 22 Abſ. 13.1 
des Wandergewerbeſteuergeſetzes vom 15. Dezbr. 1899 ſchuldig 
gemacht und fie iſt gemäß Art. 23. Abſ. 2 wegen fahrläſſiger Ge⸗ 
fährdung der Wandergewerbeſteuer zur Geldſtrafe von 3 Mk. 
ſowie zur Koſtentragung und Steuernachholung rechtskräftig 
verurteilt worden. Für dieſe Geldſtrafe nebſt Koſten und 
Steuernachholung zu haften, iſt der Angekl. in den Vorin⸗ 
ſtanzen auf Grund der Feſtſtellung verpflichtet worden, daß 
er die G. mit der Ausübung des Wandergewerbes für ſeine 
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Rechnung beauftragt habe. Der von ihm hiegegen einge— 
legten Reviſion kann der Erfolg nicht verſagt werden. 

Der Art. 26 des zit. Geſetzes beſtimmt in Abſ. 1: wer 
für ſeine Rechnung mit der Ausübung eines Wandergewer⸗ 
bes eine dritte Perſon beauftragt, hat für die durch eine 
Zuwiderhandlung des Beauftragten gemäß Art. 22 und 23 
verwirkten Geldſtrafen ſowie für die Koſten des Verfahrens 
und die Nachholung der gefährdeten Steuer zu haften. 

Wenn die Reviſion zunächſt rügt, der Vorrichter habe 
ein Verſchulden des Auftraggebers, ohne welches eine Haft— 
barerklärung nach Art. 26 nicht zuläſſig ſei, nicht feſtgeſtellt, 
ſo geht dieſer Angriff fehl. Denn der Nachweis eines 
Verſchuldens des Auftraggebers an der Zuwi⸗ 
derhandlung des Beauftragten bildet keine Vorausſetzung 
für die Anwendung des Art. 26. Dies ergibt ſich aus der 
Entſtehungsgeſchichte dieſer Geſetzesbeſtimmung. Für die 
hier ausgeſprochene Haftpflicht des Auftraggebers iſt ledig— 
lich die Feſtſtellung des Auftrags zur Ausübung eines Wander— 
gewerbes und die Feſtſtellung der Gewerbeausübung des an— 
deren Teils für Rechnung des Auftraggebers ſowie die Verurtei— 
lung des Beauftragten wegen einer Zuwiderhandlung im Sinn 
der Art. 22 oder 23 entſcheidend. Auf ein vorſätzliches oder 
fahrläſſiges Verſchulden des Auftraggebers ſelbſt kommt es 
hiebei nicht an, während allerdings die Beſtrafung des Be- 
auftragten die Abſicht der Steuergefährdung oder ein wiſſent— 
liches oder wenigſtens ein fahrläſſiges Zuwiderhandeln auf 
deſſen Seite vorausſetzt. Hinſichtlich der Teilnahme an der 
ſtrafbaren Handlung und der Begünſtigung — auch des 
Auftraggebers — kommen die Beſtimmungen des StGB. 
mit der Maßgabe von ſelbſt zur Anwendung, daß die Bei— 
hilfe und Begünſtigung auch ſtrafbar ſind, wenn auf Seite 
des Täters nur eine Uebertretung vorliegt, Art. 22 Abſ. 3. 
Hievon verſchieden und als ſelbſtändige Strafbeſtimmung iſt 
die des Art. 26 gegenüber dem Auftraggeber aus nahelie⸗ 
genden rein fiskaliſchen Gründen vom Geſetzgeber aufgeſtellt. 
Für ſie ſind im Abſ. 2 die einzelnen Ausnahmefälle ange⸗ 
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führt, in denen die in Abſ. 1 beſtimmte Haftung wegfällt 
und unter dieſen iſt der Fall daß den Auftraggeber kein 
Verſchulden treffe, nicht erwähnt. Nach den Geſetzesmateria⸗ 
lien ) ſollte im Intereſſe des Fiskus der häufig vorkom⸗ 
mende Fall getroffen werden, daß Beauftragte für Rechnung 
des Auftraggebers den Betrieb ausüben und hiebei ſich Ver⸗ 
fehlungen zu ſchulden kommen laſſen, und es erſchien die 
Haftbarmachung des Auftraggebers deshalb angezeigt, weil 
die Beauftragten in der Regel mittelloſe Bedienſtete des 
erſteren ſeien; ſie ſei auch notwendig zur Anwendung des 
Geſetzes, da ſonſt jeder durch zahlungsunfähige Leute hau- 
ſieren und zu ſeinem Nutzen Steuer hinterziehen laſſen könnte, 
wobei ſeine Haftung nur in den ſeltenſten Fällen praktiſch 
würde; durch dieſe Haftung werde zugleich darauf hinge— 
wirkt, daß die Auftraggeber in der Auswahl ihres Perſonals, 
das ſie hinausſchicken, vorſichtiger ſeien; für die Beſtrafung 
wegen Anſtiftung ꝛc. brauche man keine beſondere Vorſchrift, 
da ſolche ſchon aus den allgemeinen ſtrafrechtlichen Grund— 
ſätzen folge. Aus dieſen Gründen wurde in der Kommiſ— 
ſionsberatung der II. Kammer ein Antrag zurückgezogen, 
welcher als Erfordernis für die Anwendung des Art. 26 
ausſprechen wollte, daß die ſtrafbaren Handlungen im Auf— 
trag und für Rechnung eines Dritten begangen ſeien und 
daß letzterer nach der Art ſeines eigenen Verſchuldens im 
Sinn der Art. 22 und 23 mit der daſelbſt feſtgeſetzten Strafe 
abgeſehen von der Haftung für Koſten und Steuernachholung 
zu belegen ſei. Auch wurde darauf hingewieſen, daß eine 
ganz gleiche Beſtimmung ſchon das frühere Steuergeſetz von 
1873 in Art. 106 hatte, ebenſo eine ähnliche im Weidegeſetz 
vom 26. März 1873 in Art. 85 ſich findet, wonach Ge— 
meinden und Private für die Weideexzeſſe der von ihnen 
angeſtellten Hirten und zwar für die verwirkten Geldſtrafen 
wie für die Koſten und Entſchädigungen zu haften haben. 

Dieſe Entſtehungsgeſchichte weiſt unzweifelhaft darauf 
y Ph. II. K. 1895/97 Beil. 37 u. 228, Beil. Bd. VII S. 559, Prot. 
179. Sitzg., I. K. 1898 Beil. XXVI. 
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hin, daß der Geſetzgeber die Anwendbarkeit des Art. 26 
nicht auf ein Verſchulden des Auftraggebers, das ihn bei 
der Zuwiderhandlung des Beauftragten treffen würde, ab— 
geſtellt hat, ferner daß die Haftung des Auftraggebers auch 
beſteht, wenn die Verfehlung ohne ſein Wiſſen und ſeinen 
Willen erfolgte oder wenn er etwa ſelbſt ſtrafrechtlich an 
der Verfehlung beteiligt iſt. In dieſem Sinn iſt auch die 
vorerwähnte Vorſchrift unter „die Strafbeſtimmungen“ des 
Weidegeſetzes aufgenommen worden und eine ähnliche ent- 
hält das preußiſche Hauſierſteuergeſez vom 3. Juli 1876 
in § 23 und das ſächſiſche Geſetz vom 1. Juli 1878 in 8 19, 
wobei in Theorie und Praxis anerkannt iſt, daß der Nach⸗ 
weis eines doloſen oder kulpoſen Verhaltens auf Seite des 
haftenden Auftraggebers nicht erforderlich iſt, vgl. Fuiſting 
die preuß. direkten Steuern (1900) Bd. III. S. 436 Nr. 2 
zu § 23 des Hauſiergeſetzes. Ohne Rechtsirrtum hat des— 
halb der Vorrichter die Feſtſtellung eines Verſchuldens des 
Angeklagten unterlaſſen und beim Zutreffen der übrigen 
Vorausſetzungen des Art. 26 den Umſtand für bedeutungs— 
los erklärt, daß die G. ſich nicht an die erteilte Inſtruktion 
gehalten hat. 

Die Reviſion bemängelt weiterhin die Feſtſtellung des 
Vorrichters, die G. ſei die Beauftragte des An⸗ 
geklagten geweſen und fie habe nicht auf eigene Rech— 
nung gehandelt. Soweit dieſe Bemängelung darauf geſtützt 
wird, daß der Angeklagte die beſtellten Waren nicht an die 
Beſteller ſondern an die G. überſandte und daß dieſe die 
Waren nur gegen Nachnahme geliefert erhielt, ſtehen dieſe 
Umſtände rechtlich der Annahme nicht entgegen, daß der 
Angekl. die G. für ſeine Rechnung mit der Ausübung des 
Wandergewerbes beauftragte und dieſe das letztere tatſächlich 
für Rechnung des Angeklagten ausübte. Denn erſteres kann 
unſchwer auf Rückſichten der Vereinfachung des Geſchäfts— 
betriebs und letzteres auf das berechtigte Intereſſe des An- 
geklagten zurückgeführt werden, ſich gegen etwaige Verun— 
treuungen der G. oder gegen Schädigungen zu ſchützen, die 
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aus einem Verkauf ſeiner Waren an zahlungsunfähige Ab- 
nehmer ſeitens der G. ihm erwachſen konnten. Jene Be⸗ 
weistatſachen ſchließen an ſich die trotzdem getroffene Feſt⸗ 
ſtellung nicht aus, daß die G. als die Beauftragte des An⸗ 
geklagten gehandelt, als ſolche für deſſen Rechnung die Be⸗ 
ſtellungen aufgeſucht hat. 

Dagegen erheben ſich begründete Zweifel, ob die die 
erſte Vorausſetzung der Anwendung des Art. 26 bildende 
Feſtſtellung, daß der Angeklagte die G. mit der Aus⸗ 
übung des Wandergewerbes beauftragt hat, 
auf rechtlich einwandfreier Grundlage beruht. Die Reviſion 
beſtreitet, daß, falls je eine Beauftragung durch den Angekl. 
vorläge, dieſe der G. gegenüber dahin gegangen ſei, für 
ſeine Rechnung „in wandergewerbeſteuerpflichtiger Weiſe“ 
Beſtellungen aufzuſuchen, und ſie beruft ſich hiefür auf die 
mit Ueberſendung der Legitimationskarte der G. erteilte In⸗ 
ſtruktion. Nach dem Inhalt des angefochtenen Urteils hat 
der Angeklagte für die G. in Gemäßheit der 88 44, 44 a 
RGew. eine für inländische Handlungsreiſende im deutſchen 
Reich gültige und für die G. von der Polizeiverwaltung E. 
im Januar 1909 ausgeſtellte Legitimationskarte erwirkt und 
ihr zugeſandt, um ihr zu ermöglichen, als in ſeinem Dienſt 
ſtehende Reiſende für die Zwecke ſeines Gewerbebetriebs 
außerhalb des Gemeindebezirks ſeiner gewerblichen Nieder⸗ 
laſſung Beſtellungen auf Waren zu ſuchen. In dem der 
Karte beigelegten Zettel, auf den das Urteil Bezug nimmt, 
wird die G. aufmerkſam gemacht, daß ſie mit der Legitima⸗ 
tionskarte von Haus zu Haus gehen dürfe, um Beſtellungen 
auf Druckſchriften, Bilder und Hausſegen ſeines Katalogs 
entgegenzunehmen und daß ſie die übrigen Gegenſtände und 
Fabrikate bei Geſchäftsleuten, in deren Betrieb die Sachen 
gebraucht werden, abſetzen dürfe, ſowie daß ſie ſich nach den 
näheren, auf dem zweiten Blatt der Legitimationskarte ab— 
gedruckten Beſtimmungen zu richten habe. Hiemit war nun 
aber nicht etwa ein Auftrag zur Ausübung „eines Wander: 
gewerbes“ oder zum Aufſuchen von Beſtellungen „in wan- 


190 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


dergewerbeſteuerpflichtiger Weiſe“ gegeben. Denn nach § 44, 
44 a GewO. berechtigt der Betrieb eines ſtehen den Ge- 
werbes auch zum Aufſuchen von Warenbeſtellungen außer— 
halb des Gemeindebezirks der gewerblichen Niederlaſſung 
durch die im Dienſt des Gewerbetreibenden ſtehenden Rei⸗ 
ſenden für die Zwecke des Gewerbebetriebs desſelben und 
für deſſen Rechnung; das Aufſuchen von Warenbeſtellungen 
darf aber, mit Ausnahme von Druckſchriften und Bild— 
werken, ohne vorherige ausdrückliche Aufforderung nur bei 
Kaufleuten in deren Geſchäftsräumen oder bei ſolchen Per— 
ſonen geſchehen, in deren Geſchäftsbetrieb Waren der ange— 
botenen Art Verwendung finden; es genügt hiefür eine Le— 
gitimationskarte. Das Aufſuchen von Warenbeſtellungen in 
der vorbezeichneten Art iſt im $ 55 RGewd. ausdrücklich 
vom „Gewerbebetrieb im Umherziehn“ ausgeſchieden 
und ſofern nach obigem eine Legitimationskarte genügt, nicht 
als ein Fall jenes Gewerbebetriebs erklärt. In gleicher 
Weiſe und im Anſchluß hieran (vgl. Jahrb. der W. Rpf. 
Bd. 16 S. 234, 240) hat das württ. Wandergewerbeſteuer— 
geſetz das Aufſuchen von Warenbeſtellungen wenn es in der 
vorerwähnten Art im Sinn des § 44 Ubi. 1 u. 3, § 44a 
RGewdo. geſchieht, von der Wandergewerbeſteuerpflicht aus— 
drücklich ausgenommen, Art. 4 Abſ. 2 Z. 3 vgl. mit Art. 2 
Z. 3 daſelbſt. Sowohl der Inhalt der für die G. vom An— 
geklagten erwirkten Legitimationskarte als auch die oben 
angeführte Anweiſung des Angeklagten auf dem beigegebenen 
Zettel bringen lediglich die Beauftragung zur Ausübung 
einer zum ſtehenden Gewerbebetrieb gehörigen und vom ſog. 
Hauſierbetrieb im Sinn des Geſetzes ausgenommenen Be— 
triebsform zum Ausdruck. Eine Ausübung des Gewerbe— 
betriebs im Sinn dieſer Beſtimmungen erforderte weder 
einen Wandergewerbeſchein noch einen Wandergewerbeſteuer— 
ſchein. | 

Nun hat die G. allerdings in Widerſpruch mit dieſen 
Beſtimmungen auch bei beliebigen dritten Perſonen auf Eß— 
beſtecke und Aluminiumſchilder Beſtellungen ohne den hiefür. 
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vorgeschriebenen Schein aufgeſucht und und damit ein Wan- 
dergewerbe ausgeübt. Für die Strafe aus dieſer Zumider: 
handlung haftet der Angekl. aus Art. 26 aber nur, wenn 
die G. mit der Ausübung eines Wandergewerbes 
im Sinn des Geſetzes, alſo mit dem Aufſuchen von jenen 
Warenbeſtellungen bei beliebigen Perſonen und ohne die 
Einſchränkung im Sinn des zit. 8 44 und des zit. Art. 4 
vom Angeklagten für ſeine Rechnung beauftragt war. Daß 
aber der Auftrag des Angekln. an die G. ſich auch auf 
dieſe weitergehende Form bezog, iſt aus den Urteilsgründen 
nicht zweifelsfrei erkennbar, ja die ausdrückliche Bezugnahme 
auf den Inhalt der Legitimationskarte und des beigelegten 
Zettels begründet vielmehr eine Vermutung für das Gegen— 
teil und gibt mindeſtens dem Verdacht Raum, daß der Vor: 
richter bei der getroffenen Feſtſtellung jene Unterſcheidung 
im Geſetz nicht beachtet hat. Die von ihm für bedeutungs— 
los erklärte Ueberſchreitung der vom Angekln. erteilten In- 
ſtruktion iſt nur dann ohne Einfluß auf die Haftung des 
Angekln., wenn deſſen Auftrag auf die Ausübung eines 
Wandergewerbes ging, während beim Mangel eben dieſes 
Auftrags die Strafbarkeit oder Haftung aus Art. 26 für 
ihn überhaupt ganz entfällt. 

Bei dieſer Sachlage war das Urteil nebſt den ihm zu 
Grunde liegenden Feſtſtellungen aufzuheben. 

Urteil des Ferienſenats v. 18. Juli 1910 in der Straf— 

ſache gegen L. Kl. in E. im W. wegen Wandergewerbe— 

ſteuergefährdung. 


8. 


Hachbeſchüdigung durch Verletzung einer aus dem 
Garten vertriebenen fremden Henne. 


Der Angeklagte iſt Eigentümer eines mit Gras und 
Beerenſträuchern bepflanzten Gartens in B. An dieſen ſtößt 
ein dem E. F., einem Nachbarn des Angeklagten, mit dem 
letzterer ſeit längerer Zeit verfeindet iſt, gehöriger Garten, 
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gegen den der Angeklagte ſein Grundſtück durch einen 80 
bis 100 em hohen Drahtzaun abgeſchloſſen hat. Gleich⸗ 
wohl kamen hin und wieder aus dem Garten des F. Hühner 
des letzteren in denjenigen des Angeklagten hinüber. So 
traf dieſer einmal im März 4 Hühner des F. in ſeinem 
Garten, in dem ſie aber damals wegen der noch nicht weit 
vorgeſchrittenen Jahreszeit keinen Schaden anrichten konnten. 
Ohne den Verſuch zu machen, die Hühner durch Zuruf oder 
ein anderes ungefährliches Mittel zu vertreiben, warf der 
Angeklagte an dieſem Tage in ſeinem Zorn größere Steine 
ſowie Brettſtücke von etwa 30 cm Länge 6—8 cm Breite 
und 2 cm Dicke nach den Hühnern. Er traf auch mit einem 
ſolchen Brettſtück eines der Hühner, das infolge des wuch⸗ 
tigen Wurfs einen Bruch eines ſeiner Füße erlitt. Durch 
dieſe Verletzung iſt dem F. ein nach ſeiner Höhe nicht näher 
ermittelter, übrigens nicht ſehr erheblicher Schaden erwachſen, 
weshalb derſelbe Strafantrag gegen den Angeklagten geſtellt 
hat. Das Vorbringen des letzteren, er habe die Hühner 
nicht treffen, ſondern nur verſcheuchen wollen und das ver— 
letzte Huhn nur aus Zufall getroffen, iſt von dem Berufungs⸗ 
gericht als widerlegt erachtet worden. Nach der ganzen 
Sachlage, insbeſondere nach den Angaben des Zeugen Sch. 
könne es keinem Zweifel unterliegen, daß der Angeklagte die 
Hühner habe treffen wollen, beim Werfen mit ſo ſchweren 
Gegenſtänden ſei es auch für jedermann klar, daß die da— 
durch etwa getroffenen Hühner höchſt wahrſcheinlich verletzt 
werden. Dieſer Umſtände ſei ſich auch der Angekl. bewußt 
geweſen, der Erfolg ſeines Werfens — die Verletzung der 
Hühner — ſei von ihm zum Voraus gebilligt worden; er 
habe alſo mindeſtens eventuell auch die Verletzung derſelben 
gewollt. Das Berufungsgericht hat damit in rechtlich ein⸗ 
wandfreier Weiſe zunächſt das feſtgeſtellt, daß der Angell. 
eine fremde Sache vorſätzlich beſchädigt hat. Es bejaht auch 
die Rechtswidrigkeit der Tat und das Bewußtſein 
des Angekl. von dieſer Rechtswidrigkeit, in dem es ausführt, 
dem Angekl. ſeien leichtere Mittel zur Vertreibung der Hühner 
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als deren Beſchädigung zur Verfügung geſtanden; er hätte 
dieſelben durch Zurufe, Klatſchen mit den Händen u. dergl. 
mit Leichtigkeit verjagen können; mehr habe er auch nach 
ſeinem eigenen Vorbringen nicht gewollt, weiter habe derſelbe 
auch nicht gehen dürfen; daß der Angekl., um die Hühner 
für künftige Fälle abzuſchrecken, ſie nicht habe beſchädigen 
dürfen, ſei ſelbſtverſtändlich. Eventuell hätte er die künftige 
Fernhaltung der Hühner durch eine Unterlaſſungs⸗, Schadens⸗ 
erſatzklage ic. gegen F. erreichen können. All dies habe der 
Angekl. gewußt. Derſelbe habe auch nicht etwa irrtümlich 
angenommen, daß ihm ein Recht zur Beſchädigung der Hühner 
zuſtehe. Seiner dahingehenden, erſt nachträglich aufgeſtellten 
Behauptung habe man wegen des ſpäten Hervortretens 
mit dieſer und deshalb, weil er auch jetzt noch in erſter 
Linie geltend mache, er habe die Hühner nur verſcheuchen, 
nicht aber treffen wollen, keinen Glauben beigemeſſen. Das 
Berufungsgericht ſchließt daher insbeſondere das Zutreffen 
der §§ 229, 859 BGB. aus. 

In dieſen Ausführungen iſt nirgends ein Rechtsirrtum 
zu erkennen. Der Angekl. kommt in ſeiner Reviſionsbegrün⸗ 
dung nicht mehr darauf zurück, daß er geglaubt habe, die 
Hühner beſchädigen zu dürfen; er macht vielmehr nur noch 
objektiv geltend, er ſei zum Schutze ſeines Eigentums für 
Gegenwart und Zukunft berechtigt geweſen; er habe das 
Recht gehabt, die Schaden ſtiftenden Hennen aus dem Garten 
zu vertreiben und für die Zukunft abzuſchrecken und zwar 
mit Gewalt und er habe dieſe Befugnis nicht überſchritten, 
alſo auch nicht rechtswidrig gehandelt. Der Angekl. ſchreibt 
ſich alſo das Recht zur Beſchädigung der Hühner zwecks 
Vertreibung derſelben aus ſeinem Garten zu. 

Nach § 859 BGB. darf ſich der Beſitzer verbotener 
Eigenmacht mit Gewalt erwehren. Daß eine ſolche Eigen⸗ 
macht, insbeſondere eine Störung des Beſitzers in ſeinem 
Beſitze ohne deſſen Willen auch durch Tiere geſchehen kann, 
iſt zweifellos, da hiezu eine objektive Beeinträchtigung des 
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Beſitzes genügt!). Man kann vorliegend den Tatbeſtand 
einer durch F. mittels der Hühner gegen den Angekl. ver⸗ 
übten Eigenmacht bejahen und daher annehmen, daß dieſer 
ſich der in ſeinem Garten eingedrungenen Hühner mit Ge— 
walt erwehren durfte. Allein die Gewalt darf nicht weiter 
gehen, als zur Abwehr des Eingriffs erforderlich iſt?). Das 
Berufungsgericht hat nun aber auf Grund tatſächlicher und 
daher einem Reviſionsangriff entzogener Würdigung der Er— 
gebniſſe der Hauptverhandlung feſtgeſtellt, daß zur Erreichung 
des von dem Angekl. verfolgten Zwecks der Vertreibung der 
Hühner eine Beſchädigung derſelben nicht erforderlich war. 
Der Angekl. kann daher aus & 859 Ab. 1 BGB. kein Recht 
zu derſelben ableiten. 

In § 229 BGB. iſt u. a. die Beſchädigung einer Sache 
im Wege der Selbſthilfe für berechtigt erklärt, wenn obrig⸗ 
keitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen iſt und ohne ſo— 
fortiges Einſchreiten die Gefahr beſteht, daß die Verwirk— 
lichung des Anſpruchs vereitelt oder weſentlich erſchwert wird. 
Der 8 229 will die Befriedigung „auf dem Wege einer der 
Staatsgewalt vorauseilenden, privaten, proviſoriſchen Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſichern“ 3); er geſtattet alſo nur ſolche Maßnah⸗ 
men, welche die obrigkeitlichen Organe im Falle ihrer An: 
rufung zur Sicherung des gefährdeten Anſpruchs treffen 
dürfen. Daß aber wegen des Anſpruchs des Angekl. auf 
Entfernung der Hühner aus ſeinem Garten, auf künftige 
Fernhaltung derſelben von dieſem im Wege der Zwangs— 
vollſtreckung oder des Arreſtes eine Beſchädigung der Hühner 
nicht erwirkt werden kann, bedarf keiner Ausführung. Aber 
auch noch aus einem andern Grunde kann ſich der Angel. 
nicht auf das Recht der Selbſthilfe berufen. Nach $ 230 
Abſ. 1 BGB. darf dieſe nicht weitergehen als zur Abwen— 
dung der Gefahr erforderlich iſt. Daß aber zu dieſem Zwecke 

1) Vgl. Staudinger, Komm. z. BGB. $ 858 Aum. I 2a, RG}. 
67 S. 389. 


2) Vgl. Staudinger, 1c $ 859 Anm. I, 2 RGSt. 34 S. 251. 
3) Vgl. RGSt. 35 S. 405, 406. 
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die Beſchädigung eines der Hühner nicht notwendig war, 
hat, wie bemerkt, das Berufungsgericht tatſächlich, alſo in 
einer das Reviſionsgericht bindenden Weiſe feſtgeſtellt. In 
das gleiche Gebiet tatſächlicher Würdigung gehört auch die 
von dem Berufungsgericht getroffene Feſtſtellung, daß der 
Angeklagte ſich des Mangels eines Rechtes zu einer Be⸗ 
ſchädigung der Hühner bewußt geweſen ſei!). 

Urteil des Ferienſenats vom 25. Juli 1910 in der 

Strafſache gegen G. M. in B. wegen Sachbeſchädi⸗ 

gung. 


9. 


Bedeutung der Worte in S 503 StpO. „wenn den 
Anträgen des Brivatklägers nur zum Geil 
entſprochen worden if.“ 


Aus den Gründen: 

Zuläſſig iſt die Rüge einer Verletzung des §S 503 StPO., 
ſoweit, wie hier geſchehen, eine Koſtenverteilung angeſichts 
der ausgeſprochenen Verurteilung des Angeklagten überhaupt 
als ungeſetzlich angefochten wird. Denn die über die Koſten⸗ 
tragung in den 88 497 ff. der StPO. gegebenen Vorſchriften 
ſind materiellrechtlicher Natur und gehören nicht zu den dem 
Reviſionsangriff nach $ 380 entzogenen Rechtsnormen über 
das Verfahren. 

Die Rüge erſcheint auch begründet. Der Vorrichter hat 
die Koſtenverteilung darauf geſtützt, daß den Anträgen des 
Privatklägers nur zum geringeren Teil entſprochen wurde 
und die beſtrafte Beleidigung die geringſte unter den mehreren 
zur Klage erhobenen bilde. Nun iſt aber ſowohl in der 
Privatklage als auch nach dem Inhalt der Urteilsgründe 
angenommen worden, daß die mehreren zum Gegenſtand der 
Privatklage gemachten Aeußerungen eine einheitliche 

) Vgl. auch Sörgel, Jahrbuch des Strafrechts und des Straf: 


prozeſſes von 1909 8 303 2, Bayer. Oberſtes Landesgericht in Strafſ. 8 
S. 4. 
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Straftat bilden und nicht etwa in realer Konkurrenz 
ſtehen. Für einen ſolchen Fall erachtet der Strafſenat in 
Abweichung von einer früheren Entſcheidung des Ferienſtraf⸗ 
ſenats die Beſtimmung des § 503 Abſ. 3 StPO. nicht als 
anwendbar. 

Nach § 503 Abi. 3 iſt eine Koſtenverteilung zuläſſig, 
wenn den Anträgen des Privatklägers nur zum Teil ent⸗ 
ſprochen worden iſt. Die Auslegung dieſer Beſtimmung iſt 
beſtritten und geſchieht in der Praxis der Gerichte in ſehr 
verſchiedener Weiſe. Der Wortlaut läßt für ſich allein bei 
der ganz allgemeinen Faſſung allerdings die Deutung zu, 
daß unterſchiedslos in je dem Fall irgend einer Abweichung 
des Gerichts von den Anträgen des Privatklägers die Koſten⸗ 
verteilung zugelaſſen ſei. Dies würde folgerichtig dazu führen, 
ſie auch zuzulaſſen, wenn der Privatkläger mit ſeinen An⸗ 
trägen lediglich hinſichtlich der Strafart oder des Straf— 
'maßes unterliegt oder ihnen nur in geringerem Grad ſtatt⸗ 
gegeben wird — eine Konſequenz, die jedoch von den Ver— 
tretern der weitergehenden Auslegung ausnahmslos abgelehnt 
wird. Aus demſelben Grund muß die Anwendbarkeit des 
§ 503 Abſ. 3 StPO. auch dann entfallen, wenn den An- 
trägen des Privatklägers die Annahme einer mehrere Straf— 
geſetze im Sinn des § 73 StGB. verletzenden Straftat zu⸗ 
grunde liegt und vom Gericht nur wegen eines gegen ein 
einziges Strafgeſetz verſtoßenden Handelns verurteilt wird, 
und ebenſo wenn bei einer Anklage wegen eines fortgeſetzten, 
aus mehreren Aeußerungen beſtehenden Beleidigungsdelikts 
einzelne Akte oder Aeußerungen ausſcheiden. Die Auffaſſung 
des rechtlichen Charakters der Kundgebung als einer ein— 
heitlichen Tat bleibt hiebei unberührt, dem bloßen Wegfall 
der einen Geſetzesverletzung oder einzelner die juriſtiſche 
Einheit einer fortgeſetzten Straftat bildender Akte kann eine 
ausſchlaggebende Bedeutung für die Koſtentragungspflicht 
nicht zukommen, ſofern das was als erwieſen angenommen 
wird, die Tatbeſtandsmerkmale einer Beleidigung erſchöpft 
und zu der vom Privatkläger bezweckten Verurteilung wegen 
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Beleidigung führt. Denn der Antrag des Privatklägers 
braucht nur auf dieſe gerichtet zu fein und wenn Privat- 
kläger bei Angabe des anzuwendenden Strafgeſetzes (vgl. 
8 421, 198 StPO.) in der Privatklage von einer anderen 
rechtlichen Beurteilung ausgeht als hernach das erkennende 
Gericht, ſo kann dies für eine Koſtenverteilung gemäß § 503 
Abſ. 3 ebenſowenig entſcheidend ſein als wenn er die Feſt⸗ 
ſetzung einer Freiheisſtrafe beantragt, das Gericht aber nur 
auf eine Geldſtrafe erkennt. Die rechtliche Qualifizierung 
der zum Gegenſtand der Privatklage gemachten Tat ſeitens 
des Klägers iſt für das Gericht ebenſo wie im Verfahren 
auf öffentliche Klagerhebung des Staatsanwalts völlig gleich⸗ 
giltig, das Gericht muß nach dem Ergebnis der Verhand— 
lung die Straftat nach allen Merkmalen würdigen und dieſe 
wird ſich hiebei ſchon nach der tatſächlichen Seite ſehr häufig 
anders als in der Privatklage angenommen herausſtellen, 
hiemit aber auch die Anwendung eines anderen rechtlichen 
Geſichtspunktes begründen, ohne daß die Identität der in 
der Privatklage und der im Urteil verfolgten Tat als ſolcher 
hiedurch irgendwie in Frage geſtellt würde. 

Die Anwendbarkeit der Vorſchrift des § 503 Abſ. 3 
auf die Fälle der idealen Konkurrenz würde auch zu einem 
rein formaliſtiſchen Standpunkt führen, der vom Geſetzgeber 
nicht gewollt ſein kann: denn falls immer der Privatkläger 
ſich enthalten würde, einen formulierten Antrag zu ſtellen 
und ſich damit begnügt, die Verurteilung wegen Beleidigung 
unter Beachtung der Vorſchrift des § 198 Abſ. 1 StPO., 
ſowie mit Anführung bloß des § 185 StGB. zu beantragen, 
ſo würde er einer für ihn ungünſtigen Anwendung des Abſ. 3 
8 503 StPO. in allen Fällen der Verurteilung entgehen, 
während die für ihn an ſich überflüſſige und für das Ge⸗ 
richt unerhebliche Anführung weiterer Strafgeſetze in ſeinem 
Antrag jene Anwendung rechtfertigen würde. Hiezu kommt, 
daß für das Vergehen der Beleidigung in § 185 und § 186 
StGB. genau die gleiche Strafe angedroht iſt und nur unter 
der beſonderen Vorausſetzung des § 188 die Möglichkeit 
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einer ſchwereren Beſtrafung im Fall des $ 186 durch Zu: 
erkennung einer Buße gegeben iſt. In dieſem Sinn ſpricht 
denn auch Knies in ſeinem Lehrbuch des Strafprozeßrechts 
von einer „Klugheitsregel“ für den Privatkläger, ſeine Ans 
träge nicht beſtimmt zu formulieren. Ferner bleibt auch 
ein etwaiger Beweisantritt des Privatklägers für gewiſſe 
Tatumſtände, die hernach vom Gericht als unerheblich oder 
unbewieſen erklärt werden, trotz der dadurch veranlaßten 
Erhöhung der Koſten des Verfahrens im Fall einer Verur— 
teilung für die Frage einer Anwendung des Abſ. 3 S 503 
belanglos. Dies iſt de lege lata auch in der Begründung 
zum Entwurf einer neuen Strafprozeßordnung anerkannt und 
deshalb in § 490 des Entwurfs eine Erweiterung der zu⸗ 
läſſigen Koſtenverteilung für den Fall vorgeſchlagen, daß 
der Privatkläger einen Teil der Auslagen verſchuldet hat; 
es wird daſelbſt S. 378 ausgeführt, die in Abſ. 3 § 503 
gegebene Umgrenzung habe ſich in der Praxis als zu eng 
erwieſen und es kommen nicht ſelten Fälle vor, in denen 
zwar den Anträgen des Privatklägers entſprochen werde, 
aber ein erheblicher Teil der Koſten durch zweckloſe Beweis— 
anträge vom Privatkläger ſchuldhafter Weiſe veranlaßt wor— 
den ſei. | 
Entſcheidend für die Beurteilung der ftrittigen Frage 
iſt deshalb vor allem, ob erkennbar in $ 503 StPO. eine 
grundſätzliche Abweichung von dem die Koſten⸗ 
tragungspflicht des zu Strafe Verurteilten als Prinzip re- 
gelnden $ 497 StPO. vom Geſetzgeber aufgeſtellt werden 
wollte. Dieſe Frage muß nach den Geſetzesmaterialien verneint 
werden. Nach der die Strafp rozeßordnung beherrſchenden 
Grundregel des 8 497 hat der Angeklagte falls er zu Strafe 
verurteilt wird, die Koſten zu tragen und zwar gleichgültig 
von welchem rechtlichen Geſichtspunkt aus er wegen der ihm 
zur Laſt gelegten Handlung verurteilt wurde, ob abweichend 
oder übereinſtimmend mit dem Eröffnungsbeſchluß, gleich⸗ 
gültig ob in letzterem eine ideal konkurrierende oder fortge⸗ 
ſetzte Handlung angenommen wurde und das erkennende 
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Gericht dann nur wegen Verletzung eines einzigen Straf: 
geſetzes oder bei Anklage wegen mehrerer zu einer Geſamt— 
ſtraftat zuſammengefaßter Akte oder Aeußerungen nur wegen 
einzelner dieſer oder auch nur wegen eines einzelnen Aktes 
verurteilt hat. Nur falls die Anklage mehrere ſelbſtändige 
ſtrafbare Handlungen umfaßt und bloß in Anſehung eines 
Teils derſelben der Angeklagte verurteilt wird, hat er die 
beſonderen Koſten nicht zu tragen, die durch die Verhandlung 
der übrigen mit einer Freiſprechung abſchließenden Straf- 
fälle erwachſen find, 8 498 StPO. Dieſe Normen finden 
auch auf das Privatklageverfahren Anwendung, inſoweit 
nicht für dieſes der §S 503 etwas Abweichendes vorſchreibt. 
Dies folgt ſchon aus der allgemeinen Beſtimmung des § 424 
Abſ. 1 StPO., der die Vorſchriften über das Verfahren auf 
erhobene öffentliche Klage als anwendbar erklärt und hienach 
erſcheint der $ 503 lediglich als eine Ergänzung der 
vorausgehenden allgemeinen Beſtimmungen, die durch die 
Beſonderheit des Privatklageverfahrens notwendig war und 
eine Anpaſſung des letzteren an jene allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen bezweckte, nicht aber eine prinzipiell andere Re⸗ 
gelung. Dies zeigen deutlich eine Vergleichung der einzelnen 
Vorſchriften des § 503 und deſſen Entſtehungsgeſchichte. 
Das weſentlich unterſcheidende Merkmal liegt darin, 
daß im Privatklageverfahren an Stelle des Staates der 
Privatkläger tritt und erſterem die Koſten nie auferlegt werden 
dürfen. In dieſem Sinn begründet nach Abſ. 1 des § 503 
die Verurteilung des Angeklagten in die Koſten auch ſeine 
Erſtattungspflicht hinſichtlich der dem Privatkläger erwach⸗ 
jenen notwendigen Auslagen, die hier als ein Teil der Koſten 
des Verfahrens angeſehen werden; der Abſ. 2 bezeichnet den 
Privatkläger als den koſtenpflichtigen Teil in den Fällen, 
in denen bei der öffentlichen Klage die Staatskaſſe die Koſten 
zu tragen hat — beide Abſätze entſprechen ſomit den geltenden 
Vorſchriften des 8 497 StPO.; der Abſ. 4 entſpricht dem 8 498 
Abſ. 2, die darin ausgeſprochene Haftung der mehreren Privat⸗ 
kläger ebenſo wie mehrerer Angeklagter als Geſamtſchuldner iſt 
14 * 
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lediglich die dem § 498 Abſ. 2 entſprechende Folgerung aus 
der Stellung der Parteien in dieſem Verfahren und das 
gleiche trifft für den einem Beſchluß der Reichstagskommiſſion 
entſtammenden Abſ. 5 zu, der für den Fall der Zuziehung 

-eines Anwalts die Erſtattungspflicht analog der ZPO. (§ 91) 
regelt. Der Abſatz 3 aber bringt die notwendige Anpaſſung 
an den Grundſatz des § 498 Abſ. 1 und an die daſelbſt für 
die Fälle der Realkonkurrenz getroffene Regelung; dafür aber 
daß in ihm für das Privatklageverfahren die ſcharfe Ab- 
ſcheidung der Fälle von Ideal⸗ und Realkonkurrenz verlaſſen, 
ſpeziell von dem Grundprinzip des § 497 Abſ. 1 abgewichen 
und ein vollſtändig neuer Grundſatz hierüber aufgeſtellt werden 
wollte, fehlen im Geſetz ſelbſt und in den Materialien hiezu 
alle Anhaltspunkte. Eine ſolche prinzipielle Abweichung aber 
liegt in der vom Vorrichter vertretenen Auslegung. 

Schon die Einreihung dieſer Vorſchrift zwiſchen die 
vorerwähnten, lediglich für das Privatklageverfahren not— 
wendig gewordenen Ergänzungsvorſchriften berechtigt zu der 
Annahme, daß auch mit dem Inhalt dieſes Abſatzes eine 
grundſätzliche Abweichung von den allgemeinen Vorſchriften 
über die Koſtentragungspflicht jedenfalls in dem weſentlichen 
Teil der Unterſcheidung von Ideal⸗ und Realkonkurrenz der 
Straffälle nicht bezweckt und ausgeſprochen wurde. Falls 
eine derartige Abſicht des Geſetzgebers vorgelegen wäre, ſo 
müßte ſie wenigſtens in den Motiven zur StPO. oder im 
Bericht der Juſtizkommiſſion irgendwie zum Ausdruck ge⸗ 
kommen ſein. Allein dies trifft nicht zu: ſchon der Entwurf 
hat in 8 424 dieſelbe Beſtimmung vorgeſehen, wie auch die 
Abſ. 1, 2 u. 4 ſchon darin enthalten waren und in den Mo⸗ 
tiven iſt lediglich die materiellrechtliche Natur der Koſten⸗ 
pflichtvorſchriften der StPO. mit dem Anfügen hervorgehoben, 
daß motivierende Bemerkungen nur bezüglich einzelner 88 
notwendig ſeien ). Eine nähere Begründung iſt nun aber 
zu der kritiſchen Vorſchrift nicht gegeben, eine Bemerkung 
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überhaupt nicht gemacht worden und ſie konnte als über⸗ 
flüſſig doch nur dann unterbleiben, wenn die Abſicht beſtand, 
das Privatklageverfahren auch hinſichtlich der Koſtentragung 
ſoweit möglich an das Strafverfahren auf erhobene öffent⸗ 
liche Klage auch in dieſem Teil anzupaſſen und nicht eine 
ſo durchgreifende Abweichung von der DA des 8 497 
StPO. aufzuſtellen. 

Eine gewiſſe Abweichung iſt nur von der Vorſchrift 
des § 498 Abi. 1 StPO. im Abſ. 3 S 503 gegeben, jofern 
nicht die ſtrikte Vorſchrift feſtgehalten wird, bei der Anklage 
wegen mehrerer ſtrafbarer Handlungen den Angeklagten von 
der Tragung der beſonderen Koſten zu entbinden, die durch 
die Verhandlung der Straffälle, wegen deren Freiſprechung 
erfolgte, entſtanden ſind, ſondern eine dem freien Er⸗ 
meſſen des Gerichts anheimgeſtellte angemeſſene Ko- 
ſtenverteilung zugelaſſen iſt. Hierin liegt zugleich der äußere 
Grund für die Aufnahme der Vorſchrift in Abſ. 3 wie auch 
nach dem Ausgeführten die Vorſchriften in den übrigen Ab- 
ſätzen des § 503 lediglich durch die Beſonderheit des Pri⸗ 
vatklageverfahrens veranlaßt ſind, ohne eine grundſätzliche 
Abweichung von den allgemeinen Vorſchriften über Koſten⸗ 
tragung aufzuweiſen. Die hier durch die Zulaſſung eines 
richterlichen Ermeſſens gegebene Abweichung von der Regel 
des § 498 Abſ. 1 findet eine Erklärung in der beſonderen 
Stellung des Privatklägers in dieſem Verfahren und in der 
großen Verſchiedenheit der mehreren regelmäßig in einem 
gewiſſen Zuſammenhang ſtehenden, mit derſelben Privatklage 
verfolgten Beleidigungsfälle. 

Nach dieſer Auffaſſung, die in konſtanter Rechtſprechung 
auch vom Oberlandesgericht München (Entſch. Bd. 7 S. 323, 
Bd. 9 S. 72) ſowie vom Bayeriſchen Oberſten Landesge⸗ 
richt (Entſch. Bd. 1 S. 94, Bd. 4 S. 5) vertreten wird, 
iſt im Sinn des Geſetzes den Anträgen des Privatklägers 
nur zum Teil entſprochen, wenn er nicht bezüglich aller ſelb⸗ 
ſt ändigen ſtrafbaren Handlungen, die er zum Gegenſtand 
ſeiner Privatklage und ſeiner Anträge gemacht hat, eine 
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Verurteilung des Angeklagten zu Strafe erwirkte, wogegen 
die Anwendbarkeit des Abſ. 3 § 503 entfällt, wenn die Ab⸗ 
weichung im Urteil ſich auf eine als einheitliche Straf: 
tat im Sinn einer Idealkonkurrenz oder einer fortgeſetzten 
Tat aufzufaſſende Handlung bezieht. Demgemäß war vor⸗ 
liegend eine Koſtenverteilung nicht zuläſſig und die Entſchei⸗ 
dung des Vorrichters in dieſem Teil aufzuheben. | 
Urteil des Strafſenats vom 17. Oktober 1910 in der 
Privatklageſache F. gegen Sch. in W. wegen Belei⸗ 
digung. 


10. 


1. Zur Auslegung der Vorſchrift des § 148 Abf. 2 
Gew., Konkurrenz von Stener⸗ und gewerbepalizei⸗ 
lichem Delikt. 

2. Bedeutung der Erklärung der Stenerbehörde, von 
Einleitung eines Strafverfahrens Abſtand zu nehmen. 


Aus den Gründen: 

Die eines feſten Wohnſitzes entbehrende Angeklagte hat 
in D. ohne gewerbliche Niederlaſſung daſelbſt und ohne vor⸗ 
gängige Beſtellung Kochlöffel, Waſchklammern und Hoſen⸗ 
träger feilgeboten ohne im Beſitz eines Wandergewerbe⸗ und 
Steuerſcheins zu ſein; hiemit war der Tatbeſtand einer 
Uebertretung im Sinn des § 148 Z. 7 GewO. ſowie der 
einer Wandergewerbeſteuerübertretung gegeben. Nach § 148 
Abſ. 2 GewO. bleibt ſolchenfalls die Strafe aus § 148 
ausgeſchloſſen ſofern die ſtrafbare Handlung zugleich eine 
Zuwiderhandlung gegen die Steuergeſetze enthält. Nun 
hat die zur Abrügung der Wandergewerbeſteuergefährdung 
zuſtändige Steuerbehörde erklärt, daß ſie auf Grund des 
Art. 13 Abſ. 4 Geſ. vom 25. Auguſt 1879 betr. das Ver⸗ 
fahren der Verwaltungsbehörden bei Zuwiderhandlungen 
gegen die Zoll⸗ und Steuergeſetze von Einleitung des Straf- 
verfahrens wegen Geringfügigkeit der Verfehlung Abſtand 
nehme; hierauf wurde das Hauptverfahren wegen der ge— 
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werbepolizeilichen Uebertretung aus § 148 Z. 7 GewO. er⸗ 
öffnet, das Schöffengericht erkannte auf Freiſprechung, die 
Berufung der Staatsanwaltſchaſt wurde verworfen und ihre 
hiegegen gerichtete Reviſion rügt irrige Anwendung der 
Grundſätze über Geſetzes⸗ und Idealkonkurrenz, ſowie des 
§ 148 Abſ. 2 Gew., ferner Nichtanwendung des $ 148 
Z. 7, eventuell des Art. 22 Wandergewerbeſteuergeſetzes. 

Im Berufungsurteil wird die Freiſprechung wie folgt 
begründet: durch die Vorſchrift des Abſ. 2 8 148 ſei unter 
Beſeitigung der an ſich vorhandenen Idealkonkurrenz zwi⸗ 
ſchen Gewerbepolizei⸗ und Steuerdelikt der Fall einer ſog. 
Geſetzeskonkurrenz mit der Wirkung geſchaffen, daß der ge— 
werbepolizeilichen Uebertretung jede ſelbſtändige ſtrafrechtliche 
Bedeutung entzogen werde; es greife der $ 73 StGB. nicht 
Platz, ſeine Vorausſetzung, daß mehrere Strafgeſetze verletzt 
ſeien, liege nicht vor, den Fall beherrſche ausſchließlich nur 
das Wandergewerbeſteuergeſetz und daraus folge, daß die 
Verfolgung der Angeklagten aus § 148 Z. 7 RGewoO. aus⸗ 
geſchloſſen ſei nicht bloß im Fall ihrer Beſtrafung wegen 
des Steuerdelikts ſondern auch dann, wenn wie vorliegend 
die zuſtändige Steuerbehörde von Erhebung der öffentlichen 
Anklage wegen des Steuerdelikts angeſichts der Geringfü— 
gigkeit der Verfehlung in geſetzlich zuläſſiger Weiſe Abſtand 
genommen habe; die entgegengeſetzte Anſicht der Staatsan⸗ 
waltſchaft wäre nur begründet, wenn der Geſetzgeber für 
dieſen Fall von der allgemeinen Beſtimmung des Abſ. 2 
8 148 eine Ausnahme gemacht hätte, was nicht der Fall ſei; 
hienach liege eine ſtrafbare Verfehlung in der Richtung des 
8 148 3. 7 RGemd. nicht vor. 

I. Wenn die Reviſion hiegegen behauptet, durch die 
Vorſchrift des Abſ. 2 S 148 habe lediglich eine dop⸗ 
pelte Beſtrafung des Täters ausgeſchloſſen werden 
wollen und folgerichtig ſei entweder wegen gemerbepolizei- 
licher Uebertretung oder wegen Wandergewerbeſteuergefähr— 
dung zu beſtrafen, fo kann dieſer Auffaſſung nicht beige- 
treten werden. Nach der Wortfaſſung des Geſetzes iſt die 
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Ausſchließung der Strafe des 8 148 RGewd. im Einzel⸗ 
fall nicht davon abhängig gemacht, daß tatſächlich eine Ver⸗ 
urteilung wegen des Steuerdelikts erfolgt oder daß auch nur 
wegen des letzteren ein Strafverfahren durchgeführt wird, 
vielmehr iſt allgemein und ohne Einſchränkung vorgeſchrieben, 
daß in allen Fällen des $ 148 „die Strafe ausgeſchloſſen 
bleibt“ d. h. eine Beſtrafung aus § 148 wegen des gewerbe⸗ 
polizeilichen Delikts in Wegfall kommt, wenn die ſtrafbare 
Handlung zugleich eine Zuwiderhandlung gegen die Steuer⸗ 
geſetze „enthält“, alſo ſobald der Tatbeſtand irgend eines 
Steuerdelikts gleichzeitig vorliegt und damit die Voraus⸗ 
ſetzungen für eine Verfolgung auch im Steuerſtrafverfahren 
gegeben ſind. Hiemit iſt eine Abweichung von den allge⸗ 
meinen Regeln des StGB. über ideale Konkurrenz gegeben, 
ſofern nicht das Geſetz mit der ſchwereren Strafdrohung ſon— 
dern ausnahmslos nur die Strafe aus dem Steuergeſetz 
zur Anwendung kommen darf, ganz gleichgiltig ob in letz— 
terem eine höhere oder niederere Strafe als in $ 148 RGewO. 
für den Einzelfall angedroht iſt. 

Ebenſo iſt eine doppelte Verſchiedenheit gegenüber der 
analogen Vorſchriſt des $ 147 Abi. 2 RGewO. gegeben, 
wonach, falls eine Verfehlung gegen § 147 Z. 1—4 zu: 
gleich eine Zuwiderhandlung gegen die Steuergeſetze ent⸗ 
hält, nicht außerdem noch auf eine Steuerſtrafe erkannt wer⸗ 
den ſoll, aber bei Zumeſſung der Strafe darauf Rückſicht 
zu nehmen iſt. Hier ſtellt § 147 einerſeits in der Geſetzes⸗ 
anwendung den gerade umgekehrten Fall gegenüber § 148 
dar, ſofern bei idealer Konkurrenz zwiſchen Gewerbepolizei⸗ 
und Steuerdelikt nur auf die Strafe wegen des erſteren zu 
erkennen iſt, andererſeits iſt im weiteren Unterſchied von 
8 148 die Strafe des anzuwendenden Geſetzes wegen des 
Steuerdelikts nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen, ſondern letzteres 
ſoll bei der Strafzumeſſung eine Mitberückſichtigung erfahren. 
Indem hier beide Delikte an ſich nebeneinander zur Strafe 
gezogen werden ſollen, kann bei dem angeführten Unterſchied 
für die Auslegung des vorliegend einzig maßgebenden § 148 
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keine Schlußfolgerung daraus gezogen werden, daß nach der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts), übereinſtimmend mit der 
des früheren preußiſchen Obertribunals ?), bei Verjährung 
der ſtrafbaren Handlung aus 8 147 die Strafbarkeit des 
ideal konkurrierenden Steuerdelikts nicht beſeitigt iſt und eine 
Ausnahme von den allgemeinen Grundſätzen des StGB. 
durch Abſ. 2 § 147 überhaupt in dem Fall nicht gegeben 
iſt, wenn die vom Geſetz vorausgeſetzte Verbindung beider 
Delikte ($ 73) aus irgend einem Grunde gelöſt wird und 
für den Richter nach Wegfall des einen rechtlichen Geſichts⸗ 
punkts (3. B. wegen Verjährung) die Tat nach dem anderen 
rechtlichen Geſichtspunkt ſowie nach der hiefür beſtehenden 
Strafnorm verfolgbar und ſtrafbar bleibt. 

Wohl bildet für beide Fälle, für den des § 147 wie für 
den des § 148 RGewoO. eine Idealkonkurrenz zwiſchen Gewerbe⸗ 
polizeidelikt und Steuerdelikt die unerläßliche Vorausſetzung, 
aber die im Geſetz angeordnete Folge iſt eine weſentlich 
verſchiedene. Denn im Fall des 8 147 iſt auf das Zu⸗ 
ſammentreffen beider Delikte ſpeziell Rückſicht zu nehmen 
und von der Verfolgbarkeit ſowie der Beſtrafung beider De⸗ 
likte ausgegangen, es wird der materielle Tatbeſtand 
der ſtrafbaren Handlung in ihrer Geſamtheit und auch in 
Abſicht auf die zu erkennende Strafe nicht beſeitigt, ſondern 
eine Vorſchrift hinſichtlich der Gattung und des Umfangs 
der für den geſamten Tatbeſtand auszuſprechenden Strafe 
dahin gegeben, daß beide Delikte mittels der in $ 147 an⸗ 
gedrohten Strafe geſühnt werden ſollen, jedoch unter beſon⸗ 
derer Berückſichtigung des Steuervergehens bei Zumeſſung 
der Strafe. Anders im Fall des 8 148, in welchem bei 
einem ideellen Zuſammentreffen des Tatbeſtands einer Ge⸗ 
werbepolizeiübertretung und eines Steuerdelikts eine Beſtra⸗ 
fung wegen des erſteren vorweg und vollſtändig als aus⸗ 
geſchloſſen vom Geſetzgeber erklärt iſt, ſo daß wie der 
Vorrichter zutreffend ſagt, der gewerbepolizeilichen Uebertre⸗ 


1) Entſch. Strafſ. Bd. 6 S. 372, Bd. 27 S. 404. 
2) Goltd. Arch. Bd. 25 S. 508/13, Rſpr. Bd. 18 S. 385. 
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tung als der allgemeineren Norm durch die Zuwiderhand⸗ 
lung gegen die Steuergeſetze als das ſpeziellere Delikt jede 
ſelbſtändige ſtrafrechtliche Bedeutung entzogen und der Straf: 
fall ausſchließlich durch das Steuergeſetz beherrſcht wird. 
Wenn deshalb dieſes aus einem geſetzlichen Grund nicht zu 
einer Verurteilung wegen des Steuerdelikts führt, jo ent- 
fällt die Strafe überhaupt. 

II. Ein derartiger geſetzlicher Grund iſt vorliegend in 
der Anwendung des Art. 13 Abſ. 4 des württ. Geſetzes 
vom 25. Auguſt 1879 betr. das Verfahren der Verwaltungs⸗ 
behörden bei Zuwiderhandlungen gegen die Zoll- und Steuer⸗ 
geſetze gegeben. Hienach iſt die zur Unterſuchung und Ent: 
ſcheidung im Verwaltungsweg bei Steuerdelikten zuſtändige 
Behörde, hier das Kameralamt E., (vgl. Art. 10, 11, 12 
zit. Gef.) von der Einleitung eines Strafverfahrens A b- 
ſt and zu nehmen befugt, wenn es ſich um ganz gering⸗ 
fügige Verfehlungen, namentlich um minder wichtige Form— 
verletzungen handelt, wobei jeder Verdacht einer bewußten 
Steuergefährdung ferne liegt und der Betrag der in Frage 
ſtehenden Abgabe 3 Mk. nicht überſteigt. Von dieſer ge⸗ 
jeglichen Ermächtigung hat vorliegend die zuſtändige Steuer- 
behörde Gebrauch gemacht und dieſe Entſcheidung iſt für 
das Gericht bindend, da es ſich um eine aus Zweckmäßig⸗ 
keitsgründen erlaſſene reine Verwaltungsmaßnahme handelt, 
die bei Zutreffen der geſetzlichen Vorausſetzungen in 
das freie Ermeſſen der Verwaltungsbehörde geſtellt iſt. 
Dieſelbe Befugnis ſtand den Steuerbehörden (Oberzollin⸗ 
ſpektoren ꝛc.) ſchon nach dem früheren württ. Recht bei Kon⸗ 
traventionen „bis zu 2 fl. an Gefällen“ zu, falls ein Dolus 
nicht vorlag und ſie wurde nach den Materialien des Ge— 
ſetzes vom 25. Auguſt 1879 als altbewährte Einrichtung in 
dieſes übernommen, zugleich „aus dem ſachlichen Grund, um 
kleinliche, das Anſehen der vollziehenden Beamten leicht ſchä⸗ 
digende Behelligungen und Strafeinſchreitungen gegen Steuer— 
pflichtige abzuſchneiden“ !). Notwendige Vorausſetzung aber 


) Verh. Abg. K. 1877/79 Beil. Bd. I S. 754/6, S. 1057, Prot. 
Bd. V S. 2532, Verh. I. K. Beil. Bd. 1 S. 454/6. 
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bildet, daß die Steuerbehörde zur Unterſuchung und Ent- 
ſcheidung des Straffalles geſetzlich zuſtändig war. 

In dieſer Richtung konnte allerdings der Zweifel ent— 
ſtehen, ob nicht was die Reviſion in zweiter Linie geltend 
macht, die gerichtliche Zuſtändigkeit von Anfang gegeben war, 
ſofern nach Art. 8 Z. 2 zit. Geſ. die Unterſuchung und Ent⸗ 
ſcheidung ausſchließlich den Gerichten zukommt, wenn durch 
ein und dieſelbe Tat ſowohl eine Zuwiderhandlung gegen 
ein Zoll⸗ oder Steuergeſetz als auch eine nach den allge⸗ 
meinen Strafgeſetzen gerichtlich zu verfolgende ſtrafbare Hand⸗ 
lung begangen worden iſt. Daß als eine Straftat der hier 
bezeichneten Art eine Uebertretung im Sinn des 8 148 RGewdo. 
anzuſehen iſt, kann einem Zweifel nicht begegnen und eben⸗ 
ſowenig daß vorliegend der Tatbeſtand einer ſolchen gewerbe— 
polizeilichen Uebertretung feſtſteht und an ſich beſtehen bleibt, 
wenn auch eine Strafe wegen derſelben auf Grund des Abſ. 2 
8 148 RGemd. ausgeſchloſſen bleibt. Das Reviſionsgericht 
geht jedoch davon aus, daß die gerichtliche Zuſtändigkeit 
nach dem zit. Art. 8 hier nicht begründet iſt, weil die mit 
dem Steuerdelikt konkurrierende Uebertretung des § 148 3. 7 
eben auf Grund der Beſtimmung des Abſ. 2 dieſes § 148 
gerichtlich nicht zu verfolgen iſt und der Art. 8 nur Anwen⸗ 
dung findet, wenn eine Verfolgung und Beſtrafung ſowohl 
des Steuerdelikts als auch der kriminellen Straftat nach dem 
Geſetz in Frage kommen kann. Nachdem nun die gewerbe⸗ 
polizeiliche Uebertretung nach der klaren Vorſchrift des § 148 
Abſ. 2 in einem Fall der vorliegenden Art vollſtändig für 
die Beſprechung ausſcheidet und der kriminelle Tatbeſtand 
der erſteren ganz hinter dem des Steuerdelikts zurücktritt, 
ſo iſt anzunehmen, daß die Landesgeſetzgebung bei Erlaß 
des Art. 8 von demſelben Geſichtspunkt ausgegangen iſt, 
welcher der älteren reichsrechtlichen Vorſchrift des Abſ. 2 
8 148 RGewoO. zugrunde liegt. 

Dieſe Auslegung entſpricht auch der Literatur)), derzu⸗ 
y Landmann zu § 148 N. 20, Stenglein daſ. N. 21, 
Schicker daſ. N. 41. 
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folge bei gleichzeitigem Vorliegen eines Steuerdelikts im Fall 
des 8 148 Abi. 2 zunächſt das Verwaltungsſtrafverfahren 
Platz greifen ſoll, und ebenſo der ſeitherigen Praxis der 
Gerichte. Die gegenteilige Auffaſſung würde in Konſequenz 
zu der ausſchließlichen Zuſtändigkeit der Gerichte für die 
Unterſuchung und Entſcheidung ſolcher Steuerdelikte führen, 
— eine Folge welche von der Landesgeſetzgebung nicht be⸗ 
abſichtigt geweſen ſein kann. Unzutreffend iſt hiebei aller⸗ 
dings die vom Berufungsgericht für den Wegfall der ge⸗ 
richtlichen Zuſtändigkeit gegebene Begründung, daß nämlich 
durch Abſ. 2 § 148 die Idealkonkurrenz zwiſchen beiden 
ſtrafbaren Verfehlungen ausgeſchloſſen ſei. Denn wie ſchon 
oben dargelegt, wird dieſe Idealkonkurrenz nicht nur nicht 
ausgeſchloſſen ſondern ihr Vorliegen bildet gerade die Vor⸗ 
ausſetzung für die Anwendung der Vorſchrift des § 148 
Abſ. 2 und nur die geſetzliche Folge der vorhanden bleiben⸗ 
den Idealkonkurrenz iſt eine andere als in $ 73 StGB. 

Endlich iſt bei dieſer Beurteilung auch dem Umſtand 
keine Bedeutung beizumeſſen, daß nach der Feſtſtellung des 
Vorrichters eine nach Art. 22 Z. 1 Wandergewerbeſteuer⸗ 
geſetz zu beſtrafende wiſſentliche Steuergefährdung vor: 
liegt und hienach an ſich die Vorausſetzung der Anwendung 
des Art. 13 Abſ. 4 Geſ. vom 25. Auguſt 1879 nicht ge⸗ 
geben geweſen wäre. Denn nachdem die geſetzliche Zuſtän⸗ 
digkeit der Steuerbehörde zur Unterſuchung und Entſcheidung 
des Falles bejaht wird, beſtand für ſie unſtreitig auch die 
Ermächtigung, vom Strafverfahren Abſtand zu nehmen, wenn 
ſie die geſetzliche Vorausſetzung hiezu im Sinn des Art. 13 
Abſ. 4 als gegeben anſah; wenn die Steuerbehörde hiebei, irr⸗ 
tümlich, näherhin abweichend vom Vorrichter annahm, daß eine 
bewußte Steuergefährdung nicht vorliege, ſo bleibt dieſe in 
geſetzlicher Zuſtändigkeit und nach eigenem freiem Ermeſſen 
von der Verwaltungsbehörde ergangene Entſcheidung doch 
beſtehen und für das Gericht bindend. 

Nach dem Ausgeführten konnte die Reviſion der K. Staats⸗ 
anwaltſchaft einen Erfolg nicht haben. 
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Urteil des Strafſenats vom 10. Okt. 1910 in der Straf⸗ 
ſache gegen die Händlerin Kr. W. von H. wegen Ueber⸗ 
tretung gegen die Gewerbeordnung. 


11. 
Der Rerbrauch des Strafverfolgungsanſpruchs. 


Die jetzige Privatklägerin B. war am 1. März 1910 
wegen Beleidigung der nunmehrigen Angeklagten Bi. durch 
den am 24. Juni 1909 ausgeſprochenen Bezicht ehebreche⸗ 
riſchen Umgangs aus § 186 StGB. rechtskräftig verurteilt 
worden, die Angeklagte Bi. wurde hernach am 14. Juli 1910 
vom Schöffengericht wegen Beleidigung der Privatklägerin B. 
verurteilt und bezüglich der von ihr erhobenen Widerklage 
die Strafverfolgung für unzuläſſig erklärt; die Berufung der 
Angeklagten gegen dieſe Entſcheidung in der Widerklage 
wurde verworfen. Gegenſtand der Widerklage bildeten zwei 
Beleidigungen, die eine durch den im Jahr 1909 wiederholt 
verbreiteten Bezicht eines ehebrecheriſchen Geſchlechtsverkehrs, 
die andere durch am 3. Juli 1909 erfolgte Beſchimpfung 
als Hure verübt; in der erſteren mehrfach ausgeſprochenen 
Bezichtigung wurde an ſich ein fortgeſetztes Vergehen der 
Beleidigung im Sinn des § 186 StGB., in der zweiten 
Aeußerung ein Vergehen im Sinn des $ 185 geſehen, der 
Strafverfolgungsanſpruch aber für beide mit Rückſicht auf 
die Verurteilung der Privatklägerin vom 1. März 1910 
wegen Beleidigung als verbraucht und die Strafverfolgung 
als unzuläſſig erachtet. Das Berufungsurteil wurde auf 
Reviſion der Angeklagten aufgehoben. 

| Aus den Gründen: 

Zu der Auffaſſung, daß durch die frühere Verurtei⸗ 
lung der Privatklägerin B. der Strafverfolgungsanſpruch 
bezüglich der jetzigen Widerklage verbraucht ſei, gelangt 
die Strafkammer auf Grund der Erwägung, daß die den 
Gegenſtand dieſer Wiederklage bildenden Vorfälle, und 
zwar ſowohl die für die Zeit vor dem 24. Juni 1909 
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feſtgeſtellten als auch derjenige vom 3. Juli 1909, mit dem 
früher abgeurteilten Fall vom 24. Juni 1909 zuſammen ver⸗ 
möge der Einheitlichkeit des Beleidigungsvorſatzes und des 
nahen zeitlichen Zuſammenhanges eine fortgeſetzte Beleidi- 
gungshandlung darſtellen, obwohl das Urteil vom 1. März 
1910 den Geſichtspunkt der fortgeſetzten Handlung gar nicht 
verwertete. | 

Die Reviſion rügt Verletzung materiellrechtlicher Nor⸗ 
men, insbeſondere der Grundſätze über den Verbrauch des 
Strafklagerechts. Die Rüge, daß der Vorderrichter die Grund— 
ſätze über den Verbrauch des Strafklagerechts verkannt habe, 
iſt in dieſem Verfahren zuläſſig; denn die hiefür maßgeben⸗ 
den Normen gehören, wie jetzt allgemein anerkannt iſt, nicht 
bloß dem prozeſſualen, ſondern zugleich dem materiellen 
Rechte an. | 

Im Strafkammerurteil vom 1. März 1910 ift lediglich 
ein Beleidigungsvorfall, vom 24. Juni 1909, feſtgeſtellt, 
wie auch der in jener Privatklage ergangene Eröffnungs⸗ 
beſchluß vom 18. Oktober 1909 nur dieſen einen Vorfall 
angeführt hatte. Davon, daß die damalige Angekl. B. die 
Ehefrau des damaligen Privatklägers Bi. auch ſonſt noch 
— vor oder nach dem 24. Juni 1909 — beleidigt habe und 
daß dieſe anderen Fälle von Beleidigung zuſammen mit dem 
Vorfall vom 24. Juni 1909 eine einheitliche fortgeſetzte 
Handlung darſtellen, iſt in dem früheren Strafkammerurteil 
mit keinem Wort die Rede. Der Geſichtspunkt der fortge⸗ 
ſetzten Handlung hat alſo für das Urteil vom 1. März 1910 
vollſtändig auszuſcheiden. Mag auch die damals vernom⸗ 
mene Zeugin L. von noch anderen Fällen der Beleidigung 
der Ehefrau Bi. durch die jetzige Privatklägerin B. geſpro⸗ 
chen haben, ſo iſt doch — und darauf allein kommt es an — 
aus dem Urteil vom 1. März 1910 nicht erſichtlich, wie ſich 
die Strafkammer zu dieſen weiteren Angaben der Zeugin 
geſtellt und insbeſondere nicht, daß ſie den Vorfall vom 
24. Juni 1909 und die von der Zeugin weiter bekundeten 
Fälle von Beleidigung zuſammen als einheitliche, fortgeſetzte 
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Handlung aufgefaßt hat. Hätte ſchon das frühere Straf⸗ 
kammerurteil, das bei Erlaſſung des jetzt mit der Reviſion 
angefochtenen Urteils vom 30. Auguſt 1910 längſt rechts⸗ 
kräftig war, den Vorfall vom 24. Juni 1909 als Einzel⸗ 
handlung eines fortgeſetzten Delikts aufgefaßt, dann 
wäre für den ſpäter erkennenden Richter nichts im Wege 
geſtanden, die von ihm feſtgeſtellten Fälle von Beleidigung 
bei Vorliegen der begrifflichen Merkmale des fortgeſetzten 
Delikts als Teile der früher abgeurteilten (fortgeſetzten) Be⸗ 
leidigungshandlung anzuſehen und hinſichtlich ihrer das Straf— 
klagerecht für verbraucht zu erklären. Ohne dieſe Voraus⸗ 
ſetzung war aber eine Zuſammenfaſſung der jetzt zur Abur— 
teilung ſtehenden Fälle mit dem Vorfall vom 24. Juni 1909 
unter dem Geſichtspunkt der fortgeſetzten Handlung nicht 
zuläſſig. Denn der Berufungsrichter ſetzt ſich mit dem klaren 
Inhalt des Urteils vom 1. März 1910, das den Vorfall 
vom 24. Juni 1909 nicht als Teil einer fortgeſetzten Hand⸗ 
lung, ſondern als für ſich ſelbſtändige Straftat auf 
faßt, in Widerſpruch und greift damit, wozu er nicht befugt 
iſt, in deſſen Beſtand ein. Es bleibt daher in einem Falle 
wie dem vorliegenden nichts Anderes übrig, als daß der 
ſpäter zur Aburteilung gelangende Tatbeſtand im Der: 
hältnis zu dem durch das frühere Urteil rechtskräftig erle- 
digten Vorfall als rechtlich ſelbſtändige Handlung aufgefaßt 
wird. Von ſelbſt verſteht ſich, daß hiemit der Entſcheidung 
darüber, in welchem Verhältnis die einzelnen Teile des neuen 
Tatbeſtands (hier einerſeits die hinter dem 24. Juni 1909 
zurückliegenden Fälle, andererſeits der Vorfall vom 3. Juli 
1909) unter ſich ſtehen, nicht vorgegriffen iſt. 

Die hier vertretene Auffaſſung iſt in der Rechtſprechung 
auch des Reichsgerichts allgemein anerkannt, vgl. Entſch. 
d. RG. vom 31. Mai 1906 in der Beilage zum „Recht“ 
1907 (Jahrbuch des Strafrechts und des Strafprozeſſes I) 
S. 37 N. 16; Entſch. des RG. in Strafſ. 9, 344 ff.; 15 S. 
27, 28; 26, 162 ff.; Entſcheidungen des bayer. oberſten 
LGs. in Strafſ. 7, 253 ff. Der dagegen geltend gemachte 
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Einwand, daß — jedenfalls in vorliegender Sache — die 
Zuſammenfaſſung des neuen Tatbeſtands oder eines Teils 
davon mit dem früher abgeurteilten Vorfall unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der fortgeſetzten Handlung der natürlichen Auf⸗ 
faſſung entſpreche, kann gegenüber den Rechtskraftwirkungen 
des früheren Urteils keine Beachtung finden. Ebenſowenig 
durchſchlagend iſt der vom Vertreter der Widerbeklagten 
geltend gemachte Hinweis darauf, daß von dem Rechtsſtand⸗ 
punkte der Reviſion aus der erſturteilende Richter einen Teil 
des ihm vorliegenden Tatbeſtands abtrennen und ſpäterer 
beſonderer Aburteilung vorbehalten könnte. Derartigen Will- 
kürlichkeiten wäre durch Einlegung der zuläſſigen Rechts⸗ 
mittel zu begegnen; iſt aber in einem ſolchen Falle einmal 
Rechtskraft eingetreten, ſo kann die Tatſache, daß der Richter 
noch weitere Vorfälle hätte berückſichtigen ſollen, nicht mehr 
herangezogen werden, um den neuerdings abzuurteilenden 
Tatbeſtand zuſammen mit dem früher (rechtskräftig) abge⸗ 
urteilten unter den Begriff der fortgeſetzten Handlung zu 
bringen. 

Demnach umfaßt die Verurteilung vom 1. März 1910 
weder den vom Vorderrichter bezüglich der Zeit vor dem 
24. Juni 1909 feſtgeſtellten Tatbeſtand noch auch den ſ p ä⸗ 
teren Vorfall vom 3. Juli 1909; das Strafklagerecht hin⸗ 
ſichtlich der den Gegenſtand der jetzigen Widerklage bildenden 
Vorkommniſſe iſt alſo nicht verbraucht. 

Nach dem Ausgeführten war das angefochtene Urteil 
aufzuheben und die Sache ſamt den ihm zugrunde liegenden 
Feſtſtellungen zu anderweitiger Verhandlung und Entſcheidung 
an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 

Urteil des Strafſenats vom 28. November 1910 in 

der Privatklageſache der Ehefrau B. gegen die Ehefrau 

Bi. in R. wegen Beleidigung. 


—— — — SENSE 
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Ber Begriff „Händler“ im Sinn der Stuttgarter orts⸗ 
polizeilichen Vorſchriften betr. den Verkehr mit Milch. 


Nach den Stuttgarter ortspolizeilichen Vorſchriften vom 
3. Dez. 1908 betr. den Verkehr mit Milch iſt Vollmilch 
friſche Kuhmilch mit mindeſtens 3,2 % Fettgehalt und eine 
auch unverändert gebliebene friſche Kuhmilch mit weniger 
Fettgehalt darf nur als Magermilch hier eingebracht, feil- 
gehalten und verkauft werden; die Händler haben ſich davon 
zu überzeugen, daß die von ihnen angekaufte Milch den An⸗ 
forderungen der polizeilichen Vorſchrift entſpricht. 

Die Angeklagte, die in Oſtheim ein Spezereiladengeſchäft 
betreibt, verkauft ſeit Februar 1910 auch Milch und zwar 
als Vollmilch, ſie hat den Beginn dieſes Milchverkaufs vor⸗ 
ſchriftsmäßig dem Stadtpolizeiamt angezeigt; die Milch be- 
zieht ſie täglich in beſtimmten Quantitäten vom Milchhändler 
W. in Stuttgart. Sie iſt zur Strafe verurteilt auf Grund 
des Art. 32 Z. 5 PolSt®. mit der Feſtſtellung, daß fie 
als Händlerin ſich nicht davon überzeugt habe, ob die von 
ihr angekaufte und gewerbsmäßig feilgehaltene Vollm ilch der 
vorerwähnten polizeilichen Anforderung entſprach; Proben 
des Unterſuchungsamts hatten einen Fettgehalt von nur 
2,7% ergeben. In der Reviſion beſtritt die Angeklagte, 
daß ſie als Händlerin anzuſehen ſei und ſich von der ord⸗ 
nungsmäßigen Beſchaffenheit der Milch zu überzeugen ge— 
habt habe. Dieſer Einwand iſt verworfen worden mit der 

Begründung: 

Die Annahme der Strafkammer, daß die Angekl. Händ⸗ 
lerin im Sinn der Polizeivorſchrift ſei, läßt einen Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennen. Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt 
kauft ſie täglich ein jeweils von ihr beſtimmtes Quantum 
Milch zwiſchen 8 und 30 Liter gegen Barzahlung und ver— 
kauft dann die Milch mit Gewinn weiter auf eigene Rech— 
nung. Unerheblich iſt, daß ſie die Milch ſtets von W. be— 
zieht, in erſter Linie an die Mitglieder der Gewerkſchaften 
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und nur nebenher an andere Perſonen verkauft, und daß der 
Einkaufs⸗ wie der Verkaufspreis der Milch zum voraus 
beſtimmt iſt. Maßgebend iſt, daß ſie Waren (Milch) anſchafft 
und weiterveräußert, daß ihre Abſicht hiebei nicht auf ein⸗ 
zelne Geſchäfte, ſondern auf einen Komplex von Geſchäften 
und zugleich auf einen dauernden Gewinn aus ihrer Tätig⸗ 
keit gerichtet iſt und daß die in Betracht kommenden Ge— 
ſchäfte in ihrem Namen abgeſchloſſen werden. Nachdem 
dieſe Tatbeſtandsmerkmale des Begriffs „Handelsgewerbe“ 
vorliegend gegeben find, betreibt die Angeklagte ein Handels⸗ 
gewerbe im Sinn des HGB., ſie iſt daher auch als Händ- 
lerin anzuſehen und dafür, daß die fragliche polizeiliche 
Vorſchrift mit dem Ausdruck „Händler“ einen anderen 
Sinn verbunden habe, liegen keinerlei Anhaltspunkte vor. 
Die irrige Meinung der Angeklagten aber, ſie ſei keine 
Händlerin im Sinn der polizeilichen Vorſchriften, enthält 
einen dem ſtrafrechtlichen Gebiet angehörigen, ihre Schuld 
nicht ausſchließenden Rechtsirrtum. Sie hat ſich nicht hin⸗ 
ſichtlich eines der angeführten Tatbeſtandsmerkmale, die 
zum Begriff des Handelsgewerbes gehören, im Irrtum be— 
funden, vielmehr nur geglaubt, daß ſie nicht als Händlerin 
im Sinn der Polizeivorſchrift anzuſehen ſei und damit hat 
ſie ſich lediglich über den Inhalt dieſer Vorſchrift getäuſcht, 
ihr Irrtum war ſomit ein Rechtsirrtum. 

Endlich hat die Strafkammer einwandfrei feſtgeſtellt, 
daß die Angekl. weder bezüglich der beanſtandeten Milch 
noch ſonſt ſich davon überzeugt habe, ob die ihr von W. gelie⸗ 
ferte und von ihr als Vollmilch feilgehaltene und weiterverkaufte 
Milch hinſichtlich des Fettgehalts den für Vollmilch feſtgeſetzten 
polizeilichen Anforderungen entſprochen habe. Damit daß die 
Angekl. von der ordnungsmäßigen Beſchaffenheit der von ihr 
angekauften Milch ſich nicht überzeugt hat, iſt der Tatbeſtand 
der in Betracht kommenden Uebertretung gegeben und es 
bedarf keines Eingehens auf die Frage, ob die Beſtrafung 
wegen anderer Uebertretungen ein vorſätzliches oder fahr: 
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läſſiges Zuwiderhandeln gegen eine beſtehende Vorſchrift zur 
Vorausſetzung hat. 
Urteil des Strafſenats vom 28. Nov. 1910 in der Straf⸗ 
ſache gegen M. St. in St.⸗Oſtheim. 


13. 


Die Strafbarkeit des Mitführens von Waffen in Wirts⸗ 
hänfer, Art. 49 Ziff. 6 Rol Stoch. 


Die Reviſion des u. a. wegen Uebertretung im Sinn 
des Art. 49 PolStG. vergl. mit Art. 11 des Gef. vom 
1. Juni 1853 Verurteilten wurde verworfen mit der 

Begründung: 

Nach Art. 49 Ziff. 6 Pol StG. find in Kraft geblieben 
die landesgeſetzlichen Strafbeſtimmungen des Art. 11 lit. b 
des Geſetzes vom 1. Juni 1853 über den Beſitz und Ge⸗ 
brauch von Waffen und die Errichtung von Schützengeſell⸗ 
ſchaften und Bürgerwachen (Reg.⸗Bl. S. 151). Hierunter 
fällt das in Art. 6 Satz 2 daſelbſt ausgeſprochene Verbot, 
Waffen in Wirtshäuſer mitzuführen, ſofern nicht einer der 
dort angeführten 4 Ausnahmefälle zutrifft (Zweck der Si⸗ 
cherung der Perſon und des Eigentums auf Reiſen oder die 
Ausübung der Jagd oder Teilnahme an öffentlichen Schieß⸗ 
übungen oder an Waffenübungen der Bürgerwachen) und 
in welchen Fällen für gefahrloſe Aufbewahrung der Waffen 
Sorge zu tragen iſt. Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt 
hat der Angeklagte das ihm von ſeinem zehnjährigen Sohn 
in die Wirtſchaft gebrachte Gewehr an ſich genommen und 
längere Zeit dort behalten, auch dazu gehörige Patronen 
vorgezeigt und nicht wie es nach den obwaltenden Umſtänden 
ſeine Pflicht war, das Gewehr in ſeine unmittelbar neben 
der Wirtſchaft gelegene Wohnung, die der Sohn nicht zu 
öffnen vermocht hatte, getragen; er hat ſomit eine Waffe in 
einem Wirtshaus mit ſich geführt, ohne daß einer der vor⸗ 
erwähnten Strafausſchließungsgründe des zit. Art. 6 vor⸗ 
gelegen wäre. Denn der Begriff des „Mitführens in Wirts⸗ 

15 * 
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häuſer“ umfaßt nicht bloß das Selbſthineintragen der Waffe 
in ein Wirtshaus, ſondern auch ein erſt im Wirtshaus er⸗ 
folgtes Anſichnehmen und Behalten der Waffe in der hier 
feſtgeſtellten Art. Jene Feſtſtellung läßt einen Rechtsirrtum 
hienach nicht erkennen und rechtfertigt die Anwendung der 
in dieſem Teil noch in Geltung verbliebenen Vorſchrift des 
Art. 6 zit. Geſetzes — der frühere erſte Satz derſelben (Mit⸗ 
führen von Waffen in öffentliche Verſammlungen mit Aus⸗ 
nahme obrigkeitlich geſtatteter Aufzüge) iſt durch § 11 des 
Reichsvereinsgeſetzes vom 19. April 1908 vergl. Einl. der 
Württ. Vollz.⸗Verf. vom 13. Mai 1908 (Reg.⸗Bl. S. 103) auf⸗ 
gehoben wurden. 

Urteil des Strafſenats vom 6. Februar 1911 in der 

Strafſache gegen Th. H. in K. wegen Bedrohung und 

Uebertetung im Sinn des Art. 49 PolStG. 


14. 
Anm Begriff des Aufſuchens von Warenbeſtellungen. 


Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat der in Ulm 
wohnhafte Angeklagte in D., OA. L., woſelbſt er keine ge⸗ 
werbliche Niederlaſſung beſitzt, Beſtellungen auf Kaſſen⸗ 
ſchränke aufgeſucht, und er war von den Perſonen, die er zu 
ſolcher Beſtellung zu bewegen ſuchte, nicht beſtellt, auch hat 
er einen Steuerſchein nicht gelöſt gehabt. Die hierauf ge⸗ 
ſtützte Annahme des Vorrichters, der Angeklagte habe im 
Lande außerhalb des Gemeindebezirks ſeines Wohnorts ohne 
Begründung einer gewerblichen Niederlaſſung und ohne vor⸗ 
gängige Beſtellung in eigener Perſon Warenbeſtellungen auf: 
geſucht und hiedurch ein ſteuerpflichtiges Wandergewerbe 
ausgeübt, begegnet keinem rechtlichen Bedenken. Die Ein⸗ 
wendung der Reviſion, der Begriff des Wander⸗ 
gewerbes ſei verkannt, ſofern Gegenſtand der Unter⸗ 
handlung mit den betreffenden Perſonen der Abſchluß eines 
Werkvertrags über Beſchaffung und Aufſtellung eines erſt 
zu fabrizierenden Kaſſenſchranks und nicht ein Kauf geweſen 


B. in Strafſachen. 217 


ſei, iſt nicht zutreffend. Der Art. 2 Abſ. 1 des Wander⸗ 
gewerbeſteuergeſetzes und der mit ihm übereinſtimmende § 55 
Abſ. 1 Gew.⸗O. unterſcheiden die Fälle des Warenfeilbietens 
und des Aufſuchens von Warenbeſtellungen und verlangen 
unter den daſelbſt aufgeſtellten Vorausſetzungen für beide 
Fälle gleichmäßig die Löſung eines Wandergewerbeſcheins 
und eines Steuerſcheins. Der begriffliche Unterſchied der 
beiden Fälle beſteht darin, daß, während beim Warenfeil⸗ 
bieten die Bereitſchaft des Feilbieters zur ſofortigen Ueber⸗ 
gabe des ſpeziellen feilgebotenen Gegenſtandes im Fall des 
Kaufabſchluſſes vorausgeſetzt wird, zum Aufſuchen von 
Warenbeſtellungen gehört, daß Aufträge auf künftige Liefe⸗ 
rungen von meiſt generell beſtimmten und nach Probe oder 
Muſter zu kaufenden Waren geſucht und vereinbart werden. 
Während beim Feilbieten das Kaufobjekt in specie dem 
Publikum zum Zweck des Verkaufs vorgezeigt wird und die 
vorgezeigte Ware zur ſofortigen Uebergabe bereit geſtellt iſt, 
bleibt es für den Begriff des Aufſuchens von Warenbe- 
ſtellungen gleichgültig, ob die Ware, die geliefert werden 
ſoll, bereits vorhanden und fertiggeſtellt iſt oder ob ſie erſt 
erzeugt, angefertigt oder beſchafft werden muß. Wer Be⸗ 
ſtellungen aufſucht, will Lieferungsgeſchäfte abſchließen, und 
indem der Angeklagte Beſtellungen auf Kaſſenſchränke, die 
in ſeinem Geſchäft hergeſtellt werden, auswärts aufſuchte, 
hat er Aufträge auf Lieferung einer noch herzuſtellenden 
Ware aufgeſucht. Denn die Beſtellung von Kaſſenſchränken 
iſt als eine Warenbeſtellung geſchäftlich wie rechtlich anzu— 
ſehen: Ware iſt eine bewegliche Sache, die ſich im Handels— 
verkehr befindet, d. h. nach ihrer Beſchaffenheit zum Gegen- 
ſtand des Handels gemacht wird oder gemacht werden kann, 
insbeſondere jedes Produkt der Induſtrie und der Landwirt: 
ſchaft. Es fehlt jeder Anhaltspunkt, daß die Beſtellung 
eines Kaſſenſchranks nicht als Warenbeſtellung gelten ſollte, 
zumal in Beachtung des 8 651 BGB., und der Umſtand, 
daß beim Aufſuchen ſolcher Beſtellung erſt eine Geſchäfts⸗ 
verbindung zwecks Lieferung eines Kaſſenſchranks geſucht 
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und daß dabei etwa auch die Aufitellung des letzteren verein- 
bart wird, iſt nicht geeignet, das Geſchäft aus einem Kauf 
oder einer Lieferung der beſtellten Ware zu einem Werkver⸗ 
trag oder zu einem Vertrag über Handlungen zu machen. 
Solche Beredung hat neben der Beſtimmung von Ware und 
Preis lediglich den Zweck, die Qualität der zu liefernden 
Ware näher feſtzuſetzen, die Ware ſelbſt aber erſcheint nach 
wie vor als eine ſog. Katalogware. 

Verfehlt iſt auch die weitere, den ſubjektiven Tat⸗ 
beſtand berührende Reviſionsrüge. Das Berufungsgericht 
hat ausgeführt: das fragliche Wandergewerbe habe der An— 
geklagte wiſſentlich ausgeübt, denn er habe alle für die Be— 
gründung der Steuerpflicht weſentlichen Tatſachen gekannt 
und ſeine Meinung, daß es ſich nicht um ein ſteuerpflichtiges 
Wandergewerbe handle, habe nicht auf Unkenntnis oder 
irriger Auslegung zivil⸗ oder verwaltungsrechtlicher Normen 
beruht, ſondern auf der falſchen Auffaſſung über den Begriff 
der Ware und Warenbeſtellung, und dieſer Begriff ſei ein 
dem Strafgeſetz angehöriger. Dieſe Ausführung läßt eine 
rechtsirrtümliche Auffaſſung des Vorrichters nicht erkennen, 
denn der Begriff Ware bildet hier den Beſtandteil eines 
Strafgeſetzes und ſie rechtfertigt die Anwendung der Straf— 
beſtimmung des Art. 23 Abſ. 1 vergl. mit Art. 22 Abſ. 1 
Ziff. 1 des Wandergewerbeſteuergeſetzes, ſofern dabei an— 
genommen wurde, daß die angeführte falſche Auslegung des 
Strafgeſetzes ſeitens des Angeklagten wohl die eine ſchwerere 
Strafe bedingende Abſicht der Steuergefährdung, nicht aber 
die wiſſentliche Zuwiderhandlung gegen das Geſetz im Sinn 
des Art. 23 ausſchließe. 

Urteil des Strafſenats vom 13. Februar 1911 in der 

Strafſache P. R. in Ulm wegen Wandergewerbeſteuer— 

gefährdung. 


15. 


Zur Anwendung des 5 199 t. 
Der Angeklagte Ae. iſt der Beleidigung des Neben— 
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klägers N. zwar ſchuldig, aber wegen gleichzeitiger gleich: 
wertiger Beſchimpfung durch dieſen für ſtraffrei erklärt wor⸗ 
den. Die Reviſion des Nebenklägers rügte Verletzung des 
§ 199 StGB. ſowie Verkennung des Grundſatzes ne bis in 
Wee ſie wurde als unbegründet verworfen. 

Aus den Gründen: 

Die Reviſion macht zunächſt geltend, die Strafkammer 
habe nicht gewußt, daß der Nebenkläger in einem voraus⸗ 
gegangenen Privatklageverfahren rechtskräftig verurteilt worden 
ſei, andernfalls hätte ſie den Angeklagten ſicher nicht für 
ſtraffrei erklärt; ſo ſei der Nebenkläger doppelt geſchädigt, 
da dieſelbe beleidigende Aeußerung zweimal zu ſeinem Nach⸗ 
teil gegen ihn verwendet worden ſei, einmal durch die Strafe 
und ſodann durch die Straffreierklärung ſeines Beleidigers. 
Dieſer Angriff kann keinen Erfolg haben. Der § 199 StGB. 
gibt dem erkennenden Richter die in ſein Ermeſſen geſtellte 
Befugnis, wenn eine Beleidigung auf der Stelle erwidert 
wird, beide Beleidiger oder einen derſelben für ſtraffrei zu 
erklären; er ſetzt alſo voraus, daß gegenſeitige, auf der 
Stelle erwiderte Beleidigungen im Sinn des StGB. vor⸗ 
liegen. Dieſe Vorausſetzung trifft auf den feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt zu; ſpeziell iſt, wenn auch das angefochtene Urteil 
ſich nicht näher darüber ausſpricht, nicht daran zu zweifeln, 
daß die zur Aufrechnung nach § 199 benützten Aeußerungen 
des Nebenklägers beleidigender Natur find und der Neben⸗ 
kläger ihres ehrenkränkenden Charakters ſich bewußt war. 
Ob der letztere wegen dieſer Aeußerungen ſchon beſtraft 
wurde, iſt dem Berufungsurteil nicht zu entnehmen, das 
diesbezügliche Vorbringen der Reviſion enthält die Behaup- 
tung einer neuen Tatſache und kann daher im Reviſions⸗ 
verfahren nicht berückſichtigt werden. Uebrigens ſtünde die 
erfolgte Aburteilung des Nebenklägers wegen feiner Aeuße— 
rungen der Anwendung des $ 199 nicht entgegen; denn 
dieſer enthält nicht die Einſchränkung, daß abgeurteilte Be- 
leidigungen zur Aufrechnung nicht benützt werden können, 
er verlangt vielmehr lediglich, daß ſich der Beleidigte ſeiner⸗ 
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ſeits einer ſtrafbaren Beleidigung gegenüber dem Beleidiger 
ſchuldig gemacht habe und überläßt es durchaus dem Er⸗ 
meſſen des Richters, ob er Beleidigungen, wegen deren Ver: 
urteilung ſchon erfolgt iſt, zum Zweck der Anwendung des 
§ 199 heranziehen will. 

Auch die gerügte Verletzung des Grundſatzes ne bis in 
idem liegt nicht vor: dieſer verbietet nur, daß die Straf⸗ 
klage von neuem wegen einer Tat erhoben wird, über die 
bereits gegen denſelben Angeklagten ein Urteil ergangen iſt; 
nicht aber iſt dadurch ausgeſchloſſen, daß eine rechtskräftige 
Verurteilung zugunſten oder Ungunſten des Verurteilten oder 
eines anderen in einem weiteren Strafverfahren verwertet 
wird. 

Urteil des Strafſenats vom 6. Februar 1911 in der 

Strafſache gegen F. Ae. in St. wegen Beleidigung. 


16. 


Die unterlaſſene Angabe des Grundes reines Ansver⸗ 
kaufs als Tatbeſtandsmerkmal des unlauteren Wett⸗ 
bewer bs. 


Durch das angefochtene Urteil iſt der Angeklagte auf 
Grund der Feſtſtellung, er habe der Vorſchrift des § 7 
Abſ. 1 des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb vom 
7. Juni 1909 zuwider es unterlaſſen, in der Ankündigung 
eines Ausverkaufs den Grund anzugeben, der zu dem Aus— 
verkauf Anlaß gegeben hat, wegen einer Uebertretung i. S. 
d. § 10 Ziff. 1 dieſes Geſetzes zur Strafe gezogen worden. 
— Nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts hat der 
Angeklagte als Prokuriſt der Firma Kleiderhalle M. M. 
in T., nachdem am 22. Juli 1910 in einer Zeitung unter 
der Ueberſchrift „Totalausverkauf“ ein großes Inſerat er⸗ 
ſchienen war, in welchem geſagt war, daß der Ausverkauf 
wegen Verkaufs des Hauſes und Aufgabe des Ladengeſchäfts 
erfolge, am 5. Auguſt 1910 in derſelben Zeitung wiederum 
unter der Ueberſchrift „Totalausverkauf“ eine Annonce ver— 
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öffentlichen laſſen, in welcher neben einer Warenaufzählung 
und ⸗anpreiſung der Satz enthalten war: „Der Totalaus⸗ 
verkauf der Kleiderhalle M. M. dauert nur noch kurze Zeit 
und muß das ganze Lager geräumt werden.“ Der Grund 
des Ausverkaufs iſt in dieſer zweiten Annonce nicht genannt. 
— Die Reviſion macht geltend, die Annonce vom 5. Auguſt 
1910 ſei nicht für ſich allein ſondern im Zuſammenhang mit 
derjenigen vom 22. Juli 1910 zu betrachten, da beide ein 
und denſelben Ausverkauf betreffen und in ein und derſelben 
Zeitung kurz nacheinander veröffentlicht ſeien, während die 
Annonce vom 22. Juli 1910 den Ausverkauf ankündige, 
habe die zweite lediglich den Zweck, das Publikum über den 
Stand des Ausverkaufs aufzuklären, es liege alſo nur eine 
einheitliche Ankündigung des Ausverkaufs vor und es müſſe 
deshalb genügen, wenn in der Hauptannonce, welche den 
Ausverkauf ankündige, der Grund desſelben angegeben ſei. 
Das Berufungsgericht hat aber mit Recht angenommen, daß 
der § 7 des Geſetzes vorſchreibe, daß in jeder öffentlichen 
Ankündigung des Verkaufs von Waren unter der Bezeich⸗ 
nung eines Ausverkaufs der Grund anzugeben ſei, der zu 
dem Ausverkauf Anlaß gegeben hat, und es hat ohne er— 
ſichtlichen Rechtsirrtum feſtgeſtellt, daß das zweite Inſerat 
ſo gut wie das erſte eine ſolche Ankündigung ſei. Es hat 
weiter feſtgeſtellt, daß in der Annonce vom 5. Auguſt 1910 
nicht bloß eine unmittelbare Angabe des Grundes des Aus⸗ 
verkaufs nicht enthalten, ſondern auch nicht in irgendwie 
erkennbarer Weiſe darauf Bezug genommen ſei, daß in einem 
früheren Inſerat dieſer Grund angegeben ſei, ſowie daß dies 
dem Angeklagten bewußt geweſen ſei. Damit war die Ver: 
urteilung des Angeklagten gerechtfertigt. Es iſt insbeſondere 
die Annahme des Gerichtes, daß in jeder öffentlichen An⸗ 
kündigung eines Ausverkaufs der Grund anzugeben ſei, 
nicht zu beanſtanden. Die Geſetzesvorſchrift lautet ganz 
allgemein und unterſcheidet nicht etwa zwiſchen der erſten 
Ankündigung eines Ausverkaufs und ſpäteren auf denſelben 
Ausverkauf bezüglichen Annoncen, ſofern nur dieſe Annoncen 
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wiederum die Ankündigung des Ausverkaufs enthalten. Daß 
auch die Annonce vom 5. Auguſt 1910 eine ſolche An— 
kündigung darſtellt, iſt nach ihrem Inhalt nicht zu bezweifeln, 
es will damit offenſichtlich ebenſo wie durch die erſte Annonce 
das Publikum auf die durch den Ausverkauf gebotene Kauf: 
gelegenheit hingewieſen und zum Einkauf aufgemuntert wer⸗ 
den; ob dabei geſagt wird, der Ausverkauf beginne oder 
der Ausverkauf daure fort, macht keinen Unterſchied. Ob 
etwa dann, wenn ſchon in der erſten Annonce der Grund 
des Ausverkaufs nicht angegeben geweſen wäre und dies 
auch in der zweiten nicht der Fall war, eine fortgeſetzte 
Geſetzesübertretung anzunehmen wäre, kann dahin geſtellt 
bleiben. Denn auch wenn dies anzunehmen iſt, ſo ſteht dies 
einer Beſtrafung der erſtmals in der zweiten Annonce er— 
folgten Weglaſſung nicht entgegen. 

Urteil des Strafſenats vom 30. Januar 1911 in der 

Strafſache M. M. in T. wegen Uebertretung des Ge— 

ſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb. 


17. 
Was bedeutet der Ausdruck „geſchloſſener Ortsteil“? 


Aus den Gründen: 

Die Ausführung in dem angefochtenen Berufungsurteil 
rechtfertigt die Annahme eines geſchloſſenen Ortsteils im 
Sinn der zit. Vorſchrift der Bundesratsverordnung. Die 
Bedeutung dieſes Ausdruckes tft vom ſprachlichen Geſichts— 
punkt und zugleich nach dem Zweck der Beſtimmung zu 
beurteilen. Nach dem ſprachlichen Sinn iſt davon auszu⸗ 
gehen, daß ein geſchloſſener Ortsteil einen aus einer Anzahl 
von Wohngebäuden beſtehenden Teil eines Ortes bedeutet, 
der ſich von anderen Orten oder Ortsteilen abſchließt und 
für ſich ein zuſammenhängendes Ganze eines Wohnkomplexes 
bildet. Das Geſchloſſenſein eines Ortsteiles bietet nach dem 
mitzuberückſichtigenden Zweck der Beſtimmung im Gegenſatz 
zu einem einzeln ſtehenden Gebäude oder Gehöft oder zur 
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freien Ortsflur nach der Art des Zuſammenliegens oder Zu— 
ſammenhangs der Wohngebäude eine größere Gefahr der 
Beſchädigung von Perſonen oder Sachen durch ein ſehr 
ſchnell fahrendes Kraftfahrzeug, da das Geſchloſſenſein die 
Ueberſichtlichkeit für den Führer des Fahrzeugs und für den 
Verkehr zu erſchweren geeignet iſt und eine Gefährdung für 
die auf der Straße befindlichen oder für die ſie betretenden 
Perſonen näher erſcheinen läßt als ein einſam liegendes 
Gebäude oder eine freie Ortsflur ohne zuſammenhängende 
Gebäude. Dabei iſt aber nicht ein unmittelbarer Zuſammen⸗ 
hang der einzelnen Gebäude untereinander derart erforder⸗ 
lich, daß dieſe direkt aneinander anſtoßen und wie bei ſog. 
geſchloſſener Bauweiſe in einer Reihe fortlaufend ohne Unter⸗ 
brechung ſtehen müßten. So wenig die freie Feldmark oder 
Ortsflur ihren Charakter dadurch verliert, daß vereinzelte 
Häuſer an der ſie durchziehenden Straße gelegen ſind, eben⸗ 
ſowenig ſteht an ſich der Annahme eines geſchloſſenen Orts— 
teils entgegen, daß in ihm die Häuſerreihen durch Gärten, 
Spiel⸗ oder andere freie Plätze unterbrochen werden, jo: 
lange nur das Gepräge des Ganzen als eines zuſammen⸗ 
hängenden Wohnbezirks gewahrt bleibt. Bei der hierüber 
zu treffenden Entſcheidung kommt es deshalb nicht allein dar⸗ 
auf an, aus einer wie großen Anzahl von Wohngebäuden 
ein Ortsteil beſteht, ſondern auch darauf, wie deren Lage 
zur Straße und zu einander iſt, ob die Gebäude auf einer 
oder auf beiden Seiten der Straße ſtehen, ob in erſterem 
Falle etwa ganz oder größtenteils bebaute Seitenſtraßen 
in die betreffende Straße einlaufen, ob die Wohngebäude in 
einem gewiſſen räumlichen Zuſammenhange ſtehen oder nur 
durch Gärten, Raſen⸗ oder Spielplätze u. dgl. unterbrochen 
ſind oder ob dazwiſchen größere freie Flächen, Wald- oder 
Parkanlagen u. dgl. liegen, die es ausgeſchloſſen erſcheinen 
laſſen, einen zuſammenhängenden Wohnkomplex noch als 
gegeben anzunehmen. 

Urteil des Strafſenats vom 27. Februar 1911 in der 


224 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Strafſache gegen Z. M. in D. wegen Uebertretung von 
Kraftwagenvorſchriften. 


18. 


Was gilt als Wirtskeller im Binn des Geſetzes vom 
4. Inli 1900? 


Der Angeklagte ſchenkt in der von ihm gepachteten Wirt⸗ 
ſchaft in U. Bier und Wein aus und er wurde vom Be: 
rufungsgericht wegen Zuwiderhandlung gegen Art. 6 und 23 
des Wirtſchaftsabgabengeſetzes vom 4. Juli 1900 zu einer 
Geldſtrafe verurteilt auf Grund der Feſtſtellung, daß in ſei⸗ 
nem unter der Wirtſchaft durch das ganze Haus ſich er⸗ 
ſtreckenden Wirtskeller am 17. Mai 1910 ein von keiner 
deutſchen Eichungsſtelle geeichtes und mit keinem vorſchrifts⸗ 
mäßigen Eich⸗ und Stempelzeichen verſehenes mit Moſt ge⸗ 
fülltes Faß lag. Mit der Rüge, daß dieſe Feſtſtellung in 
mehrfacher Richtung auf rechtsirrtümlicher Auffaſſung beruhe, 
hat der Angeklagte die Reviſion eingelegt, die verworfen 
wurde. 

Aus den Gründen: 

Zunächſt bemängelt die Reviſion die Annahme des Vor: 
richters, daß das nicht geeichte Moſtfaß im Wirtskeller 
gelegen ſei, da es in einem abgegrenzten Kellerraum, den der 
Angeklagte an ſeinen Vater vermietet hatte, untergebracht 
war, und der Angeklagte ſich damit der tatſächlichen und 
rechtlichen Gewalt über dieſen Raum begeben habe. Ferner 
wird die gegenteilige Feſtſtellung des Vorrichters, daß der 
Angeklagte ſeinem Vater einen Kelleranteil nicht vermietet 
habe, als von Rechtsirrtum beeinflußt erklärt. 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt war der Kellerabteil, 
in dem das ungeeichte Faß lag, durch einen Lattenverſchlag 
abgeſchrankt, er wurde nicht zu Wirtſchaftszwecken verwendet, 
ſondern vom Vater des Angeklagten benützt und war ihm 
eingeräumt, jedoch regelmäßig trotz der vorhandenen ver— 
ſchließbaren Türe offen und unverſchloſſen und ſo für den 
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Angeklagten frei zugänglich, dieſer hat auch über die in dieſen 
Abteil gelegten Fäſſer nach Gutdünken verfügt, indem er ein 
ihm gehöriges, vom Vater mit Moſt gefülltes, daſelbſt ge- 
lagertes Faß zu eigenem Bedarf an ſich nahm, den Moſt in 
ein anderes, dem Vater gehöriges Faß — eben das unge- 
eichte — umfüllte und das ſo gefüllte Faß in den Keller⸗ 
abteil des Vaters legte; er hat ferner dieſen Moſt bei der 
Steuerbehörde angemeldet, auch beſtand zwiſchen Vater und 
Sohn völlige Hausgemeinſchaft und der monatlich vom Va— 
ter bezahlte Betrag von 15 Mt bildete lediglich das Entgelt 
für die Verköſtigung und Verpflegung; endlich war der be— 
hauptete Afterpacht des fraglichen Kellerabteils nicht der 
Hauseigentümerin und Vermieterin zur Kenntnis gebracht 
worden, während anderſeits der Steuerbehörde der ganze 
Keller angemeldet worden war. Auf Grund dieſes Sach— 
verhalts konnte der Vorrichter ohne erſichtlichen Rechtsirrtum 
zu der von ihm getroffenen Feſtſtellung gelangen, daß auch 
der Kellerabteil, in dem das ungeeichte Moſtfaß lag, als 
Wirtskeller des Angeklagten anzuſehen iſt und daß eine Ver⸗ 
mietung dieſes Kellerabteils an den Vater gar nicht erfolgt 
war. Unzutreffend iſt die Behauptung der Reviſion, der 
Vorrichter habe überſehen, daß die Beſtimmung des $ 549 
BGB. über Aftermiete dispoſitives Recht ſei ſowie daß ſchon 
aus der Tatſache der Nichtanzeige einer Aftermiete an die 
Hausvermieterin auf das Nichtzuſtandekommen eines After⸗ 
mieteverhältniſſes geſchloſſen worden ſei. Dieſe Nichtanzeige 
iſt ausweislich der Urteilsgründe lediglich als einzelnes Be⸗ 
weismoment neben anderen Umſtänden wie ſie oben ange⸗ 
führt ſind, für die Annahme, daß der Kellerabteil vom Vater 
wohl benützt, aber in Wirklichkeit nicht gemietet war, ver⸗ 
wertet worden; ſie bildete nur ein einzelnes Glied in der mit 
jener Annahme abſchließenden Beweiskette. Was die Nevis 
ſion unter Berufung auf die Zeugenangabe des Vaters des 
Angeklagten gegen die Beweiswürdigung des Vorrichters in 
dieſem Teil anführt, läuft auf eine in dieſer Inſtanz unzu⸗ 
läſſige Bekämpfung dieſer Beweiswürdigung ſowie auf den 
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gleichfalls nicht beachtlichen, weil die Rüge einer Verletzung 
des § 266 StPO. enthaltenden Vorwurf einer mangelhaften 
tatſächlichen Begründung der getroffenen Feſtſtellung hinaus. 

Nach Art. 6 des zit. Wirtſchaftsabgabengeſetzes müſſen 
die Fäſſer in den Kellern der Wirte von einer deutſchen 
Eichungsſtelle geeicht und mit vorſchriftsmäßigen Eich⸗ und 
Stempelzeichen verſehen ſein und nach Art. 23 unterliegt 
einer Geldſtrafe bis zu 150 M. eine Zuwiderhandlung gegen 
andere als in Art. 22 erwähnte, hier nicht in Frage kom⸗ 
mende Beſtimmungen des Geſetzes ſowie gegen die vom 
Finanzminiſterium oder mit deſſen Genehmigung zum Voll⸗ 
zug des Geſetzes erlaſſenen und öffentlich oder den Beteilig- 
ten beſonders bekannt gemachten Vorſchriften, ſofern die 
Strafe in letzteren für den Fall der Zuwiderhandlung an⸗ 
gedroht iſt. Endlich ſind nach Art. 24 die Wirte als Täter 
zu beſtrafen, falls ſie nicht nachweiſen, daß die ſtrafbare 
Handlung ohne ihr Wiſſen und gegen ihren Willen von 
einem Hausgenoſſen, Gewerbegehilfen, Bedienſteten ꝛc. be⸗ 
gangen worden iſt. Den letzteren Ausnahmefall hat die 
Strafkammer durch die Feſtſtellung ausgeſchloſſen, daß der 
Angeklagte ſelbſt das ungeeichte Faß mit Moſt gefüllt in den 
Kellerabteil des Vaters gelegt und ſo gut gewußt hat, daß 
der Vater in ſeinem Keller ein ungeeichtes Faß benützte. 
Hienach iſt auch die weitere eventuelle Annahme des Vor⸗ 
richters, daß die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit des Ange⸗ 
klagten als Wirt auch beſtehen bleibt, falls die Verfehlung 
vom Vater, der ſein Hausgenoſſe war, verübt worden wäre, 
rechtlich bedenkenfrei; allerdings iſt dabei nach dem Sinn des 
Geſetzes vorausgeſetzt, daß die unerlaubte Faßlagerung im 
Keller des Wirts erfolgte, aber das Zutreffen dieſer Voraus⸗ 
ſetzung iſt vom Vorrichter feſtgeſtellt. 

Mit Grund hat endlich der Vorrichter deshalb auch auf 
§ 10 der im Regierungsblatt 1900 S. 674 veröffentlichten 
Vollzugsverfügung des Finanzminiſteriums vom 30. Auguſt 
1900 hingewieſen, wonach als „Wirtskeller“ alle Keller gel⸗ 
ten, auf die ſich die Anzeigepflicht des Wirts erſtreckt (auf 
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ſämtliche von ihm zur Aufbewahrung von Getränken be- 
nützten oder beſtimmten Keller und ſonſtigen Räumlichkeiten 
ſowie auf alle innerhalb der Wirtſchaftsgebäulichkeiten be- 
findlichen Keller ohne Unterſchied, ob ſie von ihm ſelbſt oder 
von dritten Perſonen benützt werden, ob das Getränke da⸗ 
rin ihm oder anderen gehört) und wonach nur eine Aus⸗ 
nahme gemacht iſt für innerhalb der Wirtſchaftsgebäulich⸗ 
keiten befindliche, aber nicht im Eigentum des Wirts ſtehende, 
auch nicht von ihm gemietete oder ſonſt ihm zur Benützung 
überlaſſene Keller, falls ſie von den Gelaſſen und Kellern 
des Wirts ſo abgeſchieden ſind, daß ſie dem Wirt vollſtän⸗ 
dig unzugänglich ſind. Auch dieſer Ausnahmefall hat vor⸗ 
liegend nach den tatſächlichen, das Reviſionsgericht binden⸗ 
den Feſtſtellungen des Vorrichters als ausgeſchloſſen zu 
gelten. ; 

Urteil des Strafſenats vom 16. Januar 1911 in der 

Strafſache gegen E. Z. in U. wegen Uebertretung des 

Wirtſchaftsabgabengeſetzes. 


228 


II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


10. 
Gebändeſteuerpflicht des Hofkammerkanzleigebäudes. 


I. Das Hofkammerkanzleigebäude Jägerſtraße 18 in 
Stuttgart, welches neben den erforderlichen Kanzleiräumen 
auch eine Wohnung für den Hofkammerpräſidenten und für 
einen Kanzleidiener enthält, iſt anläßlich der Gebäudekataſter⸗ 
reviſion auf 1. April 1907 zwar inſoweit, als es für die 
Zivilliſte⸗ und Krongutsverwaltung beſtimmt iſt, als ſteuer⸗ 
frei behandelt, ſoweit es dagegen für Zwecke der Verwaltung 
des Hofdomänenkammerguts verwendet wird, als gebäude- 
ſteuerpflichtig erklärt worden; das K. Steuerkollegium, Ab⸗ 
teilung für direkte Steuern, hat mit Entſcheidung vom 29. Ja⸗ 
nuar 1910 den Steueranſchlag für dieſes Gebäude auf 
90 000 M., alſo auf rund / des zu 366700 M. angenom⸗ 
menen geſamten Kapitalwerts feſtgeſetzt. Die K. Hofkammer 
hat zwar gegen dieſe Höhe des Steueranſchlags an und für 
ſich keine Einwendung erhoben, wohl aber geltend gemacht, 
daß das Gebäude gemäß Art. 2 Ziff. 5 des Geſetzes vom 
28. April 1873 / 8. Auguſt 1903, betr. die Grund-, Gebäude⸗ 
und Gewerbeſteuer (Reg.⸗Bl. S. 344) von der Beſteuerung 
gänzlich frei zu bleiben habe. Das K. Finanzminiſterium 
hat jedoch mit Entſcheidung vom 10. Auguſt 1910 dieſen 
Anſpruch als ſachlich unbegründet zurückgewieſen. 

In der Rechtsbeſchwerde, welche rechtzeitig und ordnungs⸗ 
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gemäß erhoben worden iſt, wird zur Begründung ausgeführt, 
die Verwaltung und Nutznießung des Hofdomänenkammer⸗ 
guts ſei auf Grund der Verfaſſung (§ 103 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde) dem König als dem Staatsoberhaupt gewährleiſtet, 
und zwar im Intereſſe des Staats zum Zweck der finan⸗ 
ziellen Sicherſtellung des Staatsoberhaupts neben der Zivil⸗ 
liſte und der Krondotation. Auch ſeien für das Hofdomänen⸗ 
kammergut durch die Verfaſſung Verwaltungsgrundſätze feſt⸗ 
geſetzt, an welche der Nutznießer und die mit der Verwaltung 
betraute Hofkammer gebunden ſeien. Wenn auch das Hof— 
domänenkammergut Eigentum der Königlichen Familie, alſo 
Privateigentum ſei, diene es doch dem Staatszweck, inſofern 
durch dasſelbe dem Staatsoberhaupt die Erfüllung ſeiner 
Herrſcherpflichten erleichtert werde. Es wäre ſonſt unerfind⸗ 
lich, weshalb die Verfaſſung dieſes Gut beſonders erwähnen, 
ſeine Nutznießung dem König gewährleiſten und über die 
Verwaltung, namentlich hinſichtlich der Erhaltung des Grund⸗ 
ſtocks, beſondere Grundſätze aufſtellen würde. Die Verwaltung 
des Hofdomänenkammerguts müſſe demnach in gleicher Weiſe, 
wie diejenige des Kronguts, als öffentlichen Zwecken dienend 
anerkannt werden. 

II. Der Beſchwerde kann eine Folge nicht gegeben 
werden. 

Nach Art. 2 Ziff. 5 des Kataſtergeſetzes bleiben von 
der Beſteuerung frei Gebäude, welche zu öffentlichen Zwecken 
dienen, ohne dem Eigentümer einen ökonomiſchen Nutzen ab⸗ 
zuwerfen; ein Gebäude dieſer Art, welches bloß teilweiſe zu 
einem die Steuerfreiheit begründenden Zwecke dient, bleibt 
nur nach dem Verhältnis dieſer Verwendung von der Steuer 
frei. Im vorliegenden Fall iſt allein die Frage ſtreitig, ob 
das Hofkammergebäude inſoweit, als die Verwaltung des 
Hofdomänenkammerguts darin ſtattfindet, zu einem die Steuer⸗ 
freiheit begründenden Zwecke dient oder nicht. Muß dieſe 
Frage entſprechend dem Antrag der Hofkammer bejaht wer⸗ 
den, ſo ergibt ſich allerdings die vollſtändige Steuerfreiheit 
für dieſes Gebäude; denn daß ſeine Verwendung im übrigen, 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 2. 16 
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insbeſondere ſoweit die Zivilliſte- und Krongutsverwaltung, 
für die es daneben beſtimmt iſt, in Betracht kommt, zu öffent⸗ 
lichen Zwecken dient, ohne dem Eigentümer einen ökonomi⸗ 
ſchen Nutzen abzuwerfen, hat die Steuerverwaltung in Ueber⸗ 
einſtimmung mit einem früheren Urteil des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs (vom 17. November 1909 Nr. 518), betreffend 
den Rechtsſtreit der Stadtgemeinde Stuttgart gegen die 
Königliche Familie als Eigentümerin des Hofdomänenkammer⸗ 
guts wegen Beiziehung des Hofkammerkanzleigebäudes zur 
Gemeindeumlage, ſchon von ſich aus anerkannt. 

Allein ſoweit das Gebäude der Verwaltung des Hof⸗ 
domänenkammerguts dient, ſind die Vorausſetzungen der 
Steuerfreiheit im Sinne des Art. 2 Ziff. 5 des Geſetzes 
nicht erfüllt. Es iſt zwar richtig, daß das Hofdomänen⸗ 
kammergut, trotzdem es kein Staatsgut, ſondern ein Privat⸗ 
familienfideikommiß bildet, von der Verfaſſung ſelbſt beſon⸗ 
ders erwähnt wird. In § 108 der Verfaſſungs⸗Urkunde 
wird es ein Privateigentum der Königlichen Familie genannt, 
deſſen Verwaltung und Benützung dem Könige zuſteht, und 
weiter gejagt, ſein Grundſtock dürfe — vorbehaltlich be- 
ſtimmter, mit den für das Staatskammergut in § 107 ge⸗ 
gebenen Verwaltungsgrundſätzen ſich deckenden Ausnahmen 
— nicht vermindert werden; zu den allgemeinen Landes⸗ 
laſten habe es ſeinen Beitrag zu liefern, und zwar, ſoweit 
es bisher ſteuerfrei war, gleich andern früher ſteuerfreien 
Gütern. Von dieſer letzteren Beſtimmung abgeſehen kommt 
aber eben darin, daß dieſem Gut ausdrücklich die Eigen: 
ſchaft eines Privateigentums der Königlichen 
Familie beigelegt iſt, deutlich zum Ausdruck, daß die Ver⸗ 
hältniſſe des Hofdomänenkammerguts im Unterſchied vom 
Staatskammergut, Krondotation und Zivilliſte (58 102, 
104 ff. der Verfaſſungs⸗Urkunde) nach privatrechtlichen Nor⸗ 
men, nicht nach öffentlichem Recht ſich beurteilen. 

Vgl. Göz, Verfaſſungsurkunde 1906, S. 200; Göz, 

Staatsrecht, S. 81; Göz, Verwaltungsrechtspflege, S. 239. 

Der König iſt auch bei der ihm zukommenden Verwal⸗ 
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tung und Benützung des Hofdomänenkammerguts weder den 
Landſtänden noch einer ſtaatlichen Behörde Rechenſchaft 
ſchuldig. Allerdings mögen bei der Aufnahme der Beſtim⸗ 
mung des § 108 in die Verfaſſung und insbeſondere bei 
der Anordnung ungeſchmälerter Erhaltung des Grundſtocks 
des Hofdomänenkammerguts auch öffentliche Geſichtspunkte 
mitgeſpielt haben. Inwieweit dies im einzelnen zutrifft, 
kann hier unerörtert bleiben: ſicher iſt jedenfalls ſo viel, 
daß die Verwaltung des Hofdomänenkammerguts innerhalb 
der durch $ 108 der Verfaſſungsurkunde gezogenen Grenzen 
der Hauptſache nach nicht einem öffentlichen Zweck, ſondern 
dem privaten Nutzen des Eigentümers und Nutznießers, alſo 
privatwirtſchaftlichen Zwecken zu dienen beſtimmt iſt. Mag 
immerhin jene Verfaſſungsbeſtimmung im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe, aus Gründen des Staatswohls aufgenommen worden 
ſein, ſo kann doch ein ſolcher Beweggrund nicht ausreichen, 
die unter Beobachtung der vorgeſchriebenen Schranken aus⸗ 
geübte Verwaltung und Nutzung des Gutes als eine öffent⸗ 
lichen Zwecken dienende Tätigkeit erſcheinen zu laſſen. In⸗ 
ſoweit handelt es ſich nicht um die Erfüllung öffentlicher, 
durch das Staatsintereſſe geforderter Aufgaben; die Zwecke, 
welche durch eine umſichtige und ſachgemäße Verwaltung des 
Guts, etwa mit der Bewirtſchaftung des zu dem Hofdomänen⸗ 
kammergut gehörigen Domänen⸗ und Forſtbeſitzes, verfolgt 
und erreicht werden, liegen durchaus im Rahmen des wirt⸗ 
ſchaftlichen Verkehrs⸗ und Erwerbslebens. Soweit die in 
dem Hofkammergebäude entfaltete Tätigkeit dieſer Arbeit ge⸗ 
widmet iſt, dient ſie demnach nicht öffentlichen Zwecken, 
ſondern — jedenfalls vorherrſchend und in allen weſentlichen 
Beziehungen — den privatwirtſchaftlichen Zwecken und Inter⸗ 
eſſen des Gebäudebeſitzers und des Nutznießers, hat aber 
demnach auch unmittelbar Anteil an dem ökonomiſchen 
Nutzen, den dieſe Verwaltung und Bewirtſchaftung für den 

Eigentümer und Nutznießer erbringt. 
Darauf, daß der Nutznießer des Guts und das Staats⸗ 
oberhaupt identiſch ſind, kann kein entſcheidendes Gewicht 
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gelegt werden. Auch das Privatvermögen des Königs (ab- 
geſehen von der Nutzung am Fideikommißvermögen der 
Königlichen Familie) mag, zumal bei der geltend gemachten 
Unzulänglichkeit der Zivilliſte, neben dieſer und der Kron⸗ 
dotation für die Beſtreitung der Bedürfniſſe des Königs, 
alſo mit zur Erleichterung der Erfüllung der dem Staats- 
oberhaupt obliegenden Verpflichtungen verwendet werden, 
dient aber gleichwohl in ſeiner Verwaltung nicht ſowohl 
öffentlichen Zwecken, als vielmehr dem privaten Nutzen des 
Eigentümers. Ueberhaupt kann es für die Entſcheidung der 
Frage, ob bei einem Gebäude die öffentliche Zweckbeſtimmung 
und nicht der wirtſchaftliche Nutzen des Eigentümers im 
Vordergrund ſteht, niemals auf die Verwendung des Ertrags 
ankommen, den es abwirft, ſondern nur darauf, ob die Auf⸗ 
gabe, für welche das Haus beſtimmt iſt, eine ſolche iſt, daß 
die Erreichung öffentlicher Zwecke an Stelle von privatwirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen den Ausſchlag gibt. Zu welchen 
Zwecken und für welche Bedürfniſſe alſo der König die Ein⸗ 
künfte, welche die Verwaltung des Hofdomänenkammerguts 
erzielen hilft, und welche ihm verfaſſungsmäßig zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, jeweils verwendet, iſt unerheblich. 

Dem Ausgeführten zufolge hat, entſprechend dem Schluß⸗ 
ſatz der angeführten Verfaſſungsbeſtimmung § 108, wie das 
Hofdomänenkammergut im allgemeinen, jo auch das Hof— 
kammerkanzleigebäude, inſoweit es zur Verwaltung dieſes 
Guts benützt wird, gleich ſonſtigem Grundſtocksvermögen 
ſeinen Beitrag zu den allgemeinen Landeslaſten zu liefern: 
es iſt gebäudeſteuerpflichtig; denn weder dient es in dem 
bezeichneten Umfang — jedenfalls ſeiner Hauptbeſtimmung 
nach — öffentlichen Zwecken, ohne dem Eigentümer einen 
ökonomiſchen Nutzen abzuwerfen, kann demnach die Steuer⸗ 
begünſtigung des Art. 2 Ziff. 5 des Kataſtergeſetzes nicht 
für ſich beanſpruchen, noch iſt eine andere Privilegierung, 
ſo wie ſie etwa im Gegenſatz zum Hofdomänenkammergut 
den zu der Krondotation gehörigen Grundſtücken und 
Gebäuden in Art. 2 Ziff. 1 dieſes Geſetzes eingeräumt iſt, 
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zu ſeinen Gunſten vorgeſehen. 

Die Entſcheidung des K. Miniſteriums, welche aus dieſen 
Erwägungen den Anſpruch auf vollſtändige Steuerfreiheit 
für das Gebäude als nicht begründet abgelehnt hat, iſt hie⸗ 
nach zu Unrecht angefochten worden. 

Urteil vom 14. Dezember 1910. 


11. 


Wie iſt das ſtenerbare Einkommen einer in Württem⸗ 
berg domizilierten Aktiengeſellſchaft aus nichtwürttem⸗ 
bergiſchen Betrieben zu berechnen? 


Gründe: 

I. Die Aktiengeſellſchaft Fabrik E., welche ihre Haupt⸗ 
niederlaſſung in E. hat, beſitzt eine Filiale in S. (Italien), 
ferner elektrotechniſche Bureaus in B., K., M. Zdwiſchen 
der Firma und der Steuerbehörde beſteht Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit darüber, wie hoch das auf den außerwürttem⸗ 
bergiſchen Geſchäftsbetrieb entfallende, gemäß Art. 8 Ziff. 1 
des Einkommenſteuergeſetzes in Württemberg nicht ſteuerbare 
Einkommen der Geſellſchaft in den beiden Steuerjahren 1907 
und 1908 zu bemeſſen iſt. 

Während die Aktiengeſellſchaft auf Grund beſonderer 
Gewinnberechnung ihren außerhalb Württembergs erzielten 
gewerblichen Reingewinn 

für das Jahr 1907 auf: 449 458 M. 74 Pf. 

„ „ „ 1908 „: 415 560 M. 77 Pf. 
bezifferte und in dieſer Höhe bei der württemb. Einkommen⸗ 
ſteuerfeſtſetzung berückſichtigt wiſſen wollte, wobei ein ſteuer⸗ 
pflichtiger Geſchäftsüberſchuß im Sinn des Art. 16 Abſ. 1 
des Einkommenſteuergeſetzes für Württemberg nicht mehr 
übrig geblieben wäre, hat die Steuerbehörde den auf den 
Geſchäftsbetrieb außerhalb Württembergs entfallenden Teil 
der Ueberſchüſſe ſtatt auf Grund der von der Firma ge— 
lieferten Gewinnziffern ihres auswärtigen Betriebs im Wege 
der Schätzung ermittelt; und zwar hat das Kgl. Steuer: 
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kollegium, Abteilung für direkte Steuern, mit Entſcheidung 
vom 18. Januar 1910 das in Württemberg ſteuerpflichtige 
Einkommen der Aktiengeſellſchaft auf 1. April 1907 zu: 
195 822 M. für den Staat und 330 822 M. für die Ge⸗ 
meinde, auf 1. April 1908 zu 150 471 M. für den Staat 
und 273 471 M. für die Gemeinde feſtgeſtellt. Hiebei war 
mit einem Voraus von 10% zugunſten von Württemberg 
für die in E. befindliche, auch die auswärtigen Filialbetriebe 
umſpannende Oberleitung des Unternehmens gerechnet und 
ſo ein Betrag von 83 317 M. für 1907 und von 65 574 M. 
für 1908 als der auf die ausländiſchen Zweigniederlaſſungen 
entfallende Teil der Geſamtüberſchüſſe gewonnen worden. 
Die gegen dieſe Entſcheidung an das K. Finanzminiſterium 
eingelegte weitere Beſchwerde brachte keinen Erfolg, Erlaß 
des K. Finanzminiſteriums vom 19. Juli 1910. 

Die Rechtsbeſchwerde gegen die Miniſterialentſcheidung 
iſt rechtzeitig und ordnungsmäßig erhoben worden. In der 
über die Beſchwerde auf Antrag der Beſchwerdeführerin an- 
beraumten mündlichen Verhandlung hat deren Bevollmäch- 
tigter in Uebereinſtimmung mit feinen ſchriftlichen Darlegun⸗ 
gen ausgeführt, die Firma fühle ſich dadurch beſchwert, daß 
trotz der Aufſtellung einer geſonderten Gewinnberechnung für 
ihre Filiale in S. und für ihre anderen Filialen der Abzug 
des auf Grund von Art. 8 Ziff. 1 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes ſteuerfreien Einkommens aus den außerhalb Württem- 
bergs betriebenen Gewerben nicht nach den geſonderten Bi— 
lanzen der Filialen, vielmehr nach einer Schätzung vorge— 
nommen, und überdies mit Rückſicht auf die Geſchäftsleitung 
in E. ein Voraus von 10% des ſteuerbaren Einkommens 
für Württemberg geſchöpft worden ſei. 

II. Die Beſchwerde kann nach beiden Richtungen hin 
nicht für begründet erkannt werden. 

1. Was zunächſt den letzteren Einwand, die Voraus— 
berückſichtigung Württembergs mit 10% des 
im Ausland erzielten gewerblichen Einkommens anbelangt, ſo 
iſt der Beſchwerdeführerin zuzugeben, daß das Einkommen— 
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ſteuergeſetz ſelbſt nirgends eine ausdrückliche Beſtimmung 
darüber enthält, daß bei einem gleichzeitig auf das In⸗ und 
Ausland ſich erſtreckenden Gewerbe ein Teil der außerhalb 

Württembergs gewonnenen Geſchäftsüberſchüſſe als ſoge⸗ 
nannter Voraus oder Präzipualquote für die württembergiſche 
Beſteuerung in Anſpruch genommen werden dürfe. Aber 
damit iſt über die Berechtigung zum Anſatz eines derartigen 
Voraus je nach der Beſchaffenheit des einzelnen Falles noch 
nichts entſchieden. Nach Art. 8 Ziff. 1 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes iſt von der Einkommenſteuer ausgenommen das 
Einkommen aus den außerhalb Württembergs betriebenen 
Gewerben. Bei einem Gewerbe, deſſen Betrieb wie im vor— 
liegenden Fall in Württemberg und teilweiſe auch im Aus⸗ 
land ſtattfindet, ſteht demnach das Beſteuerungsrecht Württem⸗ 
berg nur inſoweit zu, als die Ausübung im Lande ſelbſt erfolgt. 
Als Vorausſetzung für die württembergiſche Beſteuerung iſt 
alſo immer zu prüfen, inwieweit im Einzelfall geſagt wer⸗ 
den kann, daß das Gewerbe tatſächlich in Württemberg be— 
trieben wird. Doch iſt, wie der Verwaltungsgerichtshof bis— 
her ſtets entſchieden hat — vgl. Urteile vom 10. April 1907 
und 12. Februar 1908; Mitteilungen aus der Steuerrecht: 
ſprechung II, 33 und Württ JJ. 20, S. 350 —, bei dieſer 
Prüfung eine Berückſichtigung des Orts der im Inland be— 
findlichen Geſchäftsleitung als eines weſentlichen, die In⸗ 
anſpruchnahme eines Teils des Gewinns aus dem auswär⸗ 
tigen Betrieb rechtfertigenden Merkmals durchaus zuläſſig; 
der Grundſatz, daß der auswärtige Betrieb im Lande nicht 
beſteuert werden darf, wird hiedurch nicht berührt. Muß 
nach den tatſächlichen Verhältniſſen des einzelnen Falles der 
von einer Hauptniederlaſſung ausgehenden geiſtigen Leitung 
ein maßgebender Einfluß auch auf die Ertragserzielung an 
den Betriebsorten der Zweigniederlaſſungen zugeſchrieben 
werden, ſo erſcheint der hierauf zurückzuführende Teil des Er- 
trages der Filialen als das Ergebnis der am Sitz der Ge— 
ſchäftsleitung, alſo im Inland ausgeübten gewerblichen Tätig⸗ 
keit. Der Voraus oder die Präzipualquote, welcher dieſem 
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Einfluß der Geſchäftsleitung entſpricht, iſt demnach gar nicht 
durch die ausländiſchen Betriebsteile, ſondern durch die im 
Inland befindliche Zentrale erzielt worden. Allerdings aber 
muß in ſolchem Falle, bevor für Württemberg ein Teil der 
außerhalb feiner Grenzen gewonnenen Ueberſchüſſe eines Ge⸗ 
werbebetriebs als Voraus ausgeſondert wird, tatſächlich feſt⸗ 
geſtellt ſein, daß ein Einfluß der am württembergiſchen Sitz 
des Unternehmens beſtehenden Geſchäftsführung auf die Ge- 
winnung des auswärtigen Gewerbeertrags vorhanden iſt. 
Daß ein ſolcher Einfluß von dem Hauptgeſchäft der 
Beſchwerdeführerin auf die in Rede ſtehenden Zweigbetriebe 
ausgeht, der wirtſchaftliche Schwerpunkt des ganzen Unter⸗ 
nehmens demnach auf württembergiſchem Gebiete, in E., 
liegt, haben das Steuerkollegium und Finanzminiſterium in 
ihren Vorentſcheidungen angenommen und nach Lage der 
Verhältniſſe mit Grund annehmen können. Die eigenen Er- 
klärungen, welche die Beſchwerdeführerin im Beanſtandungs⸗ 
verfahren der Steuerbehörde gegenüber abgegeben hat, zeigen 
zur Genüge, daß es ſich bei den auswärtigen Filialen nicht 
um beſondere, ſelbſtändig und unabhängig vom E.’er Haupt: 
geſchäft geführte Gewerbebetriebe, ſondern um mit dieſem 
eng zuſammenhängende, in organiſcher Verbindung ſtehende 
Zweiggeſchäfte, demnach um ein einheitliches und untrenn⸗ 
bares Geſamtunternehmen handelt. Mit dieſer Annahme 
ſteht nicht im Widerſpruch, daß eine für die Zweigſtellen 
geführte beſondere Buchführung vorhanden iſt, und daß den 
Leitern der Filialen in dem ihnen überlaſſenen Gebiet Selb- 
ſtändigkeit zukommt. Der Einfluß der Hauptniederlaſſung 
auf die auswärtigen Betriebe und die Mitwirkung der erſteren 
bei der Gewinnerzielung durch die Filialen, ohne daß doch 
der Anteil der Zentrale an dieſen Erträgniſſen im ganzen 
oder an den verſchiedenen geſchäftlichen Maßnahmen im ein⸗ 
zelnen ziffermäßig genau angegeben werden könnte, kommt 
insbeſondere darin zum Ausdruck, daß die Zentrale in E. 
regelmäßige Geſchäftsberichte von den Filialen erhält und in 
der Lage iſt, aus Anlaß derſelben Weiſungen an die Filiale 
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zu erteilen. Das Hauptgeſchäft entſcheidet über alle wich⸗ 
tigen Geſchäftsfragen; bei Lokomotivpſubmiſſionen hat ſich 
die Zweigfabrik in S. über die zu ſtellenden Preiſe mit der 
Leitung in E. zu verſtändigen, Lieferungsverträge der klei⸗ 
neren Filialen (elektrotechniſche Bureaus) ſind von 5000 M. 
an der Zentrale zur Unterſchrift vorzulegen, für die Filiale 
S. werden die Beſtellungen für die aus Deutſchland zu be- 
ziehenden Materiallieferungen von der Zentrale aus betätigt 
uff. Endlich geht die Genehmigung zur Anſtellung und 
Entlaſſung der Beamten auf den Filialen von E. aus. Der 
Einfluß der Hauptniederlaſſung auf den wirtſchaftlichen Er⸗ 
folg des Geſamtunternehmens und damit auch auf die Er- 
trägniſſe der auswärtigen Niederlaſſungen iſt demnach un⸗ 
verkennbar; eben darum muß aber auch das Verlangen der 
württembergiſchen Steuerverwaltung, daß ein Teil der im 
Ausland erzielten Ueberſchüſſe des Betriebs der Beſchwerde⸗ 
führerin als auf ihrem Gebiet erworben anzuſehen und in 
Form des Vorabzugs einer Präzipualquote ihr zur Be⸗ 
ſteuerung zu überlaſſen ſei, für begründet erkannt werden 
(vgl. Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 12. Februar 
1908 in Württ JJ. Bd. 20 S. 350/51 und die preußiſche 
Rechtſprechung in Einkommerſteuerſachen Bd. 5, 386; Bd. 10, 
210; Bd. 12, 275). 

2. Damit iſt aber auch von ſelbſt die Entſcheidung in 
bezug auf den zweiten Einwand der Beſchwerdeführerin ge— 
geben: aus der Feſtſtellung, daß das Schwergewicht des 
ganzen Unternehmens in E. ruht, daß die Oberleitung und 
ſtändige geſchäftliche Ueberwachung auch der auswärtigen 
Filialbetriebe von dort ausgeht und mit Rückſicht hierauf 
die Inanſpruchnahme einer — naturgemäß nur mittels 
Schätzung zu beſtimmenden — Präzipualquote zugunſten 
des württembergiſchen Staats bei Ausſcheidung des auf den 
außerwürttembergiſchen Betrieb entfallenden Teils der Ge— 
ſamtüberſchüſſe nicht zu beanſtanden iſt, folgt ohne weiteres, 
daß der Abzug des auf Grund von Art. 8 Ziff. 1 des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes in Württemberg ſteuerfreien Einkommens 
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der Aktiengeſellſchaft nicht nach Maßgabe einer beſonderen 
Gewinnberechnung für die auswärtigen Betriebs— 
ſtellen, ſondern nur im Wege der Schätzung, alſo nach 
dem von der Steuerbehörde eingeſchlagenen Verfahren vor⸗ 
genommen werden kann. 

Das Einkommenſteuergeſetz ſelbſt enthält überhaupt keine 
näheren Angaben darüber, nach welchen Grundſätzen der 
ſteuerbare Ueberſchuß einer auf mehrere Staaten ſich er: 
ſtreckenden Aktiengeſellſchaft mit dem Sitz in Württemberg 
unter die beteiligten Staaten zu verteilen iſt. Dagegen hat 
allerdings die Vollzugsverfügung in § 13 Ziff. 2 Abſ. 2 und 
3 (vgl. Göz, 2. Aufl. S. 312) Beſtimmungen in dieſer 
Richtung vorgeſehen. Dort iſt zunächſt für diejenigen Aktien⸗ 
uſw. Geſellſchaften, welche ihren Sitz nicht in Württemberg 
haben, aber gemäß Art. 2 Ziff. I 4 und Art. 3 Abſ. 1 und 
2 des Einkommenſteuergeſetzes mit ihrem im Land betriebenen 
Gewerbe der württembergiſchen Einkommenſteuer unterliegen, 
die Vorſchrift des Art. 16 Abſ. 2 des Geſetzes wiederholt, 
daß als ſteuerpflichtiges Einkommen derjenige Teil der ſteuer⸗ 
baren geſchäftlichen Ueberſchüſſe gelte, welcher auf den Ge— 
ſchäftsbetrieb in Württemberg entfalle. „Zu dieſem Zweck 
— wird dann fortgefahren — iſt der aus dem württem⸗ 
bergiſchen Gewerbebetrieb erzielte Gewinn zu ermitteln und 
nach dem Verhältnis dieſes Gewinnanteils zu dem geſamten 
Reingewinn des Unternehmens der in Württemberg ſteuer⸗ 
pflichtige Teil des Ueberſchuſſes zu beſtimmen. Iſt eine 
derartige beſondere Gewinnberechnung nicht 
durchführbar, ſo erfolgt die Feſtſtellung des in Württemberg 
ſteuerpflichtigen Teils des Ueberſchuſſes nach den aus den 
tatſächlichen Betriebsverhältniſſen eines jeden Unternehmens 
ſich ergebenden Merkmalen, welche für die Gewinnerzielung 
vornehmlich beſtimmend find" (Abſ. 2). Nach denſelben 
Grundſätzen ſoll bezüglich der Ermittlung des in Württem- 
berg nicht ſteuerpflichtigen Teils der Ueberſchüſſe bei den— 
jenigen Unternehmungen verfahren werden, die — wie die 
Beſchwerdeführerin — ihren Sitz in Württemberg haben, 
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aber auch aus außerhalb Württembergs betriebenen Gemer- 
ben Einkommen erzielen (Abſ. 3). | 

Mag nun auch in Gemüßheit dieſer Beſtimmungen eine 
ſolche beſondere Gewinnberechnung überall da, wo ſie tat⸗ 
ſächlich durchführbar iſt, für die Verteilung der ſteuerbaren 
Ueberſchüſſe als maßgebend anzuerkennen ſein, ſo kann doch 
davon keine Rede ſein, daß die von der Beſchwerdeführerin 
vorgelegte Berechnung über den Ertrag ihrer auswärtigen 
Zweiggeſchäfte als eine beſondere Gewinnberechnung im Sinne 
der Vollzugsverfügung angeſehen und für die Steuerver⸗ 
anlagung verwertet werden könnte. Es kann zugegeben wer: 
den, daß die vorgelegten Teilbilanzen die einzelnen Geſchäfts⸗ 
vorfälle, die Eingänge und Ausgänge, welche die betreffen⸗ 
den Filialen berühren, ſämtlich enthalten mögen und auf 
dieſe Weiſe den Organen der Aktiengeſellſchaft die Rentabili⸗ 
tät der einzelnen Betriebe zu veranſchaulichen geeignet ſind. 
Aber das Ergebnis ſolcher Buchungen fällt nicht zuſammen 
mit dem Anteil, welcher vom ſteuerlichen Stand⸗— 
punkt aus vom Geſamtertrag des Unternehmens auf die 
einzelnen auswärtigen Betriebsorte entfällt, und zwar ſchon 
deshalb nicht, weil der Einfluß der Geſchäftsleitung, die 
von der Zentrale ausgehende geiſtige Leitung, welche dem 
Ausgeführten zufolge jedenfalls zu einem Teil als die Quelle 
des auswärts erzielten Ertrages anzuſehen iſt, in jenen Teil⸗ 
bilanzen nicht zum Ausdruck gelangt iſt und naturgemäß 
überhaupt nicht ziffermäßig bei einer ſolchen geſonderten 
Buchung eingeſtellt werden kann. Nicht die buchmäßige 
Behandlung der einzelnen Betriebe, ſondern die Natur des 
Geſamtunternehmens, das Verhältnis zwiſchen Haupt⸗ und 
Zweigbetrieben kann allein darüber entſcheiden, ob die Aus⸗ 
mittelung des für einen einzelnen Betrieb in Anſpruch zu 
nehmenden Reinertrags rechnungsmäßig oder bloß annähe⸗ 
rungsweiſe durch Schätzung nach Gewinnmerkmalen möglich 
und durchführbar iſt. 

Im vorliegenden Fall wird durch die Aufſtellung be— 
ſonderer Bilanzen für die auswärtigen Betriebsſtellen nichts 
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an der Tatſache geändert, daß nach dem geſchilderten engen 
Zuſammenhang, der zwiſchen der Zentrale in E. und den 
außerwürttembergiſchen Zweigniederlaſſungen beſteht, im Aus⸗ 
land keine ſelbſtändigen, von der Zentrale unabhängig ge⸗ 
ſtellte Gewerbebetriebe vorhanden ſind, ſondern daß die 
Hauptniederlaſſung mit jenen Zweiggeſchäften zuſammen ein 
einheitliches Ganzes, einen einzigen Gewerbebetrieb darſtellt. 
Eine rechneriſche Aufſtellung mehrerer beſonderer Ge— 
winne aber kann nur da in Frage kommen, wo mehrere für 
ſich beſtehende, von einander unabhängige Gewerbebetriebe 
exiſtieren; nur unter dieſer Vorausſetzung iſt eine beſondere 
Gewinnberechnung in der von der Vollzugs verfügung ge— 
brauchten Bedeutung des Wortes denkbar und durchführbar. 
Eine Buchung dagegen, bei welcher der Anteil der Zentrale 
an der geiſtigen Leitung der zu ihr gehörigen Filiale außer 
Anſatz bleiben muß, und nur unter Zuhilfenahme einer 
Schätzung durch Auswerfung einer ſogenannten Präzipual⸗ 
quote eine brauchbare Grundlage für die Ermittelung des 
wirklichen Filialerträgniſſes gewonnen werden könnte, iſt 
keine beſondere Gewinnberechnung. Gewinnberechnung im 
Sinne der Vollzugsbeſtimmungen bildet den Gegenſatz zu 
einer auf Schätzung beruhenden Verteilung der geſchäftlichen 
Ueberſchüſſe. 

Der einheitlich geleitete Betrieb der Beſchwerdeführerin 
liefert einen Geſamtgewinn, welcher das untrennbare, rech— 
neriſch nicht auseinanderzulegende Ergebnis der unter ſich 
im Zuſammenhang und Wechſelwirkung ſtehenden Einzel— 
betriebe iſt. Es iſt aber deshalb auch ausgeſchloſſen, die 
Ergebniſſe der vorgelegten Teilbilanzen als eine beſondere 
Gewinnberechnung der Verteilung der ſteuerpflichtigen Ge— 
ſamtüberſchüſſe zugrunde zu legen, und es blieb demnach 
der Steuerbehörde nichts anderes übrig, als die Verteilung 
im vorliegenden Falle nach pflichtmäßigem Ermeſſen, ſtatt 
an der Hand einer ziffermäßigen Berechnung mittels Schät— 
zung nach den aus den tatſächlichen Betriebsverhältniſſen zu 
entnehmenden beſonderen Gewinnmerkmalen vorzunehmen. 
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Darüber aber, auf welchem Wege die Steuerverwaltung bei 
dieſem Schätzungsverfahren zum richtigen Ziel gelangen 
konnte, ob ſie hiebei insbeſondere auch die Ergebniſſe der 
von der Beſchwerdeführerin vorgelegten beſonderen Filial⸗ 
bilanzen zweckmäßigerweiſe hätte mitberückſichtigen können, 
iſt hier nicht zu entſcheiden; denn ſowohl was den auf den 
außerwürttembergiſchen Geſchäftsbetrieb zu rechnenden Be⸗ 
triebsüberſchuß als das Maß der für die württembergiſche 
Oberleitung in Anſpruch zu nehmenden Präzipualquote be⸗ 
trifft, handelt es ſich lediglich um auf Schätzung beruhende 
Feſtſtellungen tatſächlicher Art, welche die Höhe der Steuer: 
veranlagung zum Gegenſtand hatten und nach ausdrücklicher 
Vorſchrift des Geſetzes, Art. 64 Abſ. 1 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes, der Nachprüfung durch den Verwaltungs— 
gerichtshof nicht unterliegen. 

Es mag zu dieſem Punkt noch darauf hingewieſen wer⸗ 
den, daß auch in Preußen bei im weſentlichen gleicher 
Rechtslage Praxis und Rechtsſprechung von jeher die hier 
vertretene Auffaſſung feſtgehalten haben. Dort wird insbe⸗ 
ſondere der Standpunkt eingenommen, es ſpreche bei Aktien⸗ 
geſellſchaften ſchon die Vermutung dafür, daß das Unter⸗ 
nehmen derſelben ein einheitliches ſei, zumal wenn die Be⸗ 
triebe an den verſchiedenen Plätzen gleichartige ſind und von 
dem Sitz der Verwaltung aus geleitet werden; die Einheit⸗ 
lichkeit eines Unternehmens, die im übrigen nach den tat⸗ 
ſächlich obwaltenden Verhältniſſen zu prüfen ſei, erſcheine 
nicht deshalb ausgeſchloſſen, weil für jede Betriebsſtätte eine 
beſondere Gewinnrechnung vom Unternehmer aufgeſtellt ſei. 
Die Ausführbarkeit und jedenfalls die Berückſichtigung einer 
beſonderen Gewinnberechnung gilt als ausgeſchloſſen, wenn 
ein einheitliches Unternehmen vorliegt. Wo andererſeits eine 
beſondere Gewinnberechnung ftattfinden kann und ſtattfindet, 
wird die Zuläſſigkeit der Ausſonderung einer Präzipualquote 
an den Sitzſtaat verneint; nur da, wo die Feſtſtellung der 
Einzelerträge eines über mehrere Orte ſich erſtreckenden 
Unternehmens durch Schätzung, ſtatt mittels beſonderer Ge- 
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winnberechnung erfolge, könne die Berückſichtigung der Tätig⸗ 
keit der Zentrale durch Gewährung eines Voraus an den 
Sitzſtaat in Frage kommen. Vgl. Fuiſting, Preuß. Ein⸗ 
kommenſteuer⸗Geſetz 7. Aufl. S. 46 und 311/12; Entſch. des 
Preuß. Oberverwaltungsgerichts in Steuerſachen Bd. 7 
S. 299 ff. und 303; Bd. 9 S. 452; Bd. 12 S. 273 ff.; 
Bd. 13 S. 40 ff.; Preuß. Verwaltungsblatt Bd. 16 S. 248; 
Bd. 23 S. 151; Bd. 31 S. 192; auch von Kamptz, 
Rechtſprechung des Preuß. Oberverwaltungsgerichts Bd. 2 
S. 211 und 440. 

III. Nach alledem find die Einwendungen der Be— 
ſchwerdeführerin nicht ſtichhaltig; es iſt nicht erſichtlich, daß 
die angefochtene Entſcheidung, inſoweit ſie die Feſtſtellung 
des auf den außerwürttembergiſchen Gewerbebetrieb entfallen⸗ 
den, gemäß Art. 8 Ziff. 1 des Geſetzes ſteuerfrei zu laſſen⸗ 
den Gewinnanteils der Aktiengeſellſchaft betrifft und hiefür 
einen durch Schätzung gewonnenen Bruchteil der jteuerpflich- 
tigen Geſamtüberſchüſſe des Unternehmens ausgeſondert hat, 
gegen die beſtehenden Vorſchriften (Art. 16 Abſ. 1 und 2 
des Geſetzes, § 13 Ziff. 2 Abſ. 2 und 3 der Vollzugsver⸗ 
fügung) verſtoßen und die Beſchwerdeführerin in einem ihr 
zuſtehenden Recht verletzt oder mit einer ihr nicht obliegen⸗ 
den Verbindlichkeit belaſtet hätte. 

Urteil vom 23. Nov. 1910 in der Rechtsbeſchwerde der 

. . . fabr. E. AG. in E. Veranlagung zur Einkommen⸗ 

ſteuer betr. 


12. „ 


Ueber die Frage, in welcher Weile ein öffentlicher 
Weg zu unterhalten iſt, haben die Polizeibehörden, 
nicht die Nerwaltungsgerichte zu entſcheiden. 


Gründe: 
I. Durch Genehmigungsurkunde der K. Regierung des 


. . . Kreiſes vom 30. 9. 81 iſt dem Rechtsvorgänger des 
Beklagten bei Verleihung einer Waſſernutzung am Oe.⸗bach 
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für Gebäude Nr. 239 in D. die Vorſchrift erteilt worden, 
er habe ſeinen, den Ortsweg Nr. 4 durchſchneidenden Zu⸗ 
laufkanal auf deſſen ganze Länge in der Sohle und den 
Seitenwandungen waſſerdicht zu mauern, ſowie ſolid über⸗ 
deckt herzuſtellen und in gutem Stand zu erhalten. Der 
jeweilige Werkbeſitzer ſei auch für alle Unfälle verantwortlich, 
die infolge mangelhafter Ausführung oder Unterhaltung des 
Kanals bei dem Verkehr auf dem Ortsweg entſtehen ſollten. 
Nach der Werksbeſchreibung vom 25. 8. 82 iſt der Kanal 
dann auch waſſerdicht hergeſtellt und ſolid überdeckt worden. 
Einen andern Zuſtand hat auch die infolge einer kleinen 
Aenderung der Waſſernutzung am 2. 10. 05 vorgenommene 
behördliche Beſichtigung der Anlage nicht ergeben. 

Im März 1907 hat nun der Beklagte in die Kanal⸗ 
überdeckung, die bis dahin durchweg aus Steinplatten be⸗ 
ſtanden hatte, auf eine Strecke, deren Länge von den Strei⸗ 
tenden verſchieden bemeſſen wird, deren näheres Ausmaß 
für die vorliegende Entſcheidung aber nicht erheblich iſt, 
unter Entfernung des Plattenbelags Holzdielen einfügen 
laſſen. Dieſe Art der Eindeckung hält der Kläger, der den 
Ortsweg Nr. 4 auf der vom Kanal durchſchnittenen Strecke 
als Zufahrt zu ſeinem Anweſen benützt, für ungenügend und 
er ſieht in ihr eine Behinderung in der Benützung der Orts⸗ 
ſtraße für ſeine Zwecke. Er hat deshalb, nachdem er ver⸗ 
»geblich vor dem Ortsvorſteher in D. und dem Oberamt G. 
vorſtellig geworden war, gegen den Beklagten am 29. 11. 07 
vor der K. Kreisregierung in .. als Verwaltungsgericht 
Klage erhoben mit dem Antrag zu erkennen: Es wird feſt⸗ 
geſtellt, daß der Kläger berechtigt iſt, den Ortsweg Nr. 4 
in D. als Zufahrtsſtraße zu ſeinem Anweſen, Haus Nr. 240, 
zu benützen; der Beklagte iſt verpflichtet, ſeinen Zulaufkanal 
ſo zu überdecken, daß er für den Fuhrwerksverkehr benütz⸗ 
bar iſt, er hat die Koſten des Verfahrens zu tragen. Nach⸗ 
dem die Kreisregierung die Klage mit Beſcheid vom 19. 6. 08 
als rechtlich unzuläſſig zurückgewieſen hatte, erhob der Kläger 
Einſpruch mit dem Antrag: Es wird feſtgeſtellt, daß der 
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Ortsweg Nr. 4 in D. ein öffentlicher Fuß⸗ und Fahrweg 
und der Kläger zu deſſen Benützung berechtigt iſt; ferner: 
Der Beklagte iſt verpflichtet, ſeinen Zulaufkanal ſo zu über⸗ 
decken und die Ueberdeckung in ſolchem Zuſtand zu halten, 
daß der Weg für den Fuhrwerkverkehr benützbar iſt. Die 
Kreisregierung hat die Klage als unzuläſſig abgewieſen. 
Gegen das am 11. 11. 08 zugeſtellte Urteil hat der Kläger 
mit Schriftſatz vom 10. 12. 08, eingekommen beim Ver⸗ 
waltungsgerichtshof am 11. 12. 08, Berufung erhoben mit 
dem Antrag: Unter Aufhebung des angefochtenen Urteils den 
Rechtsſtreit zwecks Verhandlung und Entſcheidung der Sache 
an die K. Regierung für den ... kreis zurückzuverweiſen. 
Der Bekl. beantragt Abweiſung der Berufung. 

II. Der ordnungsmäßig und rechtzeitig erhobenen Be⸗ 
rufung konnte keine Folge gegeben werden. Der Gegenſtand 
des Streites rechtfertigt weder nach Ziffer 20, noch nach 
Ziffer 21 des Art. 10 des Geſetzes vom 16. 12. 76 die 
Anrufung des Verwaltungsgerichts im Wege des Partei— 
ſtreitverfahrens. 

Nach Art. 10 Ziff. 20 des angeführten Geſetzes iſt der 
Fall des verwaltungsgerichtlichen Parteiſtreitverfahrens ge- 
geben bei Streitigkeiten, welche die öffentlich-rechtliche Ver⸗ 
bindlichkeit zur Herſtellung und Unterhaltung von öffentlichen 
Wegen und Brücken betreffen, ſofern ein Streit hierüber 
unter mehreren Beteiligten obwaltet. Nun liegt dem Be- 
klagten allerdings eine öffentlich⸗-rechtliche Verbindlichkeit zur 
Unterhaltung des Ortswegs Nr. 4 inſofern ob, als die 
Mauern ſeines Zulaufkanals und deſſen Ueberdeckung einen 
Teil des Unterbaus der Ortsſtraße und einen Teil von deren 
Fahrbahn bilden, und es ſtünde die Zuſtändigkeit der Ver— 
waltungsgerichte dann außer Zweifel, wenn der Beklagte 
dieſe Verbindlichkeit beſtreiten und die Gemeinde, der die 
Unterhaltung des Wegs zunächſt obliegt, deren richterliche 
Feſtſtellung verlangen würde. Ob ſolchen Falles dem Kläger, 
dem die Benützung der Ortsſtraße nur kraft des allgemeinen 
Gemeingebrauchsrechts zuſteht, die Anrufung der Verwal— 
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tungsgerichte gemäß Art. 10 Ziff. 20 des Verwaltungsrechts⸗ 
pflegegeſetzes aus eigenem Recht neben oder anſtatt der 
Gemeinde zuſtünde, kann dahingeſtellt bleiben. Keinenfalls 
ſteht ihm ein ſolches Klagrecht im vorliegenden Fall zu. 
Denn der Streit dreht ſich in dieſem gar nicht um die Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten zur Unterhaltung des fraglichen 
Straßenteils. Der Beklagte hat dieſe Verpflichtung über⸗ 
haupt nie in Abrede gezogen und der Kläger behauptet dies 
auch gar nicht. Er beſchwert ſich vielmehr nur über die Art 
und Weiſe, in der der Beklagte dieſer Verpflichtung nach⸗ 
kommt. Ob aber der Beklagte hierin der ihm von der 
Polizeibehörde anläßlich der Genehmigung ſeiner Waſſer⸗ 
werksanlage erteilten Vorſchrift nachgekommen iſt oder nach⸗ 
kommt, darüber ſteht die Entſcheidung nur im Ermeſſen der 
Polizeibehörde und es iſt ein Erkenntnis der Verwaltungs⸗ 
gerichte in dieſer Richtung überhaupt ausgeſchloſſen. Daß 
dies insbeſondere für den vorliegenden Fall zutrifft, ergibt 
ſich ohne weiteres aus dem Wortlaut der Vorſchrift („ſolide“ 
Ueberdeckung, „gute“ Unterhaltung). Es ſteht insbeſondere 
auch zur Entſcheidung der Polizeibehörde und nicht der Ver: 
waltungsgerichte, ob die Herſtellung und Unterhaltung des 
Kanals auch dem Fuhrwerksverkehr zu entſprechen hat und 
in welcher Weiſe. 

Was ſodann den andern Teil des Klagantrags anbe⸗ 
langt, ſo ſind die Verwaltungsgerichte nach Art. 10 Ziff. 21 
des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes allerdings zuſtändig zur 
Entſcheidung über Streitigkeiten, welche das von einer Ge⸗ 
meinde oder einem Einzelnen in Anſpruch genommene Recht 
auf Benützung eines öffentlichen Wegs betreffen, einſchließ⸗ 
lich der Frage, ob einem Weg die Eigenſchaft eines öffent— 
lichen Wegs zukommt. Die erhobene Klage iſt aber trotzdem 
unzuläſſig, denn der Beſitzer des Gebäudes Nr. 239 iſt für 
dieſen Klagantrag nicht der richtige Beklagte. Er hat keinerlei 
Verfügungsrecht über den Ortsweg Nr. 4. Er kann ihn 
weder zum Fuß⸗ noch zum Fahrweg beſtimmen oder ihm 
eine ſolche Beſtimmung nehmen. Er hat auch keinerlei 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 2. 17 
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Macht, den Kläger oder andere von der Benützung des 
Weges auszuſchließen oder zu derſelben zuzulaſſen. Dies iſt 
lediglich Sache der Gemeinde D. Daß dem Beklagten von 
der Gemeinde die Einlegung ſeines Zulaufkanals in den 
Ortsweg geſtattet worden iſt, ändert hieran lediglich nichts; 
ob dieſe Geſtattung ſo erfolgt iſt, daß ſie dem Beklagten 
der Gemeinde gegenüber ein Recht verleiht, kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben, denn ſein rechtliches Verhältnis zum Orts⸗ 
weg Nr. 4 erſchöpft ſich — abgeſehen von ſeiner Unter⸗ 
haltungspflicht — in der Befugnis zur Einlegung ſeines 
Zulaufkanals in denſelben, ohne daß hieraus irgend welches 
weitere Verfügungsrecht hervorginge. 

III. Nach dem Ausgeführten war die eingelegte Be⸗ 
rufung als unbegründet zurückzuweiſen, wie geſchehen. 

Urteil vom 21. Juli 1909. 


13. 
Uneinbringlichkeit verzinslicher Forderungen. 


I. Der Beſchwerdeführer beſaß am 1. April 1909 u. a. 
zwei hypothekariſch geſicherte Forderungen von zuſammen 
75000 Mk., zu 5% verzinslich, gegen die Firma M. H. 
Nachfolger, Bleicherei und Appreturanſtalt G. m. b. H. in 
K., über deren Vermögen am 28. April 1909 das Konkurs⸗ 
verfahren eröffnet wurde. Mit der Begründung, daß ſchon 
vor Beginn des Steuerjahrs die Uneinbringlichkeit der Zinſen 
aus dieſen Forderungen außer Zweifel geweſen ſei, wie denn 
die Schuldnerin ſchon im Vorjahr keine Zinſen mehr habe 
bezahlen können, hat der Beſchwerdeführer anläßlich der 
Steuerveranlagung auf 1. April 1909 das Verlangen ge⸗ 
ſtellt, ihm weder zur Einkommen- noch zur Kapitalſteuer 
einen Kapitalertrag aus dieſen Forderungen in Anrechnung 
zu bringen. Das Bezirksſteueramt hingegen hat bei beiden 
Steuerarten ſeinem ſteuerbaren Betrag den Zins mit 5% 
aus 75000 = 3750 Mk. zugeſchlagen, ſodaß ſich der jteuer- 
pflichtige Jahresbetrag bei der Einkommenſteuer auf 8510 Mk., 
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bei der Kapitalſteuer auf 7955 Mk. erhöhte. Die Beſchwerde 
gegen dieſe Veranlagung iſt in den Verwaltungsinſtanzen, 
zuletzt von dem K. Finanzminiſterium mit Erlaß vom 
22. Oktober 1910, als ſachlich nicht begründet abgewieſen 
worden. Die Rechtsbeſchwerde gegen die letztgenannte Ent⸗ 
ſcheidung iſt von dem Steuerpflichtigen rechtzeitig und ord⸗ 
nungsmäßig eingelegt worden. 

II. Nach Art. 10 Abſ. 4 des Einkommenſteuergeſetzes 
ſind die feſtſtehenden Einnahmen aus Kapitalen und Renten 
regelmäßig nach dem Stand der Einkommensquelle am maß⸗ 
gebenden Tage mit ihren im Laufe des Jahres zu erwarten⸗ 
den Beträgen in Rechnung zu nehmen. Wenn jedoch bei 
ſolchen Einnahmen nach den am maßgebenden Tage bereits 
beſtehenden tatſächlichen Verhältniſſen als ſicher oder mit 
überwiegender Wahrſcheinlichkeit in Ausſicht zu 
nehmen iſt, daß ſie mit ihren im Laufe des Jahres kraft 
Rechtsanſpruchs zu erwartenden Beträgen nicht oder nicht 
vollſtändig einbringlich ſind, ſo ſind ſie mit dem mutmaß⸗ 
lichen Jahresertrag in Rechnung zu nehmen (Art. 10 Abſ. 5 
des Einkommenſteuergeſetzes). Inhaltlich gleiche Vorſchriften 
ſind auch für die Feſtſetzung des ſteuerbaren Kapitalertrags 
für die Zwecke der Kapitalſteuer in Art. 8 Abſ. 1 und Art. 9 
Abſ. 1 und 2 des Kapitalſteuergeſetzes gegeben. 

Daß die, wie hier, in beſtimmter Höhe zugeſicherten 
Zinſen aus einer verzinslich ausſtehenden Kapitalforderung 
zu den feſtſtehenden Einnahmen und Erträgniſſen — im 
Gegenſatz zu den unbeſtimmten und ſchwankenden — im 
Sinne des Art. 10 des Einkommenſteuergeſetzes und 
Art. 9 des Kapitalſteuergeſetzes zu zählen ſind, iſt ohne 
Frage. Andererſeits kann nach den tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen des vorliegenden Falles nicht bezweifelt wer⸗ 
den, daß auf den Eingang der in Rede ſtehenden Zinſen, 
und zwar ſchon vor Beginn des Steuerjahrs 1909, nicht 
mehr gerechnet werden konnte. Die Steuerverwaltung ſelbſt 
hat die in dieſer Richtung vorliegenden Erhebungen und 
Erklärungen nicht beanſtandet. Die Schuldnerin war ſchon 
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das Jahr zuvor außer ſtande, den Beſchwerdeführer für 
ſein Zinſenguthaben zu befriedigen. Insbeſondere aber hat 
der Konkursverwalter über das Vermögen der Firma M. 
H. Nachf. beſtätigt, daß die geſamten Hypothekenforderungen 
des Steuerpflichtigen an die genannte Firma an Kapital und 
Zinſen vollſtändig uneinbringlich waren, und daß dies ſchon 
vor dem 1. April 1909 der Fall war. Dem Beſchwerde⸗ 
führer wäre es ſchon geraume Zeit vor dem 1. April 1909 
unmöglich geweſen, ſeine Hypothek gegen Entgelt abzuſetzen. 
Das verpfändete Anweſen wurde ſchon ſeit Herbſt 1908 mit 
aller denkbaren Anſtrengung, aber vergeblich, zu verkaufen 
verſucht. Die Schuldnerin befand ſich ſchon im Jahre 1908 
in Zahlungsſchwierigkeiten; im Dezember 1908 war bereits 
ſeitens eines andern Gläubigers der Antrag auf Einleitung 
des Zwangsvollſtreckungsverfahrens geſtellt, in der Folge 
allerdings wieder zurückgezogen worden. Nach Ausbruch des 
Konkurſes wurde das verpfändete Anweſen um 147500 Mk. 
verkauft, während der Steuerpflichtige erſt von 178 000 Mk. 
an zum Zug gekommen wäre. Wegen Unzulänglichkeit der 
Maſſe iſt der Beſchwerdeführer mit allen ſeinen Anſprüchen, 
nicht bloß auf Zinſen, ſondern auch auf Kapital, durchge— 
fallen. Bei dieſer Sachlage iſt feſtzuſtellen, daß keineswegs 
bloß nach der einſeitigen Meinung oder Befürchtung des 
Steuerpflichtigen, ſondern nach objektiver Beurteilung der 
Verhältniſſe ſchon vor 1. April 1909 unter allen Umſtänden 
der ganze Zins der ausſtehenden Forderung (vom Kapital 
abgeſehen) für das Steuerjahr 1909 verloren gegeben wer⸗ 
den mußte. Daran ändert es nichts, wenn der Beſchwerde— 
führer in Verkennung der Lage ſelbſt am 1. April 1909 
noch hoffte, durch Beibringung flüſſiger Mittel das Konkurs⸗ 
verfahren womöglich zu verhindern und wenigſtens einen 
Teil ſeines Kapitals zu retten. Hienach aber war nach 
den am maßgebenden Tage (1. April 1909) bereits beſtehen⸗ 
den tatſächlichen Verhältniſſen als ſicher in Ausſicht zu 
nehmen, daß die Zinsforderung mit ihren im Laufe des 
Jahres kraft Rechtsanſpruchs zu erwartenden Beträgen nicht 
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einbringlich ſein werde; der demgemäß in Rechnung zu 
nehmende mutmaßliche Jahresertrag (Art. 10 Abſ. 5 des 
Einkommenſteuergeſetzes; Art. 9 Abſ. 2 des Kapitalſteuer⸗ 
geſetzes) konnte nur mit Null bewertet und bei der Steuer⸗ 
feſtſetzung berückſichtigt werden, wie ja auch tatſächlich in 
der Folge der Zins ſich als völlig uneinbringlich erwieſen hat. 

Der Anſpruch des Beſchwerdeführers auf Weglaſſung 
des 5% igen Ertrags aus den in Rede ſtehenden Hypotheken⸗ 
forderungen bei der Einkommen- und Kapitalſteuerfeſtſetzung 
für 1909 iſt demnach geſetzlich begründet. Die Vollzugs⸗ 
verfügungen zum Einkommen⸗ und zum Kapitalſteuergeſetz 
(S 5 Ziff. J 2 bezw. § 4 Ziff. II 2, RegBl. S. 117ff., 
S. 389 ff.) ſtehen mit dieſem Ergebnis nicht im Widerſpruch. 
Es kann ganz dahingeſtellt bleiben, ob die Behauptung des 
Beſchwerdeführers zutrifft, er habe ſich ſchon im Jahre 1908 
nur wegen Ausſichtsloſigkeit der Sache von einem Antrag 
auf Eröffnung des Konkursverfahrens gegen die ſchuldneriſche 
Firma abhalten laſſen; in dieſem Falle wäre ja ohne weiteres 
eine der in den Vollzugsverfügungen (§ 5 J 2 lit. b a. E. 
und § 4 II 2 lit. b a. E.) genannten Vorausſetzungen für 
die Berechnung nach dem mutmaßlichen Jahresertrag im 
Sinn des Art. 10 Abſ. 5 des Einkommenſteuergeſetzes und 
Art. 9 Abſ. 2 des Kapitalſteuergeſetzes, alſo für die Strei⸗ 
chung der Zinſenforderung von 3750 Mk. gegeben. Jeden⸗ 
falls wäre die Annahme irrig, daß nur in den von der 
Vollzugs verfügung (lit. a und b) erwähnten Fällen die in 
Art. 10 Abſ. 5 des Einkommenſteuergeſetzes und Art. 9 
Abſ. 2 des Kapitalſteuergeſetzes vorgeſehene Berechnung nach 
dem mutmaßlichen Jahresertrag bezw. nach dem Ergebnis 
des der Einſchätzung unmittelbar vorausgegangenen Steuer: 
jahrs zuläſſig wäre. Die Vollzugsverfügungen bezeichnen 
allerdings die wichtigſten Beiſpiele und die hauptſächlichſten 
Fälle, aber ſie geben keine lückenloſe Aufzählung der An⸗ 
wendungsmöglichkeiten des Art. 10 Abſ. 5 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes und Art. 9 Abſ. 2 des Kapitalſteuergeſetzes, 
wie dies u. a. ſchon daraus ſich ergibt, daß neben den in 


250 Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


der Vollzugsverfügung zum Einkommenſteuergeſetz genannten 
Fällen auch die Steuerkollegialanweiſung zu dieſem Geſetz 
(vom 14. Juni 1904, ABl. S. 113, 8 9 Ziff. 2) einen Fall 
— notleidende ausländiſche, verzinsliche Wertpapiere — auf⸗ 
führt, in welchem das in Art. 10 Abſ. 5 des Geſetzes (§ 5 1 
Ziff. 2 der MiniftBerf.) vorgeſchriebene Verfahren eintreten 
ſoll. 

Auch der Schlußſatz in Art. 10 Abſ. 5 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes und Art. 9 Abſ. 2 des Kapitalſteuergeſetzes darf 
nicht ſo verſtanden werden, als ob die Vollzugsbeſtimmungen 
das Anwendungsgebiet für die Berechnung nach dem 
mutmaßlichen Jahresertrag oder nach dem Ergebnis des der 
Einſchätzung unmittelbar vorausgegangenen Steuerjahrs nach 
Maßgabe des Art. 10 Abſ. 5 des Einkommenſteuergeſetzes, 
bezw. Art. 9 Abſ. 2 des Kapitalſteuergeſetzes erſch öpfend 
zu regeln hätten. Nach dem Sinn und der Faſſung des 
Geſetzes wollte vielmehr den Vollzugsvorſchriften lediglich die 
Regelung darüber vorbehalten werden, was an Nach— 
weiſen der Steuerpflichtige im einzelnen Fall beizubringen 
habe, wenn bei feſtſtehenden Einnahmen und Erträgniſſen 
im Sinne des Art. 10 Abſ. 5 des Einkommenſteuergeſetzes 
und Art. 9 Abſ. 2 des Kapitalſteuergeſetzes die dort vorge- 
ſehene Berechnungsweiſe Platz greifen ſolle. Vgl. auch Göz, 
EinkSt. 2. Aufl. S. 129/30; Piſtorius, EinkSt. 2. Aufl. 
S. 70. 

Im vorliegenden Fall muß nach dem Ausgeführten der 
Nachweis dafür, daß der kraft Rechtsanſpruchs zu erwartende 
Zins von 3750 Mk. nach den tatſächlichen Verhältniſſen, 
wie ſie beim Schuldner vorlagen, ſchon am 1. April 1909, 
nicht erſt nach Eröffnung des Konkursverfahrens für gänz⸗ 
lich uneinbringlich gehalten werden mußte, als geführt er- 
achtet werden; damit aber iſt ohne weiteres die Berechtigung 
für die Berechnungsweiſe des Art. 10 Abſ. 5 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes, Art. 9 Abſ. 2 des Kapitalſteuergeſetzes dargetan. 

III. Hienach hat der Beſchwerdeführer nach dem Geſetz 
Anſpruch auf Abrechnung der 3750 Mk., welche die Steuer⸗ 
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behörde ſowohl bei der Einkommen- als bei der Kapital: 
ſteuerfeſtſetzung ſeinem ſteuerbaren Jahresbetrag zugeſchlagen 
hat. Soweit die angefochtene Entſcheidung des K. Mini⸗ 
ſteriums mit dieſem Ergebnis in Widerſpruch ſteht, war ſie 
demnach als geſetzlich nicht begründet außer Wirkung zu 
ſetzen. Die Vorentſcheidung des K. Steuerkollegiums und 
die Veranlagungen des K. Bezirksſteueramts verlieren inſo⸗ 
weit von ſelbſt ihre Gültigkeit. | 

Urteil vom 30. Nov. 1910 in der Rechtsbeſchwerde des 

O. H. in K., Veranlagung zur Einkommen- und Kapital⸗ 

ſteuer betr. 
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III. 
Abhandlung. 


Ueber die condietio indebiti im ehelichen Güterrecht. 
Rechtsanwalt Schefold, Ulm. 


1. Zahlung einer Nichtſchuld iſt es nicht nur, wenn 
überall keine Schuld, ſondern auch, wenn keine Schuld des 
Zahlenden an den Empfänger vorhanden war: indebitum 
non est tantum, quod omnino non debetur, sed... et 
si id, quod alius debeat, alius, quasi ipse debeat, solvat 
l. 65, 8 9 D. 12, 6. — Zahlung einer Nichtſchuld iſt es 
hiernach, wenn der Zahlende einer Schuld irrtümlich annahm, 
die Schuld aus Bürgſchaft, Pfandbeſitz, Geſamtſchuldverhält⸗ 
nis zahlen zu müſſen. — Die Schuld beſteht, aber es beſteht 
das Schuldverhältnis nicht, aus welchem der Zahlende zur 
Zahlung verpflichtet zu ſein glaubte. Etwas ganz anderes 
iſt es, wenn jemand die Schuld eines andern an den Dritten 
zahlt, weil er fälſchlich glaubt, dieſe Zahlung dem andern 
zu ſchulden, ihm zu Ehren, zu ſeiner Entlaſtung zahlen zu 
müſſen; hier weiß der Zahlende, daß ein Schuldverhältnis 
zwiſchen ihm und dem Empfänger der Zahlung nicht beſteht, 
er täuſcht ſich nur über ſein Rechtsverhältnis zu dem, für 
den er die (beſtehende) Schuld zahlt. Dernburg, Bürgerl. 
Recht, II, 2 8 375, III. Oertmann, Ziv. Arch. Bd. 81, 
S. 457. RG. 18, S. 39; 60, S. 29. 

2. Der Ehemann haftet für Schulden der Frau neben 
ihr als Geſamtſchuldner beim geſetzlichen Güterſtand in den 
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Fällen der 8$ 1385 — 1387, bei jeder Art von Gütergemein⸗ 
ſchaft dann, wenn die Schulden der Frau Geſamtgutsſchulden 
find. §§ 1459, 1530, 1549. Wenn ein Ehemann eine Schuld 
feiner Frau, die er irrtümlich für eine unter 88 1385— 1387 
fallende oder für eine Geſamtgutsſchuld hält, bezahlt, ſo 
bezahlt er eine vermeinte eigene Schuld, er zahlt, weil er 
irrtümlich annimmt, als Geſamtſchuldner zahlen zu müſſen, 
er zahlt indebite. Er zahlt nicht, weil er dies der Frau, 
ſondern weil er es dem Gläubiger der Frau ſchuldig zu ſein 
glaubte, ſchuldig als ſein, des Gläubigers geſamtſchuldneriſch 
haftender Schuldner. — Ein Rechtsverhältnis beſteht nicht 
zwiſchen dem Mann und der Frau, kraft deſſen der Mann 
der Frau gegenüber ſchuldig wäre, ihre Schulden irgend 
welcher Art zu zahlen. Nirgends iſt im ehelichen Güterrecht 
ein Anſpruch der Frau gegen den Mann, daß er ihre Schul- 
den zahle, begründet). Alſo zahlt der Mann, wiederholen 
wir, aus eigener Schuld dem Gläubiger gegenüber, er zahlt, 
wenn er eine vermeinte eigene Schuld zahlt, ein indebitum; 
er kann das Gezahlte als indebite gezahlt zurückverlangen. 

3. Wenn der Mann den Gläubigern der Frau, was 
die Regel des geſetzlichen Güterſtandes iſt, nicht geſamt⸗ 
ſchuldneriſch haftet, ſondern nur Befriedigung aus dem ein⸗ 
gebrachten Gut, Zwangsvollſtreckung in dasſelbe dulden muß, 
BGB. § 1411, 3PO. $ 739, fo beſteht auch hier ein obli⸗ 
gatoriſches Verhältnis zwiſchen dem Mann und den Gläu⸗ 
bigern der Frau; dieſen ſteht ein Anſpruch auf Befriedigung 
aus dem eingebrachten Gut, auf Zwangsvollſtreckung in das⸗ 
ſelbe zu; ein Anſpruch, der uns tagtäglich in Klagen ent- 
gegentritt, die von Gläubigern gegen die beiden Ehegatten 
gemeinſchaftlich erhoben werden; es iſt der Anſpruch auf ein 
Dulden, auf ein Gewähren, dem die entſprechende Verpflich⸗ 


1) Aus der Verpflichtung des Mannes, das eingebrachte Gut der 
Frau ordnungsmäßig zu verwalten (BGB. § 1374) folgt eine Verbind⸗ 
lichkeit, Schulden der Frau zu bezahlen, um ſo weniger, als ihm eine 
Verfügung über das eingebrachte Gut in §§ 1376, 1377 nur ansnahms⸗ 
weiſe geſtattet iſt. 
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tung des Mannes gegenüberſteht. — Ein ganz gleichartiges 
Verhältnis beſteht zwiſchen dem Nießbrauchberechtigten und 
den Gläubigern des Beſtellers aus Schulden, die vor der 
Beſtellung des Nießbrauchs entſtanden ſind; auch hier muß 
der Nießbraucher Befriedigung aus dem Nießbrauchgut, 
Zwangsvollſtreckung in dasſelbe dulden, BGB. § 1086, ZPO. 
§ 737. Und hier hat das Reichsgericht Bd. 70, S. 348 
ausgeſprochen, daß zwiſchen dem Nießbraucher und den ge- 
nannten Gläubigern des Beſtellers ein „ſchuldneriſches“ !) Ver: 
hältnis beſtehe, eine Entſcheidung, die ganz unmittelbar auf 
das Verhältnis des Mannes zu den Gläubigern der Frau, 
denen der Mann Befriedigung aus dem eingebrachten Gut 
gewähren muß, angewendet werden kann. Beſteht hiernach 
ein Schuldverhältnis zwiſchen dieſen Gläubigern und dem 
Mann, iſt er auch hier ihr Schuldner, ſo erfüllt er eine eigene 
Verbindlichkeit, wenn er an dieſe Gläubiger zahlt, er zahlt 
indebite, wenn dieſe Verbindlichkeit in Wahrheit nicht be⸗ 
ſtand; auch ihm kann die cond. ind. nicht verſagt werden). 

4. Wenn der Mann eine Schuld der Frau bezahlt nicht 
in der Abſicht und Meinung, ſeine eigene Verbindlichkeit zu 
erfüllen, ſondern aus Liebe zur Frau, aus Rückſicht auf die Fami⸗ 
lienehre, aus geſchäftlichem Intereſſe, kurz, weil er annimmt, 
daß die Zahlung für ihn ſchicklich oder nützlich ſei, ſo gilt es, 
daß er die Schuld zahlen wollte, ob ſie gegen ihn wirkſam ſei 
oder nicht: er zahlt, wenn die Schuld in Wirklichkeit eine 
nicht gegen ihn wirkſame war, wiſſentlich ein indebitum ). 


) Das RG. jagt, es ſei eine Legalobligation, die durch § 1086 
begründet werde, 1. e. S. 348 unten. So beſteht alſo auch eine Legal: 
obligation zwiſchen dem Mann und denjenigen Gläubigern der Frau, 
denen eine gegen den Mann wirkſame Forderung (§ 1411) zuſteht. 

2) Die Verbindlichkeit des Mannes beſchränkt ſich zwar darauf, die 
Befriedigung aus dem eingebrachten Gut zu gewähren; er muß nicht 
zahlen. Aber wenn er zahlt, ſo tut er es, um die Zwangsvollſtreckung 
abzuwenden, die er nicht hemmen könnte; er zahlt oder, kann man ſagen, 
er nimmt eine datio in solutum vor auf Grund der beſtehenden 
„Legalobligation“. 

3) Dies iſt der Kern der in Württ. Zeitſchr. f. Rechtspflege und Ver: 
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Täuſcht er ſich über die Umſtände, die für ſeinen Entſchluß 
zur Zahlung beſtimmend waren, ſo irrt er nur im Motiv; 
die Vorausſetzung der cond. ind. iſt nicht gegeben. So z. B. 
wenn der Mann eine Schuld der Frau bezahlt, von der er 
annimmt, daß ſie zur Unterſtützung armer Verwandten ein⸗ 
gegangen ſei, wogegen ſich herausſtellt, daß die Frau mit 
dem entlehnten Geld ihrem Liebhaber ein Geſchenk gemacht 
hatte; oder der Mann meint, das Geld ſei bei ſeinem Ge⸗ 
ſchäftsfreund entlehnt, dem er geſchäftliche Rückſicht ſchuldet, 
und es ſtellt ſich heraus, daß das Darlehen von einem ver— 
haßten Konkurrenten gegeben war. 

5. Wenn der Mann eine Schuld ſeiner Frau, die aus 
einem ohne ſeine Zuſtimmung vorgenommenen Rechtsgeſchäft 
erwachſen war, bezahlt hat, ſo fragt es ſich, ob er mit dieſer 
Zahlung dem Rechtsgeſchäft nachträglich zugeſtimmt, es ge⸗ 
nehmigt hat; er würde dann eine von ihm genehmigte, alſo 
gegen ihn wirkſame Schuld bezahlt haben. Unſeres Erach⸗ 
tens iſt Zahlung einer nicht bewilligten Schuld niemals Ge⸗ 
nehmigung derſelben; wir unterſcheiden: wenn der Mann 
meint, die Schuld ſei eine von ihm bewilligte, z. B. eine 
Schuld des von ihm bewilligten Erwerbsgeſchäfts, ſo denkt 
er nicht daran, eine Schuld, die er ja für bewilligt hält, zu 
genehmigen; weiß er, daß die Schuld als eine nicht von ihm 
bewilligte nicht gegen ihn wirkſam iſt, ſo zahlt er wiſſentlich 
eine Nichtſchuld, und nimmer kann man dieſer Zahlung die 
Deutung geben, daß der Mann zuerſt genehmigen und dann 
gemäß der Genehmigung bezahlen wollte. Da bleibt nun 
aber noch die Möglichkeit offen, daß der Mann zwar weiß, 
daß die Schuld aus einem nicht von ihm bewilligten Rechts⸗ 
geſchäft hervorgegangen war, daß er aber gleichwohl meinte, 
dieſe Schuld bezahlen zu müſſen. In dieſem Fall iſt es 
Rechtsirrtum, aus welchem der Mann eine vermeintlich gegen 
ihn wirkſame Schuld bezahlt, und wiederum kann es ſich bei 
Zahlung einer Schuld, die man für wirkſam hält, nicht um 
waltung, V. Jahrgang, S. 104 veröffentlichten Entſcheidung des OLG. 
Stuttgart. 
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eine Genehmigung handeln!). — Wir haben aber über dieſen 
Fall noch in einem beſondern (dem folgenden) Abſchnitt zu 
ſprechen. 

6. Wenn der Mann, der eine Schuld ſeiner Frau be⸗ 
zahlt, den Tatbeſtand kennt, aus dem ſich nach dem Geſetz 
ergibt, daß der Mann keinerlei Verpflichtung hatte, die Schuld 
zu zahlen, ſo iſt dieſe Kenntnis für ſich allein noch nicht 
Kenntnis der Nichtſchuld; es bleibt ja möglich, daß der Mann 
die Bedeutung des Tatbeſtands nicht kannte, daß er ſich 
hiernach im Rechtsirrtum befand. Aus der Kenntnis des 
Tatbeſtands auf die richtige Rechtskenntnis zu ſchließen, wäre 
eine unzuläſſige Fiktion. — Wir verweiſen auf ein ähnliches 
Gebiet: wenn ein Schuldner den Tatbeſtand kennt, der den 
geſetzlichen Uebergang der Forderung bewirkte, ſo kennt er 
deshalb noch nicht den Uebergang ſelbſt; zu dieſer Kenntnis 
iſt noch eine Rechtskenntnis erforderlich, die man nicht ver: 
muten darf. Württ JJ. Bd. 19, S. 47; DIZ. 1908, S. 980 
gegen RG. Bd. 60, S. 204 unten ). — Hiernach genügt 
es nicht, dem Manne nachzuweiſen, daß er gewußt habe 
z. B., daß im Fall eines von ihm bewilligten Erwerbsge— 
ſchäfts die fragliche Schuld außerhalb dieſes Erwerbsgeſchäfts 
entſtanden ſei; es iſt ihm, wenn er behauptet, der Meinung 
geweſen zu ſein, daß er alle Schulden ſeiner Frau bezahlen 
müſſe, die beſſere Rechtskenntnis nachzuweiſen. — Dies folgt 
unabweislich aus Wort und Sinn des 8 814 (Seuff A. 65, 


) Was von der Zahlung und ihren Wirkungen geſagt iſt, gilt 
gleichermaßen für die Anerkennung einer nicht wirkſamen Schuld, von 
Novation und Zahlungsverſprechen. 

2) Wenn ein in einem Betriebsunfall Verletzter und der Urheber des 
Unfalls ſich verſtändigen und der Verletzte abgefunden wird, ſo geht der 
Berufsgenoſſenſchaft der ſofort mit dem Unfall auf ſie übergegangene 
Anſpruch dann verloren, wenn der Urheber der Verletzung den Verletzten 
in gutem Glauben befriedigt hat. Der gute Glaube aber gilt als aus— 
geſchloſſen nur dann, wenn der Urheber der Verletzung gewußt hat nicht 
nur, daß der Unfall ein Betriebsunfall war, ſondern auch, daß der An— 
ſpruch aus einem ſolchen ſofort (teilweiſe) auf die Genoſſenſchaft über— 
geht (nach RUnf O. § 1542). 


Schefold: Ueber die condictio indebiti im ehel. Güterrecht. 257 


S. 190 und daraus, daß auch Rechtsirrtum zur cond. ind. 
zureichend iſt. — Freilich wird der Richter gerne geneigt 
ſein, aus der eigenen Darſtellung des Klägers und den Um⸗ 
ſtänden des Falles den Schluß ziehen, daß in Wahrheit gar 
nicht aus Irrtum über die Wirkſamkeit der Schuld, ſondern 
aus andern Beweggründen gezahlt worden ſei, alſo ein un⸗ 
beachtlicher Irrtum im Motiv vorliege. 

7. Die Anſprüche aus §8 812 ff. BGB. find als An⸗ 
ſprüche aus „ungerechtfertigter Bereicherung“ bezeichnet. Man 
möchte nun ſagen, daß immer, wenn vom Mann eine Schuld 
der Frau bezahlt wird, dieſe der Bereicherte ſei. Dies trifft 
aber auch zu, wenn ein Bürge zahlt. Und gleichwohl ge— 
währen wir demjenigen die cond. ind., der in der irrigen 
Annahme zahlt, Bürge zu ſein. Maßgebend iſt das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Zahlenden und dem Empfänger, und 
hier iſt der Empfänger sine causa bereichert, wenn er Zah⸗ 
lung vom Zahlenden nicht beanſpruchen konnte. Die Vor⸗ 
ausſetzung der cond. ind. iſt erfüllt, wenn der Empfänger 
„auf Koſten“ des Zahlenden „ohne Rechtsgrund“, d. h. ohne 
daß für den Empfang gerade vom Zahlenden ein Rechts⸗ 
grund vorhanden war, Zahlung empfängt. Wie die Zah⸗— 
lung auf das Verhältnis desjenigen wirkt, deſſen Schuld 
gezahlt wird, iſt unerheblich; es iſt unerheblich, ob die Frau 
durch die Zahlung des Mannes wirklich bereichert iſt; dieſe 
Frage kommt zur Entſcheidung erſt, wenn der Mann aus 
dieſem oder jenem Rechtsgrund z. B. aus Geſchäftsführung 
von der Frau Erſatz (Ausgleichung) beanſprucht. — „Auf 
Koſten“ des Ehemanns iſt der Empfänger bereichert nicht 
nur, wenn der Ehemann aus ſeinem eigenen Vermögen, ſon⸗ 
dern auch, wenn er aus dem eingebrachten Gut oder aus 
dem Geſamtgut zahlte; bei der Zahlung aus dem einge— 
brachten Gut verliert er Beſitz und Nutzung des Gezahlten, 
bei der Zahlung aus dem Geſamtgut auch ſeinen Anteil an 
dem zur Zahlung hingegebenen Geſamtgut. 

8. Nach früheren, auch dem württ. Partikularrecht, iſt 
die von der Frau ohne Zuſtimmung ihres Mannes einge⸗ 
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gangene Schuld, von Ausnahmen abgeſehen, eine nichtige, 
wenn auch „heilbar“ nichtige Schuld. Ausnahmsweiſe kann 
die Frau ſich gültig verpflichten als Kaufmanns- oder Gewerbe- 
frau und ſoweit ſie Vorbehaltsgut beſitzt. Dieſes ältere Recht 
gilt heute noch im Rahmen und nach Maßgabe des Art. 200 
des EGzBGB. Zahlt nun bei Geltung dieſes Rechtes der 
Mann eine von ihm nicht bewilligte, auch nicht ausnahms⸗ 
weiſe gültige Schuld der Frau, ſo zahlt er ſchlechtweg ein 
indebitum, die cond. ind. iſt begründet und muß der Bekl., 
der ſich auf § 814 beruft, beweiſen, daß der Kläger die 
Schuld wiſſentlich als Nichtſchuld bezahlt, nämlich gewußt 
habe, daß die Schuld eine nichtige und er nicht zu zahlen 
verpflichtet war. Zahlt der Mann eine Schuld, die aus⸗ 
nahmsweiſe gültig ſein kann, ſo trifft alles zu, was wir oben 
für das heutige Recht ausgeführt haben !). — Die Nichtig⸗ 
keit der nicht bewilligten Schuld iſt heilbar nichtig; die Hei⸗ 
lung erfolgt durch Genehmigung und auch hier gilt, daß 
Zahlung niemals Genehmigung ſein kann: zahlt der Mann 
in Kenntnis davon, daß die Schuld nichtig iſt, ſo zahlt er 
wiſſentlich ein indebitum, zahlt er in der Meinung, die 
Schuld ſei gültig und er müſſe ſie bezahlen, ſo zahlt er im 
Irrtum ein indebitum. Hat der Mann eine nichtige Schuld 
der Frau bezahlt, beſtreitet er nicht, die Nichtigkeit gekannt 
zu haben, macht aber geltend, daß er gleichwohl geglaubt 
habe, die Schuld zahlen zu müſſen, ſo iſt hiermit ein 
Rechtsirrtum geltend gemacht und dies würde an ſich zu⸗ 
läſſig ſein, man wird aber im einzelnen Falle gern zu 
dem Schluß gelangen, daß der Kläger nach ſeinem eigenen 
Vorbringen nichts anderes geltend machen könne und wolle, 
als daß er es für ſchicklich gehalten habe, die Schuld ſeiner 
Frau, ſei ſie gültig, ſei ſie nicht gültig, zu bereinigen: und 
die cond. ind. wäre nach § 814 zurückzuweiſen. 


1) Es entſteht in ſolchem Fall nach dem frühern Partikularrecht eine 
Schuld, die in ähnlicher Weiſe gegen den Mann wirkſam iſt oder ſeine 
Geſamtſchuld wird, wie dies heute im BGB. geordnet iſt. Das Nähere 
ſ. nam. Mandry, Ziv. Inhalt 8 2. 
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9. Wir kommen zu folgenden Ergebniſſen: 

Die cond. ind. iſt gegeben, wenn jemand die Schuld 
des andern in der irrigen Meinung zahlt, auch Schuldner 
zu ſein. — Dies trifft zu beim Mann, der eine Schuld der 
Frau in der irrtümlichen Annahme zahlt, daß die Schuld 
eine Geſamtſchuld der Frau oder eine nach § 1411 gegen 
ihn wirkſame ſei. Dem Mann, der eine ſolche Schuld irr⸗ 
tümlich zahlt, ſteht die cond. ind. zu, gleichgültig, ob er die 
Zahlung aus eigenem Vermögen, aus dem eingebrachten 
Gut der Frau oder aus dem Geſamtgut leiſtet. Die cond. 
ind. iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mann in der Meinung 
zahlt, dies der Liebe zu ſeiner Frau, der Familienehre oder 
andern ähnlichen Rückſichten ſchuldig zu ſein; ſie iſt ausge⸗ 
ſchloſſen auch dann, wenn er ſich in der Berückſichtigung 
ſolcher Umſtände geirrt hat. Wiſſentlich zahlt eine Nicht⸗ 
ſchuld nur derjenige, der in der Erkenntnis, daß die Schuld 
eine gegen ihn nicht wirkſame ſei, zahlt; nicht genügend iſt 
die bloße Kenntnis der die Unwirkſamkeit begründenden Tat⸗ 
ſachen. Zahlung einer Schuld, die wegen der mangelnden 
Zuſtimmung des Mannes unwirkſam iſt, gilt nicht als Ge⸗ 
nehmigung, ſondern iſt entweder wiſſentliche Zahlung einer 
Nichtſchuld oder irrtümliche Zahlung einer ſolchen, alſo dort 
§ 814 anwendbar, hier die cond. ind. nicht ausgeſchloſſen. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 
16. 


Anwendung des 8 283 BGB. im Fall eines auf Grund 
des $ 906 BGB, 26 GG. ergangenen Urteils? 


Klin. beſitzt und bewohnt ein Gebäude in R.; nahe an 
deſſen Rückſeite ſteht das Maſchinenhaus und die behördlich 
genehmigte Dampfkeſſelanlage der Beklagten. Durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil des OLG. vom 5. Okt. 1909 iſt die Bekl. 
für ſchuldig erklärt worden „Einrichtungen herzuſtellen, wo⸗ 
durch die Zuführung von übermäßigen Geräuſchen von ihrer 
Dampfkeſſelanlage auf das Grundſtück der Klin. ausge⸗ 
ſchloſſen wird“. 

Nach Eintritt der Rechtskraft dieſes Urteils hat Klin. 
mit Schreiben vom 18. Nov. 1909 der Bekl. „gemäß § 283 
BGB.“ zur Bewirkung der ihr durch das Urteil auferlegten 
Leiſtung eine Friſt von 4 Monaten mit der Erklärung ge⸗ 
ſetzt, daß die Annahme der Leiſtung nach Ablauf der Friſt 
abgelehnt werde. Nach Ablauf dieſer Friſt hat fie — am 
9. April 1910 — Klage, deren Abweiſung Bekl. beantragt 
hat, erhoben mit dem Geſuch: die Bekl. zur Bezahlung von 
3000 M. an die Klin. zu verurteilen. 

Die Klage iſt im Berufungsverfahren abgewieſen worden 


aus folgenden 
Gründen: 


Der 8 283 BGB., auf den ſich die Klage ausſchließlich 
ſtützt, iſt auf Fälle der vorliegenden Art nicht anwendbar. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 3. 18 
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Dieſer § 283 ſteht im „Recht der Schuld verhält⸗ 
niſſe“, iſt alſo eine obligationen rechtliche Bor: 
ſchrift. Der Anſpruch der Klin. gegen die Bekl. auf Unter⸗ 
laſſung der Zufuhr übermäßiger Geräuſche ſtützt ſich aber 
nicht auf ein unter den Parteien beſtehendes Schuld ver⸗ 
hältnis, ſondern auf das Eigentum der Klin. an 
ihrem Haus und auf die nachbarrechtlichen Beſtimmungen 
des BGB., insbeſondere auf $ 909 BGB., iſt alſo ein ding⸗ 
licher Anſpruch: Klin. verlangt Herſtellung des ihrem Eigen⸗ 
tum und den nachbarrechtlichen Beſtimmmungen des BGB. 
entſprechenden Zuſtands, nicht eine „Leiſtung“ i. S. des 
§ 241 BGB. Freilich find auch auf Anſprüche, die nicht ſchuld⸗ 
rechtlicher Natur ſind, vielfach die Regeln des Rechts der 
Schuldverhältniſſe entſprechend anzuwenden, aber doch nur 
in ſſo weit als dem die Natur des betreffenden Anſpruchs 
und der bezeichneten Regeln nicht entgegenſteht. 

In einem Fall der vorliegenden Art iſt hienach aber 
eine entſprechende Anwendung des 8 283 BGB. ausgeſchloſ⸗ 
ſen !). Es handelt ſich bei den Maßnahmen, deren Herſtel⸗ 
lung der Bekl. aufgegeben iſt, nicht um „Leiſtungen“, die 
der Gläubiger „annehmen“ oder „nicht annehmen“ kann: 
hat Bekl. zum Ausſchluß einer übermäßigen Beläſtigung der 
Klin. ausreichende Einrichtungen getroffen, ſo iſt der dem 
dinglichen Anſpruch der Klin. entſprechende Zuſtand herge⸗ 
ſtellt — ganz unabhängig von einer „Annahme“ oder „Nicht⸗ 
annahme“ dieſer Einrichtungen ſeitens der Klin.: eine ſolche 
„Annahme“ oder „Nichtannahme“ iſt in einem derartigen 
Fall begrifflich ausgeſchloſſen, wo es ſich darum handelt, 
daß Bekl. auf ihrem Anweſen Einrichtungen zu treffen hat, 
bei deren Erſtellung eine Mitwirkung der Klin. nicht Platz 
greift. Wenn ferner Bekl. (innerhalb der ihr geſetzten Friſt) 
alle denkbaren Einrichtungen zwecks Beſeitigung der über— 


1) Wie denn auch Riehl in der Abhandlung bei Gruchot 51 
S. 153 — 154, wo er die Zwangsvollſtreckung aus Urteilen wie des in 
Rede ſtehenden beſpricht, die Möglichkeit einer Anwendung des § 283 
nicht erwähnt. 
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mäßigen Beläſtigung der Klin. durch das Geräuſch der Dampf⸗ 
maſchinenanlage getroffen hätte, ohne daß der gewünſchte 
Erfolg erreicht wäre, ſo könnte Klin. nicht „Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung“ verlangen: denn zu Unmög- 
lichem iſt Bekl. nicht verpflichtet; der S 283 BGB. würde 
alſo diesfalls völlig verſagen (vgl. Abſ. 1 Satz 3 des § 283). 
Klin. hätte erforderlichenfalls die Zwangsvollſtreckung 
aus dem OLG.⸗Urteil gemäß 88 887, 888 ZPO. zu betrei⸗ 
ben oder Schadenserſatz auf Grund des 8 26 GO. 
(vgl. $ 893 ZPO.) zu verlangen. Die auf § 283 BGB. 
geſtützte Klage mußte nach dem Geſagten abgewieſen werden. 
Das Berufungsgericht hat erwogen, ob es etwa in der Lage 
ſei, der Klin. einen Schadenserſatz auf Grund des § 26 GO. 
(vgl. mit 8 893 ZPO.) zuzuſprechen. Es hat ſich aber hieran 
gehindert geſehen, weil Klin. auch im Berufungsverfahren 
die Klage ausſchließlich auf $ 283 BGB. geſtützt hat, der 
einer ſolchen Klage aber zugrund liegende Tatbeſtand 
aber augenſcheinlich ein anderer iſt, als der einer auf $26 GO. 
gegründeten, und weil es daher dem Gericht nicht geſtattet 
iſt, der Klin. von dem von ihr nicht geltend gemachten Ge— 
ſichtspunkt des 8 26 GO. aus etwas zuzuſprechen !). 
Urteil des III. Zivilſenats vom 21. Mai 1912 i. S. 
Rpf. gegen S. Nr. 136. 


17. 


Ber auf Beſtellung eines dinglichen Vorkanfsrechts 

an einem Grundſtück gerichtete, abligatoriſche Nertrag 

(und ebenfa anch ein etwaiger Borvertrag) bedarf der 
Form des 8 313 BGB. 


Durch Pachtvertrag vom 27. November 1908 pachtete 
der Kl. von den beiden Bekl. deren an ihre Sägmühle in 
O. E. angebaute Werkſtätte ſamt Zubehör. Der vorletzte 
Abſatz des von den Parteien privatſchriftlich unterzeichneten 

) Vgl. Württ J. 23 S. 151— 152; Gaupp-Stein, Komm. z. 
ZPO. (10. Aufl.) III, 3 b zu 8 253. 
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Vertrags lautet: „Die Herren Sp. und W. (Bekl.) räumen 
Herrn B. (Kl.) das Vorkaufsrecht auf das ganze Anweſen 
ein, und zwar in rechtskräftiger Weiſe vor einem Notar.“ 
Der Vertrag ſollte auch für die beiderſeitigen Rechtsnach⸗ 
folger Gültigkeit haben. | 

Mit der Klage hat der Kl. geſamtſchuldneriſche Verur⸗ 
teilung der Bekl. dahin verlangt, daß fie dem Kl. das ding- 
liche Vorkaufsrecht auf das geſamte Sägmühleanweſen . 
durch formrichtigen Vertrag und Eintragung im Grundbuch 
einzuräumen haben. Die Klage iſt im Berufungsverfahren 
abgewieſen worden, aus folgenden 

Gründen: 

Dem LG. iſt darin beizutreten, daß die Vertragsbeſtim⸗ 
mung, wonach die Bekl. dem Kl. das Vorkaufsrecht auf das 
ganze Anweſen einräumen, weder als endgültige Vereinba⸗ 
rung eines perſönlichen Vorkaufsrechts — BGB. 88 504 ff. 
— noch als bindende Vorabrede zu einer ſolchen Vereinba⸗ 
rung aufgefaßt werden könnte. Denn der auf die Einräu⸗ 
mung eines perſönlichen Vorkaufsrechts gerichtete Vertrag 
bedarf, da er eine — wenn auch zunächſt bedingte — Ver⸗ 
pflichtung zur Uebertragung des Eigentums an einem 
Grundſtück zum Gegenſtand hat, zu ſeiner Rechtswirkſamkeit 
gemäß $ 313 BGB. der gerichtlichen oder notariellen Beur⸗ 
kundung !). Derſelben Formvorſchrift unterliegt aber auch 
der Vorvertrag, durch den eine (ſei es unbedingte oder be— 
dingte) Verpflichtung der in §S 313 genannten Art übernom⸗ 
men wird, ſchon deshalb, weil andernfalls der Umgehung 
der Formvorſchrift des §S 313 Tür und Tor geöffnet wäre ). 

Daß die Parteien einen Vertrag oder Vorvertrag über 
Einräumung eines perſönlichen Vorkaufsrechts haben 
abſchließen wollen und abgeſchloſſen haben, behauptet übri⸗ 
gens die Klage ſelbſt nicht; ſie geht vielmehr davon aus, 
daß in dem vorletzten Abſatze des Mietvertrags die rechts⸗ 
wirkſame Vereinbarung der (künftigen) Beſtellung eines 

1) Vgl. die Entſch. der vereinigten Zivilſenate in RG. 72, 385 ff. 

2) ERG. 62, 411 ff. 
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dinglichen Vorkaufsrechts enthalten ſei. Es kann nun 
zwar nicht ohne weiteres angenommen werden, daß ſich die 
rechtsunkundigen Parteien bei Vertragsſchluß des Unter⸗ 
ſchieds zwiſchen perſönlichem und dinglichem Vorkaufsrecht 
voll bewußt waren; immerhin ſprechen aber der auch auf 
die Abrede wegen des Vorkaufsrechts ſich beziehende letzte 
Abſatz des Vertrages (vgl. auch das Schreiben des Kl. vom 
24. Auguſt 1909) ſowie das große Intereſſe des Kl. an 
einem dauernden Verbleiben auf dem Pachtgrundſtück eini⸗ 
germaßen für die Abſicht der Vertragsſchließenden, das Vor⸗ 
kaufsrecht über die Perſonen der unmittelbar Verpflichteten 
(der Bekl.) hinaus, gegen Dritte wirken zu laſſen. Es braucht 
indeſſen hierauf und ebenſo auf die andere Frage, ob die 
Parteien bei Kenntnis der Nichtigkeit der Vereinbarung als 
einer ſolchen über ein perſönliches Vorkaufsrecht deren Gel⸗ 
tung als Vorabrede für die Beſtellung eines dinglichen Vor⸗ 
kaufsrechts mutmaßlich gewollt hätten (BGB. 8 140), nicht 
weiter eingegangen zu werden; denn der Senat vertritt, ab— 
weichend vom erſten Richter, die Anſicht, daß auch der auf 
die Beſtellung des dinglichen Vorkaufsrechts gerichtete obli- 
gatoriſche Vertrag nach $ 313 BGB. formbedürftig iſt. 
Das BGB. behandelt zwar das dingliche Vorkaufsrecht 
als eine der verſchiedenen möglichen Arten von Grundſtücks— 
belaſtung im Sachenrecht. Hierdurch wird aber daran, daß 
das dingliche Vorkaufsrecht immer auf einem Vertrage, dem 
obligatoriſchen Vorkaufsrecht, beruht, nichts geändert. In 
Wirklichkeit enthält das dingliche Vorkaufsrecht ſtets auch das 
perſönliche (obligatoriſche) Vorkaufsrecht in ſich, es iſt ohne 
dieſes nicht denkbar. Das obligatoriſche Vorkaufsgeſchäft 
bildet den Rechtsgrund für die dingliche Einigung der Bar- 
teien und die Belaſtung des Grundſtücks, welch letztere be— 
wirkt, daß der Berechtigte den Vorkauf nicht bloß gegen den 
Verpflichteten, ſondern — im Unterſchied gegenüber dem per— 
ſönlichen Vorkaufsrecht — auch gegen die Konkursgläubiger 
der Verpflichteten (BGB. $ 10981 Satz 2) und namentlich 
gegen dritte Erwerber oder Beſitzer des Grundſtücks geltend 
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machen kann. Auch beim dinglichen Vorkaufsrecht hat dem⸗ 
nach der Berechtigte, wie beim perſönlichen, einen zunächſt 
bedingten Anſpruch auf Uebertragung des Eigentums am 
Grundſtück, nur reicht dieſer Anſpruch, gerade wegen der 
erfolgten Belaſtung des Grundſtücks, über die Perſon des 
urſprünglich Verpflichteten hinaus. Das Beſtehen eines An⸗ 
ſpruchs auf Uebertragung des Eigentums anerkennt das BGB. 
auch für das dingliche Vorkaufsrecht ausdrücklich in § 10982. 
Aus dieſer Vorſchrift ergibt ſich zugleich, daß der Geſetz⸗ 
geber ſelbſt das dingliche Vorkaufsrecht nicht auf eine Stufe 
ſtellt mit den eigentlichen dinglichen Rechten; denn ſeine 
Wirkung Dritten gegenüber ſoll lediglich darin beſtehen, daß 
es den durch Ausübung des Rechts entſtehenden Anſpruch 
auf Uebertragung des Eigentums nach Art einer Vormerkung 
fihert!) (vgl. auch RG. 72. 390). Bei dieſer Sachlage 
beſteht kein Grund, den obligatoriſchen Vertrag, der die Ver⸗ 
pflichtung zur Beſtellung eines dinglichen Vorkaufsrechts be- 
gründen ſoll, bezüglich der Frage der Anwendbarkeit des 
§ 313 BGB. anders zu behandeln als den auf Einräumung 
eines perſönlichen Vorkaufsrechts gerichteten Vertrag; dies 
um fo weniger, als das Geſetz ſelbſt durch die in § 1098! 
ausgeſprochene Zurückverweiſung auf die 88 504 514 BGB. 
die begriffliche Gleichartigkeit des Rechtsverhältniſſes zwiſchen 
dem Berechtigten und dem Verpflichteten bei dem dinglichen 
und bei dem perſönlichen Vorkaufsrecht anerkennt. Der Um⸗ 
ſtand aber, daß bei dem dinglichen Vorkaufsrecht noch ein 
Weiteres, nämlich die beſonders geartete Wirkung Dritten 
gegenüber, hinzutritt und daß dieſe (dingliche) Wirkung durch 
die Belaſtung des Grundſtücks erreicht wird, kann nicht für den 
obligatoriſchen Vertrag zum dinglichen Vorkaufsrecht zur Auf— 
ſtellung geringerer Erforderniſſe führen, als ſie bei der Verein⸗ 
barung des perſönlichen Vorkaufsrechts zu erfüllen ſind. Die 
gegenteilige Anſicht ſieht, wie Oert mann?) mit Recht be⸗ 
merkt, mehr auf die Form als auf die Sache und läßt un— 


1) Vgl. auch RG. 72, 390. 
2) Recht der Schuldverhältniſſe, 3./4. Aufl., bei $ 313 (S. 167). 
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beachtet, daß die Belaſtung beim dinglichen Vorkaufsrecht 
eine ſolche iſt, mittels deren im Gegenſatz zu anderen Be⸗ 
laſtungen die Uebertragung des Eigentums an dem Grund⸗ 
ſtück erzwungen werden kann. Gerade hiewegen kommt auch 
die Erwägung der Kommiſſion für die II. Leſung des Ent⸗ 
wurfs des BGB., daß ein Bedürfnis für die Ausdehnung 
des Formzwanges auf die obligatoriſchen Verträge über ſon⸗ 
ſtige Rechte an Grundſtücken („ Vorkaufsrechte“, Erbbaurechte 
Grunddienſtbarkeiten uſw.) deshalb nicht anzuerkennen ſei, 
weil die „Formaliſierung des dinglichen Vertrags“ hier ge⸗ 
nüge !), eine entſcheidende Bedeutung nicht zu. Im übrigen 
ſtellt die „Formaliſierung des dinglichen Vertrages“ dann, 
wenn aus dem formloſen obligatoriſchen Vertrag auf Be⸗ 
ſtellung des betreffenden Rechts gemäß $ 873 BGB., hier 
des dinglichen Vorkaufsrechts, geklagt werden kann, einen 
ſehr mangelhaften Schutz gegen Uebereilung dar ). 

Die Vertragsbeſtimmung in I 7 am Schluß (vorletzter 
Abſatz) iſt daher, auch als obligatoriſche Vereinbarung zur 
Beſtellung eines dinglichen Vorkaufsrechts aufgefaßt, wegen 
Fehlens der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung (BGB. 
§ 313) nichtig; fie kann ſonach auch keine Verpflichtung der 


1) Vgl. Protokolle dieſer Kommiſſion Bd. 1 S. 463/464. 

2) In der Literatur verlangen den Formzwang auch für den obli⸗ 
gatoriſchen Vertrag zum dinglichen Vorkaufsrecht insbeſondere Planck, 
BGB., 3. Aufl., 3. Bd., Vorbem. zu § 1094 ff., S. 481 Ziff. 4, Stau⸗ 
dinger, BGB., 3./4. Aufl., 8 1094 Ziff. 2 aa, Dern burg, bürg. 
Recht § 197 Ziff. III a. Schl. und Anm. 7, Oertmann, Schuldver⸗ 
hältniſſe, 3./4. Aufl. (wie oben angeführt), Crome, Syſtem $ 445 bei 
u. in Anm. 4 vgl. mit $ 228 Anm. 15, Immerwahr in Iherings 
Jahrb. Bd. 40 S. 279 ff. Die Ausführungen in RG. 67, 42 ff. und 
72, 385 ff., ſoweit fie den obligatoriſchen Vertrag zum dinglichen Ver⸗ 
kaufsrecht betreffen, ſtehen der hier vertretenen Anſicht zum mindeſten 
nicht entgegen. Anderer Anſicht find namentlich: RGKommentar $ 1094 
N. 3, Turnau⸗Förſter, 3. Aufl., § 1094 (S. 638 Z. 4) und 
Oberneck, 3. Aufl., I §S 106 S. 591/592, wobei zu bemerken iſt, daß 
die beiden letzteren die Formloſigkeit auch des auf die Einräumung des 
perſönlichen Verkaufsrechts gerichteten Vertrages befürworten zu wollen 
ſcheinen. 
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Bekl. zur Beſtellung des dinglichen Vorkaufsrechts (nach 

§ 873 BGB.) begründen. Die Folge hievon iſt die Abän⸗ 

derung des lg. Urteils und die Abweiſung der Klage. 
Urteil des I. Zivilſenats vom 3. Mai 1912 i. S. Sp. 
und B. gegen W., Nr. 157, 1912. 


18. 
Rertragsauslegung nach Treu und Glauben. 


Durch Pachtvertrag vom 30. 11. 1904 hat die Firma 
Pr. ein damals ihr gehöriges Grundſtück, die ſog. Mühl⸗ 
wieſe, auf die Dauer von 10 Jahren, bis 1. 12. 1914, an 
die Bekl. verpachtet, mit der Beſtimmung, daß der Pachtver⸗ 
trag mit dem Tage des Uebergangs des Grundſtücks in an- 
deren Beſitz erlöſchen ſolle. — Durch formgültigen Kaufver⸗ 
trag vom 22. 2. 1911 hat die Firma Pr. das Grundſtück 
um 1000 M., zahlbar 1. 7. 1911 an den Kläger, ihren mehr⸗ 
jährigen Angeſtellten (Buchhalter), verkauft; die Auflaſſung 
geſchah am gleichen Tag, die Eintragung des Kl. in das 
Grundbuch erfolgte am 29. 3. 1911. — Die Mühlwieſe liegt 
am K. fluß; fie wird nach Norden und Süden vom Eigen- 
tum der Bekl., nach Oſten vom Eigentum der Firma Pr. 
begrenzt. Die Firma Pr. iſt ſeit längerer Zeit beſtrebt, die 
Waſſerkräfte für ein ihr gehöriges Elektrizitätswerk und für 
die Fabrik der Bekl. zur Erhöhung des Nutzeffekts in eine 
gemeinſame Turbinenanlage zuſammenzuziehen; die Durch⸗ 
führung dieſes Planes iſt bisher an der Weigerung der Bekl. 
geſcheitert. Auch iſt Bekl. neuerdings der Firma Pr. in dem 
Erwerb einer Waſſerkraft zuvorgekommen. 

Die am 12. 4. 1911 erhobene Räumungsklage iſt vom 
Berufungsgericht abgewieſen worden, aus folgenden 

Gründen: 

Der auf Eigentum geſtützte Klaganſpruch auf Räumung 
(Herausgabe) der im Streit befindlichen Wieſe iſt an ſich 
nach den SS 985, 991 Abſ. 1 des BGB. ohne weiteres be⸗ 
gründet, da der Klr. als Eigentümer im Grundbuch einge— 
tragen iſt. 
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Die Bekl. hat — nach Inhalt der Entſcheidungsgründe 
des angefochtenen Urteils — dieſes im Grundbuch einge⸗ 
tragene Eigentumsrecht des Klrs. beſtritten. Die tatſäch⸗ 
lichen Behauptungen, die die Bekl. in dieſer Richtung vor⸗ 
getragen und unter Beweis verſtellt hat, ſind aber nicht 
ſchlüſſig. Zur Entkräftung der Vermutung des 8 891 wäre 
erforderlich der Nachweis, daß die Einigung über die Be- 
gründung des eingetragenen Rechts (SS 873, 925 des BGB.) 
fehlt oder nichtig iſt. Nun hat die Bekl. zwar geltend ge- 
macht, der Kaufvertrag ſei nur zum Scheine abgeſchloſſen 
worden; hieraus würde aber nicht folgen, daß auch die 
Eigentumsübertragung nach Abſicht der Vertragsparteien nur 
zum Schein erfolgen ſollte, und die Nichtigkeit des, nach den 
Vorſchriften der SS 873, 925 des BGB. erfolgten Erfül⸗ 
lungsgeſchäfts iſt auch nicht etwa eine geſetzliche, von dem 
Willen der Parteien unabhängige Folge der Nichtigkeit des 
Grundgeſchäfts ). 

Begründet iſt aber der Einwand der Bekl., ſie ſei auf 
Grund des Pachtvertrags vom 30. 11. 1904 der Verpäch⸗ 
terin gegenüber und daher gemäß § 571 BGB. auch dem 
Klr. gegenüber zum Beſitze berechtigt — § 986 BGB. — 
Zwar enthält der Pachtvertrag die Beſtimmung, daß er, 
„falls das Pachtgrundſtück in anderen Beſitz übergeht, mit 
dem Tag des Uebergangs erliſcht.“ Allein dieſe Bedingung 
kann bei einer Auslegung des Pachtvertrags, wie ſie nach 
§ 157 des BGB. vorgeſchrieben tft, als durch die hier in 
Frage ſtehende Veräußerung erfüllt nicht erachtet werden. 
Die Abſicht der Vertragsparteien kann nicht dahin gegangen 
fein, die jederzeitige Auflöſung des Pachtverhältniſſes dem 
freien Belieben der Firma Pr. als der Verpächterin 
anheimzugeben; dem ſteht die Tatſache entgegen, daß die 
Fortdauer des Vertrags bis zum 1. Dezember 1914 in einer, 
auch für die Verpächterin bindenden Weiſe 
vereinbart und die Auflöſung des Vertrags nicht lediglich 
von dem bloßen freien Belieben der Firma Pr. abhängig 

) Vgl. BGB. Komm. v. RGR. Anm. 7b zu $ 873. 
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gemacht worden iſt. Die Vertragsparteien haben vielmehr 
bei Vereinbarung der fraglichen Beſtimmung offenbar nur 
den Zweck verfolgt, der Verpächterin trotz des Pachtvertrags 
die Möglichkeit einer anderweiten, berechtigten wirtſchaftlichen 
Intereſſen dienenden Verwertung ihres Eigentums durch 
Veräußerung bei einer Aenderung der Verhältniſſe und beim 
Eintritt einer günſtigen Gelegenheit offen zu halten, wobei 
Willkürlichkeiten, wie gegenwärtig eine ſolche in Frage ſteht, 
für die Beklagte nicht zu befürchten waren. Eine ſolche Ver⸗ 
wertung liegt aber hier nicht vor. Durch die Beweisauf— 
nahme in Verbindung mit den in Betracht kommenden un- 
beſtrittenen örtlichen und perſönlichen Verhältniſſen iſt er⸗ 
wieſen, daß der einzige Zweck, den die Firma Pr. mit der 
Veräußerung verfolgt hat, der war, die ſofortige Auflöſung 
des Pachtvertrags mit der Bekl. herbeizuführen und dadurch 
der Bekl., weil dieſe ſich geweigert hatte, auf die von der 
Firma Pr. erſtrebte Zuſammenziehung der Waſſerkräfte der 
Firma Pr. und der Bekl. zu einer gemeinſamen Turbinen⸗ 
anlage einzugehen, durch plötzliche Entziehung des Beſitzes 
der Wieſe Schaden zuzufügen oder einen Druck auf fie aus— 
zuüben. Der Klr., der ſeit 12— 15 Jahren Angeſtellter 
(Buchhalter) der Firma Pr. und von ihr abhängig iſt, hat, 
wie erwieſen iſt, all dies gewußt und offenſichtlich den Kauf⸗ 
vertrag nur deshalb abgeſchloſſen, um ſeiner Firma zur Er: 
reichung des erwähnten Zweckes zu verhelfen. Für ihn hat 
die Wieſe nicht den geringſten Wert, da ſie im Ueber— 
ſchwemmungsgebiet liegt und weder zu Bauzwecken noch zu 
landwirtſchaftlichen Zwecken verwendet werden kann, der Klr. 
auch nicht in St. wohnt. Auch ein Kauf zu Spekulations⸗ 
zwecken ſteht hier offenbar nicht in Frage; denn das An— 
gebot der Bekl., ihm die um 1000 M. erkaufte Wieſe zum 
Preis von 1500 M. wieder abzukaufen, hat der Klr. rund⸗ 
weg abgelehnt und dritte Perſonen kommen als Kaufslieb— 
haber nicht in Betracht, weil die Wieſe aus den angegebenen 
Gründen nur für die Beſitzer der angrenzenden Grundſtücke 
einen Wert hat. Dieſe ſämtlichen Tatſachen ſind auch gar 
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nicht ernſtlich beſtritten worden, weder vom Klr. noch von 
dem als Zeugen vernommenen Geſchäftsführer der Firma 
Pr., Adolf Pr. Ernſtlich beſtritten iſt nur die Behauptung 
der Bekl., bei Abſchluß des Kaufvertrags ſei zwiſchen den 
Vertragsparteien ausdrücklich vereinbart worden, der Kauf⸗ 
vertrag ſolle nur zum Schein abgeſchloſſen werden. Dieſe 
Behauptung der Bekl. konnte aber als unerheblich dahinge⸗ 
ſtellt bleiben; denn einerſeits folgt, wie bereits ausgeführt 
wurde, aus der Nichtigkeit des Kaufvertrags nicht auch die 
Nichtigkeit der Eigentumsübertragung; andererſeits iſt, auch 
wenn eine formell rechtswirkſame Eigentumsübertragung ſtatt⸗ 
gefunden hat, damit doch nicht die fragliche Bedingung für 
Auflöſung des Pachtvertrags erfüllt. Wie nach Lage der 
feſtgeſtellten Umſtände und angeſichts des Abhängigkeitsver⸗ 
hältniſſes, in dem der Klr. zu der Firma Pr. ſteht, anzu⸗ 
nehmen iſt, hat die Verpächterin die tatſächliche Verfügungs⸗ 
macht über das Pachtgrundſtück behalten trotz der formellen 
Uebertragung des Eigentums auf den Klr., die ausſchließlich 
zu dem Zweck erfolgt iſt, das Pachtverhältnis zur ſofortigen 
Auflöſung zu bringen. Daß aber auch durch eine derartige 
rein formelle Veräußerung des Pachtgrundſtücks nach Ab— 
ſicht der Vertragsparteien das Pachtverhältnis von der Ver⸗ 
pächterin einſeitig ſollte zur Auflöſung gebracht werden kön— 
nen, kann nach dem Geſagten bei einer Auslegung des Ber: 
trags, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
kehrsſitte ſie erfordern, nicht angenommen werden. In dieſer 
Hinſicht würde auch nichts geändert durch die vom Klr. 
ſchließlich noch unter Beweis geſtellte Tatſache, daß der Klr. 
den Kaufpreis von 1000 M. nach Eintritt der Fälligkeit — 
1. Juli 1911 —, alſo im Verlauf des gegenwärtigen Pro— 
zeſſes bezahlt hat. Nach Lage der feſtgeſtellten Verhältniſſe 
müßte angenommen werden, daß dieſe Zahlung ausſchließ— 
lich zu Prozeßzwecken erfolgt und der Klr. hiefür von der 
Firma Pr. in irgend welcher Weiſe ſchadlos gehalten worden 
iſt; keinenfalls würde durch ſie erwieſen, daß die Firma Pr. 
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ſich nunmehr der tatſächlichen Verfügungsmacht über das 
Pachtgrundſtück begeben hat. 

Nach dem Ausgeführten war unter Abänderung des 
angefochtenen Urteils die Klage unbedingt abzuweiſen, ohne 
daß es eines Eingehens auf die weitere Frage bedurfte, ob 
nicht evtl. dem Klaganſpruch der Einwand aus § 826 des 
BGB. entgegenſtände. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 8. Februar 1912 in S. 

W. K. u. E.. Maſchinenfabrik in St. gegen den Kauf⸗ 

mann R. L. in H. Nr. 682, 1911. 


19. 


Aufrechnung gegenüber dem Zeſſtonar mit einem erſt 
nach der Abtretung gleichartig gewordenen Anſpruch. 


Sch., der dem Bekl. 1200 Mk. ſchuldete, hat dem Kl. 
den Anſpruch gegen den Bekl. auf Herausgabe eines im Be⸗ 
ſitz des Bekl. befindlichen Wechſels über 800 Mk. abgetreten. 
Kl. hat auf Herausgabe des Wechſels, in zweiter Linie, nach⸗ 
dem im Berufungsverfahren unbeſtritten war, daß der Bekl. 
die Wechſelſumme eingezogen hatte, auf Bezahlung von 800 Mk. 
geklagt. Gegen dieſe letztere Forderung hat Bekl. mit der 
ihm gegen Sch. zuſtehenden Forderung aufgerechnet. Die 
Aufrechnung iſt für zuläſſig erklärt worden. 

Gründe: 

Gegen den Anſpruch des Kl. auf Herausgabe des Wech- 
ſels vermochte der Bekl. ſeine auf Geld gerichtete Forderung 
nicht aufzurechnen, da die beiderſeits geſchuldeten Leiſtungen 
nicht ihrem Gegenſtande nach gleichartig waren, 8 387 BGB. 
Dagegen trägt der Bekl. nunmehr vor: der Wechſel ſei ein- 
gelöſt. Dieſe Behauptung iſt, weil dem Weſen des Wechſels 
entſprechend, durchaus glaubhaft und vom Kl. nicht wider: 
ſprochen, alſo der Beurteilung zugrunde zu legen. Dem— 
zufolge iſt an die Stelle der Pflicht zur Herausgabe des 
Wechſels gemäß § 818 Abſ. 1 BGB. die Pflicht zur Her: 
ausgabe deſſen getreten, was der Bekl. auf Grund des er— 
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langten Wechſelrechts erworben hat. Der Bekl. hat alſo 
nunmehr Geld zu leiſten und iſt jetzt in die Lage verſetzt, 
aufrechnen zu können; er hat auch in der mündlichen Ver⸗ 
handlung die Aufrechnung erklärt. Stünde ihm noch heute 
Sch. als Kl. gegenüber, ſo wäre dieſe Aufrechnung ohne alle 
Bedenken. Die Aufrechnung wird aber auch dadurch nicht 
ausgeſchloſſen, daß an die Stelle des Sch. vermöge Abtre⸗ 
tung der nunmehrige Kl. S. getreten iſt. Grundſätzlich kann 
der Schuldner eine ihm gegen den bisherigen Gläubiger zu- 
ſtehende Forderung auch gegen den neuen Gläubiger auf— 
rechnen: 8 406 BGB. Die an dieſer Geſetzesſtelle ange⸗ 
führten Ausnahmen treffen hier nicht zu. Bedenken könnte 
allein der Umſtand erwecken, daß die Forderung, ſolange ſie 
dem bisherigen Gläubiger Sch. zuſtand, nicht auf Geld ge- 
richtet, ſondern ungleichartig war und erſt jetzt, in der Hand 
des neuen Gläubigers, des Kl., gleichartig geworden iſt. 
Allein das Reichsgericht hat in mehreren Entſcheidungen 
ausgeſprochen, daß es, um dem Schuldner die Aufrechnungs⸗ 
befugnis zu erhalten, genüge, daß die Gegenforderung auch 
nur vermöge einer ihr innewohnenden Bedingung fähig ſei, 
ſich in eine Geldforderung (mithin in eine gleichartige For: 
derung) umzuwandeln; die Aufrechnung werde diesfalls nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß die Bedingung, mithin die Um⸗ 
wandlung ſelbſt, erſt eintrete nach dem Uebergang der For⸗ 
derung auf den neuen Gläubiger !). Von dieſer Auffaſſung 
abzuweichen liegt kein Anlaß vor. Insbeſondere muß es 
auch hier für die Zuläſſigkeit der Aufrechnung genügen, 
daß dem Bekl. eine unbedingte und, wie unbedenklich anzu⸗ 
nehmen, fällige Forderung gegen den früheren Gläubiger Sch. im 
Zeitpunkt der Abtretung des Herausgabeanſpruchs zuſtand 7). 
Hiernach iſt der Bekl. berechtigt, mit ſeiner unbeſtrittenen 


1) Vgl. RG. 73 S. 138; JW. 1910 S. 147 Nr. 8; 1911 S. 711 
Nr. 9. 

2) RG. 73 S. 141 oben, der Auffaſſung des Reichsgerichts hat ſich 
jetzt auch Staudinger 5.6. Aufl. Bd. II S. 442 angeſchloſſen. 
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Forderung gegen Sch. auch dem Kläger gegenüber aufzu- 
zurechnen. 
Urteil des III. Zivilſenats vom 1. Juni 1912 i. S. 
Kießling gegen Sautter Nr. 212/1912. 


20. 


1. Kann ein Geſchüftsanteil einer G. m. b. H. rechts⸗ 
wirkſam abgetreten werden, bevor die Geſellſchaft 
durch Eintragung ins Handelsregiſter zur Entſtehung 
gelangt iſt? ($S 11 Gmb. H.⸗G.) 2. Anſprüche des ge⸗ 
tänfıhten Käufers, der beim Vertrag ſtehen bleibt. 


Durch notariellen Vertrag vom 19. Juni 1909 haben 
Ernſt E. und Erwin Schr. eine G. m. b. H. zu dem Zwecke 
des Fortbetriebs des bis dahin von Ernſt E. allein geführten 
Handelsgeſchäfts in B. errichtet. Das Stammkapital betrug 
30 000 Mk.; auf E. entfielen 20000 Mk., die er durch Ein⸗ 
bringung des erwähnten Geſchäfts leiſtete. Am nämlichen 
Tage trat E. von ſeinem künftigen Geſchäftsanteil den Teil⸗ 
betrag von 10000 Mk. an Bekl. ab. Am 7. Juli 1909 wurde 
die Geſellſchaft in das Handelsregiſter eingetragen. — Im 
Juli 1909 hat der Bekl. eben dieſen Geſchäftsanteil an Kl. 
abgetreten. Der Kl. hat darauf 5000 Mk. bar bezahlt; 
weitere 5000 Mk. ſollte Kl. mit E. verrechnen. 

Die bezahlten 5000 Mk. fordert Kl. mit der Klage vom 
Bekl. zurück. In erſter Linie macht er Nichtigkeit der Ab⸗ 
tretung von E. an Bekl. geltend, weil zur Zeit dieſer Ab- 
tretung die G. m. b. H. rechtlich noch nicht beſtanden habe 
und deshalb nicht die Abtretung eines Geſchäftsanteils der 
G. m. b. H.; ſondern nur die Abtretung eines Anteils an 
der zum Zweck ihrer Errichtung beſtehenden Vorgeſellſchaft 
in Frage kommen könne. Der zweite Klagegrund intereſſiert 
nicht. Als dritten Klagegrund macht er die Täuſchung (durch 
den Bekl.) über den Wert des E.ſchen Geſchäfts geltend. 

Das Berufungsgericht hat den erſten Klagegrund zurück— 
gewieſen, dagegen zum dritten Klagegrund Täuſchung für 
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erwieſen erachtet und den Schadenserſatzanſpruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. Aus den 
Gründen: 

„Auf den erſten Klagegrund kann der Klaganſpruch nicht 
mit Erfolg geſtützt werden. Der Umſtand, daß die G. m. 
b. H. noch nicht ins Handelsregiſter eingetragen war, hat 
die am 18. Juni 1909 erfolgte Uebertragung eines Teil⸗ 
betrags des künftigen Geſchäftsanteils von E. auf den Be⸗ 
klagten nicht ungültig gemacht. Die Beſtimmung in $ 717 
BGB. ſteht der Gültigkeit nicht entgegen. Denn durch die 
Abtretung ſollte, wie Sinn und Wortlaut klar ergeben, nicht 
ein Teil der dem E. zuſtehenden Rechte aus einem zwiſchen 
ihm und Schr. beſtehenden, auf Errichtung einer G. m. b. H. 
gerichteten Vorgeſellſchaft, die allerdings nach den Vor⸗ 
ſchriften des BGB. zu beurteilen wäre, übertragen werden, 
ſondern ein Teilbetrag des künftigen Geſchäftsanteils an der 
G. m. b. H. Die Geſchäftsanteile einer G. m. b. H. ſind 
abweichend von der Vorſchrift in 8 717 BGB. veräußerlich 
und es beſtehen auch keine Bedenken, die Abtretung von 
Geſchäftsanteilen einer erſt künftig zur Entſtehung gelangten 
G. m. b. H. für zuläſſig zu erklären. Dies iſt jedenfalls 
dann anzunehmen, wenn der Geſellſchaftsvertrag ſchon er: 
richtet und die Entſtehung der G. m. b. H. und des aus 
ihr entſpringenden Geſellſchaftsrechts nur noch von der Ein- 
tragung ins Handelsregiſter abhängt. Die Uebertragung 
bedingter und eventueller Anſprüche und Rechte iſt grund- 
ſätzlich zuläſſig . Es iſt deshalb nicht zutreffend, wenn 
die Klage davon ausgeht, der Beklagte habe an den Kl. 
einen Geſchäftsanteil der G. m. b. H. nicht abtreten können, 
weil er ſelbſt einen ſolchen von ſeinem Vormann E. nicht er⸗ 
worben gehabt habe. Der Kl. kann daher aus dieſem Grund 
die bezahlten 5000 Mk. nicht zurückfordern.“ 

Nachdem weiter dargelegt iſt, daß der Bekl. durch ſein, 
gegen die guten Sitten verſtoßendes Verhalten dem Kl. vor⸗ 

) Crome, Bürgerl. Recht Bd. ITS 198 in und bei Anm. 4. 
Staub⸗ Hachenburg G. m. b. H. § 15 Anm. 41. 
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ſätzlich Schaden zugefügt habe und deshalb dem Kl. ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig ſei, fahren die Gründe fort: 

„Der Kläger behauptet, daß ihm ein Schaden inſofern 
entſtanden ſei, als er ſtatt eines vollwertigen d. h. dem 
Nominalwert gleichkommenden Geſchäftsanteils, den er zu 
erwerben geglaubt habe, einen nahezu wertloſen Geſchäfts⸗ 
anteil bekommen habe. In der Beweisausführung legt er 
des Näheren dar: Nach dem Sachverſtändigengutachten er⸗ 
gebe ſich ein Minderwert des Geſchäfts zur Zeit der Ein⸗ 
bringung im Betrag von 13 439,24 Mk.; daraus ergebe ſich 
ein direkter Minderwert ſeines Anteils von 4479,74 Mk.; und 
dieſen Betrag habe er zuviel an den Bekl. bezahlt. Aber 
nicht bloß dieſer direkte Schaden ſei dem Kläger entſtanden; ſon⸗ 
dern durch den Minderwert des Geſchäfts ſei auch die Fort⸗ 
führung des Geſchäfts erſchwert und mit der Zeit unmöglich 
gemacht worden; fo ſei es gekommen, daß ſchon vom Ok⸗ 
tober 1909 an das Geſchäft nicht habe fortgeführt werden 
können, ſondern in Liquidation habe treten müſſen. Am 
10. November 1909 habe ſich eine Unterbilanz von 15 154,53 Mk. 
ergeben; ziehe man hieran die vom Sachverſtändigen ſchon 
für den Geſchäftsbeginn ermittelte Unterbilanz ab, ſo ergebe 
ſich ein weiterer Verluſt des Geſchäfts von 1715,29 Mk.; 
von dieſem Verluſt ſei wiederum / auf den vom Kläger 
erkauften Anteil mit 571,76 Mk. zu verrechnen. Der Ge: 
ſamtverluſt des Klägers, der ihm durch den Erwerb des 
Geſchäftsanteils des Bell. entſtanden ſei, überſteige alſo den 
eingeklagten Betrag von 5000 Mk. Es handelt ſich vor⸗ 
liegendenfalls nicht um den Verkauf einer Sache, ſondern um 
den Verkauf eines Geſellſchaftsanteils, alſo eines Rechts und 
Kl. iſt nicht über eine Eigenſchaft des verkauften Rechts, 
ſondern über den Wert des den Gegenſtand des Geſellſchafts⸗ 
unternehmens bildenden Geſchäfts und damit über den Wert 
des Geſellſchaftsanteils ſelbſt getäuſcht worden. Es kommt 
deshalb eine entſprechende Anwendung der Beſtimmungen 
des BGB. über die Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache 
nicht in Frage — RGE. 59 S. 242 und 61 S. 86 — und 
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der Kl. kann nicht etwa unter dem Geſichtspunkt, daß der 
Bekl. ihn über eine Eigenſchaft der Kaufſache getäuſcht habe, 
dieſen an ſeiner falſchen Verſicherung in der Weiſe feſthalten, 
daß er ihn infolge Fehlens dieſer Eigenſchaft auf Schadens⸗ 
Herſatz wegen Nichterfüllung in Anſpruch nimmt, wie dies 
beim Kauf einer Sache und der Täuſchung über eine Eigen⸗ 
ſchaft derſelben in RGE. 66 S. 338 auf Grund des in 
§ 463 BGB. zum Ausdruck gebrachten Rechtgedankens für 
zuläſſig erklärt iſt. Sondern es kommt die Beſtimmung in 
§ 249 BGB. zur Anwendung. Danach kann der Kl. nur 
verlangen, daß er in die Lage verſetzt werde, in der er ſich 
befunden haben würde, wenn er nicht beim Vertragsabſchluß 
vom Beklagten getäuſcht worden wäre. Sein Schadenser— 
ſatzanſpruch beſchränkt ſich daher auf das negative Vertrags: 
intereſſe. Dieſes Intereſſe iſt, da der Kläger nicht den Kauf 
des Anteils anfechten, ſondern dabei ſtehen bleiben will, da: 
nach zu bemeſſen, wie viel er am Kaufpreis weniger be⸗ 
willigt hätte, wenn er den wahren Sachverhalt gekannt hätte 
— RGE. 66 S. 337. — Dieſes negative Vertragsintereſſe 
verlangt der Kl., indem er geltend macht, er habe ſtatt eines 
vollwertigen einen nahezu wertloſen Geſchäftsanteil erhalten 
und er habe für den Anteil zuviel bezahlt; er will damit 
ſagen, er habe einen dem wahren Wert des Anteils ent- 
ſprechenden Preis bezahlen wollen, er habe aber infolge 
der Täuſchung mehr bezahlt, als dieſer wahre Wert betragen 
habe. Dieſen Mehrbetrag kann er dem Ausgeführten zu— 
folge erſetzt verlangen. Dagegen kann er nicht auch noch 
Erſatz eines etwaigen weiteren darüber hinausgehenden, 
durch die Fortſetzung des Geſchäftsbetriebs entſtandenen 
Schadens beanſpruchen. Den wahren Wert des Geſchäfts— 
anteils, den der Kl. bezahlen wollte, hat er auf Grund der 
Feſtſetzung im Geſellſchaftsvertrag und auf Grund der Be— 
ſtätigung des Beklagten auf 10 000 Mk. angenommen. Er 
iſt offenbar davon ausgegangen, daß in der kurzen Zeit ſeit 
der Geſellſchaftsgründung bis zur Zeit des Vertragsſchluſſes 
zwiſchen ihm und dem Bekl. der Wert des Geſchäfts ſich 
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nicht weſentlich geändert habe und daß er daher mit 
dem bewilligten Preis von 10000 Mk. ¼ des Geſchäfts⸗ 
werts bezahle. Wäre er vom Bekl. nicht getäuſcht worden, 
jo hätte er als Kaufpreis 1s desjenigen Betrags bewilligt, 
der ſich unter Einſetzung des wahren Werts der E.jchen 
Sacheinlage und der auf den Schr.ſchen Stammanteil 
nach dem Vertrag zu leiſtenden Bareinlage von 10000 Mk. 
als Wert des von der Geſellſchaft betiebenen Geſchäfts 
dargeſtellt hätte. Der wahre Wert, den das von E. 
eingebrachte Gejchäft am Tag der Geſellſchaftsgründung 
dem 18. Juni 1909 hatte, iſt zwar hinſichtlich der einge⸗ 
brachten Sachwerte und Schulden vom Sachverſtändigen er: 
mittelt. Neben dieſen vom Sachverſtändigen ermittelten 
Werten iſt aber noch ein ideeller Geſchäftswert in Rechnung 
zu ſtellen und über deſſen Höhe iſt noch weiter zu verhan⸗ 
deln und nötigenfalls ein zweiter Sachverſtändiger zu hören. 
Urteil des I. Zivilſenats vom 13. Oktober 1911 i. S. 
K. g. F. Nr. 909/1910. 


21. 
Mitbürgſchaft, Begriff und Rechtsfolgen. 

Aus den 

Gründen 
eines Berufungsurteils: 

I. Der 8 769 BGB. beſtimmt, daß, wenn mehrere ſich 
für dieſelbe Verbindlichkeit verbürgen, ſie als Geſamtſchuldner 
haften, und fügt, um Auslegungsſchwierigkeiten zu begegnen!) 
noch die ausdrückliche Vorſchrift bei, daß es darauf, ob die 
mehreren Bürgen gemeinſchaftlich die Bürgſchaft übernehmen, 
nicht ankommen ſoll. Der Umſtand alſo, daß im vorliegen— 
den Fall die Bürgſchaften zu verſchiedenen Zeiten und in 
verſchiedenen Urkunden übernommen worden ſind, ſcheidet 
für die Frage, ob ein Geſamtſchuldverhältnis unter den 
Bürgen vorliegt, aus. Vielmehr tritt, ſofern nur die ge— 
ſetzliche Vorausſetzung, die Verbürgung mehrerer für dieſelbe 

) S. Motive zum BGB. § 673 des Entwurfs, Bd. II S. 676. 
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Verbindlichkeit, vorliegt, die Geſamtſchuldnerhaftung unmittel⸗ 
bar kraft Geſetzes ein und zwar ſowohl im Verhältnis der 
Bürgen zum Gläubiger, als auch — was zu Unrecht von 
der Bekl. beſtritten iſt — im Verhältnis der Bürgen unter— 
einander. Letzteres ergibt ſich aus der allgemeinen Faſſung 
des 8 769. 

Soweit nun aber unter den Bürgen ein Geſamtſchuld— 
verhältnis beſteht, inſoweit beſteht unter ihnen auch nach 
$ 426 BGB. eine Ausgleichungspflicht, die ihren rechtfer⸗ 
tigenden Grund darin findet, daß die Zahlung eines Ge— 
ſamtſchuldners auch den Mitſchuldnern zugute kommt (8 422 
BGB.). Dieſer Standpunkt des BGB. hat auch im 8 774 
Ausdruck gefunden, wonach die Beſtimmung des Abſ. 1 
(Uebergang der vollen Forderung des Gläubigers auf den 
zahlenden Bürgen) auf das Verhältnis der Mitbürgen keine 
Anwendung findet, dieſe vielmehr einander nur nach S 426 
BGB. haften ſollen. Hiebei iſt der Ausdruck „Mitbürge“ 
vom Geſetz gleichbedeutend gebraucht mit den „mehreren 
Bürgen für dieſelbe Verbindlichkeit“ im Sinn des § 769). 

Allerdings find nun die Vorſchriften der §§ 769 und 426 
nicht zwingenden Rechts, können vielmehr durch Parteiver— 
einbarung ausgeſchloſſen werden. Wer aber trotz des Be— 
ſtehens der Vorausſetzungen des § 769 das Vorhandenſein 
eines Geſamtſchuldverhältniſſes unter den Bürgen oder trotz 
eines Geſamtſchuldverhältniſſes eine Ausgleichungspflicht be— 
ſtreitet, muß beweiſen, daß die geſetzliche Folge, ſei es durch 
ausdrückliche Vereinbarung, ſei es mindeſtens durch den — 
ſchlüſſigen Umſtänden zu entnehmenden — Parteiwillen, aus— 
geſchloſſen worden iſt. 

II. Im vorliegenden Fall hat nun der Kläger laut Ur— 
kunde vom 14. November 1905 für einen der Höhe nach 
nicht begrenzten, in laufender Rechnung gewährten Bank— 
kredit des R. Schm. Bürgſchaft unter Einſchränkung auf 
den Betrag von 20000 Mk. übernommen. Zu dieſer Zeit 
lagen noch weiter folgende Bürgſchaften vor: die in gleicher 
9 S. Motive zum BGB. II S. 666. 

19 * 
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Weiſe, jedoch unter Einſchränkung auf den Betrag von 
42 500 Mk. geleiſtete Bürgſchaft der Ehefrau Schm. vom 
29. September 1905 und die Bürgſchaft der Bekl., die am 
18. Auguſt 1905 auf den Betrag von 39 500 Mk. erhöht 
worden war. Die Beſonderheit dieſer letzteren Bürgſchaft, 
daß bei ihr auch der zu gewährende Kredit der Höhe nach 
(auf 42 000 Mk.) begrenzt iſt, hat, da ſchon die Bürgſchaft 
in begrenztem Umfang übernommen iſt, keine Bedeutung. 

In ſolchen Fällen, wenn alſo für einen der Höhe nach 
wechſelnden Kredit in verſchieden abgeſtuften Teilſätzen Bürg⸗ 
ſchaft übernommen iſt, kommt es für die Frage, ob und in⸗ 
wieweit eine Verbürgung Mehrerer für dieſelbe Verbindlich⸗ 
keit und damit eine Ausgleichungspflicht vorliegt, lediglich 
auf die Umſtände des einzelnen Falls, d. h. auf die jeweils 
im einzelnen Fall vorliegende, ausdrückliche oder ſtillſchwei⸗ 
gende Parteivereinbarung an. Dabei laſſen ſich hauptſächlich 
folgende Fälle unterſcheiden !): 

a) Es iſt möglich, daß die mehreren Bürgſchaften den 
Kredit von unten herauf gerechnet gemeinſchaftlich zu ſichern 
beſtimmt ſind, in welchem Fall ein Geſamtſchuldverhältnis 
und eine Ausgleichungspflicht inſoweit beſteht, als die Bürg⸗ 
ſchaften, von unten herauf gerechnet, ſich decken. Dieſen Fall 
hat die Zivilkammer als vorliegend angenommen. 

b) Es iſt ferner möglich, daß die Bürgſchaften nur für 
beſtimmt begrenzte, ſich aneinander anſchließende Teile der 
Kreditſchuld gegeben ſind. In dieſem Fall beſteht kein Ge⸗ 
ſamtſchuldverhältnis und daher auch keine Ausgleichungspflicht 
unter den Bürgen. Dieſe haben ſich nicht für dieſelbe Ver⸗ 
bindlichkeit verbürgt. Die Kreditſchuld, die auch in dieſem 
Fall der Bank gegenüber eine einheitliche fein kann, iſt viel⸗ 
mehr hinſichtlich der Verbürgung in verſchiedene ſellbſtändige 
Teile getrennt. Ein ſolcher Fall lag der Entſcheidung des 
OLG. Braunſchweig in Seuff A. 61 Nr. 132 zugrunde. 


) Zu vgl. Schneider in Holdheim s Monatsſchrift für Han: 
dels- und Bankweſen, Jahrg. 15 S. Uff., und ihm zuſtimmend Dü— 
ringer- Hachenburg, HGB. 2. Aufl. Bd. 2 8 349 Anm. 15, 42ff. 
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c) Endlich iſt aber auch möglich, daß nach der Verein⸗ 
barung die mehreren Bürgen nicht für beſtimmt begrenzte 
Teile der Kreditſchuld haften, ſondern ſelbſtändig neben⸗ 
einander je auf die von ihnen verbürgten Beträge in An⸗ 
ſpruch genommen werden können. Wenn in dieſen Fällen 
der tatſächlich gewährte Kredit die Summe der Bürgſchafts⸗ 
beträge erreicht oder überſteigt, ſo beſteht unter den Bürgen 
kein Geſamtſchuldverhältnis und keine Ausgleichungspflicht. 
Iſt aber der gewährte Kredit geringer als die Summe der 
Bürgſchaftsbeträge, ſo beſteht ein Geſamtſchuldverhältnis zu 
dem Betrag der Kreditforderung, der bei dieſer Sachlage 
von den Bürgſchaften gemeinſchaftlich gedeckt iſt; denn in⸗ 
ſoweit liegt alsdann eine Verbürgung Mehrerer für dieſelbe 
Verbindlichkeit vor. Wird daher einer der Bürgen vom 
Gläubiger auf eine Zahlung in Anſpruch genommen, die ſich 
auf den gemeinſchaftlich gedeckten Betrag erſtreckt, ſo werden, 
ſoweit dies zutrifft, auch die anderen Bürgen befreit und 
ſomit gemäß 8 426 BGB. zur Ausgleichung verpflichtet. 
Dieſe Befreiung der Mitbürgen durch die Zahlung iſt ge— 
mäß § 422 BGB., was die Bekl. verkennt, eine dauernde. 
Die Bürgſchaftshaftung der Mitbürgen iſt in der bezeichneten 
Begrenzung durch die Zahlung dauernd vermindert, und es 
kann alſo, wenn die Bank dem Schuldner wieder weiteren 
Kredit gewährt und ſie den Mitbürgen in voller Höhe aus 
der Urkunde in Anſpruch nehmen wollte, ihr mit Erfolg die 
Einrede der Zahlung entgegengeſetzt werden. 

Wenn alſo z. B. von zwei Bürgen der eine für 40000 M., 
der andere für 20 000 M. im Sinne des Falls c) ſich ver⸗ 
bürgt hat und der gewährte Kredit auf 50 000 M. ſich be— 
läuft, fo beträgt der durch die Bürgſchaften gemeinſchaftlich 
gedeckte Teil der Kreditforderung 10 000 M. (= 40 000 + 
20 000 — 50 000 M.); wird daher der eine oder der andere 
der Bürgen auf Zahlung des vollen von ihm verbürgten Be— 
trags in Anſpruch genommen, ſo vermindert ſich durch die 
Zahlung auch die Bürgſchaft des andern dauernd um 
10 000 M.; der Zahlende hat demgemäß gegen den Mitbür⸗ 
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gen zum Betrag von 10 000 M. einen Ausgleichungsanſpruch 
auf die Hälfte, ſomit auf 5000 M. 

III. Ein Geſamtſchuldverhältnis im Sinn des Falls a) 
beſteht nun zwiſchen den Bürgſchaftsleiſtungen der Bekl. und 
der Ehefrau Schm. Die Bank hat die Bürgſchaft der Ehe⸗ 
frau ſich nicht etwa deshalb geben laſſen, um nun den Kre⸗ 
dit des Hauptſchuldners Schm. um weitere 42 000 M. er⸗ 
höhen zu können, ſondern fie wollte ſich durch dieſe Bürg- 
ſchaft eine Sicherheit für den bisher nicht gedeckten Blanko⸗ 
kredit von 2500 M. und zugleich eine weitere Sicherheit für 
den durch die Bürgſchaft der Bekl. gedeckten Betrag von 
39 500 M. verſchaffen. Zum Betrag von 39 500 M. hafteten 
alſo die Bekl. und die Ehefrau Schm. als Geſamtſchuldner. 

Anders liegt aber die Sache hinſichtlich der Bürgſchaft 
des Kl., die zu dem Zweck gegeben wurde, der Bank eine 
Erhöhung des dem R. Schm. zu gewährenden Kredits zu 
ermöglichen. Dieſer Zweck, der dem Kläger nach ſeinem 
eigenen Vorbringen bei der Verbürgung bekannt geweſen iſt, 
wäre aber nicht erreicht worden, wenn man mit der Zivil⸗ 
kammer davon ausgeht, daß der Kl. lediglich als weiterer 
Geſamtſchuldner zum Betrag von 20000 M. im Sinn von 
Fall a) neben die Bekl. die Ehefrau Schm. getreten iſt. Eine 
Erhöhung der Sicherheit dem Betrage nach wäre damit nicht 
bewirkt worden, ſondern nur eine Verſtärkung der Sicherheit 
für die erſten 20 000 M. Als in der Folge dem Schm. 
tatſächlich ein erhöhter Kredit bis zu rund 56 500 M. ge— 
währt worden iſt und die Bekl. ihre Bürgſchaft bis zu 
52 500 M. erhöhte, wäre darnach für den Kredit von 42 000 
bis 52 500 M. nur die Bürgſchaft der Bekl. und für den 
überſteigenden Kredit überhaupt keine Sicherheit vorhanden 
geweſen. Dies entſprach aber nicht der Abſicht der Beteiligten. 

Vielmehr boten ſich, wenn die Bank, um dem R. Schm. 
einen höheren Kredit gewähren zu können, auch die Bürg— 
ſchaftsſicherheit durch eine Verbürgung des Kl. dem Betrag 
nach erhöhen laſſen wollte, nur die beiden anderen Möglich» 
keiten dar: entweder verbürgte ſich der neue Bürge in der 
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Weiſe, daß dem Gläubiger das Recht eingeräumt wurde, ihn 
jederzeit ohne Rückſicht auf die bereits beſtehenden Sicher⸗ 
heiten für den gewährten Kredit in Höhe von 20 000 M. 
in Anſpruch zu nehmen (Fall c), oder es übernahm der Kl. 
die Bürgſchaft ausſchließlich für den die bisher gedeckte 
Summe von 39 500 M. (oder 42000 M.) überſteigenden Be⸗ 
trag; in dieſem letzteren Fall hätte der Kl., da der Kredit 
nicht auf volle weitere 20 000 M., ſondern nur bis rund 
56 500 M. während der Bürgſchaftsdauer in Anſpruch ge— 
nommen worden ift, überhaupt nicht volle 20 000 M. der 
Bank zu bezahlen brauchen; er hätte durch Bezahlung des 
Mehrbetrags keine ihm gegenüber beſtehende Bürgſchafts⸗ 
forderung getilgt und dadurch jedenfalls unter dem Geſichts⸗ 
punkt des Bürgſchaftsregreſſes keine Rechte erwerben können. 

Dieſen Weg (die Begrenzung der Bürgſchaft auf den die 
Summe von 39 500 oder 42 000 M. überſteigenden Kredit) 
haben aber die Beteiligten nicht gewählt. Die Bürgſchafts⸗ 
urkunde des Kl. vom 14. November 1905 enthält lediglich 
eine Beſchränkung des Bürgſchaftsbetrags auf die Summe 
von 20 000 M., läßt aber den Bürgen für alle der Firma 
D. u. Schw. (— der Bankfirma —) aus Gewährung von 
Kredit an R. Schm. erwachſenden Anſprüche haften; aus⸗ 
drücklich iſt ferner in der Urkunde beſtimmt, daß das Recht 
der Bank unabhängig davon ſein ſolle, ob für den gewährten 
Kredit ganz oder teilweiſe noch andere Sicherheiten geſtellt 
werden und daß es lediglich von der Wahl der Bank ab⸗ 
hänge, an welche der ihr haftenden Perſonen ſie ſich halten 
wolle. Irgend welche begleitende oder nachfolgende Erklä⸗ 
rungen, wodurch dieſe Beſtimmungen der Urkunde außer 
Kraft geſetzt worden wären, ſind zwiſchen der Bank und dem 
Kl. nicht gewechſelt worden. 

Gemäß dem Inhalt der Urkunde iſt ſomit zwiſchen der 
Bank und dem Kl. eine Vereinbarung im Sinn des Falles 
c) getroffen worden, und es war daher die Bank berechtigt, 
den Kl. zum vollen Betrag von 20 000 M. in Anſpruch zu 
nehmen. Hiemit ſtimmt auch überein, daß nach dem Zeug⸗ 
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nis der Bankteilhaber durch den Eintritt des Kl. als wei⸗ 
teren Bürgen zugleich eine Entlaſtung der Bekl. erreicht wer⸗ 
den ſollte; dies war nur dann möglich, wenn es der Bank 
frei ſtand, jederzeit den Kl. neben der Bekl. auf volle 20 000 M. 
zu belangen, nicht aber dann, wenn feine Bürgſchaft ledig— 
lich zur Deckung des die Summe von 39 500 M. überſtei⸗ 
genden Betrags beſtimmt war. Demgemäß hat denn auch 
der Kl. die von der Bank gekündigten 20 000 M., ohne 
die Höhe der Forderung zu beſtreiten, bezahlt und dabei 
lediglich die Abtretung der Anſprüche der Bank gegen den 
Hauptſchuldner und die Bekl. verlangt. 

IV. Darnach beſtand alſo zwiſchen dem Kl. und den 
beiden weiteren Bürgen (der Bekl. und der Ehefrau Schm.) 
ein Geſamtſchuldverhältnis nur inſoweit, als die Kreditfor- 
derung durch die Bürgſchaften gemeinſchaſtlich gedeckt war, 
und eine Ausgleichungspflicht inſoweit, als die Zahlung des 
Kl. auf den gemeinſchaftlich gedeckten Betrag ſich erſtreckte. 

Bei der Prüfung, ob und inwieweit dieſe Vorausſetzungen 
zutreffen, hat nun die Tatſache, daß die Bekl. durch die 
neue Urkunde (neben welcher die Haftung aus der alten Ur- 
kunde natürlich in Wegfall kam), ihre Bürgſchaft am 20. 
Dezember 1905 auf 49500 Mk. und am 14. März 1906 
auf 52500 Mk. erhöhte, ganz außer Betracht zu bleiben. 
Denn wie ſich aus dem Zeugnis der Bankteilhaber ergibt, 
haben dieſe der Bekl. bei der Erhöhung der Bürgſchaft die 
Zuſage erteilt, daß ſie wegen des die Summe von 39 500 Mk. 
überſteigenden Betrags nur in Anſpruch genommen werden 
ſolle, ſoweit Kl. die von ihm verbürgten 20000 Mk. nicht 
bezahlen könne. Dieſe Zuſage hat allerdings in der Bürg— 
ſchaftsurkunde der Bekl. keine Aufnahme gefunden, aber 
darüber, daß ſie neben der Urkunde Geltung haben ſollte, 
beſteht nach den Ausſagen der Bankteilhaber kein Zweifel. 
Mit Unrecht erblickt nun die Zivilkammer in der von dieſen 
Zeugen gegebenen Darſtellung nur das Inausſichtſtellen eines 
Entgegenkommens, nicht aber eine rechtsverbindliche Zuſage. 
Für dieſe Auslegung bieten die Ausſagen des Zeugen Schw. 
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keinen Anhaltspunkt; der Zeuge D. hat allerdings auf den 
Vorhalt, warum die mündliche Zuſage nicht in die Urkunde 
aufgenommen worden ſei, erklärt: „Man will ſich die Hände 
nicht binden, ſonſt wären wir ja auf eine ſchriftlich nieder⸗ 
gelegte Ueberbürgſchaft hinausgekommen.“ Allein ein etwaiger 
Vorbehalt dieſes Zeugen, daß ſeine Erklärungen keine rechts⸗ 
verbindliche Wirkung erzeugen ſollen, iſt der Bekl. gegen⸗ 
über nicht zum Ausdruck gekommen und kann daher die 
Gültigkeit der Willenerklärung nicht beeinfluſſen ($ 116 BGB.). 
Ob man nun in dieſer Zuſage in Anbetracht des Um⸗ 
ſtands, daß ſich der Kl. nach der getroffenen Feſtſtellung 
ſchlechthin für 20000 Mk., nicht bloß für den 39 500 Mk. 
überſteigenden Kredit verbürgt hat, die Begründung einer 
eigentlichen Ueberbürgſchaft erblicken kann, mag dahin geſtellt 
bleiben; denn jedenfalls liegt darin die Vereinbarung, daß 
die Bekl., ſoweit ſich ihre Bürgſchaft auf mehr als 39 500 Mk. 
belief, dem Kl. nicht ausgleichungspflichtig ſein ſollte. Eine 
ſolche Vereinbarung war rechtlich zuläſſig. Das Rechtsver⸗ 
hältnis der Bekl. zum Kl. hinſichtlich der Bürgſchaft bis zu 
39 500 Mk., die zur Zeit der Verbürgung des Kl. bereits 
beſtanden hatte, wurde dadurch nicht berührt. Es handelt 
ſich auch nicht darum — wie dies vom Kl. ſeinen Aus⸗ 
führungen zugrund gelegt iſt — daß die Bekl. die erhöhte 
Bürgſchaft zunächſt unbeſchränkt eingegangen und erſt nad)- 
träglich durch Vereinbarung mit der Bank wieder beſchränkt 
habe; vielmehr hat die Bekl. von Haus aus die erhöhte 
Bürgſchaft nur mit der erwähnten Haftungsbeſchränkung 
eingegangen. Da ſomit durch die Vereinbarung in beſtehende 
Rechte des Kl. nicht eingegriffen wurde, war auch eine Zu— 
ziehung oder Benachrichtigung des Kl. nicht erforderlich. 
Der Kl. ſcheint allerdings auf Grund von Mitteilungen 
feines Schwiegerſohns Schm. bei feiner Bürgſchaftsüber— 
nahme davon ausgegangen zu ſein, daß auch die Bekl. neben 
ihm die Mitbürgſchaft für die 20000 Mk. übernehme; denn 
er bringt vor: da die Bekl. zur Uebernahme der Bürgſchaft 
für die weiter gewünſchten 20000 Mk. bereit geweſen ſei, 
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habe auch er dieſe Bürgſchaft eingegangen. Allein der Kl. 
war hier nicht vorſichtig genug, er hat ſich eine rechtliche 
Anwartſchaft auf eine Mitverbürgung der Bekl. hinſichtlich 
der 20000 Mk. nicht geſichert, wenigſtens hat er in dieſer 
Hinſicht ſchlüſſige Behauptungen aufzuſtellen nicht vermocht. 
Er hatte daher inſoweit keinen Einfluß auf die Abmachungen 
zwiſchen der Bank und der Bell, und die ſo geſchaffene 
Rechtslage, die einen Rückgriff des Kl. an die Bekl. hin⸗ 
ſichtlich des die Summe von 39500 Mk. überſteigenden Be⸗ 
trags ausſchließt, iſt ſomit für ihn maßgebend. 

V. Die Berechnung, ob und inwieweit die Kreditforde- 
rung durch die in Betracht kommenden Bürgſchaften gemein- 
ſchaftlich gedeckt wird, iſt nun auf den 10. Auguſt 1906 
abzuſtellen, auf welchen Tag die Bank den Kredit in Höhe 
von 20000 Mk. gekündigt hat. Damals belief ſich der 
Kredit des R. Schm. auf 56438.95 Mk., die Summe der 
Bürgſchaftsſicherungen belief ſich auf 62000 Mk. nämlich 
Bürgſchaft der Ehefrau Schm. in Höhe von 42 000 Mk. (unter 
Mithaftung der Bekl. zum Betrag von 39500 Mk.) und 
Bürgſchaft des Kl. in Höhe von 20000 Mk.; die ſpäteren 
Verbürgungen der Bekl. bleiben, wie ausgeführt, hier außer 
Betracht. Bei dieſer Sachlage deckten die Bürgſchaften 
des Kl. und der Bekl. gemeinſchaftlich den Betrag von 
3061.05 Mk. (= 20000 -+ 39 5000 — 56438.95 Mk.), die 
Bürgſchaft des Kl. und der Ehefrau Schm. deckten gemein⸗ 
ſchaftlich denſelben Betrag und weitere 2500 Mk. Durch 
die Bezahlung der 20000 Mk. ſeitens der Kl. iſt ſomit die 
Bürgſchaftsſchuld der Bekl. um 3061.05 Mk. und die Schuld 
der Ehefrau Schm. um weitere 2500 Mk. dauernd gemindert 
worden, und zu dieſen Beträgen hat daher der Kl. gegen 
die Mitbürgen einen Ausgleichungsanſpruch (wobei aber der 
Ausgleichungsanſpruch hinſichtlich der 2500 Mk., als aus— 
ſchließlich zwiſchen dem Kl. und der Ehefrau Schm. beſtehend, 
die Bekl. in keiner Weiſe berührt). An jenen 3061.05 Mk. 
hat jedoch der Kl. zunächſt 12 % = 367.33 Mk. abzuziehen, 
die er auf dieſen Betrag im Konkurs des Ehemanns erhalten 
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hat. Vom Reſt mit 2693.72 Mk. kann er je / mit 897.90 Mk. 
von der Bekl. und der Ehefrau erſetzt verlangen. Von der 
letzteren erhält er aber in deren Konkurs nur 15% = 
134.68 Mk., den Reſt mit 763.22 Mk. fordert er zur Hälfte 
mit 381.61 Mk. gemäß § 426 Abſ. 1 Satz 2 BGB. von 
der Bekl. Somit beträgt ſeine Geſamtforderung an die 
Bekl. 1279.51 Mk. Zu dieſem Betrag iſt kraft Geſetzes 
($ 426 Abſ. 2 BGB.) die Forderung der Bank gegen die 
Bekl. infolge der Zahlung des Kl. auf dieſen übergegangen. 
Es iſt daher unerheblich, daß die Bank die Abtretung ihrer 
Anſprüche gegen die Bekl. verweigert und daß der Kl. ſelbſt 
bei der Zahlung die Abtretung ſich nicht noch ausdrücklich 
vorbehalten hat. 

VI. Die Bekl. macht nun noch weiter geltend, der Kl. 

habe ſeine Rückgriffsanſprüche gegen ſie dadurch verloren, 
daß er argliſtig oder mindeſtens fahrläſſig verſäumt habe, 
gegen den Hauptſchuldner oder gegen die Mitbürgin Schm. 
rechtzeitig vorzugehen oder ſofort die Bekl. ſelbſt in Anſpruch 
zu nehmen und ihr auf dieſe Weiſe weiteren Rückgriff zu 
ermöglichen. 
Es iſt nun allerdings in der Literatur als Folge des 
zwiſchen Geſamtſchuldnern beſtehenden Gemeinſchaftsverhält⸗ 
niſſes anerkannt, daß, wenn ein rückgriffsberechtigter Geſamt⸗ 
ſchuldner den Ausfall des auf einen ſeiner Mitſchuldner fallenden 
Anteils ſelbſt verſchuldet, er hiedurch den nach § 426 Abſ. 1 
Satz 2 eröffneten Rückgriff an die übrigen Geſamtſchuldner 
verliert). 

Allein ein ſolches Verſchulden iſt dem Kl. nicht nach⸗ 
zuweiſen. (Wird ausgeführt.) 

Urteil des II. Zivilſenats vom 21. Mai 1912 in S. 
R. g. T. Nr. 126 1912. 


) Planck, BGB. § 426 Erl. 2, Dernburg, Bürg. Recht 
8 163 III Z. 4, Staudinger, BGB. $ 426 Erl. 3 Abſ. 2. 
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22. 
Zur Auslegung des Art. 203 A666. 


Durch rechtskräftiges Urteil der II. Strafk. des K. LG. 
H. vom 7. Okt. 1908 iſt der Bekl., weil er am 9. April 
1908 den damals 10 Jahre alten Volksſchüler Otto Kn. 
durch Schläge an den Kopf an der Geſundheit beſchädigt 
hatte, wegen fahrläſſiger Körperverletzung im Amt zu einer 
Geldſtrafe von 10 M. verurteilt worden. 

Auf Klage des Kn. hat das OLG. als Berufungsge⸗ 
richt durch Urteil vom 22. Juni 1911 den Kl. für ſchuldig 
erklärt 1. dem Kn. 426 M. 15 Pfg. nebſt Zinſen zu be⸗ 
zahlen, 2. dem Kn. den Schaden zur Hälfte zu erſetzen, der 
dieſem dadurch entſteht, daß infolge der erwähnten Verletzung 
ſeine Erwerbsfähigkeit gemindert iſt oder eine Vermehrung 
ſeiner Bedürfniſſe eintritt, 3. einen Teil der Prozeßkoſten zu 
tragen (nämlich den größten Teil der vom Fiskus aufge⸗ 
wendeten und einen Teil der Gerichtskoſten). 

Kl. (dem der Bekl. die 426 M. 15 Pfg. nebſt Zinſen 
erſtattet hat) hat nun das Geſuch geſtellt, den Bekl. für 
ſchuldig zu erklären, 1. die dem Kl. nach dem Urteil des 
OLG. zur Laſt fallenden Koſten mit 261 M. 90 Pfg. zu be⸗ 
zahlen; 2. den Kl. von der ihm durch Ziff. 2 des OLG. 
Urteils auferlegten Verpflichtung zu befreien. — Der Bekl. 
hat Klagabweiſung beantragt und nur ſeine Verpflichtung 
anerkannt, dem Kl. die Beträge zu erſetzen, die der Kl. künftig 
dem Kn. bezahlen muß. 

Mit Urteil vom 18. März 1912 hat die dritte ZK. des 
K. LG. St. dem Klagantrag Ziff. 1 entſprochen, den Klag— 
antrag Ziff. 2 abgewieſen. 

Mit der Berufung, deren Zurückweiſung Bekl. bean— 
tragte, hat Kl. das Geſuch geſtellt — in erſter Linie, den 
Bekl. für ſchuldig zu erklären, den Kl. von der ihm durch 
Ziff. 2 des OL G.⸗Urteils auferlegten Verpflichtung dadurch 
zu befreien, daß er gemäß dem von Kn. angebotenen Ver— 
gleich an dieſen — einſchließlich der dieſem zuerkannten 


A. in Civilſachen. 289 


426 M. 15 Pfg. nebſt Zinſen — 1000 M. gegen Verzicht 
des Kn. auf alle weiteren Anſprüche bezahle und die Koſten 
des Prozeſſes Kn. g. Fiskus u. Kn. g. den Bekln. trägt; 
— in zweiter Linie: feſtzuſtellen, daß der Bekl. dem Kl. 
gegenüber erſatzpflichtig ſei, falls Kl. den bezeichneten, von 
Kn. angebotenen Vergleich eingehe. Im Berufungsverfahren 
iſt die Klage abgewieſen worden. 
Gründe: 

Man mag davon ausgehen, daß auf das Verhältnis, 
in dem die Parteien zu einander ſtehen, die Beſtimmungen 
über den Dienſtvertrag (mindeſtens entſprechende) Anwendung 
finden. Aber auf dieſe Beſtimmungen läßt ſich der Erſatz⸗ 
anſpruch des Kls. gegen den Bekl. nicht gründen. Der Bekl. 
hat durch die Beſchädigung der Geſundheit des Kn. zunächſt 
nur dieſen, nicht den Kl. geſchädigt. Bis zum Inkrafttreten 
des BGB. beſtand in Württemberg eine Haftung des Staats 
für derartige Verfehlungen von Lehrern nicht: noch in einem 
Urteil vom 27. Juni 18905) hat das OLG. in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit der damaligen Rechtſprechung des Reichsge⸗ 
richts ausgeſprochen: der Staat hafte nicht für die von ſeinen 
Beamten bei Ausübung der ihnen übertragenen Regierungs⸗ 
gewalt verübten Delikte und Verſchuldungen. Wollte man 
aber auch der neueſtens vom erſten Z. S. — übrigens in 
einem anders liegenden Fall — vertretenen Anſicht beipflich⸗ 
ten: der Staat habe in ſolchen Fällen aushilfsweiſe 
neben dem Beamten ſchon nach gemeinem und württ. Recht 
gehaftet, jo wäre eine ſolche Haftung in einem Fall der vor⸗ 
liegenden Art nicht eingetreten, wo unbeſtrittenermaßen der 
Beamte — zufolge der von ihm eingegangenen Verſicherung 
— durchaus in der Lage iſt, ſelbſt den Schaden zu tragen. 

Es beruht alſo ausſchließlich auf Art. 202 AG. BGB., 
daß Kl. dem Kn. ſchadenserſatzpflichtig iſt. Zugleich mit 
dieſer Regelung der Schadenserſatzpflicht gegenüber dem Be- 
ſchädigten iſt nun aber auch die — vorher für derartige Fälle 


1) Württ J. 5 S. 66. 
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überhaupt nicht in Betracht kommende Regreßpflicht des Be⸗ 
amten gegenüber dem Staat durch Art. 203 AGBGB. 
geregelt worden; erſt dieſe Geſetzesbeſtimmung hat einen 
Rückgriff des Staats gegen den Beamten für derartige Fälle 
geſchaffen; deshalb iſt Inhalt und Umfang der Regreßpflicht 
ausſchließlich durch den Art. 203 begrenzt und es kann in 
dieſer Richtung nicht auf die Geſetzesbeſtimmungen über den 
Dienſtvertrag zurückgegriffen werden. 

Art. 203 AGBGB. beſagt (abweichend von 8 2 des RG. 
vom 22. Mai 1910 über die Haftung des Reichs für ſeine Be- 
amten): „Soweit der Staat den Schaden erſetzt 
hat, iſt der Beamte unter denſelben Vorausſetzungen und in 
demſelben Umfang zur Erſtattung an den Staat verpflichtet, 
wie er ohne die Beſtimmung des Art. 202 gemäß den Vor⸗ 
ſchriften des BGB. dem Dritten den aus der Verletzung 
entſtehenden Schaden zu erſetzen hätte“. 

Vorausſetzung für den Eintritt der Erſatzpflicht des Be⸗ 
Hamten bildet alſo — wie auch der Kommiſſionsbericht der 
Kammer der Abgeordneten zu Art. 187 EAGBGB. ent⸗ 
ſprechend dem unzweideutigen Wortlaut des Geſetzes her: 
vorhebt — „die Tatſache der vorherigen Schadenserſatzlei⸗ 
ſtung ſeitens des Staats auf Grund ſeiner primären Haf— 
tung“. Daraus folgt, daß, ſoweit Kl. gegen den Bekl. einen 
Leiſtungsanſpruch erhebt, die Klage nicht begründet iſt, da 
der Kl. außer den ihm vom Bekl. erſtatteten 426 M. 15 Pfg. 
noch nichts an Kn. bezahlt hat. 

Zuläſſig iſt dagegen die lediglich auf dem Prozeßrecht 
( 256 ZPO.) beruhende, vom Kl. im Berufungsverfahren in 
zweiter Linie erhobene Feſtſtellungsklage, womit Kl. bean- 
ſprucht: es ſolle dem Bekl. gegenüber feſtgeſtellt werden, daß 
Bekl. dem Kl. erſatzpflichtig ſei, falls Kl. den von Kn. ange⸗ 
botenen Vergleich annehme (d. h. daß Bekl. diesfalls dem 
Kl. die von dieſem in Gemäßheit des Vergleichs dem Kn. 
bezahlten Beträge alsbald zu erſtatten habe). 

Dieſer Anſpruch iſt aber nicht begründet. 

Der Staat kann allerdings nicht bloß Erſatz deſſen vom 
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Beamten verlangen, was er auf Grund Urteils be— 
zahlt hat; er iſt nicht gehindert, den Anſpruch des Verletz⸗ 
ten ſofort anzuerkennen und zu befriedigen oder ſich mit dem 
Verletzten außergerichtlich oder gerichtlich abzufinden und Er— 
ſatz des hienach Bezahlten von dem betreffenden Beamten 
zu verlangen: aber in ſolchen Fällen muß er den Nachweis 
erbringen, daß der Schaden des Verletzten den Betrag der 
bezahlten Summe erreicht hat oder in Zukunft (nach dem 
normalen, mutmaßlichen Lauf der Dinge) erreichen würde. 

Nun liegt im gegenwärtigen Fall die Sache ſo: es iſt 
zur Zeit noch durchaus ungewiß, ob dem Kn. (außer dem 
ſchon erſtatteten Schaden) in Zukunft ein Schaden überhaupt 
erwachſen und welchen Betrag er erreichen wird. Mit Grund 
hebt die Berufungsbeantwortung hervor: es könne ſein, daß 
Kn. ſterbe, ehe ein ſolcher Schaden erwachſe, daß (allerdings 
wider Erwarten) das Ohrenleiden ſich erheblich beſſere oder 
daß Kn. in einen einträglichen Beruf eintrete, in dem dieſes 
Leiden ſeinen Verdienſt nicht oder nur in ganz unerheblichem 
Betrag beeinträchtige. In einem derart gelagerten Fall kann 
der Staat dem Beamten nicht anſinnen, alsbald — wie Kl. 
berechnet — über 2000 M. zu bezahlen, während er, wenn 
der Vergleich nicht geſchloſſen wird, vielleicht nichts, viel- 
leicht erheblich weniger zu zahlen hat. Der Beamte ſetzt ſich 
freilich der Gefahr aus, im Fall der Ablehnung des Ver: 
gleichs ſchließlich vielleicht im ganzen erheblich mehr als 
2000 M. zahlen zu müſſen, aber das ändert nichts daran, 
daß nach Lage der Geſetzgebung der Staat ihn in einem der— 
artigen Fall nicht zwingen kann, ſchon demnächſt eine große 
Summe zu bezahlen, auch wenn eine ſolche Zahlung vielleicht 
dem Intereſſe des Beamten entſpräche. Daß ein ſpäterer 
Rückgriff des Staats (der ja nicht gehindert iſt, den von Kn. 
angebotenen Vergleich einzugehen) „durch Vermögensbeiſeite— 
ſchaffung, Auswanderung oder Tod des Beamten“ vereitelt 
werden kann, wie die Berufungsbegründung hervorhebt, ver— 
mag nicht ein Recht des Staats zu begründen, den Beamten 
dadurch zu einer alsbaldigen Leiſtung zu nötigen, daß der 
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Staat im Weg des Vergleichs ſich dem Verletzten gegenüber 
zu einer Zahlung verpflichtet, von der durchaus ungewiß iſt, 
ob ſie ohne den Vergleich in auch nur annähernd gleicher 
Höhe erfolgen müßte. 

Nach dem Ausgeführten iſt die Berufung des Kl. gegen 
das lg. Urteil nicht begründet. Dagegen ſtellt ſich die An⸗ 
ſchließung des Bekl als gerechtfertigt dar, bei der es ſich um 
die Frage handelt, ob Bekl. dem Kl. die dieſem in der Rechts⸗ 
ſache Kn. g. Fiskus erwachſenen Prozeßkoſten zu erſetzen hat. 

Auf Art. 203 AG. BGB. läßt ſich dieſer Erſatzanſpruch 
nicht ſtützen: nach dem Urteil des OLG. vom 22. Juni 1911 
hat Kl. nur die ihn im Berufungsverfahren und / der ihm im 
lg. Verfahren erwachſenen Koſten (und die Hälfte bezw. ein 
Drittel der Gerichtskoſten: vgl. hiezu S 98 GKG.) zu tra⸗ 
gen; es handelt ſich alſo nicht um einen dem Verletzten er: 
ſetzten oder zu erſetzenden Schaden; daß aber der Beamte 
dem Staat etwas weiteres zu erſtatten hat, als was dieſer 
an den Verletzten geleiſtet hat, läßt ſich aus Art. 203 nicht 
ableiten. Aber auch aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen oder 
den Beſtimmungen über den Dienſtvertrag folgt eine Ver⸗ 
pflichtung des Beamten zum Erſatz der vom Staat aufge— 
wendeten Prozeßkoſten nicht, es wäre denn, daß der Staat 
nur auf Verlangen des Beamten fi) auf den Prozeß ein- 
gelaſſen oder daß der Beamte die betreffenden Aufwendungen 
verſchuldet hat: in dieſen Beziehungen hat aber Kl. eine Be⸗ 
hauptung nicht aufgeſtellt, es ſteht vielmehr feſt, daß der 
Kl. von ſich aus — wenn auch mit teilweiſe anderer Be— 
gründung als der Bekl. — im Prozeß die Abweiſung der 
Klage im lg. wie im Berufungsverfahren beantragt hat. 
Der Kl., der ja (ſ. oben) keineswegs genötigt war, ſich mit 
dem Verletzten, ſoweit deſſen Anſpruch begründet war, in 
einen Rechtsſtreit einzulaſſen, hat eben inſoweit auf eigene 
Gefahr prozeſſiert; ebenſo wird z. B. der vom Gläubiger 
in Anſpruch genommene Selbſtſchuldnerbürge, der ſich in 
einen Rechtsſtreit mit dem Gläubiger eingelaſſen hat, nicht 
ohne weiteres Erſatz der ſeinerſeits aufgewendeten Prozeß— 
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koſten vom Hauptſchuldner verlangen können, auch wenn 

dieſer ihm die bezahlte Schuldſumme zu erſtatten hat. 
Urteil des III. Zivilſenats vom 11. Juni 1912 i. S. 
Fiskus g. Krauß Nr. 243, 1912. 


23. 


Kerpflichtung einer Gemeinde zur Beſeitignung von 
KRerkehrshinderniſſen auf der Ortsſtraße. 


Der Kl. behauptet, ein Fuhrwerk, in dem er ſaß, ſei auf 
der Ortsſtraße der beklagten (Land⸗) Gemeinde infolge davon 
abends umgeſtürzt, daß ein von einem Werkmeiſter abgela⸗ 
dener Haufen Kies zum Teil in die Fahrbahn hereingereicht 
habe, ohne beleuchtet zu ſein, und hat mit der Klage Erſatz 
des ihm durch den Unfall erwachſenen Schadens u. a. auch 
von der Gemeinde verlangt. Dieſe Klage iſt abgewieſen 
worden, vom Berufungsgericht aus folgenden 

Gründen: 

Mit der Klagbegründung, daß die Gemeinde für die 
Nichtbeleuchtung des beim Rathaus aufgeſchütteten Kieshau⸗ 
fens (mit⸗) verantwortlich ſei, kann der Kl. nicht durchdringen, 
ſelbſt wenn der Beweis ſollte erbracht werden können, daß 
die Nichtbeleuchtung des Kieshaufens für die Verletzung des 
Kl. urſächlich geworden ſei. Dafür, daß die Verkehrsſicher⸗ 
heit auf öffentlichen Straßen nicht durch Lagerung verkehrs⸗ 
hindernder Gegenſtände auf den Straßen beeinträchtigt wird, 
iſt durch allgemein gültige polizeiliche Vorſchriften geſorgt. 
Die bekl. Gemeinde hat auch, wie der Kl. ſelbſt vorträgt, 
ihrerſeits noch beſondere einſchlägige Vorſchriften erlaſſen. 
Freilich würde die Gemeinde gleichwohl ſich einer Vernach⸗ 
läſſigung der Pflicht, für Verkehrsſicherheit auf ihren Straßen 
zu ſorgen, ſchuldig gemacht haben, wenn fie in ihrem Ge— 
meindebezirk eine Mißachtung jener beſtehenden Vorſchriften 
hätte einreißen laſſen, wenn ſie alſo insbeſondere Zuwider⸗ 
handlungen gegen die Vorſchriften gewohnheitsmäßig unge⸗ 
ahndet gelaſſen hätte. Daß aber die bekl. Gemeinde in dieſer 
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Hinſicht ihre Pflicht verſäumt habe, hat der Kl. nicht be⸗ 
hauptet. 

Seine Auffaſſung, die Gemeinde habe, ſobald eines ihrer 
Vertretungsorgane auf der Straße ein Verkehrshindernis, 
wie das hier in Frage ſtehende, bemerkt habe, ſelbſt für Be⸗ 
ſeitigung oder Unſchädlichmachung des Hinderniſſes zu ſorgen 
gehabt, iſt rechtsirrig und würde, wenn ſie als richtig aner⸗ 
kannt werden müßte, zu unhaltbaren Folgerungen führen. 
Aus den Rechtsgrund ſätzen, die ſich in der Rechtslehre und 
Rechtſprechung über die Verpflichtung der Gemeinden zur 
verkehrsſicheren Unterhaltung des baulichen Zuſtands ihrer 
Straßen und überhaupt zur Beſeitigung einer gefahrdrohen⸗ 
den Beſchaffenheit des Straßenkörpers (z. B. bei Glatteis) 
herausgebildet haben, läßt ſich in dieſer Hinſicht nichts ab⸗ 
leiten. In dieſen Fällen ergibt ſich eine ſtrengere Haftung 
der Gemeinden in der Regel ſchon aus ihrem Eigentum am 
Straßenkörper, welches für ſie in Verbindung mit der Tat⸗ 
ſache, daß ſie die Straße dem öffentlichen Verkehr eröffnet 
haben, die Unterhaltungspflicht und überhaupt die Pflicht 
zur Ergreifung der nötigen Sicherungsmaßregeln von ſelbſt 
mit ſich bringt (vorbehältlich ihres Rechts, einzelne Verpflich⸗ 
tungen z. B. die Pflicht zum Streuen bei Glatteis auf die 
Ortseinwohner abzuwälzen). — Wo es ſich dagegen, wie 
hier, nur um ein den Verkehr hinderndes Belegen der öffent⸗ 
lichen Straßen durch Privatperſonen handelt, da ergibt ſich 
ſchon aus den geſetzlichen Beſtimmungen des § 366 Ziff. 9 
und 10 des StGB. und des auf dieſe Beſtimmungen ſich 
ſtützenden 8 9 Abſ. 1 der K. VO. vom 6. Juli 1873 betr. 
die Benützung öffentlicher Straßen, daß die Verpflichtung 
zur Entfernung bezw. Unſchädlichmachung der Verkehrshin⸗ 
derniſſe in erſter Linie den die Straße belegenden Privat⸗ 
perſonen ſelbſt obliegt. Die Gemeinden haben freilich ver⸗ 
möge der ihnen anvertrauten Ortspolizeigewalt die Einhal⸗ 
tung der geſetzlichen Vorſchriften zu überwachen; im Not⸗ 
fall — insbeſondere beim Vorliegen erheblicherer und drin— 
genderer Gefahr — haben ſie auch vermöge ihrer Verant— 
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wortlichkeit für die Verkehrsſicherheit auf ihren Straßen 
ſelbſt für die Entfernung oder Unſchädlichmachung der Ver⸗ 
kehrshinderniſſe zu ſorgen. Zunächſt aber können ſie im 
Hinblick auf das Beſtehen der vorhin erwähnten geſetzlichen 
Vorſchriften darauf vertrauen, daß Verkehrshinderniſſe (wie 
der in Frage ſtehende Kieshaufen), deren vorübergehende 
Ablagerung auf der Straße ſich im Verkehr des täglichen 
Lebens häufig gar nicht vermeiden läßt, von den verant⸗ 
wortlichen Privatperſonen rechtzeitig entfernt bezw. (durch 
Beleuchtung bei Nacht oder in ſonſtiger Weiſe) unſchädlich 
gemacht werden. Von dieſem Standpunkt aus läge ein Ver⸗ 
ſchulden der bekl. Gemeinde auch dann noch nicht vor, wenn 
— wie der Kl. behauptet — der Schultheiß oder einer der 
ſonſtigen verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter der Gemeinde 
(zu welchen der Polizeidiener nicht gehört) ſchon vor dem 
Unfall des Kl. den in die Straße hereinragenden Kieshaufen 
bemerkt und die Ergreifung ſofortiger Maßregeln unterlaſſen 
hätte: entdeckte einer der Gemeindevertreter den Kieshaufen 
noch bei Tag, ſo konnte er damit rechnen, daß der Kies vor 
Eintritt der Nacht noch zurückgeſchaufelt oder mindeſtens be⸗ 
leuchtet werden werde; entdeckte er ihn aber erſt bei Nacht, 
ſo war es bei der verhältnismäßig geringen Gefährlichkeit 
des Hinderniſſes, an welchem (dem Geſamtergebnis der Be⸗ 
weisaufnahme zufolge) offenbar jedes vorſichtig fahrende 
Fuhrwerk ungefährdet vorbeikommen konnte, auch nicht nötig, 
eine immerhin außergewöhnliche Maßregel, wie es die Be⸗ 
ſeitigung des Hinderniſſes durch die Gemeindeorgane ge— 
weſen wäre, zu veranlaſſen. 

Der Ortspolizeidiener, von welchem übrigens der Kl. in 
I. Inſtanz in Uebereinſtimmung mit der bekl. Gemeinde aus⸗ 
drücklich behauptet und damit im Sinn des § 288 ZPO. 
zugeſtanden hatte, er habe den Kieshaufen vor dem Unfall 
nicht geſehen, hätte allerdings vielleicht, wenn er — wie jetzt 
ohne Zeitangabe behauptet wird — den unbeleuchteten Kies⸗ 
haufen vor dem Unfall bemerkte und wenn dies insbeſon— 


dere nach Eintritt der Dunkelheit der Fall war, nach der 
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für die Aufſchüttung verantwortlichen Perſon fahnden und 
ſie zu den nötigen Maßregeln anhalten ſollen. Ob man aber 
ſagen könnte, er habe dadurch, daß er dies unterließ, i. S. 
des § 831 BGB. in Ausübung der ihm von der Gemeinde 
übertragenen Verrichtung dem Kl. widerrechtlich Schaden 
zugefügt, braucht nicht unterſucht zu werden, da die Klage 
auf $ 831 BGB. nicht geſtützt iſt. 

Teilurteil des III. Zivilſenats vom 2. Juli 1912 i. S. 

Rentſchler g. Gemeinde Neuhengſtett Nr. 121. 


24. 


Eine offene Handelsgeſellſchaft kann nicht ſelbſt wieder 
Mitglied einer offenen Handelsgeſellſchaft ſein. 


In den 
Gründen 
eines Beſchluſſes iſt geſagt: „Mit Staub?) tft daran feſt⸗ 
zuhalten, daß eine offene Handelsgeſellſchaft nicht ſelbſt Mit⸗ 
glied einer offenen Handelsgeſellſchaft ſein kann. Das Reichs⸗ 
gericht hat dies in einem Urteil vom 11. Februar 1896 ?) 
auf Grund der Beſtimmungen des alten HGB. ausgeſprochen. 
Soweit dieſe Anſicht auf den Wortlaut des Art. 85 des 
alten HGB. geſtützt iſt, kann dies jetzt angeſichts des Wort⸗ 
lauts des 8 105 des neuen HGB. allerdings nicht mehr ge⸗ 
ſchehen. Allein das Reichsgericht hat ſeine Anſicht auch auf 
ſachliche Erwägungen geſtützt und dieſe treffen unter der 
Herrſchaft des neuen HGB. gerade ſo zu, wie früher. Das 
Weſen der offenen Handelsgeſellſchaft beſteht nach wie vor 
darin, daß von einer Geſellſchaft, alſo von einer Mehrheit 
von Perſonen unter gemeinſchaftlicher Firma ein Handels: 
geſchäft betrieben wird. Damit iſt unvereinbar, daß die offene 
Handelsgeſellſchaft ihre Geſchäfte teilweiſe unter einer an⸗ 
dern Firma macht; dies wäre aber der Fall, wenn die offene 
Handelsgeſellſchaft als ſolche Mitglied einer anderen offenen 


1) HGB. 9 Aufl. § 105 Anm. 22. 
2) RG. 36 S. 139. 
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Handelsgeſellſchaft wäre, weil dieſe andere offene Handels⸗ 
geſellſchaft wiederum unter ihrer beſonderen Firma auf⸗ 
zutreten hätte. Denn die offene HG. iſt keine von den 
Geſellſchaftern verſchiedene juriſtiſche Perſon, ſondern die 
Geſellſchafter ſind in ihrer Zuſammenfaſſung die Träger der 
unter der gemeinſchaftlichen Firma erworbenen Rechte und 
ſie ſind es, die unter dieſer Firma handelnd auftreten. Des⸗ 
halb iſt die hier zu entſcheidende Frage weſentlich verſchieden 
von der Frage, ob eine offene HG. an einer G. m. b. H. 
beteiligt ſein kann oder ob eine G. m. b. H. oder eine Ak⸗ 
tiengeſellſchaft Mitglied einer offenen HG. ſein kann. Auch 
die Frage, ob die gleichen Perſonen unter ſich mehrere offene 
HG. bilden können, iſt eine weſentlich andere. Die ganze 
Struktur einer offenen HG. läßt es nicht zu, daß ſie ſich 
als ſolche an einer anderen offenen HG. beteiligt. Die Be⸗ 
ſtimmung in Art. 98 des alten HGB., daß ein Geſellſchafter 
ohne die Einwilligung der übrigen Geſellſchafter keinen Drit⸗ 
ten in die Geſellſchaft aufnehmen könne, iſt zwar in das 
neue HGB. nicht aufgenommen, aber nur deshalb, weil ſie 
als ſelbſtverſtändlich überflüſſig iſt, nicht weil ſie nicht mehr 
gelten ſollte). Das Geſetz ſetzt eine Mitwirkung ſämtlicher 
Geſellſchafter im Falle des Beitritts eines neuen Gefellichaf- 
ters voraus, dies ergibt ſich ſchon aus dem perſönlichen Ele⸗ 
ment, das im Geſellſchaftsvertrage liegt. Wäre aber eine 
offene HG. als ſolche Mitglied einer anderen, ſo würde jeder 
Wechſel in ihrem Mitgliederbeſtand auf den Beſtand der 
anderen offenen HG. wirken, ohne daß die übrigen Geſell⸗ 
ſchafter dieſer letzteren dabei mitzuſprechen hätten. Daß die 
in eine andere offene HG. aufgenommene Geſellſchaft durch 
den Gejellichaftsvertrag mit der aufnehmenden Geſellſchaft 
die Verpflichtung eingehe, über die Aufnahme eigener neuer 
Mitglieder ſich mit den Geſellſchaftern der aufnehmenden Ge— 
ſellſchaft zu verſtändigen, iſt nicht richtig; von ſelbſt ergibt 
ſich dieſe Verpflichtung aus dem Geſellſchaftsvertrag nicht 
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und der vorliegende Vertrag enthält eine diesbezügliche Ab⸗ 
machung nicht, auch eine ſolche Abmachung würde übrigens 
die Eintragung nicht zuläſſig machen. Auch der Einwand, 
daß durch die Zulaſſung des Eintritts einer offenen HG. 
in eine andere offene HG. die vom Geſetz gewollte Ueber⸗ 
ſichtlichkeit des Mitgliederbeſtands beeinträchtigt werde, iſt 
nicht von der Hand zu weiſen. Wenn die offene HG. als 
ſolche unter ihrer Firma Mitglied einer anderen offenen HG. 
ſein kann, ſo kann das Regiſtergericht nicht verlangen, daß 
die Mitglieder der eintretenden Geſellſchaft auch zum Han⸗ 
delsregiſter der aufnehmenden Geſellſchaft angemeldet werden 
und es iſt dann nur durch Einſichtnahme mehrerer Handels⸗ 
regiſter zu ermitteln, welche Einzelperſonen in Wirklichkeit 
die Träger der Rechte der neuen offenen HG. find. 

Für die Entſcheidung iſt von der Beſchwerdeführerin 
gemäß Art. 107 Abſ. 1 vergl. mit Art. 63 Ziff. 2a GKO. 
und Art. I des Geſetzes vom 28. Juli 1911 eine Gebühr 
von 14 M. zu entrichten. 

Beſchluß des I. Zivilſenats vom 19. Februar 1912, 

betr. die Beſchwerdeſache der Firma S. M. u. Cie. in 

St., F. G. Nr. 10. 


25. 
Bur Auslegung der SS 1990, 1991 BGB. 


Klin. iſt die Witwe des am 19. Dezbr. 1905 verſtorbenen 
Waldhornwirts S. S. in R., mit dem ſie in der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft des Württ. LR. gelebt hatte. Am 9. Febr. 
1906 hat das Nachlaßgericht R. das Geſamtvermögen der 
S.ſchen Eheleute aufgenommen: als vorhanden ergaben ſich 
die 6 im Klagantrag näher bezeichneten Grundſtücke im Ge⸗ 
ſamtwertsanſchlag von 5500 M., ſämtlich auf den Namen 
der S.ſchen Eheleute je zur Hälfte auf Grund landrechtl. 
Err. Gem. eingetragen; ferner Fahrnis für 850 M., worunter 
Beibringensſtücke der Kl. für 200 M.; Forderungen: 0. An 
Nachlaßverbindlichkeiten ergaben ſich 7214 M. 65 Pfg. Klin. 
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hat die Erbſchaft angenommen. Im Oktober 1909 hat Klin. 
beim AG. R. den Antrag auf Eröffnung des Nachlaßkon⸗ 
kurſes geſtellt, das AG. hat aber den Antrag durch Beſchluß 
vom 29. Oktober wegen Mangels einer den Koſten entſpre⸗ 
chenden Maſſe zurückgewieſen. 

Im Septbr. 1909 hat der nunmehrige Bekl. auf Grund 
einer von dem Erblaſſer für ſeinen Sohn Karl S. gegenüber 
dem Bekl. eingegangenen Bürgſchaft gegen die nunmehrige 
Klin. Klage auf Bezahlung von 3000 M. nebſt 3½ % Zin⸗ 
ſen ſeit 1. April 1905 erhoben und in der Folge ein, dieſem 
Klagantrag entſprechendes Urteil vom 28. Juni 1910 erwirkt. 
Jedoch iſt in dem Urteil, dem Antrag der Klin. entſprechend, 
ihr vorbehalten, die Befriedigung des (damaligen) Kl. inſo⸗ 
weit zu verweigern, als der Nachlaß des S. S. nicht aus⸗ 
reiche (§ 1990 BGB.). — Im Lauf des Rechtsſtreits hat 
Bekl. gegen die Klin. einen Arreſtbefehl vom 19. Febr. 1910, 
beſtätigt durch Urteil vom 19. April 1910, erwirkt. Auf 
Grund des Arreſts hat Bekl. am 24. Febr. 1910 auf den 
genannten, damals auf den Namen der Klin. als Alleineigen⸗ 
tümerin eingetragenen Grundſtücken Arreſthypotheken in Höhe 
von insgeſamt 3500 M. für ſich eintragen laſſen. 

Unter der Behauptung, der Nachlaß des S. S. ſei ſchon 
zur Zeit des Erbfalls überſchuldet und erſchöpft geweſen, 
jedenfalls infolge ſpäterer von Kl. geleiſteter Zahlungen er⸗ 
ſchöpft worden, und unter Hinweis auf §8 1990 BGB. hat 
Kl. mit der gegenwärtigen, beim LG. R. erhobenen Klage 
folgende Anträge geſtellt: 

1. die Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil vom 28. 6. 
1910 für unzuläſſig zu erklären; 

2. den Arreſtbefehl vom 19. 2. 1910 aufzuheben; 

3. den Bekl. zu verurteilen, er habe die Löſchung der 
für ihn auf den genannten Grundſtücken eingetragenen Siche⸗ 
rungshypotheken von 1000, 500, 500, 250, 075.7 50 und 
300 M. zu bewilligen. 

Der Bekl. hat gebeten, die Klage abzuweiſen. 

Durch Urteil vom 12. Dezbr. 1911 hat das LG., unter 
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Abweiſung der Kl. mit ihren weitergehenden Anträgen, den 
Bekl. nach dem Klagantrag Z. 3 verurteilt. Im Berufungs⸗ 
verfahren hat Kl. beantragt: den Arreſtbefehl aufzuheben, 
Bekl.: die Klage im ganzen Umfang abzuweiſen. Es wurde 
erkannt: „das angefochtene Urteil wird dahin teils beſtätigt, 
teils abgeändert: die auf Grund des Arreſtbefehls des LG. R. 
vom 19. Febr. 1910 vom Bekl. durch Eintragung von 
Sicherungshypotheken auf den Grundſtücken der Kl. betriebene 
Zwangsvollſtreckung iſt in Anſehung je der Einen ideellen 
Hälfte der genannten Grundſtücke unzuläſſig, ausgenommen, 
ſoweit fie wegen der Koſten der Vorprozeſſe der Parteien, 
Bürgſchaft betr. und Arreſt betr., im Betrag von 218.90 Mk. 
und 71.55 Mk. betrieben wird. Die weitergehenden An⸗ 
träge beider Teile, ebenſo die Anſchlußberufung der Klägerin 
werden zurückgewieſen.“ 

Aus den 

Gründen 
des Berufungsurteils: 

Der Anſpruch der Kl. zu Z. 1 der Klage iſt zwar vom 
LG. rechtskräftig abgewieſen. Aber er bedarf dennoch, als 
Grundlage der jetzt noch zu treffenden Entſcheidung der 
Würdigung. 

Das Urteil vom 28. Juni 1910 hat die Klin. als Erbin 
ihres Ehemannes zur Bezahlung der eingeklagten Bürgſchafts⸗ 
ſchuld verurteilt, ihr aber die Befugnis vorbehalten, die Be⸗ 
friedigung des Bekl. inſoweit zu verweigern, als der Nachlaß 
nicht ausreicht. Nachdem das Amtsgericht die Eröffnung 
des Nachlaßkonkurſes wegen Maſſemangels abgelehnt hat, 
war der Vorbehalt gemäß § 1990 BGB. ſachlich begründet; 
er iſt auch vom Bekl. nicht beanſtandet. Aus den §§ 1990 
BGB. 781, 785, 767 ZPO. ergibt ſich nunmehr folgende 
Rechtslage: das Urteil vom 28. Juni 1910 gewährte dem 
Bekl. die Befugnis, mit Zwangsvollſtreckungsmaßregeln in 
das geſamte Vermögen der Kl. vorzugehen, ohne Unterſchied, 
ob die Zwangsvollſtreckung ſich richtete in Nachlaßgegenſtände 
oder in das perſönliche (nicht ererbte) Vermögen der Kl., 
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die Beſchränkung der Haftung hatte unberückſichtigt zu bleiben, 
bis Kl. auf Grund der Haftungsbeſchränkung Einwendungen 
erhob. Der geſetzlich vorgezeichnete und zwar ausſchließliche 
Weg für die Erledigung ſolcher Einwendungen iſt die Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage, $ 767 ZPO. Dieſe Klage iſt jetzt von 
der Kl. erhoben, nachdem der Bekl. für ſeinen Bürgſchafts⸗ 
anſpruch Arreſthypotheken auf den im Klagantrag bezeich- 
neten Grundſtücken hat eintragen laſſen; Grundſtücken, die 
zur Einen ideellen Hälfte zum Nachlaß gehörten, zur 
anderen ideellen Hälfte ſchon zu Lebzeiten des Erblaſſers 
der Kl. gehört hatten. — Wie aus dem Dargelegten erhellt, 
kann Kl. der Zwangsvollſtreckung jedenfalls inſoweit wider⸗ 
ſprechen, als die Zwangsvollſtreckung ſich richtete gegen ihr 
eigenes Vermögen, mithin in diejenigen ideellen Hälften der 
Grundſtücke, die ſchon zu Lebzeiten des Erblaſſers ihr gehört 
hatten. Inſoweit iſt ihre Klage an ſich ohne weiteres be⸗ 
gründet. Allein die Kl. will der Zwangsvollſtreckung auch 
inſoweit widerſprechen, als die Vollſtreckung Nachlaßbeſtand⸗ 
teile ergriffen hat. Kl. trägt vor: der Nachlaß ſei ſchon 
zur Zeit des Erbfalls überſchuldet und erſchöpft geweſen und 
ſei jedenfalls nachher erſchöpft worden, nachdem ſie noch eine 
Anzahl von Nachlaßverbindlichkeiten bereinigt habe. Auf 
Grund dieſer Behauptung will Kl. die Befriedigung des 
Bekl. gänzlich verweigern; folgerichtig ſtellt ſie in erſter Linie 
den Klagantrag dahin, es ſolle Zwangsvollſtreckung aus dem 
Urteil vom 28. Juni 1910 gänzlich für unzuläſſig erklärt 
werden. 

Die Klage in dieſer Tragweite iſt mit Recht abgewieſen. 
Nach dem eigenen Vorbringen der Kl. befinden ſich die aus 
dem Nachlaß des Erblaſſers ſtammenden, ideellen Hälften 
der Grundſtücke heute noch im Eigentum der Kl.; der Nach: 
laß iſt alſo nicht erſchöpft; Kl. war und blieb verpflichtet, 
dieſe ideellen Grundſtückshälften zum Zweck der Befriedigung 
des Bekl. herauszugeben, inſoweit kann fie der vom Bell. 
betriebenen Zwangsvollſtreckung nicht widerſprechen; ja es 
ſteht ihr nicht einmal ein Zurückbehaltungsrecht an dieſen 
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Nachlaßbeſtandteilen wegen ihrer Aufwendungen auf die 
Erbſchaft zu!). Allerdings hat die Kl. Anſpruch auf Erſatz 
ſolcher von ihr auf die Erbſchaft etwa gemachter Aufwen⸗ 
dungen, insbeſondere auf Erſatz etwa bezahlter Erbſchafts⸗ 
ſchulden. Allein um dieſen Anſpruch durchzuſetzen, müßte 
Kl. eine Aufſtellung darüber geben, wie hoch ſich der Nach⸗ 
laß beläuft. Hiefür fehlt es an den erforderlichen Grund⸗ 
lagen und zwar nicht bloß nach der rechneriſchen, ſondern 
auch nach der rechtlichen Seite. Nachdem die Kl. die 
Wohltat der Haftungsbeſchränkung angerufen hat, iſt ſie 
gemäß § 1991 Abſ. und 2 BGB. für die bisher von ihr 
geführte Verwaltung des Nachlaſſes verantwortlich und die 
hieraus entſpringenden Anſprüche gelten als zum Nachlaß 
gehörig; andererſeits hat ſie zwar Anſpruch auf Erſatz ihrer 
Aufwendungen, insbeſondere der bezahlten Erbſchaftsſchulden 
aber gerade das letztere nur unter gewiſſen einſchränkenden 
Vorausſetzungen, 88 1991 verb. mit 1978, 1979. 

Kl. beruft ſich nun eben darauf, daß ſie Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten bereinigt habe in einem Umfang, daß kein 
reiner Nachlaß mehr übrig bleibe. Fraglich iſt nun ſchon, 
ob nicht dieſer Einwand in das Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren über die Nachlaßgrundſtücke gehört; denn ſolange 
nicht die Grundſtücke bzw. Grundſtückshälften verkauft ſind, 
ſteht ihr Erlös nicht feſt, und fehlt es damit an einer Grund⸗ 
lage für die Feſtſtellung, wie hoch der Nachlaß iſt. Aber 
auch von dieſem Bedenken abgeſehen, mangelt es an einer 
ausreichenden Grundlage für dieſe Feſtſtellung. Laut der vor⸗ 
liegenden Teilungsakten iſt auf den Tod des Erblaſſers über⸗ 
haupt nur das vorhandene eheliche Geſamtvermögen aufge⸗ 
nommen worden; nachdem ſich ſchon hier eine Ueberſchuldung 
ergeben hatte, haben die übrigen Erben, außer der Kl., die 
Erbſchaft ausgeſchlagen und es iſt hierauf jede weitere Feſtſtellung 
unterblieben; es iſt insbeſondere nicht zur Auseinanderſetzung 
des ehelichen Geſamtguts gekommen, ſo daß heute nicht feſt⸗ 


) Vgl. Staudinger 5./6. Aufl. Bd. V S. 218 (Anm. 1) ©. 221 
Mitte; Strohal, ErbR. 3. Aufl. S. 303/305. 


A. in Civilſachen. 303 


ſteht, wie viel der Nachlaß, wie viel die Anſprüche der Kl. 
als Ehefrau betragen haben. Damit entfällt die Grundlage 
für die Beurteilung der Frage, wie hoch diejenigen Anſprüche der 
Kl. find, die nach 8 1991 Abſ. 2, obſchon durch Vereinigung 
von Forderung und Schuld in der Perſon der Kl. erloſchen, 
doch jetzt im Verhältnis zwiſchen der Kl. und dem Nachlaß 
als nicht erloſchen zu gelten haben. Ebenſowenig läßt ſich 
feſtſtellen, welche Schulden des ehelichen Geſamtvermögens die 
Kl. als Erbin und welche ſie auf Grund eigener Haftung als 
Mitſchuldnerin gezahlt hat und wie es ſich in Anſehung der 
letzteren Anſprüche mit der Ausgleichung zwiſchen der Kl. 
und dem Nachlaß verhält. Von entſcheidender Bedeutung 
iſt aber folgendes. Nach § 1991 verb. mit 8 1979 BGB. 
kann die Kl. überhaupt nicht alle von ihr bezahlten 
Schulden in Rechnung ſtellen, ſondern nur diejenigen, die 
ſie bezahlt hat, ſolange ſie den Umſtänden nach an⸗ 
nehmen durfte, daß der Nachlaß zur Bezahlung aller Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten ausreiche. Dies aber durfte die Kl. 
im gegenwärtigen Falle niemals annehmen und hat es nie⸗ 
mals angenommen: Kl. hat ja ſchon im Teilungsprotokoll 
erklärt, daß die Nachlaßſchulden den Betrag des Nachlaſſes 
überſteigen und daß ſie, die Schulden über den Betrag des 
Nachlaſſes hinaus entrichten wolle. 

Hiernach war der Standpunkt der Kl. zu ihrem Klag⸗ 
antrag Z. 1 allerdings ungerechtfertigt und iſt dieſer Antrag 
vom LG. mit Recht abgewieſen worden 

Die Kl. hat die Zwangsvollſtreckung in die zum Nach⸗ 
laß ihres verſtorbenen Ehemanns gehörigen, ideellen Hälften 
der vorhandenen Grundſtücke, nach dem Ausgeführten, zu 
dulden. Auch das LG. anerkennt im Grundſatz dieſe Rechts⸗ 
folge; aber es iſt ihr ausgewichen mit der Erwägung: in⸗ 
folge des Erbgangs haben ſich die beiden Errungenſchafts⸗ 
hälften an den Grundſtücken in der Hand der Kl. zu Einem 
ungeteilten Eigentum vereinigt; es ſei deshalb die Eintragung 
von Arreſthypotheken an den ideellen Hälften, die vormals 
dem Erblaſſer zuſtanden, rechtlich nicht mehr möglich geweſen, 
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weil ein ideeller Anteil, der nach §S 1114 BGB. allein mit 
einer Hypothek hätte belaſtet werden können, nicht mehr vor⸗ 
handen geweſen ſei. Dieſe Erwägung kann gegenüber dem 
8 1991 Abſ. 2 BGB. nicht für durchgreifend erachtet werden. 
Nachdem die Klägerin von dem ihr gem. § 1990 zuſtehenden 
Rechte Gebrauch gemacht hat, gelten nach § 1991 Abſ. 2 
die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und 
Verbindlichkeit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen 
Rechtsverhältniſſe im Verhältnis zwiſchen der Kl. als Erbin 
und dem Bekl. als Gläubiger als nicht erloſchen. Das LG. 
bezeichnet dieſe Beſtimmung als unanwendbar, weil nicht 
einer der beiden in $ 1991 Abſ. 2 ausdrücklich hervorgehobenen 
Fälle vorliege, ſondern etwas anderes, nämlich die Ver⸗ 
einigung zweier Miteigentumsanteile in Einer Hand. Dies iſt 
ungenügend. Allerdings iſt das Bruchteilseigentum nicht 
ein das Eigentum im ganzen belaſtendes Recht !); — diesfalls 
träfe ja §S 1991 Abſ. 2 unmittelbar zu — aber der die geſetzliche 
Ausgeſtaltung der beſchränkten Erbenhaftung beherrſchende 
Gedanke erfordert zwingend die Uebertragung des in 8 1991 
Abſ. 2 ausgedrückten Rechtsſatzes auf den vorliegenden Fall 
der Vereinigung zweier Miteigentumsanteile in Einer Hand. 
Sobald der Erbe von der Wohltat der beſchränkten Haftung 
Gebrauch macht, tritt eine nachträgliche Sonderung der 
zufolge des Erbfalls in ſeiner Perſon zunächſt vereinigten 
Sütermaffen ein; der Nachlaß iſt vom Eigenvermögen zu 
ſcheiden und gerade zu dieſem Zweck iſt die Beſtimmung des 
§ 1991 Abſ. 2 getroffen; der Nachlaß erfährt von da an 
eine beſondere rechtliche Behandlung und erleidet eigene 
Schickſale und Veränderungen, er mehrt ſich um Erſtattungs— 
anſprüche gegen den Erben aus deſſen Führung erbſchaftlicher 
Geſchäfte und mindert ſich um Erſatzanſprüche des Erben 
aus gleicher Wurzel; vgl. §8 1991 verb. mit 1978, 1979 
BGB. und die Literatur. Wenn kraft dieſer Vorſchriften 
ſelbſt rechtliche Veränderungen, die ſich auf Grund begriff— 

1) Vgl. RG. 56 Nr. 24; Staudinger 5.6. Aufl. Bem. I I zu 
$ 1008 BGB. 
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licher Notwendigkeit von ſelbſt vollzogen haben, wie das 
Erlöſchen von Forderung und Schuld durch Zuſammen⸗ 
treffen in einer Perſon (denn niemand kann ſein eigener 
Gläubiger, ſein eigener Schuldner ſein), rückgängig werden, ſo 
muß dasſelbe um ſo eher von dem hier in Rede ſtehenden Falle 
gelten. Denn hier liegt eine mehr äußerliche Veränderung vor, 
nicht eine begriffsmäßige Veränderung im Beſtande des Rechts 
ſelbſt, ſondern eine rechneriſche Aenderung, ſoferne zwei bisher 
getrennte Hälften, weil nunmehr in Einer Hand vereinigt, auch 
äußerliche als Ein ungetrenntes Ganzes behandelt werden. 

Hiernach iſt die Erwägung des LG. nicht geeignet, die 
Entſcheidung zuungunſten des Bekl. zu tragen. Es bewendet 
dabei, daß die Zwangsvollſtreckung in die vom Erblaſſer 
herrührenden ideellen Grundſtückshälften zuläſſig iſt. 

Mit Recht macht endlich der Bekl. noch geltend, daß 
die Kl., mag auch im übrigen die Vollſtreckung in ihr eigenes 
Vermögen unzuläſſig ſein, doch der Zwangsvollſtreckung aus⸗ 
geſetzt ſei hinſichtlich der gerichtlich feſtgeſetzten Koſten der 
Vorprozeſſe, des Bürgſchafts⸗ ſowohl wie des Arreſtprozeſſes. 
Es iſt anerkannten Rechtens, daß der Vorbehalt des § 1990 
BGB., 780 ZPO. auf die Prozeßkoſten nur inſoweit ſich 
bezieht, als ſie in der Perſon des Erblaſſers entſtanden ſind, 
nicht dagegen auf diejenigen, die durch die eigene Prozeß⸗ 
führung des Erben entſtanden ſind; denn die Haftung für 
die Prozeßkoſten, gegenüber dem Gegner wie gegenüber dem 
Gericht, entſteht durch die Prozeßführung als ſolche und ruht 
daher auf dem ganzen Vermögen einer Partei, auch wenn 
die Partei zur Hauptſache nur beſchränkt haftet !). 

Urteil des III. Zivilſenats vom 30. April 1912 i. S. 

K. g. S. 

26. 
In $ 23 der 390. 


War der Kläger mit der beim inländiſchen Gericht 
gegen einen Ausländer erhobenen Klage wegen ört— 

) Vgl. Gaupp⸗Ste in § 780 II u. Vorbem. IV Abſ. 2 vor 
§ 91 ZPO.; RG. 59 S. 301; RG. im Recht 1911 n. 3923; OLG. 
Jena Seuff A. 66 n. 139. 
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licher Unzuſtändigkeit abgewieſen worden, ſo kann 

er nicht für die nämliche Klage den Gerichtsſtand 

des § 23 ZPO. auf die Prozeßkoſtenerſatzforderung 
des Bekl. gegen ihn gründen. 

In den 

Gründen 
eines Urteils iſt geſagt. 

„Nach § 23 ZPO. iſt für Klagen wegen vermögens⸗ 
rechtlicher Anſprüche gegen eine Perſon, die im Deutſchen 
Reiche keinen Wohnſitz hat, das Gericht zuſtändig, in deſſen 
Bezirk ſich Vermögen derſelben befindet. Dabei iſt noch 
ausdrücklich beſtimmt, daß bei Forderungen der Wohnſitz 
des Schuldners als der Ort, an dem ſich das Vermögen be- 
findet, zu gelten habe. Es iſt nun keineswegs erforderlich, 
daß das inländiſche Vermögen ſchon zur Zeit der Klager- 
hebung vorhanden war, denn es genügt, wenn die die Zuſtändig⸗ 
keit des Gerichts begründenden Tatſachen ſpäteſtens bis zum 
Schluß der mündlichen Verhandlung, auf die das Urteil 
ergeht, eingetreten find’). Uebrigens war zur Zeit der Klag⸗ 
zuſtellung zum mindeſten ein durch die Rechtskraft des Urteils 
bedingter Koſtenerſtattungsanſpruch der Bekl. vorhanden 
und auch bedingte Anſprüche begründen den Gerichtsſtand 
des 8 23 ZPO ). 

Nach dem Wortlaut des Geſetzes iſt ſomit in vorliegen⸗ 
dem Fall die Zuſtändigkeit der Zivilkammer begründet und 
es handelt ſich bloß darum, ob das Geſetz gegen ſeinen Wort⸗ 
laut einſchränkend auszulegen iſt. 

Hiebei kann zunächſt die Frage aufgeworfen werden, ob 
in einem Fall wie der vorliegende der Gerichtsſtand des 
Vermögens nicht ſchon deshalb ausgeſchloſſen iſt, weil der 
Kl. ſelbſt, wenn auch ohne Argliſt, den Tatbeſtand, auf den 
er die Zuſtändigkeit gründet, geſchaffen hat. Das Reichs- 


1) Gaup⸗Stein, ZPO. 10. Aufl. Vorbemerkung vor § 12 IV 
zu Aum. 11, $ 263 IV zu Anm. 41, 42. 

2) Saupp=: Stein $ 23 zu Note 12, JW. 1897 S. 322 Nr. 2, 
1899 S. 531 Nr. 1. 
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gericht hat dieſe Frage in einer Entſcheidung vom 11. Mai 
18921) verneint und hiebei im Anſchluß an eine ältere Ent⸗ 
ſcheidung?) dem Bekl. ſogar die Einrede der Argliſt für den 
Fall verſagt, daß der Kl. gerade, um die inländiſche Zu⸗ 
ſtändigkeit zu begründen, Vermögensſtücke des Bekl. aus dem 
Ausland ins Inland gebracht hat ). 

Dieſe Frage kann jedoch dahingeſtellt bleiben. Denn 
jedenfalls kann der Kl., deſſen Klage im Vorprozeß wegen 
Unzuſtändigkeit des inländiſchen Gerichts abgewieſen worden 
iſt, nicht für denſelben Anſpruch die Zuſtändigkeit des in⸗ 
ländiſchen Gerichts aus demjenigen Vermögen des Bekl. ab⸗ 
leiten, das ſich nur deshalb im Inland befindet, weil ſich der 
Bekl. gerade um die Unzuſtändigkeit geltend zu machen, auf 
den Vorprozeß eingelaſſen hat und ſich einlaſſen mußte. Zu 
dieſem Ergebnis führt eine Auslegung des $ 23 ZPO., die 
dieſe Geſetzesbeſtimmung nicht als einzelne, ſondern in ihrem 
Zuſammenhang mit der Geſamtheit der die Zuſtändigkeit be⸗ 
ſtimmenden Normen ins Auge faßt. 

Unſere Geſetzgebung verpflichtet den Ausländer, nach 
Maßgabe der inländiſchen Zuſtändigkeitsnormen auch vor 
den inländiſchen Gerichten Recht zu geben; es ſetzt ihn, ſo⸗ 
fern die Klage nur ſchlüſſig begründet iſt, der Gefahr eines 
in Rechtskraft übergehenden Verſäumnisurteils aus und 
zwingt ihn daher, wenn er die Zuſtändigkeit des inländiſchen 
Gerichts beſtreiten will, ſich wenigſtens in der Weiſe auf 
den Prozeß einzulaſſen, daß er die Einrede der örtlichen 
Unzuſtändigkeit geltend macht. Der Bekl. iſt aber ſchon da⸗ 
durch, daß er ſich in dieſer beſchränkten Weiſe auf den Prozeß 

) Gruchots Beitr. 36 S. 1198, JW. 1892 S. 298. 

2) Vom 21. Mai 1886, RG. 16 S. 393. 

3) Zuſtimmend Gaupp-Stein § 23 Anm. 38, Peterſen⸗ 
Anger § 23 Bem. 1 am Ende; dagegen neuerdings Breit in JW̃ 
1911 S. 636 ff., dazu S. 904 ff.; Lebrecht im Recht 1911 S. 762; 
Entſcheidung des OLG. Dresden vom 23. Februar 1911 in JW. 1911 
S. 637, ferner ſchon Kuhlenbeck in JW. 1896 S. 169 ff. und Entſch. 
des OLG. Hamburg vom 8. November 1902 in Rſpr. 6 S. 374 und 
Seuff A. 59 Nr. 93. 
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einlaſſen muß, in den meiſten Fällen genötigt, Teile ſeines 
Vermögens ins Inland zu geben. Sein Anwalt kann von 
ihm einen Vorſchuß fordern, von welcher Befugnis der An⸗ 
walt gerade einem Ausländer gegenüber ſtets Gebrauch 
machen wird; er hat ferner unter Umſtänden Urkunden, Be⸗ 
weisſtücke, Gerichtskoſtenvorſchüſſe ins Inland zu ſenden; 
es erwachſen ihm durch den Prozeß Auslagen und im Fall 
ſeines Obſiegens verſchafft ihm das klagabweiſende Urteil 
gegen den inländiſchen Kläger einen Anſpruch auf Erſtattung 
der Prozeßkoſten. Das Geſetz würde ſich nun mit ſich ſelbſt 
in Widerſpruch ſetzen, wenn es zuließe, daß der wegen Un⸗ 
zuſtändigkeit des inländiſchen Gerichts abgewieſene Kläger 
auf Grund dieſes erſt durch den Vorprozeß geſchaffenen 
inländiſchen Vermögensbeſitzes des Bekl. dieſen wegen 
desſelben Anſpruchs nunmehr im Gerichtsſtand des § 23 
ZPO. belange. Das Geſetz kann nicht, was es mit der 
einen Hand gegeben hat, mit der andern wieder nehmen; 
wenn im Vorprozeß das Recht des Bekl., wegen Unzu⸗ 
ſtändigkeit des inländiſchen Gerichts die Einlaſſung zur 
Hauptſache zu verweigern, feſtzuſtellen war, ſo kann unmöglich 
dieſes Recht des Bekl. gerade dadurch zunichte gemacht werden, 
daß er zur Herbeiführung dieſer Entſcheidung unter Aufwendung 
von Koſten auf den Prozeß ſich einzulaſſen gezwungen war 
und daß ihm in der klagabweiſenden Entſcheidung rechts⸗ 
notwendig der Anſpruch auf Erſtattung ſeiner Koſten zuzu⸗ 
ſprechen war. Ob nun der Kl. den Vorprozeß argliſtig, d. h. 
in der Abſicht, die Zuſtändigkeit für den folgenden Prozeß 
zu begründen, oder, wie hier, ohne ſolche Abſicht, angeſtrengt 
hat, macht hiebei keinen Unterſchied. 

Das allerdings kann nicht beſtritten werden, daß in 
ſolchen Fällen ein inländiſcher Vermögensbeſitz des Ausländers 
tatſächlich vorhanden iſt und es mag daher ſowohl der Kl. 
ſelbſt wegen einer anderen ihm gegen den Bekl. zuſtehenden 
Forderung, als auch jeder Dritte auf Grund dieſes Ver— 
mögensbeſitzes gegen den Bekl. im Inland gemäß § 23 
3PO. Klage erheben dürfen (unter dem hier offen bleibenden 
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Vorbehalt einer argliſtigen Herbeiführung des Gerichts⸗ 
ſtands); aber für dieſelbe Forderung, die den Gegenſtand 
des Vorprozeſſes bildete, kann dieſer Vermögensbeſitz nicht 
kompetenzbegründend wirken, da dies dem Sinn und dem 
Zweck des Geſetzes widerſpräche. Im Ergebnis würde ſonſt 
der Ausländer dem allgemeinen Gerichtsſtand des inländiſchen 
Gläubigers unterworfen und die in $ 23 ZPO. geſetzte 
Norm für die Belangung des Ausländers im Inland beſeitigt. 

Mit ähnlicher Begründung aus dem Zweck des Geſetzes 
verneint auch das OLG. Hamburg in einer Entſcheidung 
vom 6. Jan. 19051) den Gerichtsſtand des Vermögens in 
einem Fall, wo dem Bekl. aus dem Vorprozeß ein Anſpruch 
auf teilweiſe Zurückerſtattung des geleiſteten Prozeßkoſten⸗ 
vorſchuſſes zuſtand. Ferner hat auch der Oberſte Gerichts⸗ 
hof in Wien auf Grund des hier im weſentlichen mit der 
deutſchen Prozeßordnung übereinſtimmenden öſterreichiſchen 
Rechts gerade für den vorliegenden Fall dieſelbe Rechtsan⸗ 
ſicht ausgeſprochen ). 

Die entgegengeſetzte Auslegung des 8 23 ZPO. — wie 
ſie vom OLG. Frankfurt a. M. in einer Entſcheidung vom 
21. März 1910), ferner vom OLG. Hamburg unter Auf⸗ 
gabe des früher eingenommenen Standpunkts in einer Ent⸗ 
ſcheidung vom 3. Febr. 19117) vertreten wird — vermag 
der Senat nicht als richtig anzuerkennen.“ 

Urteil des II. Zivilſenats vom 13. Juni 1912 i. S. L. 

g. W. Nr. 244. 
yx Seuff A. 61 Nr. 182. 

2) Urteil vom 22. März 1905 in Böhms Zeitſchrift für inter: 
nationales Privat: und öffentliches Recht Bd. 16 S. 52 ff. 55, Recht 
1911 S. 762. 


9) Frankfurter Rundſchau Jahrg. 44 S. 146 ff. 
2) Ohne nähere Begründung mitgeteilt im Recht 1911 Nr. 1588. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 3. 21 
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B. in Straffaden. 


19. 


Mas bedenten „geeignete Vorkehrungen“ zur Berhü⸗ 
tung des Uebertretens von Jagdhunden auf fremdes 
Jagdgebiet? 


Miniſt.⸗Verf. vom 23. Juli 1906 § 2 betr. Vorſchriften 
über die Ausübung der Jagd. 

Der Angeklagte war wegen Uebertretung gegen Art. 39 
3. 1 Pol. StG. in Verbindung mit § 2 vorzit. Miniſterial⸗ 
verfügung zu Strafe verurteilt, ſeine Reviſion iſt verworfen 
worden. 

Aus den Gründen: 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt iſt der Hund des 
Angeklagten bei einer Treibjagd 1200 — 1300 m weit über 
deſſen Jagdgrenze in das angrenzende fremde Jagdgebiet 
einer friſchen Rehſpur nachgegangen, auf Pfeifen und Rufen 
iſt er wieder zurückgekehrt, nachher aber wiederholt auf das 
andere Jagdgebiet hinübergeſprungen;, der Angeklagte iſt 
verurteilt, weil er es unterlaſſen, die geeigneten Vorkehrun⸗ 
gen dagegen zu treffen. Der § 2 der erwähnten Miniſterial⸗ 
verfügung beſtimmt, daß der zur Ausübung der Jagd Be— 
rechtigte verpflichtet ſei, die geeigneten Vorkehrungen zu 
treffen um zu verhüten, daß die bei der Ausübung der Jagd 
verwendeten Hunde auf fremdes Jagdgebiet übertreten. Hie— 
mit iſt in klarer und zweifelsfreier Weiſe zum Ausdruck ge— 
bracht, daß der Jäger ſolche Vorkehrungen zu treffen hat, 
die nach menſchlicher Berechnung und nach dem gewöhnlichen 
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Lauf der Dinge ein Ueberſchreiten der Grenze durch Hunde 
unmöglich machen. Das Berufungsgericht hat feſtgeſtellt, 
daß der Angeklagte es unterließ, zu dem gedachten Zweck 
die geeigneten Vorkehrungen zu treffen und daß bei dieſer 
Entſcheidung eine rechtsirrige Auffaſſung des § 2 zugrunde 
liege, iſt nicht erſichtlich. Unbeachtlich iſt die Meinung der 
Reviſion, nicht bei jedem Grenzüberſchreiten des Hundes ſei 
der Jäger haftbar, ſondern nur wenn er es durch ein rein 
paſſives Verhalten verſchuldet habe, im Berufungsurteil fehle 
aber jede Feſtſtellung hierüber. Denn in dieſem iſt tatſäch⸗ 
lich feſtgeſtellt, daß der Angeklagte es unterlaſſen habe, mit 
Rückſicht auf die örtlichen Verhältniſſe die 
geeigneten Vorkehrungen zu treffen. Das Schutzvorbringen 
des Angeklagten, daß er ſeine Schuldigkeit getan, ſofern dem 
Hund ja gepfiffen worden ſei und daß man nicht mehr vom 
Jäger verlangen könne, ſcheitert an der Feſtſtellung des Tat⸗ 
richters, daß der Hund bei der Verfolgung der Rehſpur ſich 
1200 — 1300 m weit in das andere Markungsgebiet hinein⸗ 
begeben konnte und dann erſt auf Pfeifen und Rufen 
vom Jagdgebiet des Angeklagten aus dorthin zurückgekehrt 
ſei. Und wenn dieſer jetzt behauptet, er habe ſich auf der 
Grenze zwiſchen beiden Markungen aufgeſtellt und damit eine 
Vorkehr gegen ein Grenzüberſpringen durch die Hunde ge: 
troffen, ſo kann dies ſchon deshalb in der Reviſionsinſtanz 
keine Beachtung finden, weil im Berufungsurteil eine dies⸗ 
bezügliche Feſtſtellung überhaupt nicht enthalten iſt; es er⸗ 
übrigt, ſich alſo eine Prüfung, ob es ſich hiebei um eine 
geeignete Vorkehrung handeln würde. 

Urteil des Strafſenats vom 8. Mai 1911 in der Straf⸗ 

ſache gegen A. N. in K. wegen Uebertretung der Jagd— 

vorſchriften. 


20. 


Zum Tatbeſtand einer Portodefrandation. 


Aus den Gründen: 
Der Angeklagte hat eine Anzahl von Waren, die für 
21 * 
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16 verſchiedene Kunden in B. beſtimmt waren, mit der 
Eiſenbahn an den Bauern V. daſelbſt zum Zweck der Aus⸗ 
folge an die betreffenden Perſonen zugeſandt. Die Waren 
waren teils in Paketen, teils in Flaſchen verpackt, jedes 
Paket trug die Adreſſe des betreffenden Kunden und ſämt⸗ 
liche Pakete waren in einer an V. adreſſierten Kiſte ver⸗ 
ſchloſſen; die Flaſchen wurden einzeln verſandt, ſie trugen 
keine Adreſſen, ſondern nur Nummern. Hernach hat der 
Angeklagte mit der Poſt einen an V. adreſſierten Sammel⸗ 
brief geſchickt, der mit 20 Pfg. frankiert war und die Rech⸗ 
nungen für die Kunden, ſowie eine Rechnung für V. ſelbſt 
enthielt; die Rechnungen trugen die Innenadreſſen der Kun⸗ 
den und es waren auf ihnen die für die einzelnen Kunden 
beſtimmten Waren und deren Preiſe ſowie die Nummern 
der Flaſchen verzeichnet; V. hatte durch Vergleichung der 
Adreſſen der Pakete und der Nummern der Flaſchen mit 
den Adreſſen und Nummern der Rechnungen die für jeden 
Kunden beſtimmten Waren zuſammenzuſtellen und dieſe ſamt 
den dazu gehörigen Rechnungen an die einzelnen Kunden 
auszufolgen; als Entlohnung hiefür hat er 4 Pfund Seife 
im Wert von 1,20 M. erhalten. 

Hiewegen aus 8 27 Ziff. 1 des RGeſ. über das Poſt⸗ 
weſen zu 6 M. Geldſtrafe verurteilt, hat der Angeklagte 
Verletzung der Vorſchriften dieſes Geſetzes gerügt, zunächſt 
mit der Behauptung, V. ſei der wahre Adreſſat und Em⸗ 
pfänger der Rechnungen geweſen; denn durch dieſe ſollte ihm 
mitgeteilt werden, was im einzelnen der Inhalt des ihm zum 
Zweck der Verteilung der Waren vom Angeklagten gegebenen 
Auftrags ſei. Dieſe Rüge iſt verfehlt. Im angefochtenen 
Berufungsurteil iſt ausgeführt: die Rechnungen ſtellen Briefe 
im Sinne des Poſtgeſetzes dar und dieſe Briefe ſeien von An- 
fang an von ihrem Abſender, dem Angeklagten, für die ein— 
zelnen Kunden, an die ſie adreſſiert worden, und nicht für 
V. beſtimmt geweſen; hieran ändere auch die Tatſache nichts, 
daß V. von einem Teile des Inhalts der Rechnungen, näm⸗ 
lich von den Adreſſen und den Nummern der Flaſchen habe 
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Kenntnis erlangen müſſen, um mit den Rechnungen auch die 
dazu gehörigen Waren an die einzelnen Kunden übergeben 
zu können; das Poſtgeſetz verbiete zwar nicht, daß jemand 
die für einen anderen beſtimmten Briefe in einem Sammel⸗ 
brief an dieſen ſende, es müſſe ſich aber dabei um die auf 
den Abſender und Empfänger beſchränkte Korreſpondenz dieſer 
beiden Perſonen handeln und treffe dies zu, ſo ſtehe nichts 
im Wege, daß der Empfänger den Inhalt der an ihn ge- 
richteten Briefe oder auch dieſe ſelbſt an andere weitergebe; 
erforderlich ſei nur, daß der Empfänger mit den einzelnen 
Stücken irgend eine rechtlich oder geſchäftlich erhebliche Ge⸗ 
bahrung vornehme und nicht lediglich wie ein Bote ohne 
jede ſelbſtändige Gebarung die Weiterbeförderung an die 
Adreſſaten bewirke; nur im letzteren Sinn ſei aber der An⸗ 
geklagte mit den Rechnungen tätig geweſen, die Zuſammen⸗ 
ſtellung mehrerer für dieſelbe Perſon beſtimmter Gegenſtände 
nach gemeinſamen äußeren Zeichen ſei eine rein mechaniſche 
Tätigkeit, wie ſie jeder Bote zu entwickeln habe, der mehrere 
Gegenſtände an die gleiche Perſon zu überbringen habe. 
Dieſe Ausführungen des Vorrichters ſind rechtlich nicht zu 
beanſtanden und ſtehen auch mit der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts im Einklang (E. Bd. 27 S. 257, 302), 
von der abzuweichen kein Anlaß gegeben iſt. 

Soweit die Reviſion bemängelt, die Tätigkeit des V. ſei 
keine entgeltliche im Sinne des Poſtgeſetzes geweſen, die Re⸗ 
muneration ſei nicht für das Abgeben der Rechnungen, ſon⸗ 
dern für das Verteilen der Waren gegeben worden, nicht 
V., ſondern eine dritte Perſon, ſeine Ehefrau habe die Re⸗ 
muneration erhalten, kämpft ſie erfolglos gegen die gegen⸗ 
teiligen tatſächlichen Feſtſtellungen des Vorrichters. Das⸗ 
ſelbe trifft zu für die Bemängelung der Anſicht des Be⸗ 
rufungsgerichts, daß die Rechnungen auf andere Weiſe als 
durch die Poſt, nämlich durch V., an die einzelnen Em⸗ 
pfänger befördert worden ſeien. Daß die Ausfolge der 
Rechnungen an die einzelnen Kunden nicht in der Wohnung 
des Angeklagten erfolgte, geht mit Notwendigkeit daraus her⸗ 
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vor, daß der Vorrichter ausdrücklich davon ſpricht, die Poſt 
ſei auf dem größeren Teil des Weges vom Angeklagten zu 
den Empfängern der Rechnungen benützt worden. Im übri⸗ 
gen würde auch die Ausfolge der Rechnungen an die einzel⸗ 
nen Kunden in der Wohnung des V. einen Beförderungs⸗ 
bezw. Verſchickungsakt des Angeklagten darſtellen und den 
Tatbeſtand des 8 1 Poſtgeſetzes erfüllen. 

Ohne Bedeutung iſt endlich die Berufung der Reviſion 
auf $ 1 Abſ. 3 letzter Satz des Poſtgeſetzes, der geſtattet, 
verſchloſſenen Paketen die auf andere Weiſe als durch die 
Poſt befördert werden, ſolche unverſchloſſene Briefe, Faktu⸗ 
ren, Preiskurante, Rechnungen und ähnliche Schriftſtücke bei⸗ 
zufügen, die den Inhalt des Pakets betreffen. Denn vor⸗ 
liegend befanden ſich die Rechnungen gar nicht in den ein⸗ 
zelnen, den Kunden auszufolgenden Paketen, ſie wurden viel⸗ 
mehr in einem Sammelbrief den letzteren nachgeſchickt. 

Hienach konnte das Rechtsmittel einen Erfolg nicht 
haben. 

Urteil des Strafſenats vom 28. Dezember 1910 in der 

Strafſache gegen W. M. in Cr. wegen Verfehlung ge⸗ 

gen das Poſtgeſetz. 


21. 


Zum Begriff des Umherſchweifens eines Hundes. 


Aus den Gründen: 

Der Angeklagte hat ſeinen Hühnerhund mit auf das 
Feld genommen und dieſer iſt, als ein Haſe in die Nähe 
kam, von ſeinem Herrn weggeſprungen und hat den Haſen 
übers Feld in den Wald hinein verfolgt; der Angeklagte hat 
den Hund zwar ſofort zurückgerufen, dieſer hat aber keine 
Folge geleiſtet und kam erſt nach einiger Zeit wieder zurück. 
Aus Art. 40 Pol. Stg. beſtraft, hat der Angeklagte in der 
Reviſion geltend gemacht, zu Unrecht ſei ein Umherſchweifen 
des Hundes angenommen worden, denn der Hund habe einem 
Haſen nachgejagt, alſo ein beſtimmtes Ziel verfolgt, nach dem all⸗ 
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gemeinen Sprachgebrauch werde aber unter Umherſchweifen 
eines Hundes verſtanden, wenn ein ſolcher ohne ein beſtimm⸗ 
tes Ziel zu verfolgen, eine gewiſſe Zeitdauer auf dem Felde 
umherlaufe in der Abſicht, Spuren des Wildes aufzuſuchen 
oder überhaupt auf Abenteuer auszugehen. Dieſer Anſicht 
kann nicht beigetreten werden. Wie ſich aus den tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils ergibt, hat ſich 
der Hund des Angeklagten, nachdem er ſich von dieſem ent⸗ 
fernt hatte, ohne Aufſicht im Walde und im freien Felde 
umhergetrieben, der Angeklagte hatte die Herrſchaft über 
ſeinen Hund verloren und er mußte warten bis derſelbe aus 
freien Stücken wieder zu ihm zurückgekommen iſt. Wenn 
unter dieſen Umſtänden das Berufungsurteil ein Umher⸗ 
ſchweifen des Hundes rechtlich feſtgeſtellt hat, ſo widerſpricht 
dies weder dem allgemeinen Sprachgebrauch noch dem Wort— 
laut, dem Sinne und der Abſicht der in Frage kommenden 
geſetzlichen und polizeilichen Beſtimmungen. 

8 9 des Vogelſchutzgeſetzes vom 30. Mai 1908 RGB. 

S. 317 ff., Art. 70 in Verbindung mit Art. 51 und 55 

Abſ. 2 Pol. Stg., § 8 Abſ. 2 der Verfügung der Mini⸗ 

ſterien des Inneren und der Finanzen betreffend den 

Schutz von Vögeln vom 27. Februar 1909 Reg. Bl. 

S. 35 ff. 

Für den Begriff des Umherſchweifens im Sinne des 
§ 8 Abſ. 2 J. c. kann es offenbar keinen Unterſchied machen 
ob ein Hund einen Haſen verfolgt oder die Spuren eines 
ſolchen zum Zwecke ſeiner Verfolgung aufſucht. Die Beſtim⸗ 
mung hat allerdings in erſter Linie den Schutz der Vögel 
im Auge; für dieſe gilt aber die gleiche Erwägung. Ein 
Hund, der Vögeln nachjagt, iſt dieſen gefährlicher und läſti⸗ 
ger als ein Hund, der erſt nach Vögeln ſucht um ſie auf⸗ 
zuſcheuchen und ihnen nachzujagen. 

Auch der weitere Einwand der Reviſion, das Berufungs⸗ 
urteil habe den Begriff der Fahrläſſigkeit verkannt, kann nicht 
als zutreffend erachtet werden. Das angefochtene Urteil hat, 
was nicht zu beanſtanden iſt, angenommen, daß die dem 
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Angeklagten zur Laſt gelegte Uebertretung durch Fahrläſſig⸗ 
keit begangen werden könne, und zur Begründung der An⸗ 
nahme eines fahrläſſigen Verhaltens des Angeklagten aus⸗ 
geführt: der Angeklagte beſitze ſeinen Hund ſchon längere 
Zeit und habe ihn früher auf die Jagd mitgenommen; es 
habe ihm alſo die Neigung des Hundes, dem Wilde nach⸗ 
zuſtreifen und in einem ſolchen Falle dem Rufe ſeines Herrn 
nicht Folge zu leiſten, bekannt ſein müſſen; der Angeklagte 
hätte daher, als er mit dem Hunde aufs Feld gegangen ſei, 
denſelben an die Leine nehmen oder ſonſt in geeigneter 
Weiſe ſein Durchgehen verhindern ſollen; dadurch, daß er 
dies unterlaſſen, habe er die nach den Umſtänden gebotene 
Sorgfalt außer Acht gelaſſen. Dieſe Ausführungen laſſen 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen und es kann auch die Re⸗ 
viſion einen ſolchen nicht dartun. Sie bringt vor, es ſei im 
allgemeinen und namentlich in ländlichen Bezirken nicht üb⸗ 
lich, einen Hund an der Leine zu führen; der Angeklagte 
habe auch nicht damit rechnen müſſen, daß ihm ein Haſe 
über den Weg laufe, daß der Hund denſelben verfolge und 
daß dieſer ſeinem, des Angeklagten Rufe nicht Folge leiſte, 
es könne auch nicht ohne weiteres angenommen werden, daß 
der Hund des Angeklagten unfolgſam ſei; ein temperament⸗ 
voller Jagdhund, dem ein Haſe über den Weg laufe, werde 
denſelben immer verfolgen; eine Vernachläſſigung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt könne hienach dem Ange- 
klagten nicht nachgewieſen werden. Dieſes Vorbringen ent⸗ 
hält lediglich tatſächliche Erwägungen, die im Reviſionsver⸗ 
fahren nicht berückſichtigt werden können, und insbeſondere 
vermag nach demſelben die Reviſion ſelbſt nicht zu behaupten, 
daß etwa das Berufungsurteil den Rechtsbegriff der Fahrläſſig⸗ 
keit verkannt habe. 

Urteil des Strafſenats vom 13. Februar 1911 in der 

Strafſache gegen J. K. in G. wegen Uebertretung im 

Sinne des § 40 Pol. Stg. 
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22. 


Wann dient ein Kraftfahrzeng zur Per ſonenbeförde⸗ 
rung? 


Der Angeklagte iſt vom Berufungsgericht von der An⸗ 
klage einer Zuwiderhandlung gegen das Reichsſtempelgeſetz 
vom 3. Juni 1906 freigeſprochen, die vom K. Steuerkolle⸗ 
gium als Nebenklägerin dagegen erhobene Reviſion verwor⸗ 
fen worden. — 

Nach den Feſtſtellungen der Strafkammer iſt am 20. Mai 
1906 mit Wiſſen und Willen des Angeklagten deſſen Laft- 
kraftfahrzeug Nr. 9, für das als ſolches eine Steuerkarte 
nicht zu löſen war, von dem Sohne des Angeklagten einer 
Kegelgeſellſchaft zu einem Ausflug nach Tübingen und dem 
Lichtenſtein unentgeltlich zur Verfügung geſtellt und nach 
Ueberlegen von Dielen über die Truhen des Wagens von 
der Geſellſchaft auch hiezu benützt worden, ohne daß, wie 
das in § 53 des Reichsſtempelgeſetzes vom 3. Juni 1906 
für die der Beförderung von Perſonen dienenden Kraftfahr⸗ 
zeuge vorgeſchrieben iſt, zuvor eine Steuerkarte gelöſt worden 
wäre. Daß das Fuhrwerk jemals ſonſt zur Perſonenbeför⸗ 
derung benützt worden oder daß dies beabſichtigt geweſen 
wäre, iſt nicht als erwieſen angeſehen worden. Die Straf— 
kammer hat eine Verletzung des § 53 nicht als vorliegend 
erachtet, indem ſie die Beſtimmung dahin auslegt, daß ein 
Dienen eines Kraftfahrzeugs zur Perſonalbeförderung nur 
dann vorliegt, wenn das Fahrzeug der Eigenart ſeines Baues 
und ſeiner Einrichtung nach zu ſolcher Beförderung zu die⸗ 
nen beſtimmt iſt und unter dieſer Vorausſetzung benützt wird 
oder benützt werden ſoll, nicht aber ſchon dann, wenn ein 
Laſtwagen in einmalige Benützung zwecks Perſonenbeförde⸗ 
rung genommen wird. Das K. Steuerkollegium macht da⸗ 
gegen geltend, der Geſetzgeber habe hinſichtlich der Beſteue— 
rung der Perſonenkraftfahrzeuge die Grenzen nicht eng ziehen 
und von gewiſſen Ausnahmen abgeſehen alle Fahrzeuge der 
Steuer unterwerfen wollen, auf welchen Perſonen befördert 
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werden; daß das Fahrzeug der Eigenart ſeines Baues und 
ſeiner Einrichtung nach zur Perſonenbeförderung zu dienen 
beſtimmt ſei, bilde kein Erfordernis der Steuerpflicht, es 
genüge, wenn ein Kraftfahrzeug derart mit einer Vorrichtung, 
insbeſondere mit einer Sitzvorrichtung, wenn auch primitiver 
Art verſehen werde, daß dasſelbe ſich zur Beförderung von 
Perſonen eigne; werde auf einem Laſtfahrzeug eine Sitzvor⸗ 
richtung für Perſonen angebracht und das Fahrzeug alsdann 
in Benützung genommen, ſo diene es der Beförderung von 
Perſonen; ob das Fahrzeug nur einmal zur Perſonenbeför⸗ 
derung benützt werde oder ob ſein Beſitzer beabſichtige, auch 
ſonſt das Fahrzeug zur Perſonenbeförderung in Dienſt zu 
ſtellen, ſei unerheblich. 

Der § 53 des Reichsſtempelgeſetzes beſtimmt: „Der 
Beförderung von Perſonen dienende Kraftfahrzeuge dürfen 
zum Befahren öffentlicher Wege und Plätze nur in Gebrauch 
genommen werden, wenn zuvor bei der zuſtändigen Behörde 
gegen Zahlung des Abgabebetrags eine Erlaubniskarte der 
im Tarif bezeichneten Art gelöſt worden iſt“, und im Tarif 
ſind unter Ziff. 8 aufgeführt: „Erlaubniskarten für Kraft⸗ 
fahrzeuge zur Perſonenbeförderung auf öffentlichen Wegen 
und Plätzen“: Schon der Wortlaut dieſer Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen ergibt, daß lediglich diejenigen Kraftfahrzeuge ab⸗ 
gabepflichtig ſein ſollen, deren Zweckbeſtimmung es iſt, für 
Perſonenbeförderung verwendet zu werden. Es ergibt ſich 
dies auch aus der Begründung des Geſetzentwurfes, in wel⸗ 
chem den der Perſonenbeförderung dienenden Kraftfahrzeugen 
die der Güterbeförderung dienenden gegenüber geſtellt wer⸗ 
den. Es kommt alſo auf den Zweck an, zu welchem ſich 
der Beſitzer das Kraftfahrzeug hält; ob das Kraftfahrzeug 
zu dieſem Zweck beſonders zugerichtet iſt und ob es zu dem⸗ 
ſelben mehrmals oder nur einmal verwendet wird, darauf 
kommt es nicht an. Es kann auch ſein, daß ein Fahrzeug 
zu beiden Zwecken beſtimmt iſt; dann gehört es ſowohl zu 
den der Perſonenbeförderung dienenden, als zu den der 
Güterbeförderung dienenden Kraftfahrzeugen und iſt dann 
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wegen ſeiner erſtgenannten Eigenſchaft abgabepflichtig. Es 
iſt auch denkbar, daß ein Kraftfahrzeug nachträglich ſeine 
Zweckbeſtimmung ändert, daß alſo ein ſolches, das urſprüng⸗ 
lich der Güterbeförderung gedient hat, ſpäter zur Perſonal— 
beförderung zu dienen beſtimmt wird. Auch das iſt möglich, 
daß ein Kraftfahrzeug, das urſprünglich uur dem einen Zweck 
diente, ſpäter zugleich auch dem andern dienſtbar gemacht 
wird. Aber damit, daß ein der Güterbeförderung dienendes 
Kraftfahrzeug gelegentlich auch einmal zur Beförderung von 
Perſonen verwendet wird, ändert es ſeine Zweckbeſtimmung 
nicht, es wird dadurch nicht zu einem der Perſonenbeförde— 
rung dienenden Kraftfahrzeug. Die Auffaſſung der Steuer⸗ 
behörde müßte dazu führen, wegen jeder gelegentlichen Be⸗ 
förderung einer Perſon auf einem Laſtautomobil dieſes als 
abgabepflichtig anzuſehen, z. B. wenn der Beſitzer einen Be⸗ 
kannten aufſitzen läßt. Das iſt aber zweifellos nicht der 
Sinn des Geſetzes. Das zeigt ſich ſchon darin, daß neben der 
Jahreskarte im Tarif nur eine einzige Erlaubniskarte von 
abgekürzter Dauer für einen Zeitraum bis zu 4 Monaten 
vorgeſehen iſt. Danach ſollte nicht die bloß gelegentliche 
ſondern nur die ſtändige, von vornherein für eine gewiſſe 
Zeitdauer in Ausſicht genommene Verwendung eines Kraft⸗ 
fahrzeuges zur Perſonenbeförderung der Abgabepflicht unter⸗ 
ſtellt werden. Von dieſer Auffaſſung abzugehen, gibt auch 
der in der Begründung des Geſetzentwufs enthaltene Hin⸗ 
weis auf die Fahrkartenſteuer keinen Anlaß; es iſt dabei 
nur geſagt, daß beides als eine Aufwandſteuer vom Reiſe⸗ 
verkehr gedacht ſei. Daraus ergibt ſich aber nicht, daß die 
beiden Steuern im einzelnen ganz gleich und unter ganz 
gleichen Geſichtspunkten ausgeſtaltet worden ſeien. 

Urteil des Strafſenats vom 20. Febr. 1911 in der 

Strafſache gegen G. W. in M. wegen Gefährdung der 

Reichsſtempelabgabe. 
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23. 
Unerlanbter Wirtſchaftsbetrieb anf einer Banfelle. 


Der Ehemann der Angeklagten hat Erlaubnis zum Be⸗ 
trieb einer Schankwirtſchaft in St., auf dem in der Nähe 
befindlichen L.platz wurde an einem Neubau im Herbſt 1910 
gearbeitet und die Angeklagte hat im Einverſtändnis mit 
ihrem Ehemann in dieſer Zeit ihr Dienſtmädchen täglich 
dreimal auf die Bauſtelle geſchickt, die Bauarbeiter nach ihrem 
Bierbedarf fragen laſſen, dieſe beſtellten dann bei dem Mäd⸗ 
chen Flaſchenbier, die Angeklagte hat jeweils die entſprechende 
Menge Flaſchenbier auf die Bauſtelle verbringen laſſen, die 
Arbeiter haben das Bier in den Bauhütten oder im Freien, 
alſo auf der Bauſtelle getrunken und ſofort an das Dienſt⸗ 
mädchen bezahlt, das ſeinerſeits das Geld der Angeklagten 
einhändigte. Eine Erlaubnis zum Ausſchank von Getränken 
auf der Bauſtelle hat weder die Angeklagte noch ihr Ehe⸗ 
mann eingeholt. Das von der Anklage eines Vergehens 
des unerlaubten Wirtſchaftsbetriebes ($ 147 Z. 1, §S 33 GO.) 
freiſprechende Urteil des Berufungsgerichts wurde aufge⸗ 
hoben. 

Aus den Gründen: 

Der Annahme des Vorrichters, daß weder der Begriff 
der Betriebsſtätte noch der des Ausſchankes erfüllt ſei, kann 
nicht beigetreten werden. Wenn auch die Angeklagte oder 
deren Ehemann nicht das ausſchließliche Recht der Bierlie⸗ 
ferung auf dem Bauplatz gehabt hätten, könnte dieſer als 
eine weitere Betriebsſtätte angeſehen werden; zur Beſtrafung 
genügt, daß die Angeklagte Getränke zum ſofortigen Genuß 
am Ort der Verabreichung verkauft, dies war aber der Fall, 
auch wenn es gleichzeitig am gleichen Ort noch von anderen 
Perſonen geſchieht. Auch iſt nicht ſtichhaltig, daß es ſich nur 
um die Ueberbringung von zuvor an der Betriebsſtätte der 
Angeklagten beſtellten und abgegebenen Getränken für ein⸗ 
zelne beſtimmte Arbeiter auf die für dritte unzugängliche 
Bauſtelle gehandelt habe. Denn einmal liegt hier ein offen⸗ 
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barer Widerſpruch mit den tatſächlichen Feſtſtellungen im an⸗ 
gefochtenen Urteil vor, nach denen das Bier nicht an der 
Betriebsſtätte der Angeklagten, d. h. in der Wirtſchaft ſelbſt, 
ſondern bei dem Dinſtmädchen auf der Bauſtelle beſtellt und 
von dieſem daſelbſt auch abgegeben worden iſt. Sodann iſt 
zum Tatbeſtand einer Schankwirtſchaft nicht erforderlich, daß 
der Ausſchank an jedermann ohne Unterſchied erfolge; ein 
erlaubnispflichtiger Ausſchank von Getränken kann vielmehr 
auch vorliegen, wenn nur an einzelne Perſonen ausgeſchenkt 
wird. Nicht zutreffend iſt auch die Begründung, daß ein 
Ausſchank auf der Bauſtelle nicht vorliege, weil die Ange⸗ 
klagte dort kein Getränke feilgeboten, ſondern jeder Arbeiter 
als einzelne Privatperſon die Freiheit gehabt habe, ſich von 
beliebigen Wirten Bier nach der Bauſtelle bringen zu laſſen. 
Denn der Begriff der Schankwirtſchaft im Sinn des § 33 
GO. erfordert nicht, daß Getränke feilgeboten, ſondern daß 
ſolche verkauft werden, auch kommt es vorliegend nicht auf 
die den Arbeitern gebotene Möglichkeit, ihre Bedürfniſſe zu 
decken, an, vielmehr war zu prüfen ob nicht die Angeklagte 
durch ihre Dienſtmagd auf der Bauſtelle Getränke zum ſo⸗ 
fortigen Genuß auf derſelben verkauft hat. 

Die Reviſion gegen das ſpätere, die Angeklagte zu 3 Mk. 
Geldſtrafe verurteilende Erkenntnis wurde als unbegründet 
verworfen. | 

Aus den Gründen: 

Eine Verletzung der Grundſätze des BGB. über Ver⸗ 
tragsſchließung bezw. Vertretung hiebei iſt nicht erſichtlich 
und die Reviſion kämpft erfolglos gegen tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellungen, wenn ſie vorbringt: der Verkauf des Bieres ſei 
nicht auf der Bauſtelle zum alsbaldigen Genuß an Ort und 
Stelle abgeſchloſſen worden, ſondern in der Wirtſchaft der 
Angeklagten zuſtande gekommen, das Dienſtmädchen ſei lediglich 
aus Gefälligkeit gegen die Arbeiter, um dieſen einen Gang zu 
erſparen, auf der Bauſtelle erſchienen, habe hier die Beſtel⸗ 
lungen entgegengenommen und als Beauftragte der Arbeiter 
in die Wirtſchaft überbracht; die Beſtellungen ſeien Offerten 
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der Arbeiter, die von der Angeklagten in der Wirtſchaft 
angenommen worden ſeien, hiemit ſei der Vertrag zuſtande 
gekommen und in Ausführung desſelben habe die Angeklagte 
durch das Dienſtmädchen, das nunmehr als Bötin gehandelt 
habe, das Bier austragen laſſen. Denn im Berufungsurteil 
iſt ausdrücklich und rechtlich bedenkenfrei verneint, daß das 
Dienſtmädchen als Vertreterin der Arbeiter angeſehen werden 
könne und feſtgeſtellt, daß der Kaufvertrag bezüglich des 
Bieres auf der Bauſtelle durch das Dienſtmädchen, das durch⸗ 
weg als Vertreterin der Angeklagten zu betrachten ſei, ab⸗ 
geſchloſſen wurde, daß die Angeklagte das Bier durch das 
Dienſtmädchen auf die Bauſtelle geſchickt habe und dort in 
Vollziehung des zuvor daſelbſt abgeſchloſſenen Vertrags gegen 
Entgelt an die Arbeiter habe abgeben laſſen. 

Urteile des Strafſenats vom 27. März u. 10. Juli 1911 

in der Strafſache gegen die Wirtsehefrau K. W. in St. 

wegen unerlaubten Wirtſchaftens. 


24. 


Ber Umfang der Nerpflichtung des Kraftwagenführers 
zur Abgabe von Warnungszeichen. 


Der Angeklagte fuhr mit ſeinem Kraftwagen von A. 
durch das Dorf N. woſelbſt die von A. herführende Straße 
beim Haus b neben der Poſtwirtſchaft eine ſcharfe recht— 
winkelige Ecke bildet und kurz darauf eine weitere Biegung 
macht; im Haus b an jener Ecke befindet ſich unten ein 
Kaufladen, deſſen Eingangstüre unmittelbar auf den Teil 
der Straße hinausführt, den der Angeklagte erſt nach dem 
Herumfahren um die ſcharfe Ecke erreichte. Nach der Feſt⸗ 
ſtellung der Strafkammer war es dem Angekl. beim Heran- 
fahren an dieſe Ecke und noch unmittelbar vor dem Herum— 
biegen um ſie unmöglich, den gerade vor jener Ladentür 
befindlichen Teil der Straße zu überſehen und ebenſowenig 
hätten Leute, die den Kaufladen verließen und etwa auf die 
gegenüberliegende Straßenſeite zu gehen im Begriff waren, 
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den Kraftwagen des Angekl., ehe er um die Ecke bog, ſehen 
können. Der Angekl. hat vor dem Umbiegen um die Ecke 
ein Warnungszeichen nicht abgegeben, obwohl er wie feſt⸗ 
geſtellt iſt, ſich bewußt war, daß er jedenfalls den unmittel⸗ 
bar vor dem Kaufladen befindlichen Teil der Fahrbahn 
vor dem Umbiegen um die Ecke nicht überſehen konnte und 
er gab ein Warnungszeichen erſt ab, als er mit ſeinem Kraft⸗ 
wagen vollſtändig um die Ecke herumgebogen war. 

Die gegen ſeine Verurteilung wegen Uebertretung gegen 
§ 19 Abſ. 1 Halbſatz 2 und § 18 Abſ. 3 der Bundesrats⸗ 
verordnung vom 3. Februar 1910 vgl. 8S 6, 21 RGeſ. vom 
3. Mai 1909 gerichtete Reviſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: 

Die Strafkammer ſtellt einwandfrei feſt, daß dem An⸗ 
geklagten bei ſeiner Annäherung an die fragliche Ecke der 
Ausblick auf den unmittelbar vor dem Eingang zu dem 
Kaufladen gelegenen Teil ſeiner Fahrbahn durch die Haus⸗ 
ecke verſperrt, der Weg alſo inſoweit unüberſichtlich und der 
Angeklagte dieſer Unüberſichtlichkeit ſich bewußt geweſen 
iſt. Ein Rechtsirrtum iſt aber auch darin nicht zu finden, 
daß der Berufungsrichter den Angeklagten für verpflichtet 
erachtet hat, ſchon vor dem Umbiegen um die Ecke ein War⸗ 
nungszeichen abzugeben. Dieſe Verpflichtung wurde dadurch, 
daß ſich damals an der Straßenbiegung und namentlich auch 
in nächſter Nähe des Ladeneingangs keine Menſchen befan⸗ 
den, nicht ausgeſchloſſen; denn Warnungszeichen ſind, wie 
ſich aus § 19 der Bundesratsverordnung vom 3. Febr. 1910, 
übrigens auch aus vernünftiger Würdigung der Verkehrs⸗ 
bedürfniſſe ergibt, nicht bloß dann erforderlich, wenn dem 
Wagenführer ſichtbare, vor ihm auf oder in der Nähe 
der Fahrbahn befindliche Menſchen auf das Herannahen eines 
Kraftfahrzeugs aufmerkſam zu machen find (vgl. § 19 Abſ. 1 
Halbſ. 1 a. a. O.), ſondern nach Halbſatz 2 daſelbſt gerade 
auch dann, wenn ſich der Kraftwagen einer von ſeinem Führer 
nicht überſehenen (nicht überſehbaren) Oertlichkeit nähert und 
der Führer lediglich mit der Möglichkeit rechnen muß, daß aus 


324 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


dem Herannahen des Kraftwagens für etwa weiter vorn befind- 
liche Menſchen Gefahr entſtehen könnte. Der Auffaſſung der 
Reviſion, daß nur dann, wenn ſich wirklich Menſchen auf 
der Fahrbahn befinden, Warnungszeichen abzugeben ſeien, 
kann um ſo weniger beigetreten werden, als die Vorſchrift 
des § 19 Abſ. 1 Halbſatz 2 vernünftigerweiſe nicht bloß 
zum Schutze derjenigen Perſonen dienen ſoll, die ſich bei 
der Annäherung des Kraftfahrzeugs auf dem unüberſichtlichen 
Teile der Fahrbahn ſelbſt befinden, ſondern auch zum Schutz 
derer, die im letzten Moment etwa aus einem anliegenden 
Haus heraus die Fahrbahn möglicherweiſe betreten. Des 
Vorhandenſeins einer ſolchen Gefahr war ſich der Angeklagte, 
wie das Berufungsgericht feſtſtellt, bewußt; außerdem wußte 
er, wie gleichfalls feſtgeſtellt iſt, daß Menſchen, welche jen⸗ 
ſeits der Ecke — etwa vom Kaufladen aus — die Fahrbahn 
kreuzen würden, im Falle der Unterlaſſung der Abgabe eines 
Warnungszeichens ſchon vor dem Umbiegen um die Ecke 
der Gefahr auszuweichen nicht mehr in der Lage waren. 
Daran, daß § 19 Abſ. 1 Halbſatz 2 eine Verpflichtung zur 
Abgabe von Warnungszeichen an unüberſichtlichen Stellen 
ausſpricht und nicht bloß wie die Reviſion meint, in un⸗ 
verbindlicher Weiſe dem Wagenführer ein gewiſſes Verhalten 
anempfiehlt, kann nach Wortlaut und Zweck der Vorſchrift 
und nach ihrem Zuſammenhang mit der Vorſchrift des erſten 
Halbſatzes kein Zweifel ſein. Es iſt auch nicht richtig, daß 
Halbſatz 2 den „langſam“ oder „ſehr langſam“ fahrenden 
Führer eines Kraftfahrzeugs nicht zur Abgabe von Warnungs⸗ 
zeichen verpflichte. Die Vorſchrift, ebenſo wie diejenige des 
Abſ. 1 richtet ſich vielmehr ohne Unterſchied gegen alle auf 
öffentlichen Wegen oder Plätzen verkehrende Kraftfahrzeuge, 
gleichviel ob ſie mehr oder weniger langſam fahren. Nur 
dadurch wird dann auch dem Verkehrsbedürfniſſe genügt. 
Denn einmal ſind plötzlich erſcheinende (z. B. um eine Ecke 
kommende) Kraftfahrzeuge auch dann, wenn ſie langſam 
fahren, gefährlich oder können es zum mindeſten ſein; ſo— 
dann wäre aber der Unſicherheit Tür und Tor geöffnet, 
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wenn es im Ermeſſen des Wagenführers ſtünde, je nach 
der größeren oder geringeren Fahrgeſchwindigkeit an unüber⸗ 
ſichtlichen Stellen Warnungszeichen abzugeben oder nicht. 
Die Unterlaſſung einer Feſtſtellung darüber, mit welcher Ge⸗ 
ſchwindigkeit der Angeklagte bei Annäherung an die Ecke 
gefahren ſei, kann daher — ſo wünſchenswert auch eine 
ſolche Feſtſtellung geweſen wäre — zur Aufhebung des an- 
gefochtenen Urteils nicht führen. 

Urteil vom 6. März 1911 in der Strafſache gegen G. 

St. in St. wegen Uebertretung der Vorſchriften über 

den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 


25. 
Unbefugte Führung des Titels Hanwerkmeiſter. 


Der Angeklagte iſt wegen Uebertretung im Sinn des 
§ 360 Ziff. 8 StGB. vom Schöffengericht freigeſprochen, 
vom Berufungsgericht aber verurteilt worden, ſeine Reviſion 
hiegegen wurde als unbegründet verworfen. 

Aus den Gründen: 

Nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts be— 
zeichnet ſich der Angeklagte, der ſeit Jahren ein bautech- 
niſches Bureau in L. inne hat, im privaten und gejchäft: 
lichen Verkehr, auch auf einem an ſeinem Haus an— 
gebrachten Schild als „Bauwerkmeiſter“; in Württemberg 
hat er irgend eine Prüfung nicht abgelegt, ſondern lediglich 
vor Jahren die Abgangsprüfung des Technikums in Hild— 
burghauſen, einer unter Aufſicht der Herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningenſchen Staatsregierung ſtehenden ſtädtiſchen Fach— 
ſchule zur Ausbildung von Hoch- und Tiefbautechnifern 
erſtanden. Dieſe Prüfung iſt durch Erlaß der genannten 
Regierung der Reifeprüfung einer ſtaatlichen baugewerblichen 
Fachſchule gleichgeſtellt und ſoll dort, wie der Angekl. behauptet, 
zugleich zur Führung der Bezeichnung „Baugewerksmeiſter“ 
berechtigen. Der Angeklagte hat trotz amtlicher Eröffnung 
vom 13. Juli 1909, daß er in Württemberg nach § 18 
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Miniſt.⸗Verf. vom 26. April 1902 betr. die Bauwerkmeiſter⸗ 
prüfung und $ 16 K. Verordnung vom 29. Nov. 1902 betr. 
Prüfung im Waſſerbaufach nicht berechtigt ſei, den Titel 
Bauwerkmeiſter und den weiter geführten Titel „Waſſerbau⸗ 
techniker“ ſich beizulegen, dieſe Bezeichnungen weitergeführt 
und hiedurch das eingeleitete Strafverfahren veranlaßt. 
Der Vorrichter führt zutreffend aus, daß der Angefl., 
was die Zeit vor dem 1. Okt. 1908 betrifft, die Berechtigung 
zur Führung der Bezeichnung Bauwerkmeiſter aus § 133 
GmD. in der Faſſung vor Inkrafttreten des Reichsgeſetzes 
betr. die Abänderung der GwO. vom 30. Mai 1908 nicht 
habe ableiten können, da der § 133 nicht ohne weiteres auf 
andere Perſonen als Handwerker anwendbar geweſen ſei. 
Ebenſo iſt dem angefochtenen Urteil darin beizutreten, daß 
nach S 133 Abſ. 1 neuer Faſſung der GwO. (Art. I, Ziff. VII 
des zit. Reichsgeſetzes vom 30. Mai 1908) in Verbindung 
mit $ 18 der oben zit. Miniſt.⸗Verf. vom 26. April 1902 in 
Württemberg nur diejenigen, die die Bauwerkmeiſterprüfung 
oder die frühere Werkmeiſterprüfung erſtanden haben, zur 
Führung der Bezeichnung „Bauwerkmeiſter“ berechtigt ſind. 
Da dieſe Vorausſetzung beim Angeklagten nicht zutrifft und 
die Bezeichnung Bauwerkmeiſter, wie auch in $ 5 der Min. 
Verf. vom 22. Sept. 1908 zum Vollzug des zit. Reichs⸗ 
geſetzes angenommen wird, einen Titel im Sinn des § 360 
Ziff. 8 StGB. ohne Frage darſtellt, fo hat das Berufungs- 
gericht mit Recht feſtgeſtellt, daß der Angekl. zunächſt o b⸗ 
jektiv betrachtet einen Titel (Bauwerkmeiſter) unbefugt 
angenommen habe. Fehl geht die Behauptung der Reviſion, 
daß dieſer Tatbeſtand nicht vorliege, weil der Angekl. zur 
Führung der Sachſen-Meiningenſchen Bezeichnung „Bau— 
gewerkmeiſter“ berechtigt, dieſe Bezeichnung unter Vornahme 
nur unweſentlicher Aenderungen dem württembergiſchen Sprach— 
gebrauch angepaßt und in das ziemlich gleichbedeutende Wort 
„Bauwerkmeiſter“ umgewandelt habe. Die Beziehung der 
beiden Bezeichnungen kommt überhaupt nur dann in Frage, 
wenn der Angeklagte berechtigt iſt, die ihm in Sachſen— 
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Meiningen verliehene Bezeichnung in Württemberg ohne 
weiteres zu führen. Ob dies der Fall ift, kann hier un- 
erörtert bleiben, denn auch, wenn es der Fall ſein ſollte, wäre 
er nicht befugt, dieſen Titel durch Weglaſſungen, die lediglich 
nach der Buchſtabenzahl gerechnet, allerdings geringfügig 
wären, willkürlich in eine andere, in Württemberg als Titel 
im Sinn des $ 360, Z. 8 StGB. angeſehene und demgemäß 
geſchützte Bezeichnung umzuwandeln. Ob ſachlich, d. h. in 
der ſprachlichen Bedeutung irgend ein Unterſchied zwiſchen 
beiden Bezeichnungen beſteht, iſt unerheblich, denn entſcheidend 
iſt, daß bei der Bezeichnung „Bauwerkmeiſter“ im Verhältnis 
zum Wort „Baugewerksmeiſter“ eine andere Wortbildung, im 
Gegenſatz zu einer lediglich die Ausſprache erleichternden 
oder erſchwerenden oder aus Gründen des Wohllauts ange- 
nommenen Weglaſſung vorliegt. Daß auf dieſem Gebiet eine 
gewiſſe Formſtrenge herrſchen muß, liegt auf der Hand, 
andernfalls wäre der Willkür und Verwirrung Tür und Tor 
geöffnet. 

Auch die Ausführungen des Vorrichters, die die ſu b— 
jektive Seite der Uebertretung, die Vorſätzlichkeit der un- 
befugten Annahme des Titels „Bauwerkmeiſter“ betreffen, 
laſſen einen den Angekl. beſchwerenden Rechtsverſtoß nicht 
erkennen. Der Vorſatz iſt damit ausreichend feſtgeſtellt, daß 
dargetan wird, der Angekl. möge ſich zur Führung dieſes 
Titels für befugt erachtet haben, Zweifel an ſeiner Berechtigung 
ſeien aber jedenfalls von dem Zeitpunkt der Unterſagung 
des Gebrauches dieſes Titels durch das K. Oberamt in ihm 
wach geworden und von da ab habe er den Titel weiterge— 
führt auf die Gefahr hin und mit dem Vorſatz, den betreffenden 
geſetzlichen Vorſchriften zuwiderzuhandeln für den Fall, daß 
ihm auf deren Grund die Führung des Bauwerkmeiſtertitels 
verboten werden könne. Damit ſind die Merkmale des 
eventuellen Vorſatzes genügend dargelegt und ein Grund, 
warum die hier fragliche Uebertretung nicht auch mit even— 
tuellem Vorſatz ſollte begangen werden können, iſt nicht 
erſichtlich. Ob nicht auch fahrläſſige Verübung möglich iſt, 
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braucht nicht erörtert zu werden, denn der Angekl. iſt dadurch, 
daß der Vorrichter den Vorſatz für erforderlich hält und 
feſtgeſtellt hat, nicht beſchwert. Soweit die Reviſion be⸗ 
hauptet, der gute Glaube des Angekl. an ſeine Berechtigung 
ſei durch den oberamtlichen Beſcheid nicht erſchüttert worden, 
bekämpft ſie erfolglos gegenteilige tatſächliche Feſtſtellungen 
des Vorrichters und bei dieſer Sachlage kann unerörtert 
bleiben, ob in dem Vorbringen, der Angekl. habe trotz des 
amtlichen Verbots den Glauben an ſeine Berechtigung feſt⸗ 
gehalten, nicht zugleich die Berufung auf einen Rechtsirrtum 
des Beſchwerdeführers enthalten wäre. Ein Anhaltspunkt 
aber dafür, daß der Vorrichter den von ihm feſtgeſtellten 
Vorſatz des Angekl. über die Zeit der Erlaſſung des frei- 
ſprechenden Schöffengerichtsurteils hinaus habe erſtrecken 
wollen auch auf die ſpätere Zeit, und von dieſer Annahme 
aus die Strafbemeſſung erfolgt wäre, liegt nicht vor. 
Urteil des Strafſenats vom 27. März 1911 in der 
Strafſache gegen A. H. in L. wegen unbefugter Titel⸗ 
führung. 


26. 


Beſtrafung eines Tierhalters wegen UAnheſtörung durch 
brüllendes Vieh. 


Der Angekl. iſt wegen ruheſtörenden Lärms im Sinn 
des § 360, Ziff. 11 StGB. zur Strafe verurteilt und die 
hiegegen eingelegte Reviſion verworfen worden. 

Aus den Gründen: 

Die Verurteilung iſt erfolgt, weil im Stallgebäude 
des Angekl. zu H. eine von ihm dort eingeſtellte Kuh 
bei Nacht ſo ſtark und ſo anhaltend gebrüllt hat, daß 
dadurch die Ruhe in gröblichſter Weiſe geſtört wurde. Der 
objektive Tatbeſtand iſt im angefochtenen Urteil einwand⸗ 
frei feſtgeſtellt, ſpeziell als erwieſen angenommen worden 
daß zur Zeit des Brüllens der Kuh die Fenſter des Stall— 
gebäudes nicht geſchloſſen waren. Die Angriffe der Reviſion 
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richten ſich gegen dieſe tatſächlichen Feſtſtellungen und ſind 
inſoweit unzuläſſig; ſie gehen aber auch fehl mit der Rüge, 
daß der ſubjektive Tatbeſtand unzureichend feſtgeſtellt ſei, 
da hiezu Vorſatz erfordert werde und Fahrläſſigkeit nicht 
genüge. 

Die Uebertretung der Erregung ruheſtörenden Lärms 
ſetzt allerdings den Vorſatz des Täters voraus, dieſer Vor⸗ 
ſatz muß ſich aber nur auf die lärmerregende Handlung ſelbſt 
beziehen, während ein vorſätzliches Handeln in bezug auf 
den Erfolg der Tat, nämlich die ungebührliche Lärmerregung 
und die dadurch gegebene ungebührliche Beläſtigung des 
Publikums nicht erforderlich iſt, inſoweit vielmehr eine fahr⸗ 
läſſige Verſchuldung genügt, Württ. J. XIX, S. 211. Die 
Handlung, die den ungebührlichen Lärm verurſacht hat, lag 
zunächſt in dem Einſtellen der Kuh in das Stallgebäude 
ſeitens des Angeklagten und daß dies vorſätzlich geſchah, 
brauchte nicht ausdrücklich feſtgeſtellt zu werden. Des weiteren 
hat der Vorrichter angenommen, daß der durch das Brüllen 
der Kuh hervorgerufene Lärm vom Angeklagten mindeſtens 
aus Fahrläſſigkeit ungebührlicherweiſe verurſacht worden ſei; 
dies wird eingehend damit begründet, daß der Angekl. es 
unterlaſſen habe, die durch die Rückſicht auf die Nachbar⸗ 
ſchaft und die öffentliche Ordnung gebotenen Vorkehrungen 
zu treffen, die geeignet waren, den Lärm, der durch das 
Brüllen der Kuh verurſacht wurde, zu beſeitigen oder zu ver⸗ 
mindern. Soweit dieſe Ausführungen auf tatſächlichem Ge⸗ 
biet liegen, ſind ſie in der Reviſionsinſtanz unanfechtbar, ſie 
laſſen aber einen Rechtsirrtum auch nicht hinſichtlich des 
Rechtsbegriffes der Fahrläſſigkeit erkennen. 

Urteil des Strafſenats vom 27. März 1911 gegen den 

Viehhändler G. B. in H. wegen Ruheſtörung. 


27. 
Zum Begriff der Tatſachen verbreitung. 
Die Angekl. hat ohne beſonderen Anlaß gegenüber der 
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erſt kurze Zeit in O. wohnhaften und ihr nicht näher bekannten 
Zeugin M. eine Aeußerung getan, die über die 2 Privat⸗ 
klägerinnen einen beleidigenden Bezicht enthielt, der für die in 
O. bekannten Perſonen wohl verſtändlich war, ſowohl nach 
der Beziehung, gegen welche Perſon der Bezicht ſich richtete, 
als nach dem ehrenkränkenden Inhalt des Bezichts und die 
Angekl. war ſich deſſen bewußt. Die Zeugin M. aber hat 
die Aeußerung weder nach ihrem Sinn zunächſt verſtanden, 
ſondern erſt durch ihren Mann den wirklichen Sinn der 
Aeußerung ſich nachher ſagen laſſen, noch hat fie fofort ge⸗ 
wußt, wen die Angeklagte mit der Aeußerung meinte. Der 
Beweis der Wahrheit des beleidigenden Bezichts iſt nicht 
erbracht und die Angekl. hat letzteren ſelbſt von dritter Seite 
erfahren und lediglich als fremde Mitteilung an die Zeugin 
M. weitergegeben. Die Angekl. iſt auf Grund dieſes Sach— 
verhalts aus § 186 StGB. wegen Beleidigung verurteilt 
und auf ihre Reviſion das Urteil aufgehoben worden. 

Aus den Gründen: 

Nach dem feſtgeſtellten Tatbeſtand hat die Empfängerin 
der Mitteilung weder gewußt, auf wen ſich die Mit⸗ 
teilung bezogen hat, noch hat ſie verſtanden, was mit 
der Mitteilung geſagt werden wollte. Solange eine be— 
leidigende Kundgebung nicht zur Kenntnis eines anderen 
kommt, dieſer die Worte nicht verſteht, ihren Sinn und ihre 
Beziehung auf den Beleidigten nicht erfaßt, liegt eine voll⸗ 
endete Beleidigung nicht vor (Olshauſen § 185 N. 14, § 186 
N. 6b). Es kommt alſo vorliegend, wo die M. erſt nach⸗ 
träglich ſowohl den beleidigenden Sinn als die Beziehung 
der Aeußerung auf die Privatklägerinnen erfahren hat, darauf 
an, ob die Angekl. mit dieſer Möglichkeit gerechnet hat. 
Es iſt feſtgeſtellt, daß durch die Aeußerung für Perſonen, die 
mit den Perſönlichkeiten und Verhältniſſen in O. bekannt 
waren, die Privatklägerinnen in erkennbarer Weiſe bezeichnet 
waren und daß der Sinn der Aeußerung den mit dieſen 
Verhältniſſen bekannten Perſonen verſtändlich geweſen iſt, 
ſowie daß wenigſtens des letzteren die Angekl. ſich bewußt 


B. in Strafſachen. 331 


war; es iſt aber daneben feſtgeſtellt, daß die Zeugin M. zu 
dieſen Perſonen nicht gehört hat, und es fehlt an einer Feſt⸗ 
ſtellung darüber, daß die Angeklagte mit der Möglichkeit 
gerechnet hat, die M. werde trotzdem die Bedeutung der 
Worte verſtehen oder ſie werde ſich dieſe Kenntnis durch 
dritte Perſonen verſchaffen. Das Fehlen einer Feſtſtellung 
hierüber bedeutet einen Mangel in der rechtlichen Würdigung 
und es erſcheint nicht ausgeſchloſſen, daß die Strafkammer 
den Begriff der Tatſachenverbreitung im Sinn des § 186 
StGB. verkannt hat. 

Urteil des Strafſenats vom 22. Mai 1911 in Privat⸗ 

klageſache W. H. und Gm. gegen R. M., ſämtlich in O., 

wegen Beleidigung. 


28. 


Füllt die Entſchüdigung für Zeitverſünmnis unter 
„notwendige Auslagen“? 


Dieſe Frage iſt vom Strafſenat in mehreren Entſchei— 
dungen vom Jahr 1911 abweichend von der früheren Praxis 
verneint worden mit folgender Begründung: 

Der Anſicht der Strafkammer, daß unter „notwendigen 
Auslagen“ im Sinn des $ 499 Abſ. 2 StPO. auch die Ent⸗ 
ſchädigung für Erwerbs- oder Zeitverſäumnis enthalten ſei, 
kann nicht beigetreten werden. Der Wortlaut der Geſetzes⸗ 
beſtimmung ſpricht dagegen, daß darunter im Widerſpruch 
mit dem allgemeinen Sprachgebrauch eine ſolche Entſchädigung 
inbegriffen ſein ſollte. Auch die Entſtehungsgeſchichte der 
RSPBO. weiſt darauf hin, daß die Beſtimmung des $ 499 
Abſ. 2 StPO. im engeren Sinn auszulegen iſt. Die fragliche 
Beſtimmung war im Reichsentwurf nicht enthalten und iſt 
erſt durch den Reichstag entſprechend einem bei der Kommiſſions⸗ 
beratung geſtellten Antrag Reichenſperger in das Geſetz auf— 
genommen worden. Bei der Debatte in der Juſtizkommiſſion 
hatte Reichenſperger den Antrag geſtellt, im Fall der Frei: 
ſprechung oder Außerverfolgungſetzung dem Angeſchuldigten 
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einen Erſatz für notwendige Auslagen zu gewähren und zur 
Begründung dieſes Antrags ausdrücklich erklärt, daß ein 
Erſatz für indirekten Schaden, d. h. für Arbeits⸗ und Zeit⸗ 
verſäumnis nicht unter die von ihm beantragte Beſtimmung 
fallen ſolle, Hahn, Mat. zur StPO. Bd. I, S. 1146. Die 
für die gegenſeitige Anſicht angeführte Analogie der RCPO. 
§ 91 kann hienach nicht für entſcheidend erachtet werden. 
Dieſelbe Auffaſſung wird u. a. auch vom Preuß. Kammer⸗ 
gericht vgl. Jur. Zeitg. 1908, S. 83, vertreten. 
Beſchluß des Strafſenats vom 13. März 1911 in der 
Strafſache D. in B. wegen Uebertretung gegen das Waſſer⸗ 
geſetz, vom 3. April 1911 in der Privatklageſache K. 
gegen K. wegen Beleidigung. 


29. 


Inwieweit if eine Aufrechnung im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren zuläſſig! 


Die Privatklägerin war rechtskräftig zur Erſtattung der 
notwendigen Auslagen an die beiden Angekl. verpflichtet 
worden und letztere ließen ſich an ihrer Auslagenforderung 
von 25 Mk. eine Gegenforderung der Privatklägerin mit 
12 Mk. 50 Pfg. und eine Zahlung von 6 Mk. in Anrechnung 
bringen, indem ſie die Feſtſetzung der ihnen zu erſtattenden 
Auslagen in dem entſprechend geminderten Betrag beantragten. 
Dieſem Antrag wurde von der Strafkammer entſprochen, 
die Privatklägerin hat Beſchwerde deshalb eingelegt, weil 
die Aufrechnung nicht in einem höheren Betrag erfolgte. Die 
Beſchwerde wurde verworfen mit der Begründung: 

Die Privatklägerin beſchwert ſich dagegen, daß in dem 
angefochtenen Beſchluß ihrer Erklärung, mit einer ihr zu— 
ſtehenden Forderung aufzurechnen, keine genügende Beachtung 
geſchenkt worden ſei, jedoch ohne Erfolg. Denn Einwendungen 
des Gegners gegen ſeine Erſtattungspflicht wie Aufrechnung 
und dergl. können im Koſtenfeſtſetzungsverfahren überhaupt 
nicht berückſichtigt werden, da hier nur über den Betrag der 
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Koſten und nicht über die Pflicht zu ihrer Erſtattung zu 
entſcheiden iſt. Für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren iſt es 
daher unerheblich, ob der Klägerin gegen die beiden Angekl. 
oder einen derſelben ein Anſpruch auf Bezahlung weiterer 12 Mk. 
zuſteht und ob dieſer Anſpruch zur Aufrechnung geeignet 
wäre. Denn hier handelt es ſich nur darum feſtzuſetzen, in 
welcher Höhe den Angekl. auf Grund des ergangenen Straf: 
kammerurteils ein Anſpruch auf Erſatz ihrer Auslagen gegen 
die Klägerin zuſteht. Den Angekl. ſtand es ſelbſtverſtändlich 
frei, auf ihren Erſatzanſpruch eine Gegenforderung der Klägerin 
in Anrechnung zu bringen und demgemäß nur hinſichtlich ihres 
reſtlichen Erſatzanſpruchs die gerichtliche Feſtſetzung der Koſten 
zu beantragen. Aber das Koſtenfeſtſetzunsgverfahren bietet 
keinen Raum dafür, den Anſpruch der Privatklägerin auf 
eine weitere als die von den Angekl. zugelaſſene Aufrechnung 
zum Austrag zu bringen; für die Durchführung derartiger 
Einwendungen ſind andere Rechtsbehelfe gegeben. 

Beſchluß des Strafſenats vom 6. Febr. 1911 in der 

Privatklageſache der P. S. gegen K. H. und deſſen Ehe⸗ 

frau in St. wegen Beleidigung. 


30. 
Die Bengengebühren eines Beamten. 


Der Beſchwerdeführer, ein öffentlicher Beamter, iſt in 
amtlicher Eigenſchaft (§ 14, Abſ. 1, Ziff. 1 GO. f. Zeugen 
vom 30. Juni 1878 bzw. 20. Mai 1898) vernommen worden 
und hat „Diäten“ und Reiſeentſchädigung ausbezahlt erhalten, 
ſein Anſpruch auf Ausbezahlung eines „Taggelds“ von 
5 Mk. iſt abgelehnt worden. Die hiegegen gerichtete Beſchwerde 
iſt unbegründet. 

Nach § 14 a. a. O. erhalten öffentliche Beamte in den 
dort bezeichneten Fällen „Tagegelder und Erſtattung von 
Reiſekoſten nach Maßgabe der für Dienſtreiſen geltenden 
Vorſchriften“. Nach Abſ. 2 des § 14 findet, falls nach den 
Vorſchriften dieſes S Tagegelder und Reiſekoſten gewährt 
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werden, eine weitere Vergütung an den Zeugen nicht ſtatt. 
Unter „Tagegelder“ verſteht die Zeugengebührenordnung ohne 
Frage die in § 8 behandelte Aufwandsentſchädigung, die 
im Sprachgebrauch der württ. Geſetze und Anordnungen 
als „Diäten“ bezeichnet wird, unter „Reiſekoſten“ die in 8 7 
behandelte Reiſeentſchädigung. Beides hat der Beſchwerde— 
führer nach Maßgabe der für Dienſtreiſen geltenden Vor⸗ 
ſchriften erhalten. Etwas weiteres kann er nach Abſ. 2 des 
§ 14 nicht beanſpruchen, insbeſondere keine „Entſchädigung 
für Zeitverſäumnis“, in den württ. Geſetzen und Verordnungen 
als „Taggeld“ bezeichnet. Die Zeugengebührenordnung geht 
davon aus, daß öffentliche Beamte im Gegenſatz zu Privat- 
perſonen durch die Zeitverſäumnis, die ihre Vernehmung als 
Zeugen veranlaßt, keinen vermögensrechtlichen Nachteil er⸗ 
leiden, weil dieſe Zeitverſäumnis ohne Einfluß auf ihre Ge⸗ 
haltsbezüge iſt. | 

Beſchluß des Ferienſtrafſenats vom 11. Auguſt 1911 in 

der Beſchwerdeſache des Polizeikommiſſärs H. von T. 


31. 
Bur Auslegung der Strafbeſtimmungen des Einkammen⸗ 
ſteuergeſetzes. 

Die Vorſtandsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft, die neben 
dem Stammhaus und der Fabrikationszentrale in G. (Württbg.) 
vier außerwürttembergiſche Zweigniederlaſſungen beſaß, hatten 
in der von ihnen für das Steuerjahr 1907 abgegebenen 
Steuererklärung von dem zu verſteuernden Geſamtgewinn 
97% als einen nach Art. 8 Ziff. 1 Eink. StG. von der 
württemb. Beſteuerung ausgenommenen Gewinnanteil der 
4 nichtwürttemb. Filialen abgezogen und nur 3 % für den 
württemb. Fabrikationsbetrieb in G. ausgeworfen, wobei 
der Gewinn aus den von G. und F. (Preußen) nach der 
Verkaufsfiliale Berlin gelieferten und dort verkauften Waren 
lediglich als Handelsgewinn zugunſten Berlins gebucht 
und jegliche Ausſcheidung des Fabrikationsgewinns nebſt 
deſſen Buchung zugunſten der Fabrikationsſtätte G. unter— 
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blieben war. In dieſer Art der Berechnung und Verteilung 
des Geſamtgewinns wurde eine unrichtige, zur Verkürzung 
der württ. Einkommenſteuer zu führen geeignete tatſächliche 
Angabe geſehen, die die Vorſtandsmitglieder bei Anwendung 
der pflichtmäßigen Sorgfalt hätten vermeiden können. Vom 
Schöffengericht hiewegen aus Art. 71 Abſ. 2 Eink. StG. 
(fahrläſſige Steuergefährdung) zu Geldſtrafen verurteilt, 
wurden ſie vom Berufungsgericht freigeſprochen mit der Be⸗ 
gründung, es laſſe ſich ein Beweis dafür nicht führen, daß 
die Angekl. auch bei Anſpannung aller Geiſteskräfte an die 
Möglichkeit einer Täuſchung und Irreführung der Steuer: 
behörde über ihre geſchäftlichen Verhältniſſe und über ihr 
der württemb. Beſteuerung unterliegendes Einkommen denken 
konnten. Dieſe Annahme wurde auf die aus Anlaß von 
Beſchwerden über frühere Steuerveranlagungen mit der Steuer⸗ 
behörde vorausgegangenen Verhandlungen und abgegebenen 
Erklärungen der Angekl., näherhin darauf geſtützt, daß die 
Steuerbehörde dadurch einen vollen Einblick in die Verhält⸗ 
niſſe der Aktiengeſellſchaft, in den Charakter der Berliner 
Filiale und in die Art der Berechnung ſamt Buchung der 
von G. und F. nach Berlin gelieferten Waren erlangt habe 
und daß die Angekl. den abweichenden Standpunkt der Steuer- 
behörde wohl gekannt, dieſen mit Beſchwerden angefochten 
und im Begleitſchreiben zur Steuererklärung von 1907 
letztere ausdrücklich als eine nur proviſoriſche, mit der Bitte 
um Friſterteilung für die definitive Steuerfaſſion bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung ihrer Beſchwerde gegen die 
Steuereinſchätzung vom Vorjahr 1906 erklärt haben. Dabei 
hat das Berufungsgericht es für überflüſſig erklärt, die Frage 
einer etwaigen Steuerverkürzung durch die Steuererklärung von 
1907 überhaupt anzuſchneiden und ununterſucht gelaſſen, ob 
dieſe Erklärung unrichtige Angaben tatſächlicher Art enthalte 
und ob die Auffaſſung der Angekl. bei dem ihnen zu unter⸗ 
ſtellenden guten Glauben nicht etwa einen auf ſteuerlichem 
Gebiet liegenden ſtrafloſen Tatſachenirrtum enthalte. 
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Die hiegegen eingelegte Reviſion des K. Steuerkollegiums 
als Nebenklägerin wurde verworfen. 

Aus den Gründen: 

Nach Art. 70 Eink. StG. iſt wegen Steuergefährdung 
ſtrafbar und zwar mit dem ſieben⸗ bis zehnfachen Betrag der 
gefährdeten Abgabe 

1. wer wiſſentlich in der Steuererklärung a) in be⸗ 
treff ſeines ſteuerbaren Einkommens oder in betreff des 
Einkommens der von ihm zu vertretenden Steuerpflichtigen 
unrichtige oder unvollſtändige tatſächliche Angaben macht, 
die geeignet ſind, zur Verkürzung der Steuer zu führen, 
b) ſteuerbares für die Bemeſſung des Steuerſatzes in Be⸗ 
tracht kommendes Einkommen, das er nach den Bor- 
ſchriften des Geſetzes anzugeben verpflichtet iſt, verſchweigt, 

2. wer zur Begründung eines Anſpruchs auf Ermäßigung 
der feſtgeſtellten Einkommensſteuer wiſſentlich unrichtige oder 
unvollſtändige tatſächliche Angaben macht und dadurch eine 
Herabſetzung der Steuer zu Unrecht erlangt. 

Nach Art. 71 Abſ. 1 tritt nur eine Geldſtrafe von 
1—300 Mk. ein, wenn in den Fällen des Art. 70 die un- 
richtige oder unvollſtändige Angabe oder die Verſchweigung 
ſteuerbaren Einkommens zwar wiſſentlich, aber nicht in der 
Abſicht der Steuerverkürzung erfolgt. Nach Abſ. 2 tritt 
dieſelbe Strafe ein, falls ſich beim Vorliegen der Tatumſtände 
des Art. 70 ein wiſſentliches Handeln oder Unterlaſſen nicht 
nachweiſen läßt, jedoch feſtgeſtellt wird, daß die unrichtige 
oder unvollſtändige Angabe oder die Verſchweigung bei An— 
wendung der pflichtmäßigen Sorgfalt und Aufmerkſamkeit 
hätte vermieden werden können, — wenn alſo ein fahrläſſiges 
Verhalten vorliegt. 

In Auslegung dieſer Strafbeſtimmungen geht die Re⸗ 
viſion der Nebenklägerin davon aus, daß der Eintritt einer 
Täuſchung der Steuerbehörde oder auch nur die Möglichkeit 
einer ſolchen Täuſchung nicht zum Tatbeſtand der Steuer: 
gefährdung im Sinn der Ziff. 1 und b des Art. 70 gehört, 
ſondern lediglich die Verletzung der dem Steuerpflichtigen 
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bzw. dem für die Steuererklärung verantwortlichen Vertreter 
in Art. 45 Abſ. 2 Eink. StG. auferlegten Verpflichtung, 
wahrheitsgetreue Angaben zu machen. Die Reviſion ſieht 
deshalb eine rechtsirrtümliche Auffaſſung über den Begriff 
der Einkommensſteuergefährdung in dem nach ihrer Anſicht 
von der Strafkammer vertretenen Standpunkt, daß zum ob— 
jektiven Tatbeſtand der Steuergefährdung im Sinn des 
Art. 70 Ziff. 1a der Eintritt einer zu niederen Steuerver⸗ 
anlagung infolge einer durch unrichtige Angaben herbei⸗ 
geführten Täuſchung und Irreführung der Steuerbehörde 
gehöre und daß der ſubjektive Tatbeſtand bei der hier in 
Frage ſtehenden fahrläſſigen Steuergefährdung nur dann 
erfüllt jei, wenn der Angeklagte bei Anwendung der pflicht⸗ 
mäßigen Sorgfalt und Aufmerkſamkeit die Möglichkeit einer 
ſolchen Täuſchung hätte vorausſehen können. Der ſub— 
jektive Tatbeſtand des Art. 71 Abſ. 2 vgl. Art. 70 Z. 12 
beſteht nach der Annahme der Reviſion vielmehr darin, daß 
die Angekl. bei Anwendung der pflichtmäßigen Aufmerkſam⸗ 
keit die Unrichtigkeit ihrer Angaben in der Steuererklärung 
hinſichtlich der Verteilung des Gewinns auf die württem⸗ 
bergiſchen und nicht württembergiſchen Betriebe hätten voraus⸗ 
ſehen können. 

Demgegenüber gibt der Verteidiger der Angekl. zwar 
zu, daß die Wiſſentlichkeit oder die Fahrläſſigkeit ſich nicht auch 
darauf beziehen müſſe, daß die gemachten Angaben geeignet 
ſind, zur Verkürzung der Steuer zu führen und daß dieſes 
letztere Tatbeſtandsmerkmal wenigſtens bei Art. 71 Abſ. 2 
rein objektiver Natur iſt, er nimmt aber eine Steuererklärung 
im Sinn des Geſetzes nur dann als unrichtig an, wenn die tat⸗ 
ſächliche Angabe objektiv unrichtig und ſubjektiv für den 
Steuerpflichtigen die Unrichtigkeit bei Anſpannung ſeiner 
Geiſteskräfte erkennbar war, wenn alſo der objektive Sach— 
verhalt einerſeits und der ſubjektive Eindruck anderſeits, den 
der Erklärungsempfänger nach deren Wortſinn bekommen 
muß, ſich nicht decken; im Tatbeſtandsmerkmal der Unrichtig- 
keit oder Wahrheitswidrigkeit liege die Möglichkeit der 
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Täuſchung der Steuerbehörde von ſelbſt eingeſchloſſen, jede 
vorſätzliche oder fahrläſſige oder auch rein objektive Ver⸗ 
letzung der Wahrheit enthalte die Möglichkeit der Täuſchung 
des Erklärungsempfängers und ſei identiſch mit dieſer 
Täuſchungsmöglichkeit; wer bei Abgabe einer Erklärung an⸗ 
nehmen dürfe, daß der Erklärungsempfänger ſie richtig ver⸗ 
ſtehen werde, der mache keine unrichtige Angabe und dies 
treffe für die beiden Angekl. zu, die angenommen haben und 
nach der Feſtſtellung der Strafkammer annehmen durften, 
daß die Steuerbehörde auf Grund der früheren Verhandlungen 
wiſſe, daß bei den angegebenen Filialgewinnen der ganze 
Verkaufsgewinn lediglich den Verkaufsfilialen und nicht der 
Fabrikationszentrale zugeſchrieben ſei. 

In dem Einkommensſteuergeſetz vom 8. Auguſt 1903 
iſt das noch im erſten Entwurf von 1895 feſtgehaltene 
Syſtem des fiskaliſchen früheren Steuerſtrafrechts verlaſſen 
worden, wonach ſowohl die Legalſtrafe als eine minder 
bemeſſene Ordnungsſtrafe lediglich an das Vorliegen 
des geſetzlichen äußeren Tatbeſtandes ohne den Nachweis 
irgend einer ſubjektiven Verſchuldung geknüpft war und die 
Anwendung der Strafbeſtimmungen des Geſetzes in Art. 70 
und 71 wegen Steuergefährdung iſt da von abhängig gemacht, 
daß dem Beſchuldigten gegenüber der Nachweis eines ſei es 
vorſätzlichen bzw. wiſſentlichen oder fahrläſſigen Verſchuldens 
erbracht wird. Der objektive Tatbeſtand erfordert ein 
unrichtiges oder unvollſtändiges tatſächliches Vorbringen in 
der Steuererklärung bezüglich des ſteuerbaren Einkommens 
und zwar ein die Verkürzung der Steuer herbeizuführen ge— 
eignetes Vorbringen oder die Verſchweigung ſteuerbaren, für 
die Bemeſſung des Steuerſatzes in Betracht kommenden 
Einkommens. Es ſcheiden damit nicht nur rechtlich unrichtige 
Angaben und daraus entſpringende unrichtige Berechnungs— 
arten des Einkommens aus, ſondern auch unzutreffende auf 
Schätzung beruhende Wertangaben oder Urteile, während die 
nach Art. 47 in die Steuererklärung aufgenommenen tat: 
ſächlichen Nachweiſungen und Schätzungsunterlagen nicht 
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ausgenommen ſind. Zuzugeben iſt ſodann der Reviſion, daß 
zum objektiven Tatbeſtand der Eintritt einer zu niedrigen 
Steuerveranlagung zufolge einer durch unrichtiges Vorbringen 
herbeigeführten Täuſchung oder Irreführung der Steuerbe⸗ 
hörde nicht gehört, daß eine ſolche Täuſchung als Erfolg 
des unrichtigen Vorbringens, alſo ein urſächlicher Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen den unrichtigen Angaben und einer nach— 
gefolgten zu niederen Veranlagung des Steuerpflichtigen nicht 
nachgewieſen ſein muß. Denn das Vorbringen in Abſicht 
auf das der ſtaatlichen Beſteuerung unterliegende Einkommen 
muß ein objektiv unrichtiges und im Fall der Ziff. 1 a außer⸗ 
dem nur geeignet ſein, zur Verkürzung der Steuer d. h. zur 
Feſtſetzung eines geringeren als des bei richtigem Vorbringen 
zutreffenden Steuerſatzes und damit zu einer Täuſchung der 
Steuerbehörde zu führen. Dieſes Geeignetſein begreift in 
ſich ſowohl die regelmäßig ſchon in der Unrichtigkeit der 
Angaben gelegene Möglichkeit, die Steuerbehörde über die 
Einkommensverhältniſſe des Täters zu täuſchen, als auch die 
Möglichkeit den Erfolg herbeizuführen, daß eine den wahren 
Einkommensverhältniſſen nicht entſprechende, zu niedrige Ver⸗ 
anlagung tatſächlich eintritt. Das Geeignetſein muß nach 
den Umſtänden des Einzelfalls nachgewieſen ſein und die 
Strafbeſtimmung findet keine Anwendung, wenn das unrichtige 
Vorbringen aus irgend einem Grund den Steuerſatz nicht 
beeinflußt, wenn es eine Steuerverkürzung gar nicht herbei— 
führen könnte, weil durch die falſche Angabe am Geſamt— 
ergebnis ſich gar nichts oder ſo wenig nur ändert, daß in 
dem zu entrichtenden Steuerbetrag keine Herabſetzung eintritt 
oder wenn die Verſchweigung nur einen ſolchen Betrag um— 
faßt, daß er in den unteren und mittleren Stufen des Art. 18 
keine Aenderung der Stufe, in den oberen Stufen keine 
Aenderung des Ergebniſſes der Prozentuierung bewirkt. 
Dies ergibt ſich außer dem Tatbeſtandsmerkmal des bloßen 
Geeignetſeins unzweifelhaft aus Abſ. 3 des Art. 70, wonach 
das Delikt der Steuergefährdung mit der Abgabe der Steuer— 
erklärung bei der betreffenden amtlichen Stelle vollendet iſt, 
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ſonach der Erfolg einer Irreführung der Steuerbehörde als 
Tatbeſtandsmoment vornweg ausſcheidet. Nur in dem hier 
nicht in Betracht kommenden Sonderfall der Ziff. 2 Art. 70 
gehört zum geſetzlichen Tatbeſtand, daß durch die unrichtige 
Angabe eine Herabſetzung der Steuer zu Unrecht tatſächlich 
erlangt wurde, wie denn auch nach dem zit. Abſ. 3 dieſes 
Delikt erſt mit der Eröffnung der die Ermäßigung der 
Steuer feſtſetzenden Entſcheidung des Bezirksſteueramts voll⸗ 
endet iſt. 

Für den ſubjektiven Tatbeſtand iſt in den Fällen 
des Art. 70 das Wiſſen, d. h. das Bewußtſein oder die 
Erkenntnis der Unrichtigkeit bzw. Unvollſtändigkeit der ge⸗ 
machten tatſächlichen Angaben, ſowie ihrer Bedeutung für 
die Steuerveranlagung erforderlich. Dieſer Tatbeſtand iſt 
ſonach im Fall der Ziff. 1a nur dann als erfüllt anzuſehen, 
wenn der Täter das Bewußtſein hat, nicht nur, daß ſeine 
tatſächlichen Angaben unrichtig oder unvollſtändig ſind, ſondern 
auch daß die Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit der Angaben 
geeignet iſt, eine Verkürzung der Steuer herbeizuführen; das 
Wiſſen des Vorbringenden oder Verſchweigenden muß ſich 
alſo ſowohl auf die Unrichtigkeit der über ſteuerpflichtiges 
Einkommen gemachten Angaben als auch auf die nach Lage 
der Sache hiedurch herbeigeführte Möglichkeit einer Steuer: 
verkürzung erſtrecken. Die Anſicht der Reviſion, der die 
Verteidigung in der ſchriftlichen Reviſionsbegründung nicht 
entgegengetreten iſt und wonach die Wiſſentlichkeit ſich nicht 
auch darauf beziehen muß, daß die unrichtigen Angaben ge— 
eignet find, eine Steuerverkürzung herbeizuführen und die Steuer: 
behörde bei der Veranlagung des Steuerpflichtigen irrezuführen, 
das Tatbeſtandsmerkmal dieſes Geeignetſeins alſo rein objek— 
tiver Natur wäre, kann nicht als zutreffend anerkannt werden. 
Denn nach dem Wortlaut und Zweck dieſer Geſetzesbeſtimmung 
iſt kein Grund erſichtlich, warum abweichend von den im 
Strafrecht für vorſätzliche Delikte allgemein geltenden Regeln 
gerade dieſes geſetzliche Tatbeſtandsmerkmal vom Vorſatz 
und Wiſſen des Täters nicht umfaßt fein muß, kein Er: 
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fordernis ſeiner ſtrafbaren Verſchuldung bilden ſollte. Auch 
die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes bietet keinerlei Hand⸗ 
habe für jene Auslegung, ſie ſteht ihr vielmehr direkt entgegen. 
Im Kommiſſionsbericht der I. Kammer zum Entwurf von 
1895 und zu den dieſen Entwurf in Regelung der Schuld- 
frage weſentlich abändernden Beſchlüſſen der II. Kammer iſt 
ausgeführt: 

Der Tatbeſtand des Art. 59 (jetzt 70) ſei in ſubjektiver 
Beziehung erfüllt, wenn im Fall Ziff. 1 a der Täter ſich 
bewußt ſei, daß ſeine tatſächlichen Angaben unrichtig oder 
unvollſtändig ſind und wenn er ſich ferner bewußt ſei, 
daß dieſe Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit der Angaben 
geeignet ſei, eine Verkürzung der Steuer herbeizuführen; 
handle der Täter in beiden Beziehungen wiſſentlich, jo 
ſolle er mit dem Schutzvorbringen der mangelnden Abſicht 
der Steuergefährdung nicht aufkommen, dagegen liege dieſe 
Abſicht nicht vor, wenn beim Täter die Wiſſentlichkeit in 
der einen oder anderen Beziehung fehlte. Verh. I. Kammer 
1895/99 Beilbd. II. S. 550. 

Dieſelbe Ausführung iſt hernach in der Kammerſitzung 
vom 25. Mai 1898 ſeitens des Berichterſtatters gemacht 
worden, ohne daß ein Widerſpruch oder irgend eine ab— 
weichende Anſicht dazu geäußert worden wäre, daſ. Prot. 
Bd. II S. 872. In der nachgefolgten Verhandlung der 
II. Kammer vom 1. Juli 1898 iſt die volle Uebereinſtimmung 
beider Kammern bezüglich der Erforderniſſe des ſubjektiven 
Tatbeſtandes der Steuergefährdung von dem Berichterſtatter 
der II. Kammer konſtatiert worden, vergl. Verh. II. Kamm. 
1895/99 Prot. Bd. VII S. 5089. Bei Beratung des II. 
Entwurfs von 1901, der die früheren Beſchlüſſe beider 
Kammern zum Abſchnite VII Strafbeſtimmungen unverändert 
aufgenommen hatte, iſt eine abweichende Auffaſſung in dieſem 
Teil weder von Seite der Regierungsvertreter noch von Seite 
eines Kammermitglieds zum Ausdruck gekommen und dies 
obgleich die in beiden Kammern wiederholten Beratungen 
Gelegenheit dazu geboten hätten, vergl. II. Entwurf Beil. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 3. 23 
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47 Verh. II. Kamm. 1901, S. 232, Komm. Ber. Beil. 162 
S. 580 von 1902, Kom. Ber. Beil. 247 S. 536 von 1903, 
Prot. Bd. IV 1901/03 S. 2541, Prot. Bd. VI S. 3589; 
Verh. I. Kamm. Komm. Bericht Beil. XIV S. 107 von 
1902, Beil. Bd. I S. 552 von 1901/04, Prot. Bd. II S. 879, 
Komm. Ber. S. 536 von 1903. Dieſelbe Auslegung iſt 
auch in der Literatur vertreten: Göz, Eink.⸗StG. Aufl. II 
von 1908 S. 272; Piſtorius, Eink.StG., §S 71 N. 2; Zeitſchr. 
für freiw. G. und Gde. Vw., Bd. 47 S. 29. 

Endlich kann angeführt werden, daß eine übereinſtimmende 
Auslegung des § 72 des preuß. Eink. StGeſ. vom 19. Juni 
1896 (= 8 66 des früheren von 1891), worin im weſent⸗ 
lichen dieſelben Strafbeſtimmungen wie in Art. 70 und Art. 71 
Abſ. des württ. Geſetzes enthalten ſind, in Theorie und 
Praxis beſteht (vgl. Fuiſting, Komm. Aufl. 7 von 1907 
S. 457, 458; Verwaltungsarchiv von Schultzenſtein — Keil, 
Bd. 8 S. 390), ferner daß für die Auslegung des ähnlich 
lautenden § 68 des Sächſiſchen Eink.StGeſ. vom Reichs⸗ 
gericht dasſelbe angenommen worden iſt, Entſch. in Straff. 
Bd. 42 S. 379, 380. 

Vorliegend handelt es ſich nun allerdings für die An⸗ 
klage nicht um eine wiſſentliche Steuergefährdung, ſondern 
um eine fahrläſſige im Sinn des Art. 71 Abſ. 2 des 
Württ. Eink.StG., wobei die Verſchuldung in der Außer: 
achtlaſſung der pflichtmäßigen Sorgfalt und Aufmerkſamkeit 
bei der — nicht wider beſſeres Wiſſen geſchehenen — un⸗ 
richtigen oder unvollſtändigen Angabe bzw. Verſchweigung 
geſehen wird. Dieſes Fahrläſſigkeitsdelikt war im I. Entwurf 
nicht vorgeſehen und iſt infolge der durch beide Kammern 
erfolgten anderweiten Regelung der Schuldfrage mit der 
Begründung in das Geſetz aufgenommen worden, daß die 
Fälle, in denen der Steuerpflichtige aus Nachläſſigkeit un⸗ 
richtige und zumal unvollſtändige Angaben über feine Ein- 
kommensverhältniſſe mache und dadurch die Steuer verkürze, 
wichtiger und zahlreicher ſeien als die Fälle, in denen dies 
zwar wiſſentlich aber ohne Abſicht der Steuerhinterziehung, 
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alſo regelmäßig infolge Rechtsirrtums geſchehe (Abſ. 1 Art. 71), 
daß es ſich dabei immerhin um ein Verſchulden, häufig um 
ein grobes handle; in den Motiven zum II. Entwurf wurde 
hervorgehoben, daß die Strafe des Art. 71 ebenſo wie die 
des Art. 70 davon abhängig ſei, daß dem Angekl. gegenüber 
der Beweis einer Verſchuldung erbracht werde. Dies wurde 
auch in den Verhandlungen der Stände betont mit dem 
Hinweis, daß für die Fälle des Abſ. 1 und 2 der gleiche 
Strafrahmen aufgeſtellt werde, Komm. Ber. der II. Kamm. 
von 1897 Beil. 198 S. 220, dto. I. Kamm. von 1898 S. 
550, II. Entf. Beil. 47 von 1901 S. 232. 

Nach dieſer Entſtehungsgeſchichte wie insbeſondere nach 
dem Wortlaut der Strafbeſtimmungen in Abſ. 2 kann es 
einem Zweifel nicht unterliegen, daß die tatbeſtandlichen 
Vorausſetzungen des Art. 70 auch hier vorliegen müſſen und 
daß die fahrläſſige Verſchuldung ſich auf den ganzen Tat⸗ 


vu 


beftand eines der in Art. 70 geregelten Straffälle, in dem 
hier gegebenen Fall alſo auf alle Tatbeſtandsmerkmale der 


Ziff. 1a daſelbſt erſtrecken muß, ſomit ſowohl die Unrichtig⸗ 


keit der tatſächlichen Angaben als deren Geeignetſein, eine 


Verkürzung der Steuer herbeizuführen, umfaßt. Die Geſetzes— 
worte in Abſ. 1 „iſt in den Fällen des Art. 70 die unrichtige 
Angabe . ..“ wie die in Abſ. 2 „läßt ſich beim Vorliegen 
der Tatumſtände des Art. 70 . . .“ geben einer anderen, ein= 
geſchränkten Auslegung keinen Raum, dieſe Strafbeſtimmungen 
unterliegen, abgeſehen von dem in ihnen normierten ver— 
ſchiedenen Grad der ſubjektiven Verſchuldung, der gleichen 
Beurteilung wie die des Art. 70, es tritt lediglich die leichtere 
Strafe des Art. 71 „an die Stelle der dort (in Art. 70) 
beſtimmten Strafe“ und dieſe Strafe iſt im übrigen von 
den gleichen Vorausſetzungen abhängig, nur daß in Abſ. 1 
die bloße Wiſſentlichkeit ohne eine Abſicht der Steuerver⸗ 
kürzung und in Abſ. 2 an Stelle der Wiſſentlichkeit die 
Fahrläſſigkeit in Frage ſteht. Der Tatbeſtand dieſes Abj. 2 


— 


erfordert ſomit, daß der Täter bei Anwendung der pflicht⸗ 
mäßigen Sorgfalt und Aufmerkſamkeit ſeine Steuererklärung 


23 * 
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als eine unrichtige oder unvollſtändige, aber auch zugleich 
als eine die Verkürzung der Steuer herbeizuführen geeignete 
hätte erkennen und ſie deshalb gemäß ſeiner in Art. 45 und 
46 begründeten Verpflichtung zu wahrheitsgetreuen, dem 
Geſetz entſprechenden Einkommensangaben hätte vermeiden 
können und ſollen. 

Hievon abgeſehen iſt übrigens in der Unrichtigkeit tat⸗ 
ſächlicher Angaben über ſteuerpflichtiges Einkommen regel- 
mäßig die weitere Eigenſchaft mitenthalten, daß die unrichtigen 
Angaben eine Täuſchung der Steuerbehörde möglicherweiſe 
veranlaſſen können, die dann in der Folge zu einer 
Steuerverkürzung jedenfalls dort führen kann, wo die falſche 
Angabe den Steuerſatz zu beeinfluſſen geeignet iſt. Dieſe 
Möglichkeit der Täuſchung oder Irreführung der Steuer: 
behörde liegt ohne weiteres ſchon in dem Tatbeſtandsmerkmal 
der Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit der tatſächlichen An⸗ 
gaben eines Steuerpflichtigen ſei es über die Geſamtheit oder 
einzelne Beſtandteile ſeines ſteuerbaren Einkommens, da dieſe 
in einer Steuererklärung gemachten Angaben die Grundlage 
zur Steuerveranlagung ſeitens der Behörde bilden. Wenn 
alſo die unrichtige oder unvollſtändige Angabe des Steuer⸗ 
pflichtigen hätte vermieden werden können, ſo muß dies auch 
für die Möglichkeit einer Täuſchung der Steuerbehörde zu— 
treffen und wo das Bewußtſein dieſer Täuſchungs möglichkeit 
gegenüber einem Steuerpflichtigen nicht feſtgeſtellt werden 
kann, wird regelmäßig auch das Bewußtſein der objektiven 
Unrichtigkeit feiner tatſächlichen Angaben über ſteuerbares 
Einkommen nicht feſtſtellbar ſein. 

Dieſe im Wortlaut und in der Entſtehungsgeſchichte 
der Strafbeſtimmungen des Einkommensſteuergeſetzes be— 
gründete, ſowie in der Bedeutung der Unrichtigkeit oder 
Unvollſtändigkeit bei der Steuerbehörde gemachter Angaben 
von ſelbſt enthaltene Auslegung läßt die für die Begründung 
der Freiſprechung im Berufungsurteil angeführte Auffaſſung 
des Vorrichters nicht als eine rechtsirrtümliche erſcheinen. 
Eine ſolche läge allerdings vor, wenn er, wie ihm die Re⸗ 
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viſion zum Vorwurf macht, den Eintritt einer zu niedrigen 
Steuerveranlagung infolge einer durch unrichtige Angaben 
herbeigeführten Täuſchung der Steuerbehörde als Tatbeſtands⸗ 
merkmal der Steuergefährdung angeſehen hätte. Dies trifft 
jedoch ausweislich der Urteilsgründe nicht zu, ſofern hier 
nur von der Möglichkeit einer Täuſchung und Irre⸗ 
führung der Steuerbehörde hinſichtlich des ſteuerpflichtigen 
Einkommens als Folge der Steuererklärung die Rede iſt; 
dieſe Möglichkeit aber bildet nicht nur regelmäßig einen Teil 
oder eine Begleitfolge der Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit 
tatſächlicher, über Einkommen der Steuerbehörde gegenüber 
gemachter Angaben, ſondern ſie bildet zugleich auch einen 
Beſtandteil des geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmals des Geeignet⸗ 
ſeins der Angaben, zu einer Steuerverkürzung zu führen. 
Eben dieſes Tatbeſtandsmerkmal gehört zu der vorliegend in 
Frage kommenden Art von Steuergefährdung, da es ſich um 
einen Fall der Ziff. 1a des Art. 70 und nicht um einen 
der Ziff. 1b oder der Ziff. 2 daſelbſt handelt. Nun hat 
der Vorrichter allerdings eine Prüfung und Feſtſtellung in der 
Richtung als überflüſſig erklärt und unterlaſſen, ob die unter 
Anklage verſtellte Steuererklärung unrichtige Angaben tat- 
ſächlicher Art enthält und inwieweit ſie geeignet war, zu 
einer Steuerverkürzung zu führen, vielmehr wurde nur feſt⸗ 
geſtellt, es laſſe ſich nach den obwaltenden Umſtänden ein 
Beweis nicht erbringen, daß die Angekl. bei ihrer Steuererklärung 
auch bei Anſpannung aller Geiſteskräfte an die Möglichkeit 
einer Täuſchung und Irreführung der Steuerbehörde über 
ihre geſchäftlichen Verhältniſſe und über ihr der württ. Be⸗ 
ſteuerung unterliegendes Einkommen denken konnten. 

Dieſe Feſtſtellung iſt tatſächlicher Art und inſoweit für 
das Reviſionsgericht bindend, ſie reicht aber auch rechtlich 
aus, eine Beſtrafung wegen fahrläffigen Verſchuldens im 
Sinn des Art. 71 Abſ. 2 Eink. StG. auszuſchließen. Denn 
hiemit iſt näherhin verneint, daß die Angekl. auch bei An⸗ 
wendung der pflichtmäßigen Sorgfalt und Aufmerkſamkeit 
annehmen konnten und ſich ſagen mußten, ihre Angaben in 
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der Steuererklärung könnten möglicherweiſe die Steuerbehörde 
über ihr ſteuerbares Einkommen täuſchen und ſie ſeien geeignet, 
zu einer Verkürzung der württ. Steuer zu führen. Eben 
hiemit iſt ſowohl die Erkennbarkeit und Vermeidbarkeit des 
im Begriff der Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit einer 
Steuererklärung gelegenen Momentes der Täuſchungsmöglich⸗ 
keit der Steuerbehörde als auch die Erkennbarkeit des Ge⸗ 
eignetſeins, zu einer Steuerverkürzung und deshalb zuvor 
zu einer Irreführung der Steuerbehörde zu führen, ausreichend 
und bedenkenfrei verneint und es konnte bei dieſer Sachlage 
die an ſich logiſcherweiſe vorausgehende Feſtſtellung des 
Merkmals der Unrichtigkeit ſelbſt wohl unterbleiben, da ſchon 
der feſtgeſtellte Mangel des zweiten Momentes die Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht weniger auszuſchließen geeignet war. Und 
daß an eine etwaige Unrichtigkeit ohne die Täuſchungsmöglichkeit 
wie z. B. im Fall bloßen Scherzes und dergl. gedacht werden 
könnte, bleibt hier nach den getroffenen Feſtſtellungen vorn⸗ 
weg ausgeſchloſſen. 

Hiezu kommt, daß nach dieſen Feſtſtellungen auch die 
Annahme einer Steuererklärung im Sinn des Geſetzes 
(Art. 46, 45) zu verneinen wäre, nachdem dieſe ausdrücklich 
nur als proviſoriſche und mit dem Vorbehalt einer Abände- 
rung je nach dem Ausfall der in gleichem Betreff vom Bor: 
jahr anhängigen und noch unentſchiedenen Beſchwerdeſache 
abgegeben und hiemit das Feſthalten an der ſeither betätigten 
und der Behörde wohlbekannten Auffaſſung dieſer Steuer— 
pflichtigen auch für das neue Steuerjahr zum Ausdruck ge: 
kommen war. Weiterhin erübrigt ſich nunmehr ein Eingehen 
auf die weiteren Fragen, ob und inwieweit überhaupt An⸗ 
gaben tatſächlicher Art in Abſicht auf die Verteilung 
des Geſchäftsgewinns auf die verſchiedenen Filialen und nicht 
vielmehr Urteile und Schätzungen hier in Frage kommen, 
ſowie auf die geäußerten verfaſſungsrechtlichen Bedenken, 
die aus der erſt Ende Juli 1907 erfolgten Verkündung 
des Finanzgeſetzes für die Finanzperiode 1. April 1907 bis 
31. März 1909 hergeleitet werden wollten. 
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Nach dem Ausgeführten war die Reviſion der Verwaltungs⸗ 
behörde als unbegründet zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 29. Jan./5. Febr. 1912 in 

der Strafſache gegen D. und Dr. H. wegen Einkommens⸗ 

ſteuergefährdung. 


32. 
Zum Begriff der Zrohung im Sinn des 5 114 StG. 


Das angefochtene Urteil hat ausgeführt, daß die Angekl. 
durch die in den Briefen enthaltenen Drohungen — Ver⸗ 
öffentlichung in der Preſſe und Beſchwerdeführung bis in 
die höchſte Inſtanz — den Polizeirat W. zu einer inner⸗ 
halb ſeiner Zuſtändigkeit liegenden Amtshandlung haben 
nötigen wollen. Dies iſt rechtlich nicht zu beanſtanden; es 
iſt aber auch zutreffend, wenn das Urteil in Auslegung des 
§ 114 StGB. bemerkt, die Drohung im Sinne dieſer Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift erfordere, daß die angekündigte Handlung 
nach dem Willen des Täters für den Bedrohten ein Uebel 
enthalten müſſe, durch deſſen Androhung er in eine ſeine 
Willensfreiheit beſchränkende Furcht geſetzt werde, das Uebel 
erdulden zu ſollen. Dagegen hat die Anwendung dieſes Rechts⸗ 
begriffes auf den vorliegenden Sachverhalt in dem Berufungs⸗ 
urteil eine genügende tatſächliche Begründung nicht gefunden. 
Dieſes beſchränkt ſich nämlich darauf, zu ſagen, daß ein 
ſolches Uebel bei der Drohung mit der Veröffentlichung an⸗ 
gekündigt ſei, liege auf der Hand und es ſei die Frage auch 
hinſichtlich der Drohung mit der Beſchwerdeführung zu be- 
jahen. Dies kann nicht für ausreichend erachtet werden und 
muß dem Verdachte einer Verkennung des Rechtsbegriffes 
der Drohung Raum geben. Die Ankündigung, in der Preſſe 
etwas zu veröffentlichen, fällt an ſich nicht notwendig unter 
den § 114 StGB.; hiezu iſt vielmehr erforderlich, daß dieſe 
Ankündigung in einer Weiſe erfolgt, daß mit ihr ein wirkliches 
Uebel, ein Uebel im Rechtsſinne, eine Verletzung von Rechts⸗ 
gütern oder eine ſonſtige Beeinträchtigung von rechtlichen 
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Intereſſen in Ausſicht geſtellt iſt. Noch weniger iſt dies 
ohne weiteres bei einer Drohung mit Beſchwerdeführung an⸗ 
zunehmen. Wenn eine Beſchwerde lediglich aus ſachlichen 
Gründen und um eine der eigenen Auffaſſung entſprechende 
amtliche Handlung herbeizuführen angekündigt wird, ſo kann 
von der Androhung eines Uebels keine Rede ſein. In beiden 
Fällen kommt es auf die konkreten Umſtände an und es wäre 
von dem Berufungsurteil darzulegen geweſen, daß und in- 
wiefern der Polizeirat W. die Veröffentlichung in der Preſſe 
und die Beſchwerdeführung als ein Uebel in dem bezeichneten 
Sinne hat empfinden können. Bedenken muß ſodann erregen, 
wenn das angefochtene Urteil ſich dahin ausſpricht, es genüge, 
daß die Angekl. geglaubt haben, die Drohung ſei geeignet, 
den Beamten durch die in ihm erregte Furcht zu einer 
Amtshandlung zu nötigen. Die Drohung bzw. deren Ver⸗ 
wirklichung muß vielmehr nicht nur nach der ſubjektiven 
Meinung und Auffaſſung des Täters, ſondern auch äußerlich, 
objektiv geeignet ſein, von dem Bedrohten als ein Uebel 
empfunden zu werden und ihn deshalb in ſeiner Willens⸗ 
freiheit zu beſchränken. (Entſch. d. RG. 39, 267 ff. und in 
der deutſchen Juriſtenzeitung 1903 S. 478, vgl. auch Württ. J. 
22, 349 ff.) 

Urteil des Strafſenats vom 19. Juni 1911 in der Straf⸗ 

ſache gegen A. und H. Sch. in C. wegen Vergehens 

gegen § 114 StGB. 

In einem anderen zur Entſcheidung des Reviſionsgerichts 
gelangten Fall hatte der von Schutzmann B. wegen Ruhe⸗ 
ſtörung zur Anzeige gebrachte Angekl. nach ſeiner Freiſprechung 
aus 8 360 Z. 11 StGB. in Eingaben an Polizeiamtmann 
C. und an Polizeirat W. die Beſtrafung des Schutzmanns 
B. verlangt, der in unerhörter Weiſe gegen ihn vorgegangen 
ſei und dieſem Verlangen beigefügt: falls eine Beſtrafung 
auf irgend eine Art nicht erfolgen ſollte, werde er den Fall 
der Oeffentlichkeit übergeben. Die Reviſion des hiewegen 
aus § 114 verurteilten Angekl. wurde verworfen. 
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Aus den Gründen: 

Nach der Feſtſtellung der Strafkammer hat der Angekl., 
um ſeinen Zweck, die Beſtrafung des Schutzmanns B. zu 
erreichen, dem Vorſtand des Stadtpolizeiamts gedroht, den 
Fall in irgend einer St. Tageszeitung zur Sprache zu bringen, 
falls die Beſtrafung des B. nicht erfolge. Hiedurch habe, 
wie die Strafkammer ausführt, der Angekl. dem genannten 
Beamten die Veröffentlichung des angeblich pflichtwidrigen 
Verhaltens des Schutzmanns B. und der nach ſeiner Meinung 
ordnungswidrigen Unterlaſſung der Beſtrafung dieſes Schutz— 
mannes und damit einer der Natur der Sache nach abfälligen 
Kritik des Verhaltens der Polizeibehörde in Ausſicht ge— 
ſtellt, weil er hierin ein Mittel zur Beeinfluſſung des 
Willens des Polizeiamtsvorſtands (in Richtung auf die Be— 
ſtrafung des Schutzmanns B.) erblickt habe. Eine derartige 
abfällige Kritik ſtelle aber, und zwar auch inſoweit, als ſie 
ſich nur gegen die Mißgriffe des Schutzmanns richte, für den 
Vorſtand des Polizeiamts ein Uebel dar, inſofern dadurch, 
auch wenn die veröffentlichten Ausführungen der Wahrheit 
entſprechen ſollten, das Anſehen der Polizeibehörde und ihrer 
Beamten bei der Allgemeinheit geſchädigt und die Tätigkeit 
der Polizeibehörde in der Oeffentlichkeit erſchwert werde. 
Der Angekl. ſei ſich auch bewußt geweſen, daß eine ſolche 
Veröffentlichung geeignet ſei, von dem Vorſtand des Stadt⸗ 
polizeiamts als Uebel empfunden zu werden. 

Dieſe Darlegung läßt einen Rechtsirrtum über den Tat⸗ 
beſtand des § 114 StGB. nicht erkennen. Zum Begriffe 
der Drohung nach § 114 gehört, daß äußerlich erkennbar, 
nicht bloß nach der Meinung des Täters, ein Uebel in Aus- 
ſicht geſtellt wird, deſſen Androhung nach der Auffaſſung 
des Ankündigenden den Bedrohten in eine ſeine Willens⸗ 
freiheit beſchränkende Beſorgnis, das Uebel über ſich ergehen 
laſſen zu müſſen, verſetzt. Ein ſolches Uebel im Sinne einer 
Beeinträchtigung von rechtlichen Intereſſen hat aber der 
Angekl. nach der Feſtſtellung der Strafkammer dem Polizei— 
amtsvorſtand angedroht, indem er ihm die Veröffentlichung 
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einer — wie die Strafkammer den tatſächlichen Umſtänden 
entnimmt — abfälligen Kritik vermeintlicher Mißgriffe des 
Schutzmanns B. und des Vorſtands ſelbſt ankündigte. Der⸗ 
artige Veröffentlichungen, mag ihr tatſächlicher Inhalt wahr 
oder unwahr ſein, ſind auch heute noch, trotz des in Recht und 
Verwaltung in weitem Umfange anerkannten Grundſatzes 
der Oeffentlichkeit, das Vertrauen der Allgemeinheit in die 
richtige Geſchäftsbeſorgung eines Beamten oder einer Behörde 
herabzumindern, ſein Anſehen zu erſchüttern und ſeine ordnungs⸗ 
mäßige Amtsführung zu erſchweren geeignet und ſtellen daher 
für den Beamten ein Uebel in dem oben erwähnten Sinne 
dar. Der Angekl. war ſich auch, wie die Strafkammer feſt⸗ 
ſtellt, bewußt, daß ſeine Drohung mit Veröffentlichung von 
dem Vorſtand des Stadtpolizeiamts als ein ſolches Uebel em⸗ 
pfunden werden konnte. Indem er dieſes Uebel zu dem 
Zwecke, die Beſtrafung des Schutzmanns B. durchzuſetzen, 
androhte, hat er ſich (dieſe Annahme ergibt ſich aus den 
Darlegungen des Strafkammerurteils) auf den Standpunkt 
geſtellt, ſeine Drohung ſei den angeſtrebten Erfolg herbei— 
zuführen geeignet und demgemäß hat er es unternommen, 
einen Beamten durch Drohung zur Vornahme einer Amts⸗ 
handlung zu nötigen (StGB. § 114). 

Der Verſuch der Reviſion, die Feſtſtellungen des Be⸗ 
rufungsgerichts über den Inhalt der an Polizeirat W. ge⸗ 
richteten Eingabe und über die vom Angekl. dabei verfolgte 
Abſicht anzufechten, muß an der Vorſchrift des §S 376 StGB. 
ſcheitern. Auch die Ausführung des Berufungsurteils, daß 
die von dem Angekl. beabſichtigte oder wenigſtens in Ausſicht 
geſtellte Kritik des Verhaltens der Polizeibehörde eine ab— 
fällige, das Anſehen dieſer Behörde und ihrer Beamten 
ſchädigende und deren Tätigkeit in der Oeffentlichkeit er⸗ 
ſchwerende geweſen wäre, liegt auf tatſächlichem Gebiete und 
iſt daher dem Reviſionsgerichte entzogen. Unrichtig iſt endlich 
die Behauptung der Reviſion, daß das angekündigte Uebel 
nur die Perſon des Schutzmanns B., nicht aber den tat- 
ſächlich Bedrohten, nämlich den Vorſtand des Polizeiamts, 
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betroffen hätte, da nur der Schutzmann von der Veröffent⸗ 

lichung berührt geweſen wäre. Gerade das letztere trifft 

nach den Ausführungen der Strafkammer und dem oben 

Geſagten nicht zu. Ein Rechtsirrtum des Berufungsgerichts 

iſt aber auch inſoweit, als die Strafkammer den Vorſtand 

des Polizeiamts als bedroht angeſehen hat, nicht erſichtlich. 
Urteil des Strafſenats vom 13. Nov. 1911 in der Straf⸗ 
ſache gegen R. St. in St. wegen Bedrohung. 


33. 

IR Brieflperre auch im Strafvollzugs verfahren zulüſſig? 

In dem Strafverfahren gegen H. G. von E. hatte das 
Urteil der Strafkammer des K. Landgerichts St. die Rechts⸗ 
kraft erlangt, der zu 2 Monat Gefängnis verurteilte Angekl. 
war nach der Ladung zum Strafantritt zunächſt nach England 
entwichen, worauf die Staatsanwaltſchaft gemäß § 489 
StPO. Haftbefehl und Steckbrief gegen den Verurteilten 
erließ und bei der Strafkammer beantragte, gegen den Ver⸗ 
urteilten gemäß § 99 StPO. für das ganze Gebiet des 
Deutſchen Reiches die Brief- und Telegrammſperre zu ver: 
fügen, um den Aufenthalt des Flüchtigen zu ermitteln und 
ſeine Ergreifung zum Zwecke des Vollzugs der Strafe zu 
ermöglichen. Die Strafkammer hat dieſen Antrag abgelehnt 
mit der Begründung, Vorausſetzung der beantragten Maß⸗ 
regel bilde, daß die zu beſchlagnahmenden Sendungen von 
dem „Beſchuldigten“ herrühren oder für ihn beſtimmt ſind 
und daß ihr Inhalt für die „Unterſuchung“ von Bedeutung 
iſt, vorliegend aber weder von einem „Beſchuldigten“ (viel⸗ 
mehr nur von einem „Verurteilten“) noch davon die Rede ſein 
könne, daß der Inhalt der Sendungen für die ſchon rechtskräftig 
erledigte „Unterſuchung“ in Frage käme. Die Beſchwerde der 
Staatsanwaltſchaft wurde verworfen aus N 

Gründen: 

Der Begründung im Strafkammerbeſchluß kann aller: 
dings nicht beigetreten werden, denn die angeführten Aus⸗ 
drücke in der fraglichen Geſetzesbeſtimmung rechtfertigen an 
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ſich die Ablehnung des ſtaatsanwaltlichen Antrags nicht. 
Die Geſetzesmaterialien ergeben unzweifelhaft, daß die Aus⸗ 
drücke „Beſchuldigter“ und „Unterſuchung“ in $ 99 StPO. 
im weiteſten Sinn zu verſtehen find, daß der Ausdruck „Bes 
ſchuldigter“ ebenſowohl je den Verdächtigen im Ermittlungs- 
verfahren, wie den Angeſchuldigten und Angekl. nach Er⸗ 
hebung der öffentlichen Klage umfaßt und daß von der bei 
der Beratung der Juſtizkommiſſion angeregten näheren De- 
finierung des Begriffs „Beſchuldigter“ in zweiter Leſung 
an dieſer Stelle abſichtlich Abſtand genommen wurde, ferner 
daß der Ausdruck „Unterſuchung“ hier jedes Stadium des 
Strafverfahrens in ſich begreift, überhaupt ein eingeleitetes 
Strafverfahren bedeutet, vgl. Hahn Materialien zur Straf: 
prozeßordnung Bd. I S. 124, 624, 633, 634, 636, Bd. II 
S. 1246/8, 1474/5, Rt. Prot. 1876 S. 447, 967. Dieſe 
Auslegung hat in der Rechtslehre wie in der Rechtſprechung 
übereinſtimmend Anerkennung gefunden, vgl. Schwarze, Komm. 
§ 99 Nr. 5 und Erörterungen S. 100 /7, 110, 111, Löwe 
§ 99 Nr. 4, § 100 Nr. 2 Stenglein a. a. O. Nr. 1 und 7, 
Holzendorff H. Bd. I S. 321, Borchard § 99 Nr. 2, Geyer 
Lehrbuch S. 560 /1, Nr. III, Puchelt S. 215, Entſch. RG. 
Bd. 20 S. 92. Auch ſteht in der Strafprozeßordnung der 
§ 99 im I. Buch mit der Ueberſchrift „Allgemeine Be: 
ſtimmungen“, womit geſagt und auch in den Motiven (S. 129) 
anerkannt iſt, daß die darin behandelten Gegenſtände für 
alle Stadien des Verfahrens ihre entſprechende Bedeutung 
haben. Ferner iſt ein Strafverfahren an ſich nicht ſchon mit 
der Rechtskraft des Urteils erledigt, wie der angefochtene 
Beſchluß annimmt, ſondern erſt mit dem Vollzug der darin 
ausgeſprochenen Strafe; auch über dieſes Stadium eines 
Strafverfahrens enthält die StPO. eine wenn auch nicht 
erſchöpfende Regelung und ſieht dabei richterliche Entſcheidungen 
vor, bei denen die allgemeinen Beſtimmungen des J. Buchs 
zur Anwendung kommen können. Endlich findet ſich“ z. B. 
der Ausdruck „Angeklagter“ im IV. und VII. Buch der 
StPO. in Stadien des Verfahrens, wo das Urteil ſchon 
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rechtskräftig geworden, ja eventuell die Strafe ſchon vollzogen 
oder im Vollzug begriffen iſt, vergl. §8 399, 402, 409, 482. 

Andererſeits iſt die Strafvollſtreckung durch das Geſetz 
der Staatsanwaltſchaft grundſätzlich übertragen und zu dieſem 
Behuf ihr ſpeziell die Befugnis zu der ſonſt dem Richter 
allein vorbehaltenen Befugnis der Erlaſſung eines Haftbefehls 
in $ 489 StPO. eingeräumt. Dem Gericht find im 
Stadium der Strafvollſtreckung nur einzelne, genau be: 
ftimmte Entſcheidungen in den 8$ 490—494 zugewieſen 
und für andere Entſcheidungen als die hier genannten bleibt 
in dieſer Lage des Verfahrens ſeine Zuſtändigkeit ausge— 
ſchloſſen. Um eine Entſcheidung der erſteren Art handelt 
es ſich aber hier nicht, die vorliegend beantragte richterliche 
Anordnung der Brief- und Telegrammſperre in dem durch 
§ 99 näher beſtimmten Umfang fällt nicht unter die in 
zit. §§ im Strafvollzugsverfahren dem Gericht übertragenen 
Entſcheidungen und erſcheint deshalb die Ablehnung des 
hierauf gerichteten Antrags des Staatsanwalts begründet. 
Bei einer, hier freilich nicht in Frage ſtehenden Entſcheidung 
des Gerichts über die Zuläſſigkeit der Strafvollſtreckung oder 
über die Auslegung eines Strafurteils im Sinn des § 490 
StPO., z. B. wenn es ſich um die Feſtſtellung der Identität 
des Verurteilten handelt, könnte vor Erlaſſung der gerichtlichen 
Entſcheidung unter Umſtänden eine Anordnung der beantragten 
Art wie auch eine Beweiserhebung, Zeugenvernehmung durch 
einen beauftragten oder erſuchten Richter wohl in Frage 
kommen (Löwe § 494 Nr. 4), wie andererſeits auch 
die Staatsanwaltſchaft im Stadium der Strafvollitredung 
die ihr durch die allgemeinen Beſtimmungen im I. Buch 
der StPO. übertragenen Befugniſſe, z. B. die Anordnung 
einer Beſchlagnahme, einer Durchſuchung bei Gefahr im Ver⸗ 
zug (SS 98, 105 StPO.) auszuüben berechtigt erſcheint. Ob 
und inwieweit die Staatsanwaltſchaft hiebei ihrerſeits auch 
zu einer Beſchlagnahme von Briefſendungen und Telegrammen 
im Sinn der §8 99, 100 StPO. befugt bzw. eine ſolche 
wirkſam durchzuführen in der Lage ſein könnte, braucht hier 
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nicht geprüft und entſchieden zu werden. Die von ihr beantragte 
richterliche Anordnung der Briefſperre ſcheidet in dieſem 
Stadium jedenfalls aus und war daher der eingelegten de 
ſchwerde ein Erfolg zu verſagen. 
Beſchluß des Strafſenats vom 6. Nov. 1911 in der 
Strafſache gegen H. G. von E. wegen Beleidigung. 


34. 


1. Inwiefern enthält der Bericht eines eingetretenen 
Zwangsverkaufs eine Beleidigung? 
2. Zum Begriff des Berbreitens. 


Der Angekl. hatte zu Arbeitern über den eine Möbel⸗ 
fabrik betreibenden Privatkläger geäußert: ob ſie noch nicht 
gehört haben, es ſei dem Tr. (Privatkläger) der Gaul und 
der Wagen verkauft worden. Die Reviſion des hiewegen 
aus § 186 StGB. wegen Beleidigung verurteilten Angekl. 
wurde verworfen. 

Aus den Gründen: 

Die Reviſion beſtreitet zunächſt, daß die mitgeteilte, 
allerdings nicht erweislich wahre Tatſache unter $ 186 StGB. 
falle, da hiemit kein die Ehre und den Ruf des Privatklägers 
verletzender Vorwurf erhoben ſei. Dieſer Angriff ſcheitert 
jedoch an der gegenteiligen Feſtſtellung des Berufungsrichters. 
Für ſich allein betrachtet liegt allerdings in einer derartigen 
Behauptung zunächſt nur eine das Vorliegen ungünſtiger 
Vermögensverhältniſſe bekundende und den Kredit des Privat: 
klägers gefährdende Aeußerung, die nicht unter den Tat— 
beſtand des 8 186 StGB. fällt; ein Angriff auf die 
Ehre, eine Beleidigung iſt begrifflich nicht notwendig damit 
verbunden, kann aber darin nach den beſonderen Umſtänden 
des Falles gefunden werden. Letzteres iſt dann gegeben, 
wenn ſich aus der Aeußerung entnehmen läßt, daß ſie einen 
Angriff auf die Ehrenhaftigkeit, wie etwa den Vorwurf des 
Verſchuldens, der Unzuverläſſigkeit oder der Böswilligkeit, 
ſpeziell pflichtwidriger Läſſigkeit in Befriedigung der Gläu— 
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biger, des leichtſinnigen und böswilligen Schuldenmachens 
zum Ausdruck bringt, wenn geſagt werden wollte, daß der 
Privatkläger in leichtſinniger oder böswilliger Weiſe ſchlecht 
gewirtſchaftet und ſo den behaupteten Zwangsverkauf ſchuld⸗ 
haft herbeigeführt habe. Eine ausdrückliche Feſtſtellung in 
dieſer Richtung iſt erforderlich, ſie fällt in die Zuſtändigkeit 
des Tatrichters, dem die Auslegung des Sinnes und Inhalts 
eine Kundgebung zukommt, und ſie iſt vorliegend ausreichend 
von ihm getroffen. 

Im Berufungsurteil iſt nämlich ausgeführt: Die Tat⸗ 
ſache des Verkaufs derartiger für den Betrieb einer Möbel⸗ 
fabrik unentbehrlichen Gegenſtände im Wege der Zwangs— 
vollſtreckung ſchließe ohne weiteres, von beſonderen Aus⸗ 
nahmefällen abgeſehen, den für den Geſchäftsinhaber nicht 
leicht zu nehmenden ſittlichen Vorwurf in ſich, daß er nicht 
mit der nötigen Sorgfalt auf die Erfüllung ſeiner dringendſten 
Schuldverbindlichkeiten bedacht geweſen ſei und hiemit das 
von ſeinen Kreditgebern ihm geſchenkte Vertrauen mißbraucht 
habe; dieſe zum Vorwurf gemachte Tatſache ſei geeignet, 
den Privatkläger in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen 
und fie ſei nicht erweislich wahr. Weiterhin wurde aus— 
drücklich feſtgeſtellt, daß dem Angekl. auch zum Bewußtſein 
gekommen ſei, daß ſeine Aeußerung dieſen Vorwurf enthalte. 
Was die Reviſion hiegegen anführt, iſt lediglich ein Be— 
ſtreiten dieſer auf tatſächlichem Gebiet liegenden Feſtſtellung, 
die für das Reviſionsgericht bindend iſt und zugleich eine 
rechtlich genügende Begründung gefunden hat. 

Mit Unrecht beſtreitet die Reviſion weiterhin, daß das 
vom Vorrichter angenommene Verbreiten der erwähnten 
Tatſache im Sinne des Geſetzes vorliege. Im Urteil iſt ge⸗ 
ſagt: wenn auch das fragliche Gerücht in Oe. im Umlauf 
geweſen ſei, ſo habe der Angekl. damit, daß er dieſes Gerücht 
und zwar keineswegs etwa als ein grundloſes mitgeteilt habe, 
in Beziehung auf den Privatkläger die Tatſache jenes 
Zwangsverkaufs zwar nicht behauptet, aber immerhin meiter- 
getragen, damit verbreitet. Dieſe Annahme iſt nicht rechts⸗ 
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irrtümlich; es handelt ſich um die Weitergabe der von 
anderen erhaltenen oder als Gerücht umgelaufenen Mit⸗ 
teilung, alſo um ein Verbreiten im Sinne des Geſetzes im 
Unterſchied vom Behaupten als dem Ausdruck eigenen Wiſſens. 
Hiebei iſt es gleichgültig, wenn nach Annahme der Reviſion, 
die übrigens der maßgebenden Feſtſtellung des Vorrichters 
nicht entſpricht, der Angekl. ſich lediglich darüber informieren 
wollte, ob das ihm zu Ohren gekommene Gerücht begründet 
oder auch ſonſt verbreitet ſei; denn ein ſolches Motiv der 
Mitteilung würde die dabei von ſelbſt gegebene Tatſache des 
Verbreitens nicht aufheben und jedenfalls wurde durch die 
Aeußerung des Angekl. vor den zwei Zeugen die Kenntnis 
des Gerüchts und der betreffenden Tatſache verſtärkt. Wenn 
die Reviſion geltend macht, es ſei tatſächlich eine Verbreitung 
des Gerüchts durch den Angekl. nicht erfolgt, da der Zeuge 
R. nach ſeiner Angabe von dem Gerücht auch ſonſt ſchon 
gehört hatte, ſo überſieht ſie einmal, daß dasſelbe nicht auch 
für den weiteren Zeugen F. zutraf und anderſeits, daß die 
Erweiterung des Kreiſes der wiſſenden Perſonen zur Zeit 
der Dritten gegenüber gemachten Mitteilung nicht die not⸗ 
wendige Vorausſetzung des Begriffs der Verbreitung bildet, 
ſofern in der Mitteilung jedenfalls eine Weitergabe, eine 
Wiederauffriſchung und Verſtärkung der Kenntnis des Ge⸗ 
rüchts liegt. 

Unzutreffend iſt die Meinung der Reviſion, daß der 
Begriff des Verbreitens das Hinſtellen einer Tatſache als ſolchen 
d. h. als einer wahren vorausſetzt, vielmehr kommt es bei der 
Weitergabe der von anderer Seite erhaltenen Mitteilung nicht 
darauf an, welche Stellung der Täter für ſeine Perſon 
gegenüber der Frage der Wahrheit oder Unwahrheit der 
Mitteilung einnimmt. Auch iſt gleichgültig, ob die Perſon, an 
die die Mitteilung gelangte, die mitgeteilte Tatſache bereits 
kannte oder ob der Mitteilende dies glaubte. 

Zwar beſteht der übrigens von der Reviſion nicht ge⸗ 
rügte Mangel einer ausdrücklichen Feſtſtellung des Willens 
oder Bewußtſeins des Angekl., daß er mit ſeiner Mitteilung 
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das fragliche Gerücht weitertrage; allein der übrige Inhalt 
der Urteilsgründe und zumal die feſtgeſtellte Form der Frage, 
ob die Angeredeten das Gerücht ſchon kennen, rechtfertigt 
die Annahme, daß der Vorrichter dieſe ſubjektive Seite des 
Tatbeſtands nicht etwa überſehen, ſondern lediglich eine 
beſondere Feſtſtellung mangels eines ausdrücklichen Beſtreitens 
ſeitens des Angekl. für überflüſſig gehalten hat. 

Urteil des Strafſenats vom 2. Okt. 1911 in der Privat⸗ 

klageſache Tr. gegen H. in Oe. wegen Beleidigung. 
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II. 


Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 
14. 


Heber die Zuläſſigkeit der Forterhebung des Stuttgarter 
Aflaſtergelds. 


Aus den Gründen: 

I. Nach der vom Gemeinderat Stuttgart am 21. Mai 1900 
erlaſſenen „Ordnung über die Erhebung des ſtädtiſchen Weg⸗ 
und Pflaſtergeldes“ beträgt die Abgabe für jedes Pferd und 
für jedes angeſpannte oder beladene ſonſtige Zugtier 12 Pf. 
und es iſt jeder Motorwagen wie ein mit zwei Pferden be⸗ 
ſpannter Wagen zu behandeln. Es folgen ſodann Beſtimmungen 
über Befreiungen von der Bezahlung des Pflaſtergelds und 
am Schluß heißt es unter der Ueberſchrift „Strafbe- 
ſtimmungen“: „Die Uebertretung vorſtehender Ordnung, 
namentlich die Umgehung der Abgabe durch Benützung eines 
Umwegs oder durch Fortfahren vom Tore vor der Entrichtung 
und nach vergeblichem Anrufen des Torwarts, wird nach 
Maßgabe des Art. 19 des Polizeiſtrafgeſetzes vom 27. Dezember 
1871, bzw. nach S 366 Ziff. 10 des StGB. für das Deutfche 
Reich geahndet.“ 

Dieſe Pflaſtergeldordnung iſt an die Stelle der früher 
(in den Jahren 1800, 1812, 1835, 1849, 1875 und 1893) 
vom Stadtmagiſtrat ſpäter Stadtrat bzw. Gemeinderat er: 
laſſenen Ordnungen (Regulative) getreten. Die Ausdehnung 
der Abgabe auf Motorwagen findet ſich erſtmals in 
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der Pflaſtergeldordnung vom 21. Mai 1900. Nachdem mit Erlaß 
der K. Kreisregierung in Ludwigsburg vom 8. September 1899 
dem Geſuch des Gemeinderats Stuttgart um die Ermächtigung 
zur Forterhebung des Pflaſtergelds nach den bisherigen Sätzen 
auf die weiteren 6 Jahre 1. April 1900 bis 31. März 1906 
entſprochen worden war, wurde unter Bezugnahme auf dieſen 
Erlaß durch weiteren Erlaß der Kreisregierung vom 5. Mai 
1900 dem unter Zuſtimmung des Bürgerausſchuſſes gefaßten 
Beſchluß des Gemeinderats auf Heranziehung der Motor⸗ 
wagen zur Abgabe „die nachgeſuchte Genehmigung in wider— 
ruflicher Weiſe erteilt“. Durch Regierungserlaſſe vom 
19. März 1906 und vom 5. Januar 1909 wurde dem Ge⸗ 
meinderat die Ermächtigung zur Forterhebung des Pflaſter⸗ 
gelds nach den ſeitherigen Sätzen bis 31. März 1909 bzw. 
1912 erteilt, wobei höherem Auftrag gemäß die Stadtdirektion 
beauftragt wurde, den Gemeinderat darauf aufmerkſam zu 
machen, daß im Falle der Ablöſung des Pflaſtergelds der⸗ 
jenige Betrag des letzteren, welcher auf zeitlich beſchränkter 
Regierungsbewilligung beruhe, außer Betracht zu bleiben 
haben werde. 

Durch Erlaß der K. Kreisregierung vom 15. Dezember 1911 
wurde dem Stadtſchultheißenamt Stuttgart eröffnet, daß 
die Kreisregierung nicht in der Lage ſei, der Stadtgemeinde 
Stuttgart die Forterhebung des Pflaſtergelds in der der— 
maligen Höhe über den 31. März 1912 hinaus zu geſtatten. Auch 
werde die mit Erlaß vom 5. Mai 1900 der Stadtgemeinde 
Stuttgart in widerruflicher Weiſe erteilte Ermächtigung, 
jeden Motorwagen wie einen mit zwei Pferden beſpannten 
Wagen zu behandeln, mit Wirkung vom 1. April 1912 ab 
zurückgenommen. Dieſer Verfügung war ein Schriftwechſel 
zwiſchen Kreisregierung und Stadſchultheißenamt Stuttgart 
vorausgegangen. In einem Erlaß vom 14. September 1911 
vertrat die Kreisregierung den Standpunkt, ein Recht der 
Stadt Stuttgart, das Pflaſtergeld dauernd in der dermaligen 
Höhe zu erheben, könne heute ſo wenig als früher anerkannt 
werden; die moderne Entwicklung des Verkehrs laſſe es als 
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dringend wünſchenswert erſcheinen, daß für die Erhebung 
des in faſt allen Gemeinden des Landes längſt abgeſchafften 
und in den abgabepflichtigen Kreiſen mehr und mehr als 
läſtiges Verkehrshemmnis empfundenen Pflaſtergelds auch 
in Stuttgart möglichſt enge Grenzen gezogen werden; die 
Kreisregierung halte daher mindeſtens eine Ermäßigung der 
Pflaſtergeldabgabe von 12 auf 6 Pfg. für jedes Zugtier für 
geboten. Demgegenüber hat das Stadtſchultheißenamt Stutt- 
gart in einem Bericht vom 28. November 1911 geltend gemacht, 
daß der Stadtgemeinde nicht nur ein unwiderrufliches Recht 
auf den Bezug von Pflaſtergeld zuſtehe, ſondern daß ihr 
auch ein Recht auf den Bezug des Pflaſtergelds in der 
dermaligen Höhe zukomme, ſolange die Ausgaben 
für das Pflaſter größer ſeien, als die Einnahmen aus dem 
Pflaſtergeld. Auch die Aufhebung des Pflaſtergelds für die 
Motorwagen hat das Stadtſchultheißenamt als unzuläſſig 
beſtritten. 

Die gegen die Verfügung der Kreisregierung vom 15. De— 
zember 1911 friſtzeitig erhobene Beſchwerde des Stadtſchult— 
heißenamts wurde durch Entſcheidung des K. Miniſteriums des 
Innern vom 4. Februar 1912 als unbegründet abgewieſen. 
Das K. Miniſterium hat als feſtſtehend angenommen, daß 
durch den angefochtenen Regierungserlaß in wohlerworbene 
Rechte der Beſchwerdeführerin nicht eingegriffen werde, und 
weiter ausgeſprochen, falls die Stadtgemeinde Stuttgart be— 
reit wäre, die dermalige Höhe des Pflaſtergelds auf die 
Hälfte herabzuſetzen, hätte das Miniſterium gegen die Ge— 
nehmigung eines ſolchen Beſchluſſes keine Bedenken. Da— 
gegen müſſe auf Freilaſſung der Kraftfahrzeuge von der 
Erhebung des Pflaſtergelds beharrt werden. 

Eine Abſchrift des Miniſterialerlaſſes iſt dem Stadt— 
ſchultheißenamt Stuttgart mit Erlaß der Kreisregierung vom 
9. Februar 1912 zugegangen. Das Stadtſchultheißenamt 
Stuttgart hat mit einem am 6. März 1912 bei dem Ver⸗ 
waltungsgerichtshof eingekommenen Schriftſatz vom 4. März 
1912 gegen die Entſcheidung des K. Miniſteriums des 
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Innern vom 4. Februar 1912, die dem Stadtſchultheißenamt 
Stuttgart am 10. desſelben Monats zugekommen ſei (ein 
Nachweis hierüber liegt nicht bei den Akten), Rechtsbeſchwerde 
erhoben und ſich zu deren Begründung auf die verhandelten 
Akten und die in dem Schriftſatz enthaltenen weiteren Aus: 
führungen berufen, auf die, ebenſowie auf den Inhalt der 
vorſtehend genannten Aktenſtücke, hier Bezug genommen wird. 
Das K. Miniſterium des Innern hat eine weitere Aeußerung 
zur Sache nicht abgegeben. 

II. Den in Art. 59 und 60 des Verwaltungsrechts— 
pflegegeſetzes aufgeſtellten formellen Erforderniſſen für die 
Erhebung der Rechtsbeſchwerde iſt Genüge geleiſtet. Dagegen 
kann der erhobenen Rechtsbeſchwerde ein ſachlicher Erfolg 
nicht zugebilligt werden. Um Erfolg zu haben, müßte die 
Beſchwerdeführerin nach Art. 13 des angeführten Geſetzes 
dartun, daß ſie durch die angefochtene, auf Gründe des 
öffentlichen Rechts geſtützte Entſcheidung des K. Miniſteriums 
des Innern in einem ihr zuſtehenden Recht verletzt oder mit 
einer ihr nicht obliegenden Verbindlichkeit belaſtet iſt. Dieſer 
Nachweis iſt nach Anſicht des Verwaltungsgerichtshofs nicht 
erbracht. 

III. Anlangend zunächſt die Verſagung der weiteren 
Erhebung von Pflaſtergeld für die Motorwagen, ſo 
ſind die bürgerlichen Kollegien der in der Sitzung der Bau— 
abteilung des Gemeinderats vom 13. Januar 1900 ſeitens 
des damaligen Stadtvorſtands vorgetragenen Anſchauung 
beigetreten, daß die der Genehmigung der Regierung unter⸗ 
breitete Erhebung von Pflaſtergeld für Motorwagen nicht 
eine Ausdehnung der Pflaſtergeldlaſt, ſondern einfach die 
Beſeitigung einer durch die ſeitherige Faſſung der Beſtimmung 
in Verbindung mit der neueſten Entwicklung der Verkehrs— 
mittel hervorgerufenen Härte bezwecke. Dieſe Auffaſſung 
wurde auch in dem Vorlagebericht des Gemeinderats an die 
Stadtdirektion vom 20. März 1900 zum Ausdruck gebracht. 
Auf dieſen Hergang hat ſich das Stadtſchultheißenamt in 
ſeinem Bericht an die Kreisregierung vom 28. November 1911 
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berufen und in der Rechtsbeſchwerdeſchrift weiter geltend 
gemacht, bei der Ausdehnung des Pflaſtergelds auf die 
Motorwagen habe es ſich lediglich um eine ausdrückliche 
Auslegung der Frage gehandelt, wie weit das Sonderrecht 
der Stadt reiche, und es ſei willkürlich, jetzt plötzlich eine 
andere Auslegung anzuwenden. Es kann jedoch der An- 
ſchauung, wonach die Befugnis zur Heranziehung der Motor— 
wagen zum Pflaſtergeld ſchon in dem im Jahr 1900 be⸗ 
ſtehenden Sonderrecht der Stadt Stuttgart implizite inbegriffen 
geweſen und dies durch den Beſchluß der bürgerlichen 
Kollegien von 1900 und deſſen Genehmigung nur im Weg 
der Auslegung klar geſtellt worden ſein ſoll, nicht beigetreten 
werden. Das Beſtehen eines Sonderrechts der Stadt Stutt- 
gart kann ſich gründen auf Verleihung (Privileg, Konzeſſion), 
auf Herkommen oder auf Gemeindeautonomie. Wollte man 
nun auch mit der Beſchwerdeführerin annehmen, daß ihr im 
Jahr 1900 auf Grund Verleihung oder Herkommens das Recht 
nicht nur zur Erhebung von Pflaſtergeld überhaupt, ſondern 
auch zur Erhebung im ſeitherigen Umfang zuſtand, ſo kann 
doch nicht davon ausgegangen werden, daß die bis dahin 
auf Erhebung eines beſtimmten Geldbetrags für ein Pferd 
oder ſonſtiges Zugtier gerichtete Befugnis, die ſeit dem 
Jahr 1797 an die Stelle der Gebühr für einen Wagen oder 
Karren getreten war, ohne weiteres ſtillſchweigend die weiter— 
gehende Berechtigung in ſich ſchloß, auch von einem im Lauf 
der Zeit neu entſtandenen, ohne tieriſche Kraft bewegten 
Fahrzeug die Abgabe zu erheben. Es kann ſich alſo nicht 
um die bloße Feſtſtellung des Umfangs eines ſchon beſtehenden 
Rechts durch (ausdehnende) Auslegung handeln und, da ein 
Sonderrecht in Frage ſteht, verſagt auch nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen eine Ausdehnung der beſtehenden Befugnis 
auf weitere Objekte im Wege der analogen Anwendung einer 
Rechtsnorm auf ähnliche Verhältniſſe. Was aber die Feſt⸗ 
ſetzung im Wege der Gemeindeautonomie betrifft, ſo kann 
der Beſchwerdeführerin zugegeben werden, daß die Beſchlüſſe 
der bürgerlichen Kollegien vom Jahr 1900 den Zweck ver⸗ 
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folgten, Ungleichheiten in der Erhebung der Abgabe zu be- 
ſeitigen. Es kann aber die beſchloſſene Ausdehnung auf 
eine neu aufgekommene Art von Fahrzeugen und auf einen 
weiteren Kreis von Fahrzeugbeſitzern nur als eine Erhöhung 
des Pflaſtergelds (in ſeinem Geſamtumfang) und als eine 
Neueinführung von Pflaſtergeld zu Ungunſten von ſeither 
befreiten Perſonen angeſehen werden. Damit aber bedurfte 
der gefaßte Beſchluß gemäß den im Jahr 1900 beſtehenden 
geſetzlichen Schranken für die Gemeindeautonomie (Art. 15 
Ziff. 10 der Verwaltungsnovelle vom 21. Mai 1891) der 
von der Stadt auch nachgeſuchten Genehmigung der Kreis— 
regierung. Dieſer Behörde, welche geſetzlich zur Verſagung 
der Ermächtigung befugt war, ſtand es auch zu, die Ge— 
nehmigung nur widerruflich zu erteilen und wenn ſie aus 
Gründen des öffentlichen Intereſſes, nämlich der Verkehrs⸗ 
erleichterung, dieſe widerruflich erteilte Genehmigung ſpäter 
zurückgenommen hat, ſo hat ſie innerhalb des ihr zuſtehenden 
Ermeſſens gehandelt und es kann die Beſchwerdeführerin 
nicht geltend machen, daß ſie durch die getroffene Verfügung 
in einem ihr zukommenden Individualrecht verletzt ſei. Die 
Rechtsbeſchwerde war demgemäß inſoweit als unbegründet 
zu erachten. 

IV. Zu unterſuchen bleibt hienach noch, ob durch die 
angefochtene Entſcheidung ein der Stadtgemeinde zuſtehendes 
Recht dadurch verletzt iſt, daß ihr ſeitens der Regierungs⸗ 
behörden der Fortbezug der Abgabe im ſeitherigen Betrag 
(12 Pfg. pro Pferd oder Zugtier) verweigert wird. Uner⸗ 
örtert kann bleiben, ob, wie ſeitens der Regierung und einzelner 
Abgeordneter wiederholt anerkannt worden iſt 

— vergl. Verhandlungen der II. Kammer Protokollband 28 
S. 3749 (von Sick, 1874), Protokollband 32 S. 1986 
(von Sick, 1876), Protokollband 51 S. 628 (Abg. Dr. Göz, 
1889), Protokollband 53 S. 2133 (v. Schmid, 1891), 
Protokollband 89 S. 6242 (v. Piſchek, 1909) — 
der Stadtgemeinde überhaupt ein Sonderrecht auf Erhebung 
von Pflaſtergeld zuſteht, denn aus dem Inhalt der ange: 
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fochtenen Verfügung iſt die Beſtreitung eines ſolchen Sonder: 
rechts an ſich nicht zu entnehmen. Vielmehr hat ſich das 
K. Miniſterium des Innern ausdrücklich bereit erklärt, zu 
einer Forterhebung des Pflaſtergelds bei Ermäßigung auf 
die Hälfte des jetzigen Betrags ſeine Zuſtimmung zu geben. 
Es handelt ſich alſo im gegenwärtigen Verfahren nur darum, 
ob die Stadtgemeinde, wie ſie behauptet, ein unwiderrufliches, 
wohlerworbenes Recht darauf hat, das Pflaſtergeld in einem 
dieſe Hälfte überſteigenden, ſpeziell in dem ſeitherigen Betrag 
zu erheben. Der Verwaltungsgerichtshof gelangte zu einer 
Verneinung dieſer Frage und zwar aus folgenden Gründen: 

1. Wenn der Stadtrat in ſeinem Bericht vom 11. Juli 
1836 ſich u. a. darauf beruft, daß der Pflaſtergeldbezug auf 
einem Vertrag beruhe, ſo iſt zwar richtig, daß in den 
Herzoglichen Dekreten von 1727, 1740, 1745 und 1755 
mehrfach von einer prolongatio pacti die Rede iſt, wonach 
die Stadt gegen Erhebung des Pflaſtergelds in der jeweils 
genehmigten Höhe gehalten ſei, „die der Konzeſſion annektierten 
Conditiones exacte zu adimplieren“ (3. B. die herrſchaftlichen 
Höfe, gewiſſe Straßen, auch außerhalb der Stadt, zu pflaſtern 
oder zu chauſſieren). Allein um ein vertragsmäßig erworbenes 
Recht der Stadt, bei Uebernahme und Erfüllung der be— 
dungenen Gegenleiſtungen das Pflaſtergeld zu erheben, könnte 
es ſich nur auf die jeweilige Dauer der Wirkung der betr. 
Dekrete handeln und es bedarf hierüber aus dem Grund 
keiner weiteren Erörterung, weil der Gegenſtand der gegen— 
wärtigen Beſchwerde nicht ein Anrecht der Stadt auf die 
früher bewilligten Beträge, ſondern ihr behauptetes Recht 
auf die in dem K. Reſkript vom 12. Oktober 1807 bewilligte 
Abgabe von 4 Kreuzer (= 11,43 Pfg., im Jahr 1875 in 
12 Pfg. umgewandelt) bildet. Es kann daher in dieſem 
Verfahren dahingeſtellt bleiben, ob das unwiderrufliche Be— 
zugsrecht der Stadt, wie in den Akten von Regierungsſeite 
mehrfach hervorgehoben, ſich auf den urſprünglichen „alt— 
herkömmlichen“, bis zum erſtmaligen Eingreifen der landes— 
herrlichen Verfügungen, alſo bis zum Jahr 1497 beſtehenden 
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Betrag beſchränkt oder auf einen der ſpäter, zuletzt in Höhe 
von 2 Kreuzer pro Zugtier bewilligten Beträge erſtreckt; 
denn das K. Miniſterium des Innern iſt nach Inhalt ſeiner 
Entſcheidung nicht geſonnen, den bis zu dem Reſkript von 
1807 beſtehenden Höchſtbetrag anzutaſten. Dieſes letztere 
Reſkript aber trägt nicht den Stempel einer gegenſeitigen 
Vereinbarung, ſondern bezeichnet ſich ausdrücklich als eine 
der Stadt auf ihre Bitte auf die Dauer von 10 Jahren 
verliehene Vergünſtigung, nach Ablauf welcher Zeit weiterer 
Beſcheid einzuholen ſei. Es hat alſo, jedenfalls ſoweit es ſich um 
die Verdoppelung des früheren Betrags handelt, unverkennbar 
den Charakter eines landesherrlichen auf die Dauer von 
10 Jahren verliehenen und nach Ablauf dieſer Zeit wider— 
ruflichen Privilegs. Es hat denn auch der Stadtrat in 
ſeiner Eingabe an die Stadtdirektion vom 9. Nov. 1840 
ſelbſt ausgeſprochen, daß die Gemeindeverwaltung in Be— 
ziehung auf dieſen Betrag ſich „nicht ſowohl auf ein ur— 
kundliches Recht, als vielmehr auf einen vieljährigen Be— 
ſitz und auf die Unentbehrlichkeit der Abgabe berufen“ 
könne, und es wird weiter in dem Bericht des Gemeinde— 
rats vom 20. April 1857 anerkannt, daß der Pflaſter— 
geldsbezug eine „teils auf widerruflicher Verwilligung 
der Kgl. Regierungsbehörden, namentlich hinſicht— 
lich des Betrags beruhende Einnahmequelle“ dar— 
ſtelle. 

2. Es fragt ſich nun aber, ob aus der zeitlichen Ver— 
willigung des K. Reſkripts vom 12. Oktober 1807 nicht im 
Lauf der Zeit ſich ein feſtſtehendes und zeitlich unbeſchränktes 
Recht der Stadtgemeinde entwickelt hat. Hiezu iſt folgendes 
zu bemerken: 

a) Der §3 der Straßenbauabgabeordnung vom 9. Sept. 
1810 (vgl. auch K. VO. vom 5. Oktober 1810, RegBl. S. 432), 
wonach im Gegenſatz zu gewiſſen anderen Abgaben die 
örtlichen Pflaſtergelder aufrecht erhalten blieben, kann nicht 
in dem Sinn aufgefaßt werden, daß hiedurch die um jene 
Zeit widerruflich zugelaſſenen Pflaſtergeldſätze einzelner Ge— 
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meinden in zeitlich unbeſchränkte verwandelt werden ſollten, 
nicht um eine Veränderung des rechtlichen Charakters der 
tatſächlich erhobenen Einzelbeträge, ſondern um die Aufrecht- 
erhaltung einer beſtehenden Einrichtung im allgemeinen, um 
die Konſervierung eines Zuſtands, ſo wie er damals recht⸗ 
lich begründet war, handelte es ſich bei der fraglichen Be— 
ſtimmung. 

b) Auch die ſchon in dem Bericht des Stadtrats vom 9. No⸗ 
vember 1840 angeführte Kgl. Reſolution vom 5. Oktober 1811, 
welche nach kommiſſariſcher Unterſuchung der ſtädtiſchen Ver⸗ 
waltung ergangen war und der Stadtdirektion und dem 
Stadtmagiſtrat mit Erlaß des Departements des Innern, 
Sektion des Kommun-Adminiſtrationsweſens, vom 4. November 
1811 eröffnet wurde, bietet der Beſchwerdeführerin keinen 
ausreichenden Rechtsbehelf für ihre Auffaſſung. In dieſer 
auf das Finanzweſen der Stadt bezüglichen Reſolution 
handelt die Ziffer 8 von der Vermehrung der ſtädtiſchen 
Einnahmen und wenn hier nach Aufführung des Torſperr— 
gelds, der Wohnſteuer und ähnlicher Abgaben bei lit. b. ge⸗ 
ſagt iſt „Auch ſolle von fremden Reiſenden und Extrapoſten 
das Pflaſtergeld bezogen werden“, ſo läßt ſich hieraus nicht 
mit genügender Deutlichkeit entnehmen, daß hiemit die Fort— 
erhebung des Pflaſtergelds im ſeitherigen Betrag, 
als unwandelbares, von der 1807 vorgeſchriebenen ſpäteren 
Erneuerung der landesherrlichen Genehmigung losgelöſtes 
Recht der Stadtgemeinde ausdrücklich anerkannt werden 
wollte, zumal ſich aus Ziff. 6 des Erlaſſes, in welcher dem 
Magiſtrat wegen Ueberſchreitung ſeiner Adminiſtrations— 
befugnis Beſtrafung in Ausſicht geſtellt wurde, ergibt, wie 
ſtrenge der Landesherr damals über die Einholung höherer 
Genehmigung, wo ſie nötig war, wachte. 

c) Wenn weiterhin in §1 des Geſetzes vom 28. Juni 1821 
betreffend die Straßenbauabgaben, RegBl. S. 361 (deren 
Erhebung übrigens ſpäter mit ſtändiſcher Zuſtimmung ein— 
geſtellt wurde, vgl. K. VO. vom 28. September 1828, RegBl. 
S. 758 und Verhandlungen der Kammer der Abgeord— 
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neten von 1830, Heft 7, S. 2102) im Gegenſatz zu den von 
Gemeinden und Amtskörperſchaften bis dahin erhobenen 
Weggeldern, deren Aufhebung gegen Ablöſung angeordnet 
wurde, ausgeſprochen iſt, daß „die örtlichen Torſperr⸗-, 
Pflaſter⸗ und Brückengelder aber wie bisher beſtehen bleiben“, 
fo weiſt ſchon dieſe Gegenüberſtellung darauf hin, daß, wie 
bei der Straßenbauabgabe-Ordnung von 1810, nicht etwa 
ein bis dahin bedingtes und zeitlich beſchränktes Recht einer 
einzelnen Gemeinde in ein unbedingtes und unbeſchränktes 
Recht verwandelt werden ſollte. Auch die Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes vom 28. Juni 1821 

— vgl. Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten von 

1821, Heft 1 (Beilage), S. 31 ff. (Geſetzesentwurf) Heft 13 

(Beilage), S. 736 ff. (Kommiſſionsbericht) — 
gibt nicht den mindeſten Anhaltspunkt für eine ſolche Aus— 
legung des Geſetzes, vielmehr muß angenommen werden, 
daß es ſich auch bei dieſem Geſetz nur darum handelte, den 
Beſtand des betreffenden Inſtituts im allgemeinen mit allen 
ſeinen lokalen rechtlichen Bedingtheiten aufrecht zu erhalten. 
Mit gutem Grund hat daher die Kreisregierung gegenüber 
der Berufung der Stadtgemeinde auf dieſe Geſetzesſtelle in 
ihrem Erlaß vom 10. April 1824 den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß „durch dieſes Geſetz die Beſchränkung, unter 
welcher die Konzeſſion vorher erteilt war, nicht aufgeho— 
ben worden ſei.“ Auch der Staatsminiſter des Innern v. 
Sick hat ſich in der Sitzung der Kammer der Abgeordneten 
vom 15. Juni 1874 dahin ausgeſprochen, das Geſetz vom 
28. Juni 1821 habe den Fortbeſtand der Pflaſter- und 
Brückengelder „im allgemeinen“ förmlich anerkannt und es 
ſeien dann auf Grund dieſes Geſetzes mit allen berechtigten 
Gemeinden Verhandlungen gepflogen und nach erfolgter Re— 
viſion ſei die Erhebung und zwar meiſtens in ermäßigtem 
Betrag zugeſtanden worden. 

— 28. Prot. Band S. 5749. — 

d) Ebenſowenig können die anläßlich der Zollvereinigung 
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mit anderen deutſchen Staaten getroffenen Vertragsbeſtimm— 
ungen 

— vgl. Art. 30 des Grundvertrags über die Zollvereinigung 

mit Bayern vom 18. Januar 1828, Reg Bl. S. 70; 

§ 22 der württ. bayr. Vereinszollordnung vom 26. Sept. 

1828, RegBl. S. 728; 

Art. 13 des Zollvereinigungsvertrags vom 22. März 1833 

zwiſchen Württemberg und Bayern einerſeits und Preußen 

mit Heſſen andererſeits, RegBl. S. 409; 

Art. 22 des Zollvereinigungsvertrags vom 8. Juli 1867 

Reg Bl. S. 136; 

§ 8 des Vereinszollgeſetzes vom 10. Juli 1869, RegBl. 

S. 225; — 
dafür verwertet werden, daß der Stadt Stuttgart ein feſtes 
Recht auf Erhebung des ſeit 1807 jeweils periodiſch ver— 
willigten Betrags erwachſen iſt. Wenn die Zollvereinigungs— 
verträge von 1833 und 1867 beſtimmen, daß die Pflaſter— 
gelder nur in dem Betrag beibehalten oder neu eingeführt 
werden können, als ſie den gewöhnlichen Herſtellungs- und 
Unterhaltungskoſten angemeſſen ſind, und daß das im Preuß. 
Chauſſeegeldtarif von 1828 (Geſetzſammlung ©. 65) beſtimmte 
Chauſſeegeld als höchſter nicht überſchreitbarer Satz gelten 
ſolle, ſo iſt damit den Einzelregierungen eine Grenze vorge— 
ſchrieben, über die hinaus Pflaſtergelder geſetzlich nicht zu— 
läſſig ſind, nicht aber über den Umfang eines innerhalb dieſer 
Grenze einer Gemeinde zuſtehenden Erhebungsrechts Verfügung 
getroffen. 

e) Wie ſich aus den Akten ergibt, iſt nach Ablauf der 
in dem Kgl. Reſkript vom 12. Oktober 1807 feſtgeſetzten zehn: 
jährigen, alſo im Oktober 1817 zu Ende gehenden Friſt, 
nach deren Verfluß weiterer Beſcheid einzuholen geweſen 
wäre, das Pflaſtergeld unter ſtillſchweigender Duldung der 
Regierungsbehörden weiter erhoben worden. Erſt nach Ein— 
führung des Verwaltungsedikts vom 1. März 1822 wurde 
ſeitens der Regierung in eine Reviſion der beſtehenden 
Pflaſtergelder eingetreten und nach den gemachten Erhebungen 
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mit Erlaß der Kreisregierung vom 10. April 1824 unter 
mehrfachen Aenderungen des ſeitherigen Tarifs (Ermäßigung 
der Abgabe auf die Hälfte bei Fuhrwerken mit breiten Rad— 
felgen, Abſtellung der Erhebung bei nicht eingeſpannten und 
nicht beladenen Tieren u. a.) die Weitererhebung auf ein 
Jahr geſtattet. Ein an den König gerichtetes Bittgeſuch des 
Stadtrats vom 28. Dezember 1824 um Gewährung der 
Forterhebung wurde von der Regierung ſachlich nicht weiter 
behandelt und die Verhandlung mit der Stadt erſt im Jahr 
1836 wieder aufgenommen, wozu die Aufhebung der Tor— 
ſperrgelder (vgl. Bek. des Finanzminiſteriums vom 2. Dezember 
1836, Reg Bl. S. 648) den Anſtoß gegeben hatte. Hierauf 
ſetzen dann die, erſtmals mit Erlaß der Kreisregierung vom 
26. Juni 1840 erteilten und von da an periodiſch regelmäßig 
erfolgenden Regierungsbewilligungen für die Forterhebung 
des Pflaſtergelds im ſeitherigen Betrag wieder ein. Es 
fragt ſich, ob die in der Periode von 1817 bis 1824 und 
dann wieder von 1825 bis 1840 oder wenigſtens 1836 un: 
beanſtandet geübte Forterhebung des im Jahr 1807 ver— 
willigten Betrags zu Gunſten der Stadt ein Herkommen 
gebildet hat, auf Grund deſſen ihr ein Recht auf Erhebung 
des fraglichen Betrags erwachſen iſt. Allein man gelangte 
zur Verneinung dieſer Frage. Abgeſehen von der verhältnis— 
mäßigen Kürze der in Betracht kommenden Zeiträume fehlt 
es an dem Nachweis einer bei den Beteiligten, ſowohl auf 
Seiten der Stadt als namentlich auch auf Seiten der Re— 
gierung vorliegenden Rechtsüberzeugung von der Rechtmäßig⸗ 
keit einer dauernden Erhebung ohne höhere Genehmigung 
und ſonach an einem weſentlichen Erfordernis für ein die 
beſchränkende Beſtimmung des Kgl. Reſkripts von 1807 auf⸗ 
hebenden Gewohnheitsrechts. Bemerkenswert in dieſer Rich— 
tung iſt, daß die Kreisregierung in ihrem Erlaß vom 10. April 
1824 ausdrücklich ausgeſprochen hat, die zehnjährige Friſt der 
Konzeſſion vom 12. Oktober 1807 ſei längſt verfloſſen, mit⸗ 
hin „die Stadt eigentlich gar nicht befugt, die Erhebung in 
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dieſem Maßſtab, wozu ſie keine neue Bewilligung nachgeſucht 
hat, fortzuſetzen.“ 

3. Wenn die Beſchwerdeführerin das Reſkript von 1807 
und die ſeitherigen Regierungsbewilligungen in dem ein⸗ 
ſchränkenden Sinn auslegt, es ſei bloß die Nachprüfung 
darüber vorbehalten worden, ob die Ausgaben für das 
Pflaſter der erhobenen Abgabe mindeſtens gleichkommen, alſo 
keine übermäßigen Gebühren erhoben werden, ſo kann zu— 
gegeben werden, daß der in dem Bittgeſuch des Magiſtrats 
vom 16. Juli 1807 hervorgehobene Umfang des Aufwands 
wohl für die Genehmigung der Verdopplung der ſeitherigen 
Gebühr beſtimmend geweſen iſt. Es iſt auch durch die oben an⸗ 
geführten Zollvereinigungsverträge ein Recht und eine Pflicht 
der Regierung begründet, die Verhältnismäßigkeit zwiſchen 
Aufwand auf das Pflaſter und Einnahmen aus dem Pflaſter⸗ 
geld zu überwachen, und es ſteht feſt, daß in Stuttgart die 
verhältnismäßig geringfügigen Einnahmen an Pflaſtergeld 
den Aufwand für Pflaſterung und Inſtandhaltung der ſtädti— 
ſchen Straßen entfernt nicht decken, wie auch ſeitens der Regie— 
rung mehrfach anerkannt wurde, daß der zuläſſige Höchſtbetrag 
des Preuß. Chauſſeegeldtarifs von 1828 nicht überſchritten 
iſt. Allein bei dem Wortlaut des Reſkripts von 1807, das 
keinerlei Bindung des Ermeſſens für einen ſpäteren Wider⸗ 
ruf der erteilten Bewilligung enthält, insbeſondere der vor— 
behaltenen künftigen Entſchließung eine Schranke der von 
der Beſchwerdeführerin bezeichneten Art nicht ſetzt, iſt der 
Regierung die Befugnis nicht abzuſprechen, nicht bloß vom 
Geſichtspunkt der Uebermäßigkeit der Gebühren aus, ſondern 
auch auf Grund anderweitiger öffentlicher Intereſſen, ſo 
namentlich zur Herbeiführung der Beſeitigung einer läſtigen 
Verkehrshemmung, darüber zu befinden, ob die Abgabe in 
dem gegen früher verdoppelten Maß weiter erhoben werden 
ſoll. Es hat dann auch die Kreisregierung ſchon in ihrem 
Erlaß vom 30. Dezember 1823 infolge höheren Befehls 
ausgeſprochen, daß „die örtlichen Abgaben auf eine mit 
den Rückſichten auf die Erleichterung des Verkehrs ver— 
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einbare Weiſe ermäßigt werden“ ſollen. Da auch in der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung die Verſagung des weiteren Einzugs 
des ſeitherigen Betrags mit derartigen Verkehrsrückſichten 
begründet iſt, ſo kann es ſich nicht etwa darum handeln, daß 
die Regierung aus reiner Willkür ſich eines Mißbrauchs 
oder einer Ueberſchreitung des ihr zukommenden Ermeſſens 
ſchuldig gemacht hätte. Vgl. Fleiner, Inſtitutionen des 
deutſchen Verwaltungsrechts S. 120. 

Hat ſich die angefochtene Entſcheidung aber in den 
Grenzen des der Regierung zuſtehenden Ermeſſens gehalten, 
ſo iſt nach Art. 13 Abſ. 2 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes 
inſoweit eine Rechtsbeſchwerde ausgeſchloſſen. 

4. Mit Unrecht beſtreitet die Beſchwerdeführerin endlich, 
daß die Gemeindeaufſichtsbehörde zu der von dem Landes— 
herrn im Jahr 1807 vorbehaltenen ſpäteren Beſtimmung 
über den Umfang der Abgabe zuſtändig ſei. Daß eine 
ſolche Beſtimmung etwa nur durch Kgl. Entſchließung zu 
erfolgen habe, kann nach dem ſeitherigen Gang der Ent— 
wicklung nicht verlangt werden. Denn, wie aus einem 
Erlaß der Kreisregierungen vom 23. Mai 1823 hervor⸗ 
geht, wurde, nachdem auf Grund Kgl. Entſchließung vom 
17. Juli 1818 die Kreisregierung zur Ueberwachung der 
Gemeinden hinſichlich „der erlaubten Abgaben“ ange— 
wieſen und hierauf die Beſtimmungen des S 65 Abſ. 1 
und lit. 1, ſowie des § 66 des Verwaltungsedikts in 
Kraft getreten waren, zufolge Kgl. Entſchließung vom 
30. Juli 1822 die Reviſion der künftig beſtehenden örtlichen 
Abgaben den Kreisregierungen übertragen. Hienach kann 
unbedenklich angenommen werden, daß in Fällen wie der 
vorliegende dieſen Behörden auch die in dem Reſkript von 
1807 vorbehaltene Entſchließung über das Fortbeſtehen der 
Höhe des Pflaſtergelds nach Ablauf der Geltungsdauer des 
Reſkripts eingeräumt war. Für das heutige Recht läßt ſich 
— immer vorausgeſetzt, daß die Erhebung der Gebühr im 
ſeitherigen Umfang nicht ein unabänderliches Recht der 
Stadtgemeinde iſt — die Zuſtändigkeit der Kreisregierung 
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auf Art. 3 Abſ. 2 des Gemeindebeſteuerungsgeſetzes vom 8. Aug. 
1903 gründen. Der Einwand der Beſchwerdeführerin, dieſe 
Geſetzesbeſtimmung ſei nicht anwendbar, weil es ſich nicht 
um Gebühren handle, die auf Grund von Beſchlüſſen der 
Gemeindekollegien erhoben werden, trifft nicht zu. Denn 
durch die früheren herzoglichen Dekrete und das Kgl. Reſkript 
von 1807 wurde die Abgabe den Leiſtungspflichtigen gegen— 
über nicht unmittelbar feſtgeſetzt, ſondern die Gemeindever— 
tretung nur zu deren Erhebung ermächtigt. Die Erhebung 
ſelbſt beruht daher auf Beſchlüſſen der Gemeindevertretung, 
wie ja auch die betreffenden Pflaſtergeldordnungen vom 
Stadtrat bzw. Gemeinderat erlaſſen ſind. Nach dem an— 
geführten Art. 3 Abſ. 2 dürfen Pflaſtergelder nicht neu 
eingeführt oder erhöht werden. Soweit aber ſolche noch be— 
ſtehen, ſind ſie Gebühren für Benützung der ſtädtiſchen 
Straßen, alſo für die Benützung von im öffentlichen In— 
tereſſe unterhaltenen Gemeindeanſtalten oder Gemeindeanlagen. 
Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 12. Januar 1898, 
ABl. des Min. des Innern S. 238 (Jahrb. der württ. 
Rechtspfl., Bd. 10, S. 245); 
Abg. Beutter in der Sitzung der Kammer der Abg. 
vom 13. Juni 1876, Prot Bd. 32, S. 1985. 

Es läßt ſich auch behaupten, daß in Stuttgart den be— 
teiligten Abgabepflichtigen die Benützung dieſer Gemeinde— 
anſtalten oder-Anlagen zur Zwangspflicht gemacht iſt, wie 
ſich ſchon daraus ergibt, daß die Benützung der an den 
Erhebeſtellen vorbeiführenden Straßen durch Strafbeſtimm— 
ungen erzwungen wird. 

Zu vgl. die im Eingang angeführten Strafdrohungen 
der Pflaſtergeldordnung und die Ausführungen in dem 
Bericht des Stadtſchultheißenamts Stuttgart vom 9. Sep— 
tember 1910. Da es ſich hienach um Gebühren handelt, 
deren Entrichtung der einzelne ſich nicht nach Belieben ent— 
ziehen kann, 

— zu vgl. auch Göz, VerwgRechtspfl. S. 510/11 — 
ſo ergibt ſich die Zuſtändigkeit der Kreisregierung zur Feſt— 
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ſetzung der Höhe der Gebühr — immer ſoweit nicht ein 
wohlerworbenes Sonderrecht der Stadt entgegenſteht — aus 
Art. 3 Abſ. 2 des angeführten Geſetzes vom 8. Auguſt 1903, wie 
dies die Kreisregierung auch in einem Bericht vom 9. März 
1906 dargelegt hat. 

Dem Ausgeführten zufolge war die Rechtsbeſchwerde als 
unbegründet abzuweiſen. 

Urteil vom 1. Mai 1912. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 3. 25 
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III. 
Abhandlung. 


Künnen privatrechtliche Forderungen mit ſolchen des 
üffentlichen Rechts aufgerechnet werden? 


Von 


Oberregierungsaſſeſſor Graf in Stuttgart. 


Immer mehr zeigt ſich in unſerer Rechtſprechung die 
Tendenz, zu dem vielgeſtaltigen Problem Stellung zu nehmen, 
in welcher Weiſe öffentliches und privates Recht von einander 
abzugrenzen ſind und inwieweit ſich die Normen des Privat⸗ 
rechts, insbeſondere diejenigen des Obligationenrechts, auf das 
Gebiet des öffentlichen Rechts übertragen laſſen. Hiebei läßt 
ſich die Wahrnehmung machen, daß bei dem faſt vollſtändigen 
Fehlen einer zuſammenhängenden wiſſenſchaftlichen Darſtellung 
dieſer Materie die Gerichte vielfach zu widerſprechenden Ent⸗ 
ſcheidungen gelangen. Geradezu ein Schulfall auf dieſem Ge— 
biet iſt das Inſtitut der Aufrechnung, zumal da dieſes be- 
ſondere Schwierigkeiten ſowohl materieller als prozeſſualer 
Art bietet. 

Aufgabe dieſer Darſtellung ſoll daher ſein, zu unter— 
ſuchen, wie ſich das Inſtitut der Aufrechnung auf dem Ge— 
biet des öffentlichen Rechts geſtaltet, wie öffentliches und 
Privatrecht auf dieſem Gebiet von einander abzugrenzen ſind 
und wie ſich dieſe Abgrenzung auf prozeſſualem Gebiet 
äußert. Das BGB. regelt die Aufrechnung in feinen SS 387 
bis 396 und zwar will es ſelbſtverſtändlich jedenfalls in 
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erſter Linie nur die Aufrechnung von privatrechtlichen Yorde- 
rungen regeln. 

Ferner regelt es nur die einſeitige Aufrechnung durch 
den Schuldner, nicht auch den Aufrechnungsvertrag, ob— 
wohl die Zuläſſigkeit eines ſolchen Aufrechnungsvertrages 
in der Wiſſenſchaft unbeſtritten iſt. 

Einſeitige Aufrechnung und Aufrechnungsvertrag ſind 
daher auch hier geſondert zu betrachten. 

Nach § 387 kann, wenn zwei Perſonen einander Xeijt- 
ungen ſchulden, die ihrem Gegenſtand nach gleichartig ſind, 
jeder Teil ſeine Forderung gegen die Forderung des andern 
Teils aufrechnen, ſobald er die ihm gebührende Leiſtung 
fordern und die ihm obliegende Leiſtung bewirken kann. 

Dieſe Vorausſetzungen können offenbar auch bei zwei 
einander gegenüberſtehenden Forderungen des öffentlichen 
Rechts vorhanden ſein. 

Göz, „Verwaltungsrechtspflege“, erklärt denn auch S. 145 
in anſcheinend ſtillſchweigend zuſtimmender Weiſe: Die Zu— 
läſſigkeit der Aufrechnung im öffentlichen Recht begründeter 
Gegenforderungen hat der Verwaltungsgerichtshof in einem 
Urteil vom 24. Juni 1896 bejaht. In dieſem, in den Jahrb. 
f. württ. Rechtspfl. Bd. 8, S. 364 ff. abgedruckten Urteile 
handelte es ſich um die Verpflichtung zur Leiſtung eines 
Straßenkoſtenbeitrags. Der hiemit in Anſpruch genommene 
Beklagte rechnete im Prozeß mit einer Gegenforderung auf, die 
ihm dadurch erwachſen ſei, daß er ihm gehörigen Straßen— 
platz der klagenden Stadtgemeinde ohne Rechtsgrund unent- 
geltlich abgetreten habe, worauf die Klägerin die Unzuläſſigkeit 
des Verwaltungsrechtswegs geltend machte, da die zur Aufrech— 
nung geſtellte Gegenforderung privatrechtlichen Charakter habe. 
Unter Zugrundlegung der Rechtsauffaſſung der Klägerin be— 
züglich der rechtlichen Natur dieſer Gegenforderung wäre alſo 
hier zu der Frage Stellung zu nehmen geweſen, ob eine 
privatrechtliche Forderung gegen eine öffentlich-rechtliche auf— 
gerechnet werden kann und wenn ja, ob dann auch jene der Kog— 
nition des Verwaltungsrichters unterſteht, was wegen der 
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Beſtimmung des 8 322 Abſ. 2 ZPO. unter Umſtänden be- 
ſondere Bedeutung hat. 

Die Gegenforderung ſtellte ſich nach ihrer juriſtiſchen 
Konſtruktion als eine ſolche aus ungerechtfertigter Bereicherung 
dar; da es ſich jedoch bei der Entſcheidung über dieſelbe um 
den dem Gebiet des öffentlichen Rechts angehörenden Streit⸗ 
punkt handelte, ob der Bekl. nach dem Ortsbauſtatut zu un⸗ 
entgeltlicher Abtretung des ihm gehörigen Areals verpflichtet 
war, alſo trotz dem formalen Kondiktionsantrag tatſächlich 
eine Frage des öffentlichen Rechts hiebei den Gegenſtand des 
Streits bildete, ſo nahm der Verwaltungsgerichtshof in Ueber— 
einſtimmung mit der Rechtſprechung des Reichsgerichts an, daß 
infolgedeſſen der ganze Bereicherungsanſpruch öffentlich-recht⸗ 
lichen Charakter trage und alſo eine Forderung des öffent— 
lichen Rechts zur Aufrechnung geſtellt ſei. 

Indem der Verwaltungsgerichtshof die Frage, ob die 
Verwaltungsgerichte nur über das Beſtehen und die Auf— 
rechnung im öffentlichen Recht begründeter Gegenforderungen 
entſcheiden können, offen ließ, nahm er ſtillſchweigend die 
Zuläſſigkeit der Aufrechnung dieſer öffentlich-rechtlichen Gegen⸗ 
forderung an und verwarf die Kompenſationseinrede nur des— 
halb, weil er die Gegenforderung für materiell unbegründet hielt. 

Daraus geht hervor, daß der Verwaltungsgerichtshof 
die Möglichkeit der Aufrechnung öffentlich-rechtlicher Forde⸗ 
rungen nicht grundſätzlich ausſchließt. 

Hiemit ſtehen allerdings die weiteren Ausführungen bei 
Göz S. 161 in Widerſpruch, wo Göz ausführt: „Für das 
einſeitige Recht des Schuldners zur Aufrechnung, für die 
Zwangsaufrechnung des BGB., beſteht im öffentlichen Recht 
kein Bedürfnis. Im öffentlichen württembergiſchen Recht iſt 
eine ſolche Befugnis nirgends anerkannt. Für den Ber: 
waltungsrichter liegt daher kein Grund vor, bei Forderungen 
des öffentlichen Rechts die Zwangsaufrechnung zuzulaſſen und 
die poſitivrechtlichen Detailbeſtimmungen des BGB. anzu⸗ 
wenden.“ 

Dem kann in dieſer allgemeinen Faſſung nicht beigetreten 
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werden. Allerdings iſt im öffentlichen württembergiſchen 
Recht eine ſolche Befugnis nirgends anerkannt, aber auch 
nirgends ausgeſchloſſen. Man kann daher nur aus dem 
Weſen des öffentlichen Rechts und der öffentlich-rechtlichen 
Forderung zu einer Entſcheidung dieſer Frage gelangen. Es 
iſt nicht einzuſehen, warum es beiſpielsweiſe dem Steuer: 
fiskus verwehrt ſein ſoll, gegen eine Steuerrückforderung eines 
Zenſiten mit deſſen laufender Steuerſchuld aufzurechnen. 
Ueberhaupt iſt kein Grund erſichtlich, warum nicht der Fis— 
kus eine öffentlich-rechtliche Gegenforderung ſoll zur Auf— 
rechnung ſtellen können. Aus dem das ganze öffentliche 
Recht beherrſchenden Grundſatz der Unterwerfung des Ein— 
zelnen unter die Staatsgewalt läßt ſich inſoweit ſicher kein 
Bedenken ableiten, denn der Fiskus hat es ja in der Hand, 
ob er aufrechnen will oder nicht. Schwieriger liegt allerdings 
die Sache bei Betrachtung der Gegenſeite, denn es iſt zuzu⸗ 
geben, daß es den Grundſätzen einer geregelten Staatsver— 
waltung widerſpricht, wenn der Schuldner etwa gegen die 
Kapitalſteuerforderung des Staats mit einer Forderung wegen 
zu Unrecht zu viel bezahlter Gerichtskoſten, oder wenn er 
gegen eine etwa beim K. Hauptſteueramt Stuttgart zu be— 
zahlende Einkommenſteuerforderung mit einer gegenüber 
einer anderen Finanzbehörde geltend zu machenden Steuer— 
rückforderung aufrechnen könnte. 

Einen Anhaltspunkt zur Löſung dieſer Frage bietet der 
§ 395 BGB., welcher lautet: „Gegen eine Forderung des 
Reichs als eines Bundesſtaats, ſowie gegen eine Forderung 
einer Gemeinde oder eines anderen Kommunalverbandes iſt 
die Aufrechnung nur zuläſſig, wenn die Leiſtung an dieſelbe 
Kaſſe zu erfolgen hat, aus der die Forderung des Aufrechnenden 
zu berichtigen iſt.“ Zuzugeben iſt, daß dieſer § 395 zunächſt 
allerdings nur privatrechtliche Forderungen im Auge hat, 
aber die zu Grund liegenden geſetzgeberiſchen Erwägungen 
treffen gerade ſo gut für Forderungen des öffentlichen Rechts 
zu. Die verſchiedenen öffentlichen Kaſſen ſollen alſo in be— 
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treff der Aufrechnung wie ſelbſtändige juriſtiſche Perſonen 
behandelt werden. 

In dieſer Beſchränkung ſteht auch auf der Staatsgläubiger⸗ 
ſeite einer Zuläſſigkeit der Aufrechnung einer öffentlich-recht- 
lichen Forderung kein Bedenken entgegen. 

Die Beſtimmung des § 395 muß alſo auch für das 
Gebiet des öffentlichen Rechts gelten. 

Hervorzuheben iſt, daß die Vorſchrift des § 395 nur 
für die Aufrechnung gegen die darin bezeichneten Forde— 
rungen, nicht auch für die Aufrechnung mit Forderungen 
dieſer Art gilt. 

Auf Seite des Staats ꝛc. ſoll alſo dieſe Beſchränkung 
nicht gelten, ſo daß für dieſen auch auf dem Gebiet des 
öffentlichen Rechts nur die allgemeinen Beſtimmungen der 
85 387 ff. gelten. Auch ſoweit derartige öffentliche Kor— 
porationen untereinander ſolche gegenſeitige Forderungen des 
öffentlichen Rechts haben, muß § 395 Anwendung finden. 

Auf dieſe Weiſe kommt man zu einem völlig befriedigenden 
Ergebnis; daß ſo der Aufrechnungsbefugnis des einzelnen 
Bürgers engere Grenzen gezogen ſind als derjenigen des 
Staats, erſcheint keineswegs unbillig und entſpricht dem 
Grundgedanken des § 395. 

Wäre aber auch der Anſicht von Göz beizupflichten, daß 
im öffentlichen württembergiſchen Recht eine Befugnis zur 
Aufrechnung nicht anerkannt ſei, ſo ließe dieſer Satz ſich doch 
jedenfalls nicht auf die öffentlich-rechtlichen Forderungen des 
Reichsrechts übertragen, denn der Inhalt dieſer Rechtsver— 
hältniſſe beſtimmt ſich einſchließlich der Aufrechnungsmöglich— 
keit nach Reichsrecht, und daß hier die Aufrechnung wenigſtens 
in gewiſſen Grenzen zuläſſig iſt, ergibt ſich ſchon aus den 
Beſtimmungen des BGB. und EGBGB. 

§ 394 BGB. beſtimmt: „Soweit eine Forderung der 
Pfändung nicht unterworfen iſt, findet die Aufrechnung gegen 
die Forderung nicht ſtatt. Gegen die aus Kranken-, Hilfs⸗ 
oder Sterbekaſſen, insbeſondere aus Knappſchaftskaſſen und 
Kaſſen der Knappſchaftsvereine zu beziehenden Hebungen 
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können jedoch geſchuldete Beiträge aufgerechnet werden.“ Dieſe 
Forderungen find aber zweifellos öffentlich⸗rechtlicher Natur. 
Das BGB. geht alſo davon aus, daß grundſätzlich auch 
öffentlich⸗rechtliche Forderungen aufgerechnet werden können. 

Auch Art. 81 EGBGB. iſt in dieſem Zuſammenhang 
heranzuziehen, welcher beſtimmt: „Unberührt bleiben die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Aufrechnung gegen An⸗ 
ſprüche der im Art. 80 Abf.1 bezeichneten Perſonen auf Beſoldung, 
Wartegeld, Ruhegehalt, Witwen- und Waiſengeld abweichend 
von der Vorſchrift des S 394 BGB. zulaſſen.“ Planck be⸗ 
merkt hiezu ausdrücklich, daß die Rückſicht auf die öffentliche 
Natur des Dienſtverhältniſſes bei dieſer Beſtimmung maß— 
gebend geweſen ſei. Hier handelt es ſich nicht nur um öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Forderungen überhaupt, ſondern ſpeziell um ſolche 
des öffentlichen Landesrechts. Auch das EGBGB geht alſo 
davon aus, daß auch nach Landesrecht im Zweifel die Auf- 
rechnung auch bei öffentlich-rechtlichen Forderungen grund⸗ 
ſätzlich zuzulaſſen iſt. Des weiteren ergibt ſich aber aus 
Art. 81 EGBGB., daß § 394 BGB. auch öffentlich⸗recht⸗ 
liche Forderungen jeder Art, ſowohl des Reichsrechts als des 
Landesrechts im Auge hat, denn ſonſt wäre der Vorbehalt 
des Art. 81 EGBGB. unnötig. 

Mit der hier vertretenen Anſicht ſtimmt denn auch das 
oben zitierte Urteil des Verwaltungsgerichtshofes vom 24. 
Juni 1896 überein. Die klagende Stadtgemeinde machte 
einen Anſpruch auf Leiſtung eines Straßenkoſtenbeitrags 
geltend und der Beklagte rechnete mit einem Anſpruch aus 
zu Unrecht geleiſtetem Straßenkoſtenbeitrag auf. Die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 395 treffen hier alſo offenbar zu. Selbſtver— 
ſtändlich iſt das öffentliche Recht bei jeder öffentlich⸗rechtlichen 
Forderung in der Lage, eine Aufrechnung gegen dieſelbe 
überhaupt zu verbieten, aber zu vermuten iſt dies nicht, und 
es bedarf jedenfalls ſtets eines beſonderen Nachweiſes für 
ein ſolches Verbot aus Sinn und Zweck des betreffenden 
Geſetzes. 

Auch das von Göz S. 161 zitierte Urteil des Reichs⸗ 
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gericht vom 28. Dez. 1900 (Entſch. des Reichsger. in Zivilſ. 
B. 47, S. 330) ſtimmt mit der hier vertretenen Auffaſſung 
überein. Hier hatte die Klägerin gegen den preußiſchen Fis⸗ 
kus zu Unrecht erhobene Erbſchaftsſteuer eingeklagt, worauf 
der beklagte Fiskus einen gegen die Klägerin ihm zuſtehenden 
Stempelſteueranſpruch aufrechnungsweiſe geltend machte. 
Das Reichsgericht ſpricht hier aus, ein durchſchlagender Grund, 
weshalb es dem Fiskus verſagt ſein ſollte, dieſe ihm gegen⸗ 
über beſtehende Verpflichtung im Weg der Aufrechnung zur 
Anerkennung und Geltung zu bringen, ſei nicht erſichtlich. 
Ebenſowenig laſſe ſich daraus, daß dem Fiskus zur Herbei- 
führung der zwangsweiſen Zahlung der Stempelſteuer das 
Verwaltungszwangsverfahren zu Gebote ſteht, etwas gegen die 
Zuläſſigkeit der Aufrechnung entnehmen. Dies müſſe umfo- 
mehr gelten, als das Stempelgeſetz die Frage der Stempel- 
pflicht der Entſcheidung der Gerichte zu unterbreiten geſtatte. 
Die Unzuläſſigkeit des Rechtswegs für die zur Aufrechnung 
geſtellte Gegenforderung kam damals alſo noch nicht in 
Frage. 

Zu dieſem Urteil iſt zu beachten, daß es ſich um ganz 
verſchiedenartige Forderungen handelte, nämlich das eine 
Mal um Erbſchaftsſteuer, das andere Mal um Stempelſteuer, 
aber eine dem 8 394 entſprechende Beſchränkung kann eben 
auf Seiten des Fiskus nicht anerkannt werden. 

In Uebereinſtimmung mit der Rechtſprechung des Ver— 
waltungsgerichtshofes und des Reichsgerichts und dem BGB. 
iſt alſo feſtzuſtellen, daß Aufrechnung auch von Forderungen 
des öffentlichen Rechts grundſätzlich zuläſſig iſt. Dieſelbe 
unterliegt auf Seiten der öffentlichen Korporationen überhaupt 
keiner beſonderen Beſchränkung, während im übrigen die Be— 
ſtimmung des §S 395 BGB. entſprechend anzuwenden iſt. 

Mangels beſonderer Beſtimmungen des öffentlichen Rechts 
müſſen diejenigen der SS 388 ff. BGB. auch hier entſprechend 
Anwendung ſinden. Praktiſche Bedenken ſtehen der An— 
wendung nicht entgegen. 

Damit iſt aber die von Göz nicht berührte Frage noch 
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nicht entſchieden, ob auch privatrechtliche und öffentlich-rechtliche 
Forderungen mit einander aufgerechnet werden können. 

Zu dieſer Frage iſt eine verneinende Entſcheidung des 
Verwaltungsgerichtshofs und eine bejahende des Reichsgerichts 
vorhanden. ö 

Hiezu iſt vorweg zu bemerken, daß § 387 der Zuläſſigkeit 
einer ſolchen Aufrechnung nicht entgegenſteht, denn der Gegen: 
ſtand der Leiſtungen kann gleichartig ſein und nur das Rechts 
ſyſtem, aus dem ſie hervorgewachſen ſind, iſt ein verſchiedenes. 

Weder das BGB., noch das öffentliche Recht gibt zu 
dieſer Frage eine ausdrückliche Entſcheidung, jedoch ſind aus 
dem BGB. Anhaltspunkte dafür zu entnehmen, daß im Sinn 
desſelben die Zuläſſigkeit auch einer ſolchen Aufrechnung 
liegt. Wenn 8 394 beide Arten von Forderungen unterſchiedslos 
umfaßt, ſo liegt nahe, anzunehmen, daß er hiebei auch mit 
einer wechſelſeitigen Aufrechnung rechnet. 

Die Aufrechnung iſt ein Erfüllungsſurrogat und es iſt 
nicht erſichtlich, warum nicht auch eine öffentlich- rechtliche 
Forderung zur Tilgung einer privatrechtlichen Forderung ſoll 
verwendet werden können und und umgekehrt. Die SS 387 
ff. BGB. einſchließlich des § 395 erfcheinen auch hier an— 
wendbar. Die Beſtimmung des Art. 81 BGB. weiſt direkt 
darauf hin, daß dieſes Geſetz von der Zuläſſigkeit auch einer 
ſolchen Aufrechnung ausgeht, denn bei der hier zugelaſſenen 
Aufrechnung kommen hauptſächlich ſolche Gegenforderungen 
in Frage, die aus dem Dienſtverhältnis der Beamten gegen 
dieſelbe entſtanden find, und das find eben Schadenserſatz— 
anſprüche. Solche Schadenserſatzanſprüche, die aus öffentlich— 
rechtlichen Verhältniſſen entſtanden ſind, haben aber nach der 
herrſchenden Lehre, wie ſich insbeſondere auch aus §839 BGB. 
und Art. 203 AG. BGB. ergibt, privatrechtlichen Charakter (ſiehe 
hiezu auch Bühler, „die Zuſtändigkeit der Zivilgerichte gegenüber 
der Verwaltung“, der S. 175 ohne weiteres die Zuläſſigkeit 
der Aufrechnung ſolcher Schadenserſatzanſprüche durch Gehalts— 
abzüge annimmt). Worin der Anlaß zur Schadensſtiftung 
wurzelt, iſt unerheblich. Art. 81 hat alſo die Aufrechnung 
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von privatrechtlichen Schadenserſatzanſprüchen gegen öffentlich⸗ 
rechtliche Gehaltsforderungen im Auge und die Zuläſſigkeit 
der Aufrechnung von privatrechtlichen mit öffentlich⸗ rechtlichen 
Forderungen ſteht alſo im Einklang mit unſerem bürgerlichen 
Reichsrecht. 

In ſeinem die gegenteilige Anſicht zum Ausdruck bringenden 
Urteil vom 27. Okt. 1909 (Jahrb. der Württ. Rechtspfl., 
B. 22, S. 227) führt dieſer Gerichtshof aus, die Aufrechnung 
ſei unzuläſſig, da durch dieſe Zulaſſung dem Willen des 
Geſetzes zuwider privatrechtliche Anſprüche zur Kognition 
der Verwaltungsgerichte gebracht würden und da es den 
öffentlichen Intereſſen nicht entſpreche, daß die Verwirklichung 
öffenlich⸗rechtlicher Anſprüche, insbeſondere der Steuern und 
Abgaben, von der oft eine ſchwierige und langandauernde 
Feſtſtellung im Prozeßweg erfordernden Durchführung privat— 
rechtlicher Gegenforderungen abhängig gemacht wird. 

Was den erſten Grund anbelangt, jo iſt hier zwifchen 
dem materiellrechtlichen und dem formell-prozeſſualen Ge: 
ſichtspunkt zu unterſcheiden. Wenn auch die Aufrechnung 
materiellrechtlich zugelaſſen wird, ſo iſt doch wieder eine nach ganz 
anderen Geſichtspunkten zu entſcheidende Frage, wie ſich die 
Geltendmachung einer ſolchen Aufrechnung im Prozeß geſtaltet. 
Dieſer zweite Punkt darf alſo nicht wohl bei der Entſcheidung 
des erſten verwertet werden. 

Der zweite Grund trifft gerade jo gut auch bei der Auf: 
rechnung von zwei öffentlich-rechtlichen Forderungen zu und 
erſcheint nicht durchſchlagend. Handelt es ſich um öffentlich— 
rechtliche Anſprüche, für welche die Verwaltungsgerichte zu— 
ſtändig ſind, ſo iſt kein genügender Grund einzuſehen, warum 
nicht in einem ſolchen Prozeß unter Umſtänden auch eine 
privatrechtliche Forderung zur Aufrechnung ſollte geſtellt 
werden können, zumal der $ 395 BGB. einen genügenden 
Schutz bietet. 

Handelt es ſich um öffentlich-rechtliche Forderungen, die 
nach Art. 10 des Geſetzes vom 18. Aug. 1879 durch die Organe 
der Verwaltung ohne Mitwirkung des Gerichtsvollziehers oder 


Graf: Können privatrechtliche Forderungen aufgerechnet werden? 383 


des Gerichtes vollſtreckt werden, ſo muß ſtatt Barzahlung die 
Aufrechnung erklärt werden, wobei nach Ablauf der im 
Zahlungsbefehl geſetzten Zahlungsfriſt die die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung verhängende Behörde zu entſcheiden hat, ob ſie 
durch die erfolgte Aufrechnung die Befriedigung als nad): 
gewieſen anſehen will. Behauptet der Schuldner gültige Auf: 
rechnung, beſtreitet jedoch die Verwaltungsbehörde das Vor— 
liegen einer ſolchen, ſo iſt über dieſen Einwand nach Art. 13, 
5 des genannten Geſetzes von 1879 zu entſcheiden. Die Er⸗ 
laſſung der betreffenden Entſcheidung im Sinn des Art. 11 
muß hier dem Schluß der entſcheidenden mündlichen Der: 
handlung im Sinn des § 767 Abſ. 2 ZPO. gleichgeſtellt 
werden. 

Wird die Einwendung von der Verwaltungsbehörde, 
deren Entſcheidung vollſtreckt wird, verworfen, ſo iſt in letzter 
Inſtanz Rechtsbeſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof 
zuläſſig. Einſtellung der Zwangsvollſtreckung iſt nur bei 
Glaubhaftmachung der Einwendung, d. h. alſo hier der gültig 
erfolgten Aufrechnung, zu verfügen. 

Jene Bedenken können alſo nicht für ſo erheblich ange— 
ſehen werden, um eine völlige Ausſchließung der Aufrech— 
nungsbefugnis zu rechtfertigen. 

Das Reichsgericht geht denn auch in einem Urteil vom 
21. Nov. 1911 (Entſch. des Reichsg. in Zivilſ., Bd. 77, 
S. 411) als ſelbſtverſtändlich ſtillſchweigend davon aus, daß 
privatrechtliche und öffentlich-rechtliche Forderuugen gegen 
einander aufgerechnet werden können, indem es der beklagten 
Stadtgemeinde geſtattet, gegen den privatrechtlichen Klagan— 
ſpruch mit einer Gebäudeſteuerſchuld der Klägerin aufzurechnen. 

Auch daraus wurde kein Bedenken abgeleitet, daß für 
die Gebäudeſteuerſchuld der ordentliche Rechtsweg verſchloſſen 
iſt. Die Aufrechnung iſt keine Widerklage. Will das Zivil⸗ 
gericht vermeiden, zu der Frage Stellung zu nehmen, ob die 
zur Aufrechnung geſtellte öffentlich-rechtliche Forderung zu 
Recht beſteht, ſo kann es von der Ausſetzungsbefugnis des 
§ 148 ZPO. Gebrauch machen. 
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Das Reichsgericht läßt zwar dahingeſtellt, ob das Ge— 
richt in einem Fall der vorliegenden Art zur Ausſetzung 
verpflichtet ſei, jedoch iſt dieſe Frage zu verneinen, denn auch 
hier handelt es ſich nur um einen Inzidentpunkt, um ein 
Urteilselement, das einer geſonderten Behandlung nicht bedarf. 

Das Reichsgericht bemerkt in jener Entſcheidung des 
weiteren, daß, wenn das Gericht ſich für befugt halte, ohne 
Ausſetzung über das Beſtehen der Gebäudeſteuerforderung 
ſelbſtändig zu befinden, dies doch nur für die Entſcheidung 
über den Klaganſpruch von Bedeutung ſein könne; verneine 
das Gericht die Gebäudeſteuerſchuld, ſo würde die Befugnis 
der beklagten Stadtgemeinde, die behauptete Gebäudeſteuer— 
ſchuld auf dem ihr geſetzlich eröffneten Wege der Zwangs— 
vollſtreckung von der Klägerin beizutreiben, durch jene Ent— 
ſcheidung des Gerichts nicht berührt; die endgültige Ent— 
ſcheidung über das Beſtehen dieſer Schuld würde immer den 
Verwaltungsgerichten verbleiben. Damit ift die Anwendbar— 
keit des S 322 Abſ. 2 ZPO. ſtillſchweigend verneint, wonach 
die Eintſcheidung, daß eine zur Aufrechnung geſtellte Gegen— 
forderung nicht beſteht, bis zur Höhe des Betrags, für welchen 
die Aufrechnung geltend gemacht worden iſt, der Rechtskraft 
fähig iſt. 

Eine ſolche Rechtskraftwirkung kann nicht eintreten. 
Mag auch das Beſtehen der zur Aufrechnung geſtellten öffent— 
lich⸗ rechtlichen Forderung vom Zivilrichter verneint werden, 
ſo ſteht doch dem Beklagten jederzeit frei, dieſe Forderung 
vor dem Verwaltungsgericht einzuklagen. Iſt dagegen über 
das Beſtehen dieſer Gegenforderung vom Verwaltungsgericht 
ſchon eine rechtskräftige Entſcheidungzwiſchen denſelben Parteien 
ergangen, ſo iſt dieſe für den zweiten Prozeß vor dem Zivil— 
richter bindend, denn die materielle Rechtskraft iſt auch im Ver— 
hältnis von Zivilgerichten und Verwaltungsgerichten wirkſam. 

All dies gilt ſowohl für die erſt im Prozeß erklärte Auf— 
rechnung als auch für eine ſchon früher erklärte Aufrechnung, 
auf die im Prozeß einredeweiſe Bezug genommen wird. 

Umgekehrt muß genau dasſelbe gelten, wenn vor dem 
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Verwaltungsgericht oder vor der Vewaltungsbehörde eine 
privatrechtliche Forderung aufrechnungsweiſe geltend gemacht 
wird. — Auch ein Vorbehaltsurteil nach S 302 ZPO. iſt 
möglich. — Auch für die Eventualaufrechnung gilt nichts 
beſonderes, dagegen kommt den Urteilen des Verwaltungs- 
gerichtshofs im Rechtsbeſchwerdeverfahren nur formelle, nicht 
auch materielle Rechtskraftwirkung im Sinn des 3 322 ZPO. 
zu, denn letztere ſetzt ein Parteiſtreitverfahren voraus. Aller: 
dings iſt die Verwaltungsbehörde verpflichtet, der weiteren 
Behandlung der Angelegenheit die vom Verwaltungsgerichts⸗ 
hof feſtgeſtellte Rechtsauffaſſung zu Grunde zu legen (Göz 
S. 593), aber um eine materielle Rechtskraft zwiſchen zwei 
Prozeßparteien im prozeſſualen Sinn handelt es ſich hier 
nicht. Die Verwaltungsbehörde hat eben kraft Geſetzes die 
amtliche Pflicht, jene Entſcheidung des Verwaltungsgerichts— 
hofs ſich zu eigen zu machen. 

Daraus ergeben ſich für ſie wichtige Folgerungen. Iſt 
im vorausgehenden Verwaltungsbeſchwerdeverfahren das Be- 
ſtehen oder Nichtbeſtehen einer öffentlich⸗-rechtlichen Forderung 
feſtgeſtellt, jo bindet dies ſpäter den Zivilrichter in keiner Weiſe, 
wie umgekehrt, wegen der Unanwendbarkeit des § 322 Abſ. 2 
ZPO. die ſpäter mit der Forderung befaßte Verwaltungs- 
behörde an eine Entſcheidung des über die Aufrechnungs⸗ 
einrede befindenden Zivilrichters in keiner Weiſe gebunden iſt. 
So können allerdings widerſprechende Entſcheidungen er— 
gehen, aber dies iſt auch ſonſt vielfach der Fall, man denke 
nur, daß der Verwaltungsgerichtshof auf erfolgte Rechts— 
beſchwerde das Beſtehen eines Steueranſpruchs bejaht, der 
Strafrichter dagegen dieſes Beſtehen verneint, es ſei denn, daß 
durch poſitive Geſetzesbeſtimmung die Bindung des Zivil— 
bezw. Strafrichters an die Entſcheidung der Verwaltungs— 
behörde bezw. des Verwaltungsgerichtshofes als Rechtsbe⸗ 
ſchwerdegericht ausgeſprochen iſt. 

Auch eine Vollſtreckungsgegenklage nach §S 767 ZPO. iſt 
auf Grund der Aufrechnungseinrede möglich. Das prozeſſuale 
Ergebnis dieſer Erörterung läßt ſich alſo kurz dahin zu— 
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ſammenfaſſen: 1. Hat der Zivilrichter auf erhobene Klage ſich 
über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer privatrechtlichen 
Forderung ausgeſprochen und wird dieſe ſpäter vor dem Ber: 
waltungsgericht oder vor der Verwaltungsbehörde zur Auf— 
rechnung geſtellt, ſo iſt die Verwaltungsbehörde bezw. das 
Verwaltungsgericht an die frühere vom Zivilrichter mit 
materieller Rechtskraft getroffene Feſtſtellung gebunden. 2. 
Hat der Verwaltungsrichter auf erhobene Klage ſich über das 
Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer öffentlich-rechtlichen For⸗ 
derung ausgeſprochen und wird dieſe ſpäter vor dem Zivil⸗ 
gericht zur Aufrechnung geſtellt, ſo tritt für den Zivilrichter die⸗ 
ſelbe Bindung ein. 3. Eine ſolche Bindung des Zivilrichters tritt 
aber nicht ein, wenn nicht im verwaltungsgerichtlichen Bartei- 
ſtreitverfahren, ſondern vor der Verwaltungsbehörde oder dem 
Verwaltungsgerichtshof als Rechtsbeſchwerdeinſtanz zuvor über 
dieſe Forderung entſchieden worden war. 4. Wird eine öffentlich 
rechtliche Forderung zuerſt vor dem Zivilgericht zur Auf— 
rechnung geſtellt und dann erſt vor dem Verwaltungsgericht 
oder der Verwaltungsbehörde klageweiſe bezw. im Weg der 
direkten Adminiſtrativvollſtreckung geltend gemacht, ſo ſind 
dieſe an die Vorentſcheidung des Zivilrichters in keiner 
Weiſe gebunden und ganz dasſelbe gilt umgekehrt bei einer 
privatrechtlichen Forderung. 

Einer geſonderten Betrachtung bedarf der Aufrechnungs— 
vertrag. Die Vorausſetzungen des $ 387 BGB. gelten für 
ihn nicht (vergl. die Entſcheidung des R. Ger. vom 22. Jan. 
1910, Jur. Woch. 1910, S. 229). Faßt man den Auf⸗ 
rechnungsvertrag als einen gegenſeitigen Erlaßvertrag auf, 
ſo ſteht ſeiner Zuläſſigkeit bei Aufrechnung einer privat— 
rechtlichen gegen eine öffentlich-rechtliche Forderung auf keinen 
Fall ein Bedenken entgegen, da dann dieſer Vertrag eigent— 
lich aus zwei nur äußerlich verbundenen Erlaßverträgen im 
Sinne des $ 397 BGB. beſteht und den Erlaßvertrag im 
Sinne des § 397 muß es auch auf dem Gebiet des öffent— 
lichen Rechts geben. Hier finden dann die SS 387 ff. ein⸗ 
ſchließlich des 8 395 und auch der § 322, Abſ. 2 ZPO. 
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überhaupt keine Anwendung. Es handelt ſich eigentlich gar 
nicht um Aufrechnung, ſondern um Schulderlaß. 

Nun iſt aber mit Planck davon auszugehen, daß die 
Parteien regelmäßig beabſichtigen werden, durch einen ſolchen 
Vertrag dieſelben Wirkungen herbeizuführen wie bei der ein⸗ 
ſeitigen Aufrechnung auf Seite des Schuldners, insbeſondere 
alſo die Rückwirkung im ſelben Umfang wie § 389 fie vor⸗ 
ſchreibt, eintreten zu laſſen. Dies iſt dann ein die gleich⸗ 
zeitige Aufhebung zweier Schuldverhältniſſe bezweckender 
ſynallagmatiſcher Vertrag eigener Art, der einen gemiſcht— 
öffentlich⸗rechtlich⸗privatrechtlichen Charakter trägt. § 322 
Abſ. 2 ZPO. findet auf ihn überhaupt nicht und die 88 387 ff. 
finden auf ihn nicht kraft des Geſetzes, ſondern nur kraft 
des übereinſtimmenden Vertragswillens Anwendung. Auch 
die Zuläſſigkeit eines ſolchen Vertrages iſt nicht wohl in 
Zweifel zu ziehen. 

Der Grundſatz der Vertragsfreiheit muß auch auf dem 
Gebiet des öffentlichen Rechts gelten, wovon die andere 
Frage ſehr zu trennen iſt, ob die betreffende Staats- oder 
Kommunalbehörde innerhalb ihrer geſetzlichen Vertretungs— 
befugnis zum Abſchluß eines ſolchen Vertrags ermächtigt iſt. 
Ein ausdrücklicher geſetzlicher Ausſpruch erſcheint hiezu 
nicht unter allen Umſtänden erforderlich. (Teilweiſe ab- 
weichend Göz S. 130 und 136.) 

Der Konkurs iſt allerdings ein Inſtitut der Privatrechts⸗ 
ordnung, jedoch umfaßt er auch öffentlich-rechtliche Forde⸗ 
rungen und Schulden. Einen beſonderen Konkurs über einen 
Gemeinſchuldner bezüglich ſeiner öffentlich-rechtlichen Ver⸗ 
bindlichkeiten gibt es nicht. 

Oeffentlich-rechtliche und privatrechtliche Forderungen 
konkurrieren im Konkurs nebeneinander. Dies ergibt ſich aus 
den §§ 49, 61 KO., die auch öffentlich-rechtliche Forderungen 
aufzählen. Infolgedeſſen müſſen auch die Vorſchriften der 
88 53 ff. KO. über die Aufrechnung im Konkurſe hier wechſel⸗ 
ſeitige Anwendung finden. 
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Auch im Konkurſe kann alſo eine Aufrechnung von 
privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Forderungen in 
Frage kommen und für den Staat wertvoll ſein, da ein 
Gläubiger ſeine Forderung im Konkursverfahren nicht anzu⸗ 
melden braucht, ſoweit er zu einer Aufrechnung befugt iſt. 
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Literariſche Anzeigen. 


Das in dieſer Zeitſchrift ſchon mehrfach (vgl. Bd. 20 S. 387 und 
die dortigen Anführungen) rühmend erwähnte „Syſtem des Deutſchen 
bürgerlichen Rechts“ von Crome (Tübingen, Mohr) iſt jetzt mit dem 
5. Band (geh. 18 Mk. 25 Pf., geb. 21 Mk. 50 Pf.) vollſtändig gewor⸗ 
den. Dieſer Schlußband behandelt — in gleicher Weiſe wie die vorange⸗ 
gangenen Bände die in ihnen erörterten Materien — das Erbrecht, und 
die ſyſtematiſche Darſtellung dieſes Teils des BGB. wird mit um ſo 
größerer Befriedigung begrüßt werden, als ja das fünfte Buch des BGB. 
ſich durch Unüberſichtlichkeit und Kompliziertheit der Geſetzesbeſtimmungen 
in beſonderem Maß unvorteilhaft auszeichnet und eine klare ſyſtematiſche 
Darſtellung der betreffenden Lehren erwünſcht erſcheinen läßt. 

Wie ſehr der Staudingerſche Kommentar zum BGB. (München 
und Berlin, Schweitzer) an der Spitze aller Kommentare zum BGB. ſteht, 
beweiſt der Umſtand, daß das Werk trotz ſeines Umfangs und des da⸗ 
durch bedingten Preiſes nunmehr ſchon in (neubearbeiteter) 7./8. Auflage 
erſcheint. Der 3. Band (Sachenrecht; Preis geh. 28 Mk., geb. 30 Mk. 
50 Pf.) liegt fertig vor, vom 1. Band (Allg. Teil) die erſte bis 8 123 
reichende Lieferung; der zweite Band (Recht der Schuldverhältniſſe) ſoll 
im Herbſt vollſtändig erſcheinen. Literatur und Rechtſprechung ſind bis 
auf die neueſte Zeit nachgetragen, ſo daß der Praktiker in zahlloſen Fällen 
die erforderliche Belehrung oder mindeſtens den Hinweis findet, wo er 
ſolche zu ſuchen hat. 

Seit dem Jahr 1907/8 erſcheint — ſeit dem 4. Jahrgang im Kohl⸗ 
hamm eerſchen Verlag — von Dr. Sörgel herausgegeben ein „Jahr⸗ 
buch des Verwaltungsrechts“ (Bd. 1—4 — Bd. 1 unter dem Titel „Jahr⸗ 
buch der Rechtſprechung zum Verwaltungsrecht“ — 57 Mk.), enthaltend 
„die geſamte Rechtſprechung zum Verfaſſungs⸗, Verwaltungs: und Ber: 
ſicherungsrecht, Reichs⸗ und Landesrecht“ alſo zu Materien, die — wie 
3. B. die ſozialpolitiſchen Verſicherungsgeſetze, die Stempelgeſetze uſw. — 
von den Gerichten nicht ſelten zu behandeln ſind und bei denen, als ihm 
weniger geläufig, der Richter gern zu einer Sammlung, wie der vorliegen⸗ 
den, greifen wird, die ihm über die zu gerichtlicher oder verwaltungs⸗ 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIV. 3. 26 
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gerichtlicher Entſcheidung gelangten Fragen und deren Beantwortung 
Auskunft (mindeſtens durch Verweiſung auf die Stelle, wo ſie zu finden 
iſt) gibt. 

Ebenfalls im Kohlhammer ſchen Verlag iſt erſchienen: „Reichs⸗ 
verſicherungsordnung nebſt Einführungsgeſetz und Erläuterungen von 
Miniſterialrat Dr. L. v. Kohler, Oberregierungsrat J. Bieſen⸗ 
berger, Regierungsrat H. Schäffer und Amtmann Dr. W. Schall, 
7 Lieferungen, die 7. das Einführungsgeſetz behandelnd; die 8. (Regiſter 
und einen Anhang zur 3. Lieferung enthaltend) ſteht noch aus: Geſamt⸗ 
preis 20— 22 Mk. Da auch der Richter ſich mit der RVO., wie bisher 
mit den in ihr zuſammengefaßten Verſicherungsgeſetzen, nicht ſelten zu 
befaſſen haben wird, wird er gern nach dieſer handlichen, mit bald knappen, 
bald längeren Erläuterungen (für deren Zuverläſſigkeit Name und Stel⸗ 
lung der Verfaſſer bürgt) verſehenen Ausgabe greifen. 

In der bei Mohr erſcheinenden Ausgabe verwaltungsrechtlicher 
Geſetze Württembergs iſt im Anſchluß an die von Dr. jur. C. Ruck 
bearbeitete „Gemeindeordnung“ (ſ. Württ J. 23 S. 367) ein weiterer, 
ebenfalls von Dr. Ruck bearbeiteter Band „Gemeinderecht neben der 
Gemeindeordnung“ (Preis geb. 3 Mk. 60 Pf.) getreten, der das Ge⸗ 
meindeangehörigkeitsgeſetz, das Körperſchaftsforſt⸗ und das Körperſchafts⸗ 
ſteuergeſetz“ behandelt und von dem das a. a. O. Geſagte in gleicher 
Weiſe gilt. Die in ähnlicher Weiſe „die Gemeinde⸗ und Bezirksordnung 
des Königreichs Württemberg vom 28. Juli 1906 nebſt den Vollzugsbe⸗ 
ſtimmungen“ behandelnde, im Kohlhammerſchen Verlag veröffentlichte „Text⸗ 
ausgabe mit Anmerkungen, Verweiſungen und Sachregiſter“ (Preis 7 Mk. 
50 Pf., geb. 8 Mk.) von Regierungsrat Dr. Michel iſt in zweiter Auf⸗ 
lage erſchienen. 

Von dem Kommentar zur ZPO. von Skonietzki und Dr. 
Gelpcke (ſ. Württ J. Bd. 23 S. 125, 253, 367) iſt die erſte Lieferung 
des zweiten Bandes (Preis 3 Mk.) erſchienen, die bis 8 549 reicht, alſo 
die Berufung — mit äußerſt reichhaltiger Kaſuiſtik — vollſtändig be⸗ 
handelt. 

Die für den Straf⸗ und Zivilrichter jo wichtige und ſchwierige 
Lehre vom Kauſalzuſammenhang behandelt eine bei Mohr erſchienene 
Schrift des Tübinger Privatdozenten Dr. M. L. Müller: „Die Be⸗ 
deutung des Kauſalzuſammenhangs im Straf: und Schadenserſatzrecht“ 
(141 S., Preis geh. 4 Mk.). 
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